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Die Stellung des Anwalts fowie der freien Berufe im Staat. 


Von Rechtsanwalt Dr. Erwin Noack, Halle a. d. S., II. Präſident der Reichsrechtsanwaltskammer. 
Ordentliches Mitglied der Akademie für Deutſches Recht. 


Mit der Übernahme der politiſchen Macht durch die 
nationalſozialiſtiſche Revolution iſt der Weg frei geworden 
zum Aufbau des Staates nach den Grundſätzen der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung. Dieſe Weltanſchauung, die ſich 
— nach den Worten des Führers auf dem Nürnberger Par⸗ 
teitage — zu einer heroiſchen Lehre der Wertung des Blutes, 
der Raſſe und der Perſönlichkeit, ſowie der ewigen Ausleſe⸗ 
geſetze bekennt, führt zwangsläufig zu einer Neuorientierung 
auf faſt ſämtlichen Gebieten des völkiſchen Lebens. So, wie 
zur Aufrechterhaltung jeder menſchlichen Geſellſchaft gewiſſe 
Prinzipien vertreten werden müſſen, ohne Rückſicht darauf, 
oo alle Einzelnen ſich damit einverſtanden erklären, jo muß 
auch das kulturelle Bild eines Volkes geformt werden nach 
einen beſten Beſtandteilen und nach den dank ihrer Art 
einzig dazu geborenen Trägern der Kultur. 

Es iſt daher angeſichts dieſer leitenden Gedanken not⸗ 
wendig, ſich Klarheit darüber zu verſchaffen, welche Stellung 
die für die Kultur eines Volkes unentbehrlichen freien 
Berufe, insbeſ. der freie Beruf des Rechtsanwalts, im 
nationalſozialiſtiſchen Volksſtaat einzunehmen haben. 

Um dieſer Aufgabe gerecht zu werden, bedarf es zu⸗ 
nächſt einer grundſätzlichen Behandlung der Betrachtungs⸗ 
weiſe des Staates und der in ihm wirkenden freien Berufe 
als weſentliche Träger dieſes Ständeſtaates. 

16. Der Staat ift die organiſche Zuſammenfaſſung der deut⸗ 
ſchen Volksgenoſſen innerhalb des deutſchen Staatsgebietes 
zum Zwecke der Erhaltung und Förderung ihrer ererbten 
beulturgüter. Aus der in dieſer Definition enthaltenen Zweck⸗ 
eſtimmung des Staates ergibt ſich notwendigerweiſe die 
dationalſozialiſtiſche Auffaſſung, daß der Staat nicht als ein 
Tebeweſen zu betrachten iſt, das um feiner ſelbſt willen beſteht, 
ſondern daß der Staat dem Volk gegenüber als das Sekun⸗ 
are betrachtet werden muß. Der Staat iſt eine Organiſation, 
die nicht um ihrer ſelbſt willen da iſt, ſondern die den Zweck 
Bl. ein in einem beſtimmten Gebiet lebendes Volk gleichen 
7 — und gleicher Tradition in ſeinem raſſenmäßigen Be⸗ 
Fand und in feinen Kulturgütern zu erhalten und zu fördern. 
Faßt man aber den Staat demgemäß nicht als individuelles 

a ſondern als eine zweckmäßige Organiſation zur Er⸗ 
eg und Förderung des einzelnen Volksgenoſſen ſowie 
auf Zeſamtheit der blutsmäßig verbundenen Volksgenoſſen 
Rn fo ergibt ſich daraus, daß die Träger dieſes Staates, 
Ei. „etonalfozialiftiicher Weltanſchauung die Stände, auch 

in ornehmlich dieſen Zwecke dienen dürfen und in dieſem 

8 aufgebaut werden müſſen. 
ds Sta auch die freien Berufe, die als weſentliche Faktoren 

»Ständeſtaates, bevorzugt, betraut mit der Erhaltung 


und Förderung des Kulturgutes, beſonderer Arbeit und 
Pflege bedürfen. 


Was ſind nun die ſogenannten freien Berufe? 


Der „Begriff“ des „freien Berufes“ iſt zu verſchiedenen 
Zeiten und bei verſchiedenen Völkern nicht derſelbe geweſen. 
Der Wandel iſt einer der Gründe dafür, daß der Begriff der 
freien Berufe heute nicht eindeutig beſtimmt und umſtritten 
iſt. Urſprünglich — bei den Römern — „des freien Mannes 
würdige Beſchäftigung“, entſtand im Mittelalter das Wort 
der „freien Künſte“ oder „freien Berufe“ als Abgrenzung 
eines Wiſſensſtoffes, ſpäter als Abgrenzung der durch die 
eigenartige Vorbildung beſtimmten Berufe, ſo daß ſich der 
Kreis der — akademiſch Gebildeten — mit den Angehörigen 
der freien Berufe ziemlich weit deckte. Bei zunehmender 
Arbeitsteilung, fortſchreitender wirtſchaftlicher Entwicklung 
und Verbreiterung des Bildungsweſens iſt jedoch die aka⸗ 
demiſche Vorbildung keineswegs mehr Kennzeichen gerade der 
freien Berufe, wie andererſeits auch Künſtler ohne akademiſche 
Vorbildung typiſche Vertreter der freien Berufe ſind. Negativ 
iſt jedoch feſtzuſtellen, daß zu den freien Berufen nicht 
zählen, die Beamten, die Gewerbetreibenden und die Arbeit⸗ 
nehmer und arbeitnehmerähnlichen Perſonen. Poſitiv iſt als 
gemeinſames Merkmal aufgeſtellt worden: „Der dem freien 
Beruf zugehörige Arbeiter, der ſeinen Unterhalt erwirbt durch 
eigenbeſtimmte Arbeit im Dienſte wechſelnder Auftraggeber, 
und deſſen Erwerbsſtreben gebunden iſt durch eine höhere 
ethiſche, vom Allgemeinwohl geforderte Berufsanſchauung.“ 
Es kommt danach an auf eigenbeſtimmte geiſtige Qualitäts⸗ 
arbeit, alſo nicht abhängige Arbeit, die offenbar zum Ziele 
hat, die Erſtellung von Kulturgütern. Sie wird geleiſtet nicht 
des Erwerbes wegen, ſondern um ihrer ſelbſt willen. Daraus 
ergibt ſich die höhere ethiſche Berufsauffaſſung, in der Rich⸗ 
tung der Bindung des Erwerbstriebes. 

Bleiben wir zur Charakteriſierung bei dem uns am 
nächſten liegenden Beiſpiel des deutſchen Rechtsanwalts als 
einem maßgeblichen Organ der deutſchen Rechtspflege. 

Der „homo ethicus“, nicht der „homo oeconomicus“ 
iſt Organ der Rechtspflege, Kulturorgan, Produzent von 
überindividuellem Gemeinſchaftsgut. Dieſe Erfahrung iſt den 
Anwälten, die die ſchwierigen Daſeinsprobleme des Homo 
ethicus und die Verſuche, dieſe zu löſen, in der Praxis all⸗ 
täglich erleben, lebendige Gewißheit. 

Im individualiſtiſch⸗liberaliſtiſchen Zeitalter war der An⸗ 
waltsberuf einer der in privatrechtlicher Richtung ſelbſtän⸗ 
digen, in öffentlich⸗rechtlicher Richtung priviligierten Dienſt⸗ 
berufe, deren Angehörige die Rechtswiſſenſchaft im Dienſte 
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anderer für deren individuellen Zweck anwenden und dadurch 
den Erwerb des Lebensunterhaltes und den Erwerb von Geld 
betreiben. So lautet die Definition des in individualiſtiſch⸗ 
liberaliſtiſcher Betrachtungsweiſe aufgebauten Werkes des 
Düſſeldorfer Rechtsanwaltes Caſpar Anraths über das 
Weſen der ſogenannten freien wiſſenſchaftlichen Berufe. Nach 
dieſer Auffaſſung dient alſo die Ausübung der Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft — und das gilt entſprechend in gleicher Weiſe für 
jeden anderen freien Beruf — in erſter Linie dem eigenen 
Erwerbsintereſſe, dann dem Intereſſe des Dienſtbeſtellers 
und ſchließlich den Aufgaben des Rechts und der Rechts⸗ 
ordnung und zwar in der hier ausgeſprochenen Rangordnung. 

Es bedarf keiner Bemerkung, daß für dieſe Auffaſſung 
im Dritten Reich kein Raum mehr iſt, in dem als oberſtes 
Berufsethos der nationalſozialiſtiſche Grundſatz zu ſtehen hat: 

„Gemeinwohl geht vor Eigennutz.“ 

Dieſer Grundſatz bedingt gerade die entgegengeſetzte 
Reihenfolge, die den Berufszweck in der Pflege des Rechtes 
zum Wohle der Geſamtheit unter berechtigter Berückſichti⸗ 
gung der Intereſſen des Dienſtbeſtellers in dem dadurch ge⸗ 
gebenen Rahmen ſieht, und als letztes erſt den Erwerbs⸗ 
zweck kennt unter dem Geſichtspunkt der Sicherſtellung der 
Lebensbedürfniſſe der Angehörigen der freien Berufe, um 
ihnen ihre hohen Aufgaben zu ermöglichen. 

Aus welchen Erwägungen heraus auch jemand zu oem 
Berufe des Arztes, Rechtsanwalts, Schriftſtellers gekommen 
ſein mag, ſobald er Angehöriger dieſes Berufes iſt, ſoll er 
dem Beruf leben und erſt dadurch dazu kommen, auch von 
ihm zu leben. 

f Das erſt iſt das wahre Berufsethos des freien Be⸗ 
rufes. 

Soll aber dieſe Kennzeichnung des Berufsethos eine 
Forderung ſein, ſo iſt für den nationalſozialiſtiſchen Staat 
ihr weſentliches Merkmal das der freiwilligen Unter⸗ 
ordnung des Schaffens unter die Erforderniſſe 
des gemeinen Wohls. 

Daß die Arbeit des freien geiſtigen Qualitätsarbeiters 
um ihrer ſelbſt willen geſchieht, jedenfalls vorzugsweiſe um 
ihrer ſelbſt willen, daß das Erwerbsſtreben durch das Berußs⸗ 
ethos gebunden iſt, das allein macht ihre Freiheit noch nicht 
aus. Denn dieſe Bildung ergibt ſich einesteils aus der Natur 
der Sache — dem Schaffen aus innerem Drang —, anderer⸗ 
ſeits iſt die freiwillige Unterwerfung unter dieſe Bildung noch 
keine rechte Freiheit. Dieſe iſt erſt vorhanden, wenn das 
Schaffen ſich unterordnet unter die Belange der Volksgemein⸗ 
ſchaft, wenn der freie geiſtige Arbeiter arbeitet zur Förderung 
des gemeinen Wohls, nicht ſeiner beliebigen Beſtimmung ge⸗ 
mäß. Sonſt wäre die Freiheit eine Erſcheinungsform des 
Liberalismus, weil es dann ein Schaffen von Kultur⸗ 
gütern — vermeintlichen — ohne Rückſicht auf den Staat 
und ſeine Belange wäre. Denn Kultur iſt Kultur eines 
beſtimmten Volkes und Ausdruck ſeiner Seele. So⸗ 
lange der Staat nicht eine einzige Volksgemeinſchaft war, 
ſolange verſchiedene ſich bekämpfende Weltanſchauungen eine 
einheitliche und entſprechende Ausdrucksform verhinderten, 
ſolange konnten die freien Berufe ihren höchſten Aufgaben 
nicht genügen. Sie waren mit einbezogen in den Kampf aller 
gegen alle. 

Aus den Erfahrungen ergeben ſich die typiſchen Er⸗ 
ſcheinungsformen des freien Berufes: der Künſtler, der 
Schriftſteller, der Gelehrte, der Architekt, der Arzt, der 
Rechtsanwalt. Es handelt ſich zum Teil um greifbare Güter, 
die durch ihre Tätigkeit geſchaffen werden — das Bild, das 
Tonwerk, das Buch, das Gebäude —, teils um Dienſt⸗ 
leiſtungen — die Tätigkeit des Arztes und des Rechtsanwalts. 

Es iſt einleuchtend, daß alles Schaffen dieſer geiſtigen 
Arbeiter nur einen Sinn hat, wenn es der Volksgemein⸗ 
ſchaft förderlich iſt, wenn es alſo entſpricht den kulturellen 
Bedürfniſſen dieſer Volksgemeinſchaft. Dieſe Bedürfniſſe wer⸗ 
den im nationalſozialiſtiſchen Staat beſtimmt von den Trä⸗ 
gern der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung. Das deutſche 
Volk will dieſe Weltanſchauung, hat ſie anerkannt und formt 
ſich nach ihr. Folglich müſſen auch alle Kulturgüter ent⸗ 
ſprechend gerichtet werden. Der Künſtler, der die Seele dieſes 
einen Volkes nicht empfindet, der Schriftſteller und der 
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Gelehrte, die nicht ihre Regungen vernehmen, der Architekt, 
der ſie nicht begreift, der Arzt, der ſich wider ſie verſündigt, 
der Anwalt, der ihre Willensäußerungen nicht in ſich auf⸗ 
nimmt und vertritt, ſie haben keinen Platz in dieſer Volks⸗ 
gemeinſchaft. 

Es entſprach der liberaliſtiſch⸗demokratiſchen Haltung, 
daß der Wiſſenſchaftsbetrieb, die Ausübung der Heilkunde, die 
Tätigkeit der Rechtsanwälte, die Ausübung der freien Künſte 
ohne Rückſicht darauf ſtaatlich zugelaſſen wurde, ob ſie das 
Gemeinwohl förderten oder nicht. Dieſer Zuſtand ergab ſich 
zwangsläufig aus dem Syſtem. Im heutigen Staat iſt ein 
Lehrſtuhl zur Vorbildung der Jugend im jüdifch-marriftifchen 
Sinne und zur Produktion entſprechender Erzeugniſſe nicht 
mehr möglich. Ein Kunſtwerk, das demſelben Geiſte ſeine 
Entſtehung verdankt, würde keine Abnehmer finden, ſeine 
Verbreitung vom Staate verhindert werden. Das gilt von 
allen wiſſenſchaftlichen, ſchriftſtelleriſchen und künſtleriſchen 
Erzeugniſſen beim beruflichen Arbeiter. Denn ſoweit die 
Leiſtung der frei beruflich Schaffenden eine marktfähige Ge⸗ 
ſtalt angenommen hat, genügt zur Abwehr dieſes Erzeugniſſes 
die ablehnende Haltung der Nachfrage, unter Umſtänden 
der Boykott, gegebenenfalls durch ſtaatliche Kundmachung ein⸗ 
geleitet oder gefördert. Man erinnere ſich der ſymboliſchen 
Bücherverbrennung als propagandiſtiſch einleitende Handlung. 

Dieſe nachträgliche Unſchädlichmachung würde aber nur 
imſtande ſein, die Anſteckung und Vergiftung zu verhindern, 
die ausgeht von marktgängigen Erzeugniſſen freier beruflicher 
Arbeit. Soweit dieſe in Leiſtungen von Dienſten beſteht: man 
denke an das Kolleg des Hochſchullehrers, die Tätigkeit des 
Arztes und des Rechtsanwaltes, können nur vorbeugende 
Maßnahmen helfen. Denn ſolche Art Dienſte ſind nicht be⸗ 
liebig erhältlich, ſoweit ſie entweder grundſätzlich oder aus⸗ 
nahmslos eben dem beſtimmten freien Berufe vorbehalten 
ſind. So muß der Volksgenoſſe die Hilfe des Arztes in An⸗ 
ſpruch nehmen, der Studierende muß das Kolleg belegen, 
wer vor dem Landgericht einen Prozeß führen will, muß ſich 
des Beiſtandes eines Rechtsanwalts bedienen. Handelt es ſich 
alſo um Monopolſtellung oder monopolartige Stellung eines 
freien Berufes, deſſen Aufgabe die Leiſtung von Dienſten iſt, 
ſo gehört zur Aufgabe des totalen Staates die vorſorgliche 
Verhinderung von Tätigkeiten, die dem Volksganzen 
ſchädlich ſind. 

Dieſe Aufgabe iſt von größter Bedeutung und gleicher⸗ 
weiſe ſchwierig. Sie iſt deshalb von größter Bedeutung, weil 
im nationalſozialiſtiſchen Staat entſprechend der Wertung 
der Perſönlichkeit und ihrer Leiſtung die frei berufliche Arbeit 
unentbehrliches Mittel zur Herſtellung von Kulturgütern iſt, 
ſofern ſie dem gemeinen Wohl des Volkes dient und mit den 
Grundſätzen ſeiner einheitlichen Weltanſchauung übereinſtimmt. 
Die Verbeamtung der freien Berufe würde einen weſentlichen 
Antrieb beſeitigen, nämlich die eigene Beſtimmung des Schaf⸗ 
fens aus innerem Drang unter der nach dem Berufsethos als 
notwendig erkannten, von mir ſchon behandelten Vernach⸗ 
läſſigung oder ſogar Außerachtlaſſung des Erwerbszweckes. 
Das aber iſt Vorausſetzung aller ganz großen kulturellen 
Leiſtungen. 

Entſcheidend iſt alſo das Ziel: die geiſtige und körper⸗ 
liche Kultur der Volksgemeinſchaft zu fördern, und zur Er⸗ 
reichung dieſes Ziels — als angemeſſenes Mittel — ſich 
der freien Arbeit wertvoller geeigneter Perſönlichkeiten zu 
bedienen. — Das Ziel kann nicht ausſchließlich durch die 
Tätigkeit ſtaatlicher oder ſonſtiger öffentlich⸗rechtlicher Be⸗ 
amter erreicht werden, weil ſie im Dienſte einer Behörde 
ſchaffen, alſo im weſentlichen nicht eigene, ſondern fremd⸗ 
beſtimmte Arbeit leiſten. Soweit andererſeits Kulturgüter in 
gewerblicher Arbeit von Unternehmern gegen Entgelt auf 
Grund von Kalkulationen hergeſtellt werden, zum Um⸗ 
ſatz im Tauſchverkehr, als Leiſtung gegen Leiſtung, als 
Ware gegen Preis, inſoweit beſtimmt die Nachfrage am 
Markte nach ſolchen Gütern das Angebot. Jedoch iſt der 
Kreis ſolcher gewerblicher Kulturgüter naturgemäß begrenzt. 
Denn zur gewerbsmäßigen Herſtellung und zum Vertrieb 
am Markte eignen ſich nur Kulturgüter mehr techniſcher Art, 
man denke an das Radio, das Automobil, die Erzeugniſſe 
des Wohnbedarfs, des Kunſthandwerkes uſw. Die Übergänge 
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ſind natürlich flüſſig. Denn infolge der durch die techniſchen 
Fortſchritte bewirkten Arbeitsteilung werden viele geiſtige 
Arbeiter in abhängiger Arbeit von gewerblichen Unterneh⸗ 
mern beſchäftigt, die ſonſt im freien Beruf tätig ſein würden. 
Doch iſt ihre Arbeit nicht mehr eigenbeſtimmt. 

Zu den typiſchen Kulturgütern, die den freien Berufen 
borzubehalten ſind, gehört die geiſtige Qualitätsarbeit, zu 
deren Ausübung nicht die Maſchine und die Bereitſtellung ge⸗ 
werblicher Produktionsmittel Erfordernis iſt. Dieſe Arbeit 
ſoll dein Körper, dem Geiſt und der Seele des Volksgenoſſen 
dienen, der Pflege ſeiner Perſönlichkeit und damit ſeinem 
Rechtsſchutz. Ein Beamtenapparat wäre zur Leiſtung dieſer 
differentiellen Arbeiten zu ſchwerfällig fachlich, zeitlich, örtlich 
zu gebunden, nicht anpaſſungsfähig, inſtinktſicher und findig, 
nicht ſchöpferiſch genug, die Ausübung andererſeits durch ge⸗ 
werbliche Unternehmer zu einſeitig nach dem materiellen 
Eigennutz orientiert (was die Arbeit koſtet und was ſie ein⸗ 
bringt), man denke an die Auswüchſe auf dem Gebiet der ge⸗ 
werbsmäßigen Herſtellung von Kunſtkitſch, von Schund⸗ und 
Schmutzliteratur, von geſundheitsſchädlichen oder unnützen 
Heilmitteln, von unhygieniſchen Wohnungen u. dgl. m. 

Zur Förderung der obenerwähnten Belange der Volks⸗ 
genoſſen und der Volksgeſamtheit, mit anderen Worten, zur 
Pflege der Volkskultur, bedarf alſo der Staat der Tätigkeit 
er freien Berufe. 


Iſt die Kultur eines Volkes der Ausdruck ſeines wert⸗ 
vollen Kernes, der Raſſe, der Art, ſo hat folglich der Staat 
Vorſorge zu treffen, daß, wie bei den Trägern ſeiner öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Funktionen, auch bei den freien Berufen nur 
ſolche Perſönlichkeiten Eingang finden, die eben dieſe Raſſe 
und Art verkörpern. Denn die geiſtige Qualitätsarbeit iſt 
der Ausdruck der Perſönlichkeit. Wie der Seelſorger die 
Seele ſeiner Gemeinde verſtehen muß, ſo der frei beruflich 
Schaffende die ſeines Volkes. 


Dieſe einfachen Wahrheiten hat der verfloſſene Staat 


nicht geſehen, konnte ſie naturgemäß nicht ſehen. Der freie 


Beruf ſtand jedem offen, der den vorgeſchriebenen Bildungs⸗ 
gang ablegte und die Examina beſtand, ſich alſo den für 
nötig gehaltenen Wiſſensſtoff angeeignet hatte. Soweit der 
Seruf, wie beim Anwalt als Stand organifiert und mit öffent⸗ 
lich⸗ rechtlichen Funktionen nach innen: der Standesgerichts⸗ 
barkeit, ausgeſtattet war, konnte er gegenüber ſeinen Mitglie⸗ 
dern nur polizeimäßig wirken. Nach außen ſpielte der Stand 
überhaupt keine Rolle. Die Vereinigung ſeiner Kammervor⸗ 
ſtände war ein privater Verein, Parlament und Regierung 
nahmen keine Notiz von ihm. 

Der Deutſche Anwaltverein verhielt ſich politiſch neutral. 
Sein Haupttätigkeitsfeld blieb die Herausgabe der „Juriſti⸗ 
ſchen Wochenſchrift“. Seine gelegentlichen Reſolutionen waren 
kraftlos und verhallten ohne Wirkung, aber nicht im Geiſte 
eines echten Standes, des berufenen Organs der Rechtspflege 
des Staates. Im nationalſozialiſtiſchen Staat hat der Stand 
der Anwälte — und von ihnen ſoll als den typiſchen Ver⸗ 
tretern der freien Berufe hier im beſonderen die Rede ſein 
eine ganz andere Bedeutung. 


„Während die liberaliſtiſch⸗marxiſtiſch eingeſtellte frühere 
Zeit auf dem Standpunkt ſteht, daß es keine Ehre des An⸗ 
waltſtandes, ſondern lediglich eine Berufs ehre gibt, ſteht 
der nationalſozialiſtiſche Staat auf dem Standpunkt, daß 
ie freien Berufe nicht Berufe im gewöhnlichen Sinne find, 
ſondern daß die freien Berufe einen Stand bilden, der als 
Stand auch eine beſondere, nämlich ſeine Standesehre beſitzt. 
Jaßgebend für dieſe Einſtellung des nationalſozialiſtiſchen 
Staates iſt die Auffaſſung, daß nicht das Einzelindividuum 
der ausſchlaggebende Faktor in der Volksgemeinſchaft iſt, ſon⸗ 
Raff daß Perſonen der gleichen Vorbildung und der gleichen 
maſſe innerhalb der Volksgeſamtheiten einen beſonderen Stand 
„en und als Stand beſondere Aufgaben in der national⸗ 
loztaliſtiſchen Volksgemeinſchaft zu erfüllen haben. Dieſe be⸗ 
zonderen Aufgaben, die einem Stande durch die Volksgeſamt⸗ 
geit geſtellt werden, laſſen ſich aber nur dann erfüllen, wenn 
Vol Stand auf Grund ſeiner beſonderen Einſtellung zum 

ganzen ſtraff organiſiert und ſtraff diszipliniert iſt. In 


einem Berufe, der lediglich dem Erwerb dient, läßt ſich, 


da die Intereſſen des Einzelindividuums den Intereſſen der 
Berufsgruppe des öfteren entgegenſtehen, eine derartige Zu⸗ 
ſammenfaſſung nicht erreichen. Grundgedanke des national⸗ 
ſozialiſtiſchen Anwaltſtandes iſt aber die Auffaſſung, daß der 
Anwalt in ſeiner Eigenſchaft als Organ der Rechtspflege 
ſich niemals allein von dem Erwerbsgedanken leiten laſſen 
darf, ſondern daß ſein höchſtes Ziel ſeine Tätigkeit innerhalb 
der ihm durch ſeinen Stand gezogenen Pflichten als Mitglied 
der Volksgemeinſchaft zum Beſten ſeiner Volksgenoſſen aus⸗ 
zuführen hat. Hieraus ergibt ſich auch, daß der Anwaltſtand, 
der ja auch in öffentlich⸗rechtlicher Beziehung eine beſondere 
Stellung innerhalb des Staatsganzen einnimmt, eine eigene 
Standesehre beſitzen muß und beſitzt. Gerade dadurch, daß 
dem Anwaltſtand beſonders ſchwierige Aufgaben im Volks⸗ 
ganzen geſtellt ſind, muß der Staat und für den Staat die 
Geſamtheit des Standes darüber wachen, daß dieſe Aufgaben 
im Sinne der Regierung, d. h. im nationalſozialiſtiſchen 
Sinne, im Sinne des Volkes durch die einzelnen Vertreter 
des Standes erfüllt werden. Hierin liegt nicht etwa eine Be⸗ 
vorzugung des Anwaltsſtandes gegenüber den anderen Volks⸗ 
genoſſen, ſondern hierin liegt die beſondere innere Verbin⸗ 
dung des Anwaltsſtandes mit dem Staate und damit mit dem 
Volksganzen. 


Als Organ der Rechtspflege hat der Stand der Rechts⸗ 
anwälte die Aufgabe, das der neuen Volksgemeinſchaft an⸗ 
gemeſſene Recht mit zu finden, zu geſtalten und das Volks⸗ 
recht zu verwirklichen im Sinne des nationalen Sozialismus. 
Seine Mitglieder hat er im Geiſte dieſes Sozialismus zu 
erziehen, nicht nur zu bevormunden. Die fehlende Zentrale 
wurde geſchaffen durch die Gründung der Reichsanwalts⸗ 
kammer. Sie iſt dabei, einen neuen Entwurf der Rechts⸗ 
anwaltsordnung vorzulegen, der der veränderten Geſtaltung 
der Dinge durch die Bewegung Rechnung trägt. 


Da der Anwaltsſtand nur ein Teil des Juriſtenſtandes 
iſt, der Staat aber eine einheitliche Rechtsfront braucht 
zur Zuſammenfaſſung und Erziehung aller an der Rechts⸗ 
entwicklung und Rechtsverwirklichung Tätigen, ſo iſt der ein⸗ 
zelne Anwalt neben dem Richter, dem Rechtslehrer, dem 
Verwaltungsbeamten, Volkswirt als Rechtspfleger berufen, 
Mitglied der einheitlichen Rechtsfront zu ſein, ebenſo wie der 
Deutſche Anwaltverein ſich eingegliedert hat. Dieſe Rechts⸗ 
front unter dem Namen „Bund Nationalſozialiſtiſcher 
Deutſcher Juriſten“ hat die Aufgabe der gemeinſchaft⸗ 
lichen Schulung und Erziehung der beruflich mit der An⸗ 
wendung des deutſchen Rechts Befaßten im nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Gedankengut, der Gemeinſchaftsarbeit an der Geſtaltung 
des neuen Volksrechtes und der Verwirklichung des ſozialen 
Gedankens der Verbundenheit aller Volksgenoſſen in dem 
einheitlichen Streben nach Wiederaufrichtung der deutſchen 
Nation. Hier iſt alles noch im Anfang. Es gibt noch bedeu⸗ 
tende Aufgaben zu löſen hinſichtlich der Organiſation, Funk⸗ 
tion, Verbindung mit dem Rechtsſetzungsorgan uſw. 


Dieſe Zuſammenfaſſung aller juriſtiſchen Kräfte ohne 
Unterſchied, ob freier Beruf oder Beamter, die Art ihrer Aus⸗ 
nutzung, wird geeignet ſein, in Verbindung mit der allmäh⸗ 
lichen Erneuerung des Rechts und ſeiner Geſtaltung zum 
wahren Volksrecht, das Vertrauen der Volksgenoſſen, in⸗ 
ſonderheit zum Anwalt, als ſeinen gegebenen Berater, Be⸗ 
treuer und Kämpfer wieder herzuſtellen. 


Da der Blick des Staatsmannes in die Zukunft gerichtet 
iſt, ſo ſtehen ihm noch weitere ſchwere Aufgaben bevor, wenn 
man den Anwaltsſtand betrachtet, nicht weniger auch den An⸗ 
walt ſelbſt, da der Staat nicht für ihn allein da iſt. Charak⸗ 
teriſtiſch iſt ſeine Überfüllung, wie auch beim Arzteſtand. 
Was beim abhängigen Arbeiter als Arbeitsloſigkeit in Er⸗ 
ſcheinung tritt, das bedeutet bei dem freien Beruf die Über- 
füllung. Die Folge iſt ein völlig unzureichendes Berufs⸗ 
einkommen vieler. Nicht aber ſoll hier über die Tatſache der 
materiellen Notlage der Anwaltſchaft und die Urfachen dieſer 
Notlage geſprochen werden. Alle Realpolitik, die biefen 
Namen verdient, muß, wenn ſie fruchtbar ſein ſoll, auf der 
Grundlage einer klar durchdachten Idee aufgebaut ſein. Iſt 
dies nicht der Fall, ſo verfällt jede Politik, wie wir es ja 
erlebt haben, einem Von⸗der⸗Hand⸗in⸗den⸗Mund⸗Leben, einer 
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Abhängigkeit von den Zufälligkeiten des Tages. Es muß eine 
Idee da ſein, die die Richtung des Weges beſtimmt. Die 
materielle Not des Anwaltſtandes war und iſt nicht die 
Not, mit der der Anwaltſtand zu kämpfen hatte, das einzige 
Leiden war das Nichtvorhandenſein des Ideals. Der Gegen⸗ 
ſatz zwiſchen der materiellen Not und der Verwirklichung des 
Ideals iſt nichts weiter als der ſchon von Kant gedanklich 
herausgearbeitete Gegenſatz zwiſchen der empiriſchen Wirklich⸗ 
keit, die Gegenſtand der Beurteilung und der Fortbildung 
iſt, und der Idee, die den Maßſtab der Beurteilung und die 
Anweiſung zur Fortbildung gibt. Der deutſchen Anwaltſchaft 
iſt zu ſagen, daß ſie Stand werde. Die Gemeinſamkeit des⸗ 
ſelben beruhte höchſtens in dem Bewußtſein der gleichartigen 
Funktion und Stellung, nicht aber in dem, worin ſie eigent⸗ 
lich beſtehen ſollte, in der Gemeinſchaft des Gefühls, das 
Recht des eigenen Volkes zu vertreten und weiter zu bilden. 
Nicht Kläger, Beklagter und Geſchäftsmann ſoll der Anwalt 
ſein, ſondern Träger der Rechtsbildung ſeines Volkes, in der 
Mitte des Rechtslebens, des Ganzen ſtehend. Es iſt aber ſo 
geweſen, daß die Idee vor der Wirklichkeit kapitulierte. Dies 
iſt aber heute nicht mehr möglich, wo der Stand wieder ſeine 
ideale Zielſetzung durch die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung 
erhalten hat. Eine rein um Geldes willen erzeugte Leiſtung 
iſt minderwertig im Sinne unſeres Nationalſozialismus. Die 
Idealität iſt mehr als bloße Phraſe. Das Produkt der Lei⸗ 
ſtung iſt abhängig von der Idee, und nur der Volksgenoſſe, 
der ſo arbeitet, wird das Vertrauen des Volkes genießen. 
Aber gleich wie das Berufsziel, dem der einzelne Berufs⸗ 
träger zuſtreben ſoll, ſo ſind auch die Wege dorthin wirt⸗ 
ſchaftsgeſetzlich bedingt. Die ideale Arbeit muß leider zu⸗ 
gleich dem materiellen Erwerb des Idealarbeitenden dienen. 
Er enthält als Entgelt ſeiner idealen Arbeit materielle Lei⸗ 
ſtung, die wieder materielle Vorausſetzung ſeiner ideellen 
Arbeit iſt. Hier haben wir das Problem des Zwieſpalts 
zwiſchen Idee und Wirklichkeit, Sein und Sollen. Die not⸗ 
wendige Verknüpfung mit der Sachgüterwelt darf aber nie⸗ 
mals zur Abhängigkeit von der letzteren führen. Es beſtand 
aber die Gefahr, daß eine große Anzahl ihre Aufgabe, Kultur⸗ 
werte zu ſchaffen, durch Dienſtleiſtungen nicht mehr oder nur 
unzureichend zu erfüllen vermögen, weil die Nachfrage zu 
gering iſt. Dieſe Gefahr beſteht heute nicht mehr in dem 
Maße, da durch die neue ethiſche Auffaſſung auch wieder das 
Volksvertrauen kommen wird und damit Steigerung der 
Nachfrage. Nicht iſt aber dem Zwieſpalt, ſoweit er über⸗ 
haupt vom alten Syſtem erkannt wurde, beizukommen mit 
den Mitteln, wie ſie in der vergangenen Epoche gefordert 
wurden. Als Allheilmittel haben völlig auszuſcheiden auf 
der Einkommenſeite die Erhöhung der Gebühren, auf der 
Seite des Nachwuchſes der numerus clausus. 


Eine Erhöhung der Gebühren iſt bei der jetzigen ſozialen 
Lage der Bevölkerung nicht möglich. Es würden dadurch wei⸗ 
tere Volksgenoſſen davon abgehalten werden, ſich der Hilfe 
des Anwalts zu bedienen, während doch gerade umgekehrt 
das Beſtreben des Staates dahin gehen muß, die Nachfrage 
nach freiberuflicher Anwaltsarbeit zu verbreitern. Dies könnte 
durch Herabſetzung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit er⸗ 
reicht werden. Mit der Beſeitigung der Gründe für das feh⸗ 
lende Vertrauen zum Anwalt würde auch die Möglichkeit 
gegeben ſein, dem Anwalt manche verlorene Stellung wieder 
einzuräumen. 


Die Einführung des „numerus clausus“ würde eine 
nicht gerechtfertigte Privilegierung der im Beruf befindlichen 
Anwälte bedeuten und eine Ungerechtigkeit gegenüber der dem 
Beruf zuſtrebenden Jugend (ganz abgeſehen von unlöslichen 
techniſchen Schwierigkeiten). Die Zukunft gehört der deutſchen 
Jugend. 

Andererſeits beſteht das unabweisbare Bedürfnis, einer 
weiteren Verarmung des Anwaltſtandes vorzubeugen, ſoll 
nicht die Geſamtheit ſchließlich Schaden leiden. 

Beſteht die Aufgabe des Standes in ſeiner Beteiligung 
an der Hervorbringung und Vermittlung von Kulturwerten 
für die Volksgemeinſchaft, ſo muß der Staat ſein Augen⸗ 
merk richten auf die Ausleſe der Qualitätsarbeiter. Dieſe 
Ausleſe wird bereits heute nicht ſo ſehr getroffen nach dem 


Maß des Wiſſensſtoffes, als vielmehr nach der Geſamtperſön⸗ 
lichkeit. Die Charakterprüfung, die Pflicht zur kameradſchaft⸗ 
lichen Betätigung im Referendarlager bildet nur einen An⸗ 
fang der Verſuche. Soziale Geſinnung, Charakterfeſtigkeit, 
Mannhaftigkeit, Treue, Volksverbundenheit, ſind Eigenſchaften, 
die neben der beſonderen Berufsbegabung und der Aneignung 
des notwendigen wiſſenſchaftlichen und praktiſchen Rüſtzeuges 
im nationalſozialiſtiſchen Staat ein unbedingtes Erfordernis 
ſind zur Wiederherſtellung des Vertrauens des Volksgenoſſen 
zum Anwalt ſeines Rechtes. 


Da die Berufsausleſe bisher erſt einſetzte, wenn der An⸗ 
wärter bereits die höhere Schule und das Studium durch⸗ 
laufen hatte, ſo müſſen Mittel und Wege gefunden werden, 
die Vorſtufen der Ausleſe vorzuverlegen. Ein Weg in dieſer 
Richtung iſt bereits beſchritten. Die Erziehung der Hitler⸗ 
jugend ermöglicht im gewiſſen Umfange bereits die Feſt⸗ 
ſtellung und Erprobung von Perſönlichkeitswerten. 


Im übrigen iſt es Sache der künftigen Geſtaltung der 
Schulausbildung, auch die Feſtſtellung der beſonderen Be⸗ 
rufsbegabung auf einen möglichſt frühen Zeitpunkt zu ver⸗ 
legen. So kann verhindert werden, daß unnötiger Aufwand 
an Erziehungs⸗ und Ausbildungskoſten fehlſchlägt und kann 
erreicht werden, daß nur die wirklich Geeigneten den Eingang 
in den Beruf finden. 


Das gilt ſchließlich für alle typiſchen freien Berufe. 

Die Wahl dieſer wertvollen freien Berufe darf nicht ein 
Monopol der Beſitzenden ſein. Die Statiſtik des Jahres 
1930 lehrt, daß nur ein geringer Prozentſatz des Nach⸗ 
wuchſes Kinder von Handarbeitern ſind, 47% aller Studieren⸗ 
den (aus denen die Anwärter für die freien Berufe ſich re⸗ 
krutieren), ſind Beamtenkinder, 11% Kinder von Großunter⸗ 
nehmern, 22% von Kleinunternehmern, 8% Kinder von An⸗ 
geſtellten, 8% Kinder von Angehörigen freier Berufe, 30% 
Arbeiterkinder. Es zeigt ſich, daß zu den oberen Schichten 
rund ein Drittel der Studierenden zu rechnen ſind, zu den 
unteren Schichten 6%, der weitaus größere Teil, 61%, ent⸗ 
fällt auf den Mittelſtand. 

Die ſoziale Gerechtigkeit erfordert es, zukünftig Mittel 
und Wege zu finden, die Qualität ſchon frühzeitig zu ſichten, 
hohe Anforderungen an fie zu ſtellen und den Aufſtieg des 
Geeigneten ohne Anſehung des Beſitzes und des Herkommens 
zu ermöglichen. Je ſpäter die Eignungsprüfung ſtattfindet 
(mach vollendetem Studium) und je mehr der Nachwuchs ſich 
ergänzt aus beſitzenden Schichten des Volkes, deſto geringer 
iſt die Durchſchnittsqualität, weil bereits von vollendeten Tat⸗ 
ſachen auszugehen iſt und erfahrungsgemäß die mittlere Linie 
entſcheidet. 


Soweit die eigentliche Berufsausbildung des Juriſten 
in Frage kommt, denen ſowohl der Beruf des Richters, wie 
des Verwaltungsbeamten, wie des Anwalts vor Augen ſteht, 
iſt eine einheitliche Ordnung des Prüfungsrechts für das 
geſamte Reich zu erſtreben. Zu erwägen iſt die Einſchaltung 
von vorübergehender Arbeitsleiſtung in Betrieben der Hand⸗ 
arbeiter (Bergwerk, Eiſeninduſtrie u. dgl.), damit der künftige 
geiſtige Arbeiter den körperlich Arbeitenden und ſeine Situa⸗ 
tion kennenlernt. Auch der einſeitigen Betonung des Wiſſens⸗ 
ſtoffes iſt als Ausgleich entgegenzuſetzen die praktiſche An⸗ 
ſchauung in Betrieben der ſchaffenden abhängigen Arbeit. 

Es gibt mancherlei Mittel und Wege und Möglichkeiten, 
die gangbar ſind, um das hohe Ziel der Volksverbundenheit 
des Anwalts und überhaupt der typiſchen freien Berufe zu 
erreichen. Auf die Verwirklichung wird der Staat bedacht ſein. 
Nicht minder gehört das zur Aufgabe der Standesver⸗ 
tretungen. 

Die Behandlung der hier berührten Fragen, die im 
Rahmen eines Vortrages naturgemäß nur geſtreift werden 
konnen, wäre unvollſtändig, würde nicht noch auf eine wich⸗ 
tige Tatſache hingewieſen, und auf Mängel, die zur Errei⸗ 
chung der geſtellten Ziele zu beſeitigen ſind. Das iſt die Tat⸗ 
ſache, daß ſich im liberaliſtiſch⸗demokratiſchen Staatsgebilde 
ſogenannte „Erſatzberufe“ eingerichtet haben, auf Grund der 
feierlich verkündeten und anbefohlenen Gewerbefreiheit gemäß 
dem Grundſatz des „laisser faire, laisser passer“ 
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So der Erſatzberuf des „Winkelkonſulenten“, des „Kur⸗ 
pfuſchers“, des „Naturheilkundigen“ u. a. m. 

Erſt der nationalſozialiſtiſche Staat vermag die Gefahren 

richtig zu erkennen, die aus dem Vorhandenſein ſolcher 
ungeſunder Zuſtände der Kulturpflege der Volksgeſamtheit 
drohen. 

Für Berlin liegt beiſpielsweiſe eine Schätzung vor, wo⸗ 
nach außer 800 angemeldeten Konſulenten an die 2000 un⸗ 
angemeldet tätig find 

„„Wunderdoktoren“ haben vielfach eine kaum zu be⸗ 
wältigende Kundſchaft. 

Frei von jeder ſtandesgeſetzlichen Regelung, als „Ge⸗ 

werbetreibender“ „verkauften“ Rechtskonſulenten ihre Ware: 
Arbeit an Volksgenoſſen, „frei“, d. h. ungebunden, ohne 
inneres und äußeres Geſetz, ganz im Sinne des liberaliſtiſchen, 
die Volksgemeinſchaft naturnotwendig zerſtörenden „Frei⸗ 
heits“-Begriffes. Alle Zucht und Züchtung, die der Staat 
den Erzeugern von Kulturgütern anbefiehlt, iſt hier un⸗ 
dekannt, Perſönlichkeitswert eine Zufälligkeit, notwendiges 
Wiſſen nicht weniger. 
„Die Grundurſachen liegen im liberaliſtiſchen demokra⸗ 
tiſchen Staatsweſen, dem Nährboden ungeſunder Entwick⸗ 
lungen. Dazu lam die Abneigung des einfachen Mannes aus 
dem Volke gegen den mit Wiſſensſtoff beladenen „ſtudierten“ 
Herrn, der vielfach die Seele des einfachen Mannes nicht 
verſtand. 


a Beim Arzt kommt hinzu der myſtiſche Glaube an 
Wunder, die Abneigung gegen alles Rationelle. 


Im Befehl allein kann hier nicht das alleinheilende 
Mittel gefunden werden. Nötig iſt — jedenfalls beim An⸗ 
walt — feine Erziehung zur Volksverbundenheit und die 
praktiſche Erprobung im Sinne der nationalſozialiſtiſchen 
Weltanſchauung. 


4. „ Für die Volksgemeinſchaft, für den Staat, wertvolle 
Kulturgüter durch Berufe „zweiter Klaſſe“ zu erſtellen, iſt 
jedenfalls ein Widerſpruch in ſich. Das Allgemeinwohl er⸗ 
fordert eine einſeitige Stellungnahme. 
Doch alle Arbeit und Vorſorge dem Staat zu über⸗ 
laſſen, wäre verfehlt. Die Standesorganiſationen find die be- 
rufenen Vertreter zur Wahrung der Belange der freien Be⸗ 
rufe. Zu ihrer Aufgabe gehört insbeſondere das überkommene, 
unwürdige, freigebige Unterſtützungsweſen zu erſetzen durch 
eine Zwangsverſicherung aller Mitglieder. Es muß eine Ein- 
Sichtung geſchaffen werden, die den Angehörigen der freien 
Berufe die Sorge für ſeine und ſeiner Familie Zukunft ent⸗ 
rechend der Penſion des Beamten in weitem Maße ab- 
ammt. Erſt das gibt ihm die Möglichkeit, im Sinne ſeines 
erufsethos ganz den Zwecken der Volksgemeinſchaft ſeine 
Lebensarbeit dienſtbar zu machen. Hat der Staat einmal den 
185 5 Beruf im weſentlichen auf ſich ſelbſt geſtellt, fo iſt 
® auch Pflicht des Standes, nach Möglichkeit Vorkehrungen 
= treffen, gegen die Arbeitsunfähigkeit und das Alter. 
Ibenſo, wie es ſozial gerechtfertigt iſt, der andrängenden 
Jugend den Zutritt zu ermöglichen, ſo iſt es ſozial begründet, 
en Alter das rechtzeitige Ausſcheiden aufzugeben. Sache 
es Staates wird es ſein, hier die richtigen Wege zu finden. 
gi Altersverſorgung gehört zu den Aufgaben des Standes. 
zer gibt es für den Stand ein verantwortungsvolles und 
Kötsieriges Problem zu löſen. Die Vorarbeiten find bereits 
in Gange. Über allem aber ſteht die Pflicht, durch die Er⸗ 
zlehung der Standesangehörigen, durch Aufklärung, durch 
arleben der Maximen durch den einzelnen in der national⸗ 


hoeren ichen Staatsidee. Nur das Beispiel kann letzten Endes 


Gerade für den einzelnen Anwalt gilt das Kantſche 
Wort: Handle ſtets ſo, daß die Maxime Deines Wollens 
zugleich Grundſatz einer allgemeinen Geſetzgebung iſt. 

Gerade für den einzelnen Anwalt erwachſen weſentliche 
Pflichten: 

Der nationalſozialiſtiſche Anwalt hat als oberſten Grund⸗ 
ſatz ſeines Wirkens in jedem Falle die Wahrung des auch 
ihm anvertrauten Kulturgutes der Rechtspflege zu betrachten. 
Er darf über die Maßgeblichkeit des ſubjektiven Intereſſes 
und Willens des Klienten ſeine objektive Aufgabe des Dienſtes 
am Recht nicht überſehen. Die im Intereſſe des Klienten 
liegenden oder von ihm verlangten Ausführungen darf der 
Anwalt nur machen ſoweit ſie vertretbar ſind. Indem er un⸗ 
vertretbare Anſichten dem Gericht fern hält, wird er feiner 
Aufgabe, Organ der Rechtspflege zu fein, gerecht. Er foll 
als Diener des Rechts grundſätzlich ſeine eigene Rechtsauf⸗ 
faſſung vertreten. Er iſt aber nicht zu der unwürdigen 
Stellung eines bezahlten Sprachrohrs des Mandanten degra⸗ 
diert, ſondern unabhängiger Anwalt des Rechtes. 


Die wichtigſte Pflicht des Rechtsanwalts iſt aber ſeine 
Treue gegen das Recht. Dieſe Treue gegen das Recht geht 
grundſätzlich jeder anderen Treue, der gegen den Klienten 
und der gegen den Kollegen voran. Dieſe Treue iſt aber 
nicht im eigentlichen Sinne identiſch mit der Treue gegen 
die Geſetze. Während man vom deutſchen Anwalt eine un⸗ 
bedingte Treue gegen das Recht fordern muß, kann man von 
ihm an ſich nur inſoweit eine Treue gegen das Geſetz ver⸗ 
langen, als die Geſetze dem Recht entſprechen. Dieſe Feſt⸗ 
ſtellung iſt gerade für den nationalſozialiſtiſchen Anwalt der 
Gegenwartszeit von außerordentlicher Wichtigkeit, der als 
Organ der Rechtspflege in ſeinem Streben, dem Recht zum 
Siege zu verhelfen, wenigſtens vorläufig vielfach an⸗Geſetze 
einer überwundenen Weltanſchauung gebunden iſt, die in 
ihren Beſtimmungen vielfach dem entgegenlaufen, was er in 
ſeiner nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung als Recht er⸗ 
kannt hat. 


Der Rechtsanwalt iſt nicht Geſetzes⸗Anwalt, er verſtößt 
daher niemals gegen den Geiſt des wahren Rechts, wenn er 
gegebenenfalls dem wahren, wenn auch ungeſchriebenen Recht 
gegen den Buchſtaben des Geſetzes zum Siege zu verhelfen 
ſucht, und zu dieſem Zweck die allerſchärfſte Kritik am Geſetz 
aus Treue gegen Recht und Geſetz ausübt. 

Nationalſozialiſt ſein heißt treu ſein, heißt wahr ſein, 
heißt tapfer ſein. Unter dieſem Geſichtspunkt hat der national⸗ 
ſozialiſtiſche Anwalt allein ſeine Handlungen, die er im Dienſte 
des Rechts ausführt, zu betrachten. Er ſoll und muß aufrecht 
und treu die Ideen des Nationalſozialismus in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Diener des Rechtes vertreten. Auf ihn ſchauen die 
Volksgenoſſen als dem Verkünder des wirklichen deutſchen 
Volksrechtes. Er muß glücklich ſein, an der Bereinigung des 
deutſchen Rechtes tätigen Anteil zu haben. Er darf nicht den 
Endzweck feiner Tätigkeit lediglich in der Vertretung feiner 
Parteien ſehen, ſondern er muß die ſittliche Pflicht in ſich 
fühlen, an der Neugeſtaltung des Rechtes mitzuſchaffen. Er 
iſt der Mittler zwiſchen der Staatsgewalt und dem Volk. 
Er hat die Aufgabe, dieſe Mittlerſchaft in nationalſozialiſti⸗ 
ſchem Sinne dazu zu benutzen, daß Volk und Regierung eins 
find und bleiben. Das iſt eine hohe Aufgabe, die die An⸗ 
ſpannung der geſamten Kräfte verlangt, die aber gering ein⸗ 
zuſchätzen iſt unter dem Geſichtspunkt, daß letztes Ziel der 
Tätigkeit des nationalſozialiſtiſchen deutſchen Juriſten iſt: 


Durch unſern Führer, für unſer Volk, 
zu einem deutſchen Recht! 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Bearbeitung der Mahnſachen. 


Auszug aus der Rundverfügung des Amtsgerichtspräſidenten Berlin vom 4. Mai 1933. 


J. Prüfung der Mahngeſuche. 

1. Allgemeines: Die Bearbeitung der Mahnſachen 
iſt eine dem Urkundsbeamten zur ſelbſtändigen Erledigung 
übertragene richterliche Tätigkeit). Es iſt daher erforder⸗ 
lich, daß er auf dieſen wichtigſten Teil ſeines Arbeitsgebietes 
beſondere Sorgfalt verwendet. Jede einzelne Sache iſt ge⸗ 
wiſſenhaft zu prüfen. 

Allgemeine Richtſchnur für die Bearbeitung der Mahn⸗ 
ſachen kann ſelbſtverſtändlich nur ſein, daß die geſetzlichen 
Beſtimmungen genau zu beachten ſind. Andererſeits ſind un⸗ 
nötige und kleinliche Beanſtandungen zu vermeiden. Dieſer 
Geſichtspunkt kann jedoch niemals eine ungenaue Bearbeitung 
rechtfertigen. In Zweifelsfällen wird es ſich empfehlen, den 
Grund für die Nichtbeanſtandung eines den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften nicht entſprechenden Mahngeſuchs aktenkundig zu 
machen. 

Bei der Prüfung des Geſuchs ſind die tatſächlichen 
Angaben des Gläubigers — auch hinſichtlich der Verein⸗ 
barung der Zuſtändigkeit — als richtig zu unterſtellen. Die 
Prüfung muß ſich alſo darauf beſchränken, ob dieſe Angaben 
den geſetzlichen Erforderniſſen genügen und zur Begründung 
des Rechtsanſpruches ausreichen. Eine Glaubhaftmachung kann 
dagegen nur inſoweit verlangt werden, als ſich Zweifel hin⸗ 
ſichtlich des Vorliegens der allgemeinen Prozeßvorausſetzungen 
(vgl. unten Ziff. 3 Abf. 1) ergeben (vgl. Stein⸗Jonas, 
Bem. I zu 8691 ZPO.). 

Die Prüfung iſt ſogleich auf den geſamten 
Inhalt des Mahngeſuchs zu erſtrecken. Etwaige 
Rückfragen müſſen in jedem Falle erſchöpfend 
ſein. Wiederholte Rückfragen werden von den Beteiligten als 
Beläſtigung empfunden und ſchädigen das Anſehen der Rechts⸗ 
pflege. Insbeſ. iſt auch im Falle der Einforderung eines 
Koſtenvorſchuſſes eine etwa notwendige ſonſtige Beanſtandung 
gleichzeitig vorzunehmen. 

2. Mahngeſuch. Nach § 29 Abſ. 2 GeſchO. iſt in 
zwangloſer Weiſe darauf hinzuwirken, daß das Geſuch in drei⸗ 
facher Ausfertigung unter Verwendung des dem amtlichen 
Vordruck entſprechenden Entwurfs angebracht wird (vgl. auch 
Allg Vfg. v. 4. Jan. 1932 [JM Bl. 21). 

3. Zuläſſigkeit. Die Prüfung des Mahngeſuchs muß 
mit der Prüfung der Frage beginnen, ob die allgemeinen 
Prozeßvorausſetzungen gegeben ſind. In Betracht kommen vor 
allem die Vorſchriften über die Zuläſſigkeit des Rechtsweges 
(813 GG.). So darf z. B. in ſolchen Sachen, die zur aus⸗ 
ſchließlichen Zuſtändigkeit des ArbG. gehören, ein Zahlungs⸗ 
befehl nicht erlaſſen werden (Allg Vfg. v. 21. Mai 1928 
IM Bl. 280). Für die Berliner Gerichte find ferner die 
Vorſchriften und allgemeinen Grundſätze über die Grenzen der 
inländiſchen Gerichtsbarkeit von beſonderer Bedeutung (vgl. 
88 18 ff. GVG. und Rund V. v. 26. Aug. 1932 und vom 
10. Jan. 1933, IA 1618/32, betr. Exterritoriale). In Be⸗ 
tracht kommen ferner die allgemeinen Prozeßvorausſetzungen 
der Parteifähigkeit, Prozeßfähigkeit uſw. 

Die Vorprüfung iſt ferner darauf zu erſtrecken, ob die 
beſonderen Prozeßvorausſetzungen des Mahnverfahrens ge⸗ 
geben find (§ 688 ZPO.). Ich verweiſe beſonders auf die oft 
verkannten Beſtimmungen des § 688 Abſ. 2. Nach der herr⸗ 
ſchenden Meinung muß der Gläubiger in dem Geſuch irgend⸗ 
wie erſichtlich machen, daß er die ihm obliegende Gegenleiſtung 
bereits bewirkt hat, oder daß der Schuldner vorzuleiſten hat. 
Die Behauptung, daß der Schuldner die Annahme der Gegen⸗ 
leiſtung verweigert habe, genügt nicht (vgl. Stein⸗Jonas, 
Ben. 15 zu § 688 ZPO.; Baumbach, Anm. 2 daf.). 

5. Bezeichnung der Parteien. 

a) Die Bezeichnung der Parteien muß nach dem Zweck 
des § 690 ZPO. fo beſtimmt fein, daß über ihre 


) Die Übertragung auf den Rechtspfleger iſt auf Grund des 
Entl®. v. 11. März 1921 (RcHBl. 229) und der EntlVfg. durch Vfg. 
d. 9. v. 14. Juni 1923, IA 2248 und IA 2250, angeordnet 
worden. 


Identität kein Zweifel obwalten kann (Allg fg. 
v. 17. Dez. 1883 [JM Bl. 363]). Eine ungenaue Partei⸗ 
bezeichnung führt erfahrungsgemäß immer wieder zu Unzu⸗ 
träglichkeiten, beſonders bei der Zwangsvollſtreckung. Auch zur 
Vermeidung von Schwierigkeiten bei der Zuſtellung iſt grund⸗ 
ſätzlich darauf zu halten, daß der Schuldner nach Vor⸗ und 
Zunamen, Stand, Wohnort (gegebenenfalls Poſtanſtalt) und 
Wohnung vollſtändig und deutlich angegeben wird (vgl. Allg⸗ 
fg. v. 6. Juli 1929 (JMBl. 263]). Insbeſ. iſt auf genaue 
Bezeichnung der Wohnung nach Straße und Hausnummer hin⸗ 
zuwirken (Rund V. d. KGPräſ. v. 10. Mai 1910, 16 41/35) 2). 

Andererſeits iſt jedoch eineüberſpannung der 
Anforderungen, die über den Zweck des Geſetzes 
hinausgeht, zu vermeiden. Der Gläubiger iſt beſonders 
dann, wenn er einem auswärts wohnenden Schuldner auf 
Grund ſchriftlicher Beſtellung Ware geliefert hat, häufig nicht 
in der Lage, ohne koſtſpielige Ermittelung die in 8690 Ziff. 1 
ZPO. vorgeſehenen Angaben vollſtändig zu machen. Von einer 
Rückfrage wird daher abgeſehen werden können, wenn die 
Identität durch die übrigen Angaben zuſammengenommen 
ausreichend feſtgelegt iſt und das Fehlen der übrigen An⸗ 
gaben nach den Umſtänden des Falles (z. B. Art des Ver⸗ 
trages, Geringfügigkeit des Streitwerts uſw.) entſchuld⸗ 
bar erſcheint. Nach den von den Richtern der Vollſtreckungs⸗ 
abteilungen erſtatteten Berichten iſt allerdings die Angabe des 
Vornamens (und zwar ausgeſchrieben) im allgemeinen uner⸗ 
läßlich. Dagegen iſt die Angabe des Standes oder Gewerbes 
unter den angegebenen Vorausſetzungen entbehrlich. Aus⸗ 
nahmsweiſe wird auch von der Angabe des Vornamens ab⸗ 
geſehen werden können, wenn die Identität durch Angabe 
einer Amtsbezeichnung, eines Titels uſw. völlig zweifelsfrei 
feſtgeſtellt iſt. 

b) Bei Mahngeſuchen gegen eine Ehefrau wird oft 
überſehen, daß die Frau ihren Vornamen und den Familien⸗ 
namen des Ehemannes führt (§S 1355 BGB.). Wenn es ſich 
auch empfiehlt, gelegentlich — z. B. in der mündlichen Ver⸗ 
handlung — auf die Angabe des Mädchennamens hinzuwirken, 
fo kann dieſe Angabe doch nicht verlangt werden (vgl. Allg Vfg. 
v. 17. Dez. 1883 [IM Bl. 363]). In jedem Falle ift aber 
bei den bisweilen vorhandenen Abkürzungen „Fr.“ od. dgl. 
klarzuſtellen, ob es ſich um eine Frau, ein Fräulein oder eine 
Firma handelt. 

Bei Duldungsanſprüchen iſt darauf zu achten, daß auch 
die genaue Anſchrift des Ehemannes mit Stand und Vor⸗ 
namen angegeben wird. 

c) Bei Firmen genügt die Angabe der Firmenbezeich⸗ 
nung nur dann, wenn die Firma im Handelsregiſter einge⸗ 
tragen iſt (vgl. 8817, 4, 29 HGB.). Bei nicht einge⸗ 
tragenen Firmen kann nur der Inhaber ver⸗ 
klagt werden, ſeine genaue Anſchrift iſt daher 
anzugeben. Das Fehlen dieſer Angabe führt beſonders zu 
Schwierigkeiten bei der Zwangsvollſtreckung. Beſteht ein An⸗ 
halt dafür, daß die angebliche Firma nicht eingetragen iſt, 
ſo iſt regelmäßig eine Rückfrage geboten. Häufig ergibt ſich 
ſchon aus der Angabe eines den geſetzlichen Vorſchriften nicht 
entſprechenden Firmennamens (z. B. „Kaufhaus E. Müller“), 
daß es ſich in Wirklichkeit um ein nicht eingetragenes Unter⸗ 
nehmen handelt (vgl. SS 18 ff. HGB.). 

Häufig wird beantragt, einen Zahlungsbefehl gegen eine 
Firma und ihren Inhaber „als Geſamtſchuldner“ zu erlaſſen. 
Ein folder Antrag iſt bei Einzelfirmen unrichtig, da die 
Firma nur der kaufmänniſche Name des Firmeninhabers, aber 
kein ſelbſtändiges Rechtsgebilde iſt. Eine Berichtigung der⸗ 
artiger Parteibezeichnungen iſt ſchon zur Vermeidung un⸗ 
nötiger Zuſtellungskoſten geboten. 


2) Für Poſtſendungen nach Berlin iſt nach einer Bekanntmachung 
der Poſtbehörde Angabe des Poſtbezirks und der Nummer des Poſt⸗ 
amts, bisweilen auch des Gebäudeteils und Stockwerks geboten (val. 
Allg Vfg. v. 31. Dez. 1900 [JM Bl. 1901, 2). Indeſſen werden Rück⸗ 
fragen in dieſer Richtung entbehrlich ſein, wenn die Wohnung zweifels⸗ 
frei bezeichnet iſt. 


62. Jahrg. 1933 Heft 40! 
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d) Die Angabe des geſetzlichen Vertreters iſt für 
das Mahnverfahren nicht vorgeſchrieben. Bei nicht prozeß⸗ 
fähigen natürlichen Perſonen iſt die Angabe ſelbſtverſtänd⸗ 
lich unerläßlich. Dagegen iſt bei juriſtiſchen Perſonen die 
namentliche Bezeichnung der geſetzlichen Vertreter regel⸗ 
mäßig entbehrlich. Bei der Zuſtellung können aus dem Fehlen 
dieſer Angabe Schwierigkeiten kaum entſtehen, da die Poſt⸗ 
beamten mit allgemeiner Anweiſung für derartige Zuſtellungen 
verſehen find (vgl. 86 der durch Allg Vfg. v. 26. März 1914 
JM Bl. 453] mitgeteilten Anweiſung). Bei Mahngeſuchen 
gegen den Fiskus iſt darauf zu achten, daß die Behörde, die 
den Fiskus vertritt, richtig angegeben ift?). 

Die Bezeichnung der Parteien nach den vorſtehend er⸗ 
örterten Geſichtspunkten würde allerdings für die Zwangs⸗ 
vollſtreckung und beſonders für die Eintragung in das 
Schuldnerverzeichnis nicht immer ausreichen. Die Zahl 
der Eintragungen in das Schuldnerverzeichnis iſt jedoch im 
Verhältnis zu der Zahl der Mahnſachen ſo gering, daß es 
Anwirtſchaftlich und unbillig erſcheint, dem Gläubiger bereits 
für das Mahngeſuch die Beibringung aller dieſer Angaben zu⸗ 
zumuten, die er oft nur durch koſtſpielige Rückfragen, An⸗ 
fragen bei dem Einwohnermeldeamt uſw. ermitteln kann. Die 
fehlenden Angaben können, wenn die Identität feſtſteht, ſpäter 
nachgeholt werden. 

6. Betrag und Grund des Anſpruchs. 

a) Hauptforderung. Der Grund des Anſpruchs muß 
nach Art und Zeit ſo beſtimmt angegeben ſein, daß die 
Schlüſſigkeit erſichtlich iſt, und zugleich die Identität des 
Gegenſtandes ausreichend ſichergeſtellt ift. Allgemeine Angaben 
wie: „Aus Vertrag“, „für Schadenserſatz“ if. genügen alſo 
nicht. Allerdings kann bei der Angabe des Grundes eine recht⸗ 
lich zutreffende Bezeichnung nicht gefordert werden. So dürfte 
die Angabe „für Warenlieferung laut Rechnung vom ...“ 
regelmäßig als eine ausreichende Bezeichnung des Rechts⸗ 
grundes (Kaufvertrag) zu erachten ſein. Es iſt ferner darauf 
zu halten, daß die Identität durch Angabe der Zeit (z. B. des 
Rechnungsdatums) beſtimmt wird. Von einer Angabe in 
dieſer Hinſicht wird nur ausnahmsweiſe abgeſehen werden 
können, wenn nach dem Inhalt des Mahngeſuchs (Beruf und 
Wohnort der Parteien, Art des Geſchäfts) anzunehmen iſt, 
daß es ſich um ein einmaliges Rechtsgeſchäft handelt und 
Verwechſlungen nicht zu beſorgen find. 

Auch bei Zeſſionen iſt auf die beſtimmte Angabe des 
eigentlichen Schuldgrundes Wert zu legen. Dagegen dürfte 
die Auffaſſung einiger Rechtspfleger, daß der Gläubiger auch 
die Bekanntgabe der Abtretung an den Schuldner darzulegen 
abe, kaum eine rechtliche Grundlage haben. 

Der Grund des Anſpruchs muß auch für die Neben⸗ 
anſprüche dargetan fein (vgl. Stein⸗Jonas, Bem. II, 2 
zu 8 690 ZRD.). Es iſt daher — auch zur Vermeidung einer 
ungerechtfertigten Übervorteilung des Schuldners — ſtreng 
darauf zu halten, daß Nebenforderungen für 
Jinſen, Mahnſpeſen, Koſten uſw. ſtets geſondert 
angegeben werden. Nicht ſelten wird ſich aus einem Vergleich 
NE im Mahngeſuch geltend gemachten Forderung mit dem 
Rechnungsbetrage ergeben, daß in der Hauptforderung Neben⸗ 
Torderungen an Verzugsſchaden u. dgl. enthalten ſind. Eine 
ſcharfe Unterſcheidung dieſer Beträge iſt ſchon im Hinblick auf 
8 4 3PO., 89 GKG. und § 20 EntlVO. geboten. 

r b) Eine einheitliche Beurteilung iſt beſonders bei der 
Behandlung der Zinſen erwünſcht. Unter den jetzt herr⸗ 
ſchenden Kreditverhältniſſen hat ſich die Rechtsübung heraus⸗ 
gebildet, dem Gläubiger unter dem Geſichtspunkt des Verzugs⸗ 
ſchadens einen Zinsbetrag in Höhe von 10% über den je⸗ 
2 ligen Reichsbankdiskont zuzubilligen (vgl. Rund V. vom 
6. März 1932, IA 1063/32). Bei höheren Zinsanſprüchen 
Red, wenn eine Vereinbarung nicht behauptet oder ein anderer 
n u dargetan iſt, Rückfrage geboten ſein. Sehr häufig 
fees Zinsen en in 5 8 1 0 = Ge⸗ 
s, Himſeszinſen berechnet (vgl. hierzu , BGB.: 
88 353, 3550 1 8 hnet (gl. hierzu 88 GB.; 


9 Hur Pre Juſtizſiskus iſt i 192055 

zeßvertretung des Juſtizfiskus iſt im allgemeinen der 

beeneralſtaatsanwalt b. d. OLG. (d, für die aus der Koſtenbeitret⸗ 

(Aller vorgehenden Rechtsſtreitigkeiten der Kaſſenrendant zuſtändig 
9 fg. v. 23. März 1885 [J) Bl. 119). 


c) Mahnkoſten. Als beſonders mißlich wird von dem 
Publikum ferner die verſchiedenartige Behandlung der vor⸗ 
gerichtlichen Mahnkoſten empfunden. Nach dem Beſchluß der 
Prozeßrichtervereinigung v. 11. Mai 1931, Nr. 85), find die 
vorgerichtlichen Mahn⸗ und Nachnahmeſpeſen erſtattungs⸗ 
fähig, „wenn ſie nach Verzug des Schuldners entſtanden ſind 
und ein Rechtfertigungsgrund vorliegt. Ein ſolcher iſt zu 
vermuten, ſoweit der Rahmen des Üblichen und Angemeſſenen 
nicht überſchritten iſt“. Nach dem Ergebnis meiner Umfrage 
v. 16. Juni 1932, IA 1326, wird dieſe Auffaſſung auch von 
der überwiegenden Mehrheit der Prozeßrichter und Rechts⸗ 
pfleger geteilt. 

Die Durchſicht von faſt 1000 Mahngeſuchen hat ergeben, 
daß der Betrag der in Anſatz gebrachten Mahnkoſten in etwa 
80% der Fälle unter 1 h liegt. Der Betrag von 1 N.. 
dürfte daher im allgemeinen als die Grenze des Üblichen und 
Angemeſſenen anzuſehen ſein. Indeſſen darf auch hier nicht 
ſchematiſch verfahren werden. So kann auch bei Mahnſpeſen 
unter 1 N eine Rückfrage geboten fein, wenn die Mahn⸗ 
ſpeſen in einem auffälligen Mißverhältnis zu dem Streitwert 
ſtehen. Andererſeits wird auch bei Mahnſpeſen über 1. von 
einer Rückfrage abgeſehen werden können, wenn der geforderte 
Betrag ausreichend begründet iſt. Jedenfalls iſt bei größeren 
Beträgen eine kritiſche Prüfung geboten, da unter der Be⸗ 
zeichnung „Mahnſpeſen“ vielfach eine anteilmäßige Beteili⸗ 
gung an allgemeinen Geſchäftsunkoſten verſteckt iſt. 

über den Anſpruch auf Erſtattung der Mahnſpeſen iſt 
nach der herrſchenden Meinung nach den Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechts über den Erſatz des Verzugsſchadens 
zu entſcheiden (§S 286 BGB.) 5). Dagegen gehören die Mahn⸗ 
koſten wohl nicht zu den Koſten des Rechtsſtreits i. S. von 
§ 91 ZPO.). Es dürfte hiernach zumindeſt bedenklich fein, 
über dieſen Anſpruch im Koſtenfeſtſetzungsverfahren zu ent⸗ 
ſcheiden und von dem Gläubiger eine Glaubhaftmachung der 
Mahnſpeſen zu fordern oder gar den Betrag der Mahnſpeſen 
nach eigenem Ermeſſen herabzuſetzen. 

d) Antragskoſten. Nach der bei dem AG. Berlin⸗ 
Mitte herrſchenden Rechtsübung wird dem Gläubiger die Er⸗ 
ſtattung der für das Mahngeſuch aufgewandten Vordruck⸗ 
koſten nahezu durchweg zugebilligt. Es dürfte auch bei ver⸗ 
ſtändiger Auslegung des § 91 ZPO. keinem Zweifel unter⸗ 
liegen, daß die Verwendung von Vordrucken für eine zweck⸗ 
entſprechende Rechtsverfolgung — insbeſ. bei Laien — not⸗ 
wendig it”). Nach der herrſchenden Praxis werden dem Gläu⸗ 
biger ferner Aufwendungen für Poſtgebühren einſchließlich 
etwaiger Einſchreibegebühren zugebilligt. 


) Den Abteilungen mitgeteilt durch Rund V. v. 16. Juni 1932, 
IA 1326. 

5) Vereinzelt wird gegen die Erſtattung der Mahnſpeſen ein⸗ 
gewendet, daß eine Erſtattung nicht möglich ſei, da durch das Mahn⸗ 
ſchreiben erſt der Verzug des Schuldners herbeigeführt werde. Dieſes 
Bedenken dürfte jedoch nur hinſichtlich des erſten Mahnſchreibens 
und auch hier nicht immer ſtichhaltig ſein. Im allgemeinen wird davon 
ausgegangen werden können, daß der Gläubiger Erſtattung der Mahn⸗ 
ſpeſen nur für wiederholte Mahnſchreiben verlangt. In jedem Falle 
ſind die Auslagen für das erſte Mahnſchreiben im Geſchäftsverkehr 
ſtets fo gering, daß eine Rückfrage, ob unter den Mahnkoſten nicht 
auch Auslagen für dieſes erſte Mahnſchreiben enthalten ſeien, von dem 
Publikum mit Recht als kleinlich empfunden werden würde. 

6) Vgl. Foerſter⸗Kann, Anm. 6 zu § 91 ZPO.; Stein⸗ 
Jonas, Bem. VI, 4 zu 891; Baumbach, Anm. 3 E zu 8 91 380. 

7) Die in einigen älteren Entſcheidungen des LG. vertretene 
Auffaſſung, daß Erſtattung der Vordruckkoſten nicht verlangt werden 
könne, erſcheint durch die allgemeine Verbreitung des Vordruckweſens 
überholt. Die Erſetzbarkeit der Vordruckkoſten dürfte der allgemeinen 
Rechtsüberzeugung entſprechen, ſie ift auch in amtl. Vordrucken und 
Geſchäftsanweifungen anerkannt (vgl. z. B. den amtl. württ. Vordruck 
und § 4 Abſ. 4 württ. VO. über die Liſten und Überſichten der ſtrei⸗ 
tigen Gerichtsbarkeit i. d. Faſſ. v. 5. Dez. 1929 (Amtsblatt S. 139]; 
vgl. auch Stein⸗Jonas, Bem. II, 2 zu 8 692). 

Allerdings können Bedenken ſich inſoweit ergeben, als es ſich 
um die der Urſchrift beigefügten Vordrucke für die Ausfertigungen 
handelt, da die Koſten hierfür ſtreng genommen vom Fiskus zu tragen 
find. Eine Unterſcheidung dieſer Beträge erübrigt ſich indeſſen ſchon 
deshalb, weil dieſe Ausfertigungen vielfach im Handel nur zuſammen 
mit der Urſchrift zu haben ſind. Es dürſte auch kaum dem Willen der 
Parteien entſprechen, wegen ſo geringfügiger Beträge Rückfragen an⸗ 
zuſtellen. 
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Auch bei den Antragskoſten iſt eine gewiſſe Vorſicht ge⸗ 
boten, da in ihnen Anſprüche auf Erſtattung allgemeiner Ge⸗ 
ſchäftsunkoſten enthalten ſein können. Andererſeits dürfte es 
nicht dem Weſen der Rechtspflege entſprechen, die Berechtigung 
der Antragskoſten auch dann zu erörtern, wenn es ſich um 
ganz geringfügige Beträge handelt. 

7. Armenrecht. Das Armenrecht darf nur bewilligt 
werden, wenn die beabſichtigte Rechtsverfolgung Ausſicht auf 
Erfolg bietet. Vor der Bewilligung des Armenrechts ſoll der 
Gegner gehört werden, wenn die Anhörung nicht „aus be⸗ 
ſonderen Gründen unzweckmäßig erſcheint“ (Teil 6 Kap. I 
§ 11 Not O. v. 6. Okt. 1931 [RG Bl. I, 537)). Nach dem 
Wortlaut und Zweck dieſer Vorſchrift wird auch für das 
Mahnverfahren von der Anhörung des Gegners nicht allge⸗ 
mein, ſondern nur in beſonders gelagerten Ausnahmefällen 
abgeſehen werden können. 

Allerdings iſt die Anhörung des Gegners mit dem Weſen 
des Mahnverfahrens ſchwer in Einklang zu bringen. Es emp⸗ 
fiehlt ſich daher, im Mahnverfahren von einer Entſcheidung 
über die Bewilligung des Armenrechts überhaupt abzu⸗ 
ſehen. Ein Bedürfnis für die Bewilligung des Armenrechts 
dürfte für das Mahnverfahren kaum beſtehen, da der Zah⸗ 
lungsbefehl auch ohne Vorauszahlung der Gebühr erlaſſen 
werden kann, wenn der Antragſteller glaubhaft macht, daß ihm 
die alsbaldige Zahlung der Gebühr mit Rückſicht auf ſeine 
Vermögenslage Schwierigkeiten bereiten würde (§ 74 Abi. 4 
GG.; vgl. hierzu Stein⸗Jonas, Bem. II, 2 zu 8 119 
ZPO.). Auch im Falle der Anwendung des § 74 Abſ. 4 GK. 
dürfte jedoch die Anhörung des Gegners in entſprechender An⸗ 
wendung der NotVO. v. 6. Okt. 1931 geboten fein, wenn das 
Mahngeſuch mutwillig oder mißbräuchlich erſcheint. 


II. Zurückweiſung (§ 691 3p O.). 

1. Zwiſchenverfügungen. Bei allen behebbaren 
Mängeln iſt dem Gläubiger, auch ſoweit es geſetzlich nicht vor⸗ 
geſchrieben iſt, durch eine erſchöpfende (vgl. oben I, 1) Auflage 
Gelegenheit zur Beſeitigung zu geben. Die Auflage iſt, ins⸗ 
beſondere durch Hinweis auf die geſetzlichen Vorſchriften, zu 
begründen, damit der Eindruck eines willkürlichen Vorgehens 
vermieden wird. Die Rückfragen ſind grundſätzlich im Wort⸗ 
laut zu verfügen; die Faſſung darf nicht der Geſchäftsſtelle 
oder Kanzlei überlaſſen werden. Bei Vordrucken kann die 
Aktenverfügung in abgekürzter Form getroffen werden. 

Eine Zwiſchenverfügung iſt regelmäßig auch dann ge⸗ 
boten, wenn gegen eine Nebenforderung Bedenken be⸗ 
ſtehen. Die bei einzelnen Abteilungen beſtehende Übung, zu 
hoch erſcheinende Nebenforderungen (z. B. an Zinſen und vor⸗ 
gerichtlichen Mahnkoſten) kurzerhand herabzuſetzen, iſt geſetz⸗ 
widrig. Nach 8 691 Abſ. 2 ZPO. iſt das Gericht überhaupt 
nicht berechtigt, einen zu hoch erſcheinenden Anſpruch oder 
eine zu hoch erſcheinende Nebenforderung herabzuſetzen, es 
kann nur den ganzen Anſpruch oder die ganze Neben⸗ 
forderung zurückweiſen (vgl. Stein⸗Jonas, Bem. III zu 
8 691). Die genaue und einheitliche Durchführung dieſes 
Grundſatzes wird, wenn ſie zunächſt auch eine gewiſſe Mehr⸗ 


belaſtung mit ſich bringt, im Ergebnis zu einer Erleichterung 
des Gerichtsbetriebes führen, da der Gläubiger durch die Rück⸗ 
fragen angehalten wird, die Fehler in künftigen Mahngeſuchen 
zu vermeiden. 

Bei den Antragskoſten bedarf es keines beſonderen 
Zurückweiſungsbeſchluſſes (ogl. Stein⸗Jonas, Bem. II, 2 
zu 8 692; Baumbach, Anm. 2 zu 8 692). Demgemäß er⸗ 
ſcheint auch eine Zwiſchenverfügung hier häufig entbehrlich. 
Regelmäßig wird es genügen, dem Gläubiger von der Ab⸗ 
ſetzung Kenntnis zu geben mit dem Anheimgeben, den Mehr⸗ 
betrag, falls er den Antrag aufrechterhalte, gelegentlich des 
Antrages auf Erteilung des Vollſtreckungsbefehls s) darzu⸗ 
legen und glaubhaft zu machen. 


III. Zahlungsbefehl. 

3. Widerſpruchsfriſt. Bei Bemeſſung der Wider⸗ 
ſpruchsfriſt iſt beſonders zu unterſcheiden, ob die Zuſtellung im 
Bereiche der Stadtgemeinde Berlin oder außerhalb Berlins 
erfolgen ſoll (88 692, 499 ZPO.). Dagegen dürfte der Streit⸗ 
wert für die Bemeſſung der Widerſpruchsfriſt unerheblich ſein, 
da für das Mahnverfahren auch in ſolchen Fällen, in 
denen im Widerſpruchsfalle die Zuſtändigkeit des LG. gegeben 
ſein würde, lediglich die allgemeinen Vorſchriften des amts⸗ 
gerichtlichen Verfahrens (alſo nicht die für die Einlaſſungsfriſt 
im landgerichtlichen Verfahren gegebene Vorſchrift des 8 262 
3 PO.) maßgebend find (8$ 689, 495, 499 38 O.; vgl. 
Stein⸗Jonas, Bem. II, 3 zu 8 692). Im Wechſelmahn⸗ 
verfahren ſind bei der Bemeſſung der Widerſpruchsfriſt die be⸗ 
ſonderen Vorſchriften des § 604 ZPO. zu beachten. 

Eine Abkürzung der Widerſpruchsfriſt iſt unzuläſſig. 


IV. Geſchäftliche Behandlung der Mahnſachen. 


7. Vollſtreckungsbefehl. Der Antrag auf Erlaß 
des Vollſtreckungsbefehls kann nach der herrſchenden Meinung 
erſt nach Ablauf der Widerſpruchsfriſt geſtellt werden (vgl. 
Stein⸗Jonas, Bem. III zu $ 699). 

Nach 85 Abſ. 2 GeſchO. gilt die Briefannahmeſtelle als 
Geſchäftsſtelle ſämtlicher Abteilungen des AG. Der Voll⸗ 
ſtreckungsbefehl darf daher erſt verfügt werden, wenn die bis 
zum Ablauf der Widerſpruchsfriſt bei der Briefannahmeſtelle 
eingegangenen Schriftſtücke bei der Abteilung eingetroffen und 
durchgeſehen ſind. 

Vor Erteilung des Vollſtreckungsbefehls iſt die Vollmacht 
zu prüfen. Über die Niederlegung der Generalprozeßvollmacht 
vgl. Rund V. v. 19. Sept. 1931 und v. 23. Okt. 1931 (X 751). 

Die Anwaltsgebühr für den Antrag auf Erlaß des Voll⸗ 
ſtreckungsbefehls entſteht nach der Rechtſprechung der 27. 3K. 
des LG. I nur, wenn der Vollſtreckungsbefehl erteilt wird (vgl. 
Ziff. 3 der Rund V. v. 6. April 1932 [TA 898/32] ). 


8) Nach der Entſch. des LG. I v. 29. Juni 1931, 29 T 5263: 
Grund. v. 18. Okt. 1931 kann der Gläubiger nichtberückſichtigte 
Koſten in dem Antrage auf Erteilung des Vollſtreckungsbefehls erneut 
in Rechnung ſtellen (a. M. Stein⸗Jonas, Bem. II, 2 zu 8 692, 
und Bem. IV zu 8 699). 


Geſetz zur Anderung einiger vorſchriſten der Nechtsanwaltsoroͤnung, der 
Fivilprozeßordnung und des Arbeitsgerichtsgeſetzes vom 20. Juli 1033. 


(Nachſtehend kurz: And. v. 20. Juli 1933 genannt.) 
(RG Bl. I, 522/23 vom 22. Juli 1933.) 
Von Rechtsanwalt Georg Krauß II, München. 


Nachtrag. 
Zu meinem Artikel: JW. 1933, 1745 ff. find noch fol⸗ 
gende nachträgliche Erörterungen notwendig: 
I 


Bei der in Abſ. I, 2b erörterten Frage der durch das 
AndG. eröffneten Möglichkeiten der Nichtzulaſſung von ent⸗ 


laſſenen Beamten zur Rechtsanwaltſchaft, iſt mir ein Irrtum 
unterlaufen, auf den mich Herr Kollege Sieger-Berlin⸗ 
Wilmersdorf dankenswerterweiſe aufmerkſam gemacht hat. 

Es kann entgegen meinen dort gemachten Ausführungen 
den ſog. Parteibuchbeamten, die auf Grund des 82 
des Geſ. zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums ent⸗ 
laſſen wurden, aus dieſem Grunde die Zulaſſung zur Rechts⸗ 


62. Jahrg. 1933 Heft 40] 


anwaltſchaft nicht verſagt werden, dagegen den auf Grund 
des 82a (welcher durch das Gef. zur Ergänzung des Gef. 
zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums v. 20. Juli 
1933 neu eingefügt wurde) entlaſſenen Beamten, d. h. den⸗ 
jenigen, die der kommuniſtiſchen Partei oder kommuniſti⸗ 
ſchen Hilfs⸗ oder Erſaßzorganiſationen angehört oder ſich 
ſonſt in kommuniſtiſchem Sinne betätigt haben, oder ſich in 
Zukunft in marxiſtiſchem (kommuniſtiſchem oder ſozialdemo⸗ 
kratiſchem) Sinne betätigen und deshalb aus ihrem Be- 
amtenverhältnis entlaſſen wurden oder entlaſſen werden, 
oder zwar anderweits aus ihrem Amte in der Zeit zwiſchen 
dem 7. April 1933 und 1. Okt. 1933 ausgeſchieden ſind, bei 
denen jedoch nach der Erklärung der nach 87 der Berufs⸗ 
beamtentums zuſtändigen Stelle die Vorausſetzungen des § 2a 
vorgelegen hätten. 


II. 


Zu der unter II erörterten Frage der Ausſchließung von 
Rechtsagenten uſw. von der mündlichen Verhandlung, werde 
ich von amtsgerichtlichen Kollegen darauf aufmerkſam ge⸗ 
macht, daß bei einzelnen Gerichten bereits jetzt der Verſuch 
gemacht wird, die Beſtimmung dahin einſchränkend auszu⸗ 
legen, daß die Rechtsagenten uſw. nur von der ſtreitigen 
Verhandlung ausgeſchloſſen ſeien. Dieſer Auffaſſung iſt mit 
aller Energie entgegenzutreten. 

Der Zweck des Geſetzes iſt, die Tätigkeit der Rechts⸗ 
agenten, Rechtskonſulenten uſw. bei Gericht im Intereſſe der 
Anwaltſchaft und des rechtſuchenden Publikums weiter als 
bisher einzuſchränken. 


Aufſätze 
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Die verſuchte Auslegung, daß ſie nur von der ſtreitigen 
Verhandlung ausgeſchloſſen ſeien, würde ein vom Geſetzgeber 
nicht gewollter Rückſchritt gegenüber dem bisherigen Zu⸗ 
ſtand ſein. 5 

Schon unter der Herrſchaft des gegenwärtigen Rechtes 
bezog ſich die durch § 157 eröffnete Möglichkeit der Zurück⸗ 
weiſung von gewerbsmäßigen Parteivertretern, die nicht An⸗ 
wälte ſind, nicht nur auf die mündliche Verhandlung im 
Streitverfahren, ſondern auch in den Terminen vor dem 
beauftragten Richter und erſuchten Richter und ebenſo im 
Güteverfahren (f. Stein⸗Jonas 8157 Anm. 1 Abſ. 4 
und 8 499 c I). Keine Interpretationskunſt berechtigt, das Ge⸗ 
ſetz in der neuen Faſſung, nämlich, daß Rechtsagenten uſw. 
in der mündlichen Verhandlung ausgeſchloſſen ſind, dahin 
umzudeuten, daß ſie nur in der ſtreitigen Verhandlung aus⸗ 
geſchloſſen, dagegen in der Güteverhandlung, die ebenfalls 
von dem Prinzip der Mündlichkeit im weſentlichen beherrſcht 
iſt, zugelaſſen ſein ſollen. Der Geſetzgeber hätte ſonſt be⸗ 
ſtimmt nicht den Ausdruck „mündliche Verhandlung“, ſondern 
den Ausdruck „ſtreitige Verhandlung“ gewählt. 

Eine derartige Auslegung würde auch den Grundſätzen 
des neuen Rechtes widerſtreiten, das ſich bewußt vom Rechts⸗ 
poſitivismus abkehrt und von dem Richter verlangt, in Zwei⸗ 
felsfällen ſo zu entſcheiden, wie es dem Grundgedanken und 
dem Zweck des Geſetzes entſpricht. 

Dieſer Rechtsſatz, der ſogar in dem preuß. Geſetze über 
das bäuerliche Erbhofrecht in §63 als Norm feſtgeſtellt 
wurde, dürfte wohl mit der verſuchten einſchränkenden Aus⸗ 
legung des 8157 ZPO. in feiner neuen Faſſung aufräumen. 


— — . — ———— nn 


Die Htellung der Rommiſfare über juriſtiſche Perſonen. 


Hier intereſſieren nur Kommiſſare mit Vorſtandsbefugniſſen, 
nicht die rein öffentlich⸗rechtlich zu beurteilenden „organiſations⸗ 
fremden“ Kommiſſare, die den juriſtiſchen Perſonen von außen 
her Auflagen erteilen (wie z. B. der Reichskommiſſar für das 
Bankengewerbe, vgl. VO. v. 8. Dez. 1931 [RGBl. I, 699]; Geſ. 
b. 7. Aug. 1933); wo derartige öffentlich⸗rechtliche Stellen Ein⸗ 
griffe mit privat rechtlichen Folgen (3. B. Einberufung einer 
Mitgliederverſammlung) vornehmen können ſollen, muß das aus⸗ 
drücklich geſagt fein (vgl. Art. 1 5 3 für die Überprüfungsbehörden 
im Gel. zur Sicherung der Gemeinnützigkeit im Wohnungsweſen 
d. 14. Juli 1933). 

„Eine Klärung der Stellung und Befugniſſe der Kommiſſare 
mit Vorſtandsmacht über juriſtiſche Perſonen in der Art, daß 
die von ihnen ausgeführten Rechtsgeſchäfte die juriſtiſche Perſon 
unmittelbar verpflichten und berechtigen, bzw. in ihrem Schoße die 
vorgeſehenen ſatzungs⸗ oder geſetzmäßigen Wirkungen auslöſen, er⸗ 
ſcheint in doppelter Hinſicht geboten; nicht nur, weil die Wir⸗ 
kung noch öfter für die Vergangenheit zu Fragen Anlaß geben 
wird, ſondern weil der heutige autoritäre und totale Staat ſich 
auch in Zukunft die Einſetzung ſolcher Kommiſſare vorbehalten 
muß. Zwei verſchiedene Löſungen find in der JW. vorgeſchlagen 

orden: eine bürgerlich⸗rechtliche durch Wel ſki (S. 1376), der 
allerdings den Kommiſſaren nur dann Vorſtandsbefugniſſe ein⸗ 
Faumt, wenn fie vom Gericht nach 8 29 Beh B. beſtellt werden, 
während Langen (S. 1816) ihre Stellung öffentlich⸗ rechtlich un⸗ 
derbaut und die Einſetzung von Kommiſſaren aus der Befugnis 
des Aeg Präſ. herleitet, Auflöſungsklage gem. Art. IV PrAusfG. 
„ HGB. anzuſtrengen, wenn eine juriſtiſche Perſon des Handels⸗ 
rechtes ſich rechtswidriger Handlungen oder Unterlaſſungen ſchuldig 
macht, durch welche das Gemeinwohl gefährdet wird. Die — hier 
goch nachzutragende — reichsrechtliche Vorſchrift des § 43 BGB. 
ſpricht deutlicher von einem geſetzwidrigen Veſchluß der Mitglieds. 
perſammlung oder ſolchem Verhalten des Vorſtandes und recht⸗ 
ertigt die Behauptung Langen s, irgendein geſetzwidriges Ver⸗ 
alten irgendeines verantwortlichen Organs berechtige zur Auf⸗ 
(Jangstlage. Dabei muß „geſetzwidrig“ als materiell⸗rechtswidrig 
6 gensatz: formell⸗tatbeſtandswidrig) aufgefaßt werden; d. h.: die 

Lefährdung des Gemeinwohls kann auch in einem Verſtoß gegen 
iu ein ddatzentſcheidungen“ der heutigen Rechtsordnung, nicht bloß 
1 ſolchen gegen einen ſpeziellen Tatbeſtand eines Geſetzes 
5 Die verſchiedene Erklärung der Vereinskommiſſare erſcheint 
zudeutlam, weniger um einen Rechtstitel für die Einſetzun 
nden, ſondern für Inhalt und Grenzen des Amtes ſelbſt: Der 
eo amiffer iſt „Amtswalter der nationalen Belange“, bei wirt⸗ 
ſchaftlichen Vereinen: „Amtswalter des Nationalvermögens“. Iſt 


dieſer nun gedacht als Organ, das nur deswegen nötig geworden 
iſt, weil der Verein feinen völkiſchen und nationalwirtſchaftlichen 
Verpflichtungen nicht nachgekommen iſt? — von dieſer Annahme 
geht die Anwendung des § 29 BGB. aus. Oder iſt er zu denken 
als öffentlich⸗rechtlicher Amtsträger? — davon geht die andere 
Löſung aus. In dieſer Frageſtellung erſcheint das Problem in 
neuem Lichte. 

Die praktiſchen Folgen ſind denkbar verſchieden. Die 
geſetzgeberiſche Lücke iſt unter Zugrundelegung des Zwecks der 
Kommiſſare (vgl. die Regel des § 63 PrErbhofGg.) mit Rückſicht 
auf die beſtehende Intereſſenlagerung und die Folgen der Ent⸗ 
ſcheidung auszufüllen. Die Intereſſenlagerung iſt hier nicht fo 
wie ſonſt im bürgerlichen Rechte, daß der einzelne gegen den ein⸗ 
zelnen Recht begehrt, ſondern daß der Gemeinnutz ſeinen Vor⸗ 
rang vor dem Sondernutzen der betroffenen juriſtiſchen Perſon er⸗ 
heiſcht. Daher iſt dem Kommiſſar die Stellung einzuräumen, die 
dem Gemeinnutzen am nachhaltigſten gerecht wird. Das beant⸗ 
wortet ſich nach den Folgen der Entſcheidung, und zwar nach fol⸗ 
genden Maßſtäben: Was kann der Kommiſſar tun, wenn er nur 
Amtsträger im öffentlich⸗rechtlichen Sinne, was, wenn er auch 
Organ im privatrechtlichen Sinne iſt? Wer haftet aus ſeinem, 
möglicherweiſe unrechtem, Tun? 

Wenn der Kommiſſar Organ iſt, ſo kann er ſchalten und 
walten, wie es einem Organe zukommt. Iſt er öffentlich⸗ 
rechtlicher Amtswalter, ſo iſt nicht klar, wie er auf einmal Ge⸗ 
ſchäfte des Privat rechtes mit Wirkung für und gegen den Ver⸗ 
ein vornehmen können ſoll, da die Vorausſetzungen einer öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Zwangsvollſtreckung kaum gegeben ſein werden 
oder doch nicht zum Ziele führen (insbeſ. auch nicht etwa die „Er⸗ 
ſatzvornahme“, die ja den Vollſtreckungsſchuldner nur gegenüber 
der Behörde verpflichtet, vgl. S 55 Abſ. 5 PrPolVerwG.). Die orga⸗ 
niſationsfremden Kommiſſare mit ihren öffentlich⸗rechtlichen Be⸗ 
fugniſſen (vgl. Einleitung) find eben gerade nicht die, mit denen 
es ſich hier auskommen läßt. — Aus dem möglicherweiſe delik⸗ 
tiſchen Verhalten haftet der Staat, wenn der Kommiſſar öffent⸗ 
lich⸗rechtlicher Amtsträger iſt (§ 839 BGB.; Art. 131 RVerf.), da⸗ 
gegen der Verein, wenn es ſich um ein Organ handelt (§ 31 BGB.). 
Die Vereinshaftung rechtfertigt ſich, da der Verein auch die Vorteile 
hat, nunmehr rechtmäßige Organe und eine auf die Belange des Na⸗ 
tionalvermögens und des Volkes ausgerichtete Verwaltung zu be⸗ 
kommen, wozu er im heutigen Staate verpflichtet iſt. So wie in 
§ 29 BGB. kann der kommiſſariſche Vorſtand ein angemeſſenes 
Entgelt verlangen (vgl. RR Komm. § 29 Anm. 1; Planck⸗ 
Knoke 829 Anm. 2 c), da ſein Organbeſtellungs⸗ und Dienſt⸗ 
vertrag bereits mit ſeiner Ernennung als mit dem Vereine ge⸗ 
ſchloſſen anzuſehen iſt (5 29 BGB. bildet inſofern ein rechts⸗ 
geſchichtliches frühes Beiſpiel eines diktierten Vertrages). 

Der Aufgabenkreis des Vereinskommiſſars, deſſen Berufung 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


als ſolche natürlich ein öffentlich⸗rechtlicher Akt bleibt, baut ſich 
auf der Ebene des Privatrechtes auf, deſſen Löſung hier dem 
Gemeinnutzen am eheſten gerecht wird und das im heutigen Staat 
mehr und mehr „Deutſches Gemeinrecht“ (Punkt 19 des Pro⸗ 
gramms der NSDAP.) werden wird. Die Anregung Welſkis 
aus § 29 BGB., der ja auch bei der Erörterung über den „Wirt⸗ 
ſchaftsprüfer“ eine gewiſſe Rolle geſpielt hat, iſt wertvoll und von 
einer Kautelarjurisprudenz auch ruhig befolgbar. Zweierlei iſt 
aber feſtzuſtellen: 1. iſt die Beſtellung nach § 29 BGB. nicht not⸗ 
wendig; jedenfalls hat der Beſtellungsbeſchluß anders als in § 29 
BGB. (RGRKomm. a. a. O.) keine rechtsgeſtaltende, ſondern nur 
rechtsbezeugende Wirkung. Überhaupt muß eine — für das öffent⸗ 
liche Recht des bürgerlich⸗liberalen Rechtsſtaates typiſche — juſtiz⸗ 
förmige Beaufſichtigung der politiſchen Gewalt, die ja bei der 
Ernennung durch einen öffentlich⸗rechtlichen Akt tätig wird, in⸗ 
nerhalb eines neuen Rechtstatbeſtandes der heutigen Ordnung 
ſuſpekt erſcheinen (vgl. Koellreutter: DIZ. 1933, 522). 2. iſt 
das nach § 29 BGB. eingeſetzte Organ der Vorſtand, aber es 
kann auch nicht mehr als dieſer tun. Dagegen wird ſich — je 
nach dem Inhalte des öffentlich⸗rechtlichen Kommiſſarbeſtellungs⸗ 
geſchäftes — die Stellung des Vereinskommiſſars häufig nach 
dem „Führerprinzip“ des neueren Vereinsrechtes beſtimmen. 

Der — nicht organiſationsfremde (ſiehe oben) — Kommiſſar 
einer juriſtiſchen Perſon iſt nach alledem ein von der Staats⸗ 
hoheit eingeſetztes außerordentliches Organ der juriſtiſchen Per⸗ 
ſon, deſſen Einſetzung zwar nur die Ausrichrung des Vereins 
auf die Belange des Volkes, insbeſ. des Nationalvermögens be⸗ 
zweckt, deſſen Handlungs⸗ und Vertretungsmacht aber nicht dar⸗ 
auf beſchränkt iſt. Der Untergang der Vertretungsmacht des 
alten Vorſtandes iſt zum Regiſter anzumelden wegen des Schut⸗ 
zes, den das Vertrauen Dritter auf die Eintragungen genießt. 
Sinn der Gleichſchaltungskommiſſare iſt es, nicht als Belaſtung 
des Vorſtandes deſſen Rechte zu mindern, ſondern vielmehr: an 


deſſen Stelle zu treten. 
Ref. Ritter, Breslau. 


Die Aufhebung der Nachlaßpflegſchaft. 


Nach § 1960 BGB. iſt Vorausſetzung der Anordnung und 
Fortdauer einer Nachlaßpflegeſchaft, 

1. daß der Erbe unbekannt iſt, oder daß er die Erbſchaft noch 
nicht angenommen hat, oder daß es ungewiß iſt, ob er ſie 
angenommen hat, oder ob ſie wegen Verſäumung der Friſt 
zur Ausſchlagung als angenommen gilt (§ 1943 BGB.), 

2. und daß ein Bedürfnis der Fürſorge beſteht. 
ällt auch nur eine der beiden Vorausſetzungen fort, fo iſt 

die Pflegſchaft gem. SS 1919, 1962 BGB. aufzuheben. In der 
Praxis wird die erſte Vorausſetzung — von dem Wegfall der 
zweiten Vorausſetzung ſoll hier nicht die Rede ſein — in aller 
Regel nur dann nicht mehr als vorliegend erachtet, wenn ſich die 
Erbeneigenſchaft und die Annahme der Erbſchaft aus einem Erb⸗ 
ſchein ergibt. Die Nachlaßpflegſchaft wird deshalb regelmäßig erſt 
nach Erteilung des Erbſcheins aufgehoben. Das iſt auch zweifellos 
in der Mehrzahl der Fälle richtig. Denn es muß vor der Auf⸗ 
hebung der Nachlaßpflegſchaft zuverläſſig feſtſtehen, wer die Erben 
find, und daß fie die Erbſchaft angenommen haben (vgl. RG. 
Recht 1917 Nr. 1837). 

Es gibt aber Fälle, in denen die Nachlaßpflegſchaft auch ohne 
die Beibringung eines Erbſcheins aufgehoben werden muß, näm⸗ 
lich wenn die Erben einen Erbſchein beibringen können, es aber 
nicht tun (J, oder wenn fie an der Beibringung eines Erbſcheins 
gehindert ſind (II). 

I. Es kommt vor, daß der Nachlaßpfleger oder das Nachlaß⸗ 
gericht vollkommen zuverläſſig die geſetzliche oder die auf Grund 
einer Verfügung von Todes wegen beruhende Erbfolge feſtſtellen, 
oder daß jedenfalls dieſe Feſtſtellung vollkommen zuverläſſig er⸗ 
ſcheint, daß ſie aber den oder die Erben nicht zur Beibringung 
eines Erbſcheins zu beſtimmen vermögen. Dieſe Fälle ſind gar 
nicht ſo ſelten. Die Erben ſind zuweilen mit der Erwirkung eines 
Erbſcheins ſelbſt bei einer nicht unbeträchtlichen Erbmaſſe erſtaun⸗ 
lich nachläſſig. Das gift insbeſ. dann, wenn es ſich um eine große 
Anzahl Erben handelt, die keine Beziehungen zueinander unterhal⸗ 
ten und auch räumlich getrennt ſind. In ſolchen Fällen iſt die 
Nachlaßpflegſchaft aufzuheben, obſchon kein Erbſchein vorliegt. 
Denn die eine der beiden Vorausſetzungen für die Pflegſchaft iſt 
fortgefallen, und die Gerichte ſind nicht dazu da, für die Erb⸗ 
ſchaften ſaumſeliger Erben zu ſorgen. 

Es fragt ſich nur, was aus dem Nachlaß wird. Der Nach⸗ 
laßpfleger hat nach Aufhebung der Pflegſchaft den Erben den 
verwalteten Nachlaß herauszugeben und ihnen Rechenſchaft ab⸗ 
zulegen (§§ 1962, 1915, 18901892 BGB.). Die Verpflichtun 
zur Rechnungslegung kann er, wenn die Erben ſich nicht Sich 


einen Erbſchein ausweiſen, dadurch erfüllen, daß er dem Nach⸗ 
laßgericht Rechnung legt. Wenn die Erben ſpäter von ihm Rech⸗ 
nungslegung verlangen, kann er auf die dem Nachlaßgericht ge⸗ 
legte Rechnung Bezug nehmen (§ 1890 Satz 2 BGB.). Nicht ganz 
ſo einfach kann er ſeine Verpflichtung zur Herausgabe des ver⸗ 
walteten Vermögens zum Erlöſchen bringen. Er kann natürlich 
den Nachlaß an die als Erben ermittelten Perſonen herausgeben, 
alſo erfüllen. Er läuft dabei aber Gefahr, daß die als Erben er⸗ 
mittelten Perſonen oder eine davon in Wirklichkeit doch nicht die 
Erben ſind, daß er alſo an Nichtberechtigte leiſtet, und deshalb 
und weil ihm der Schutz der S$ 2366, 2367 BGB. nicht zur Seite 
ſteht, den wahren Berechtigten gem. §§ 1890, 276 BGB. erſatz⸗ 
pflichtig iſt. Beſſer iſt es, wenn er den Nachlaß gem. 88 372 ff. 
BGB. zum Zweck der Schuldbefreiung unter Verzicht auf das 
Recht der Rücknahme hinterlegt. Die Vorausſetzungen für die Hin⸗ 
terlegung, nämlich Annahmeverzug der Gläubiger (Erben) oder 
Ungewißheit über ihre Perſon (8372 Satz 1 und 2 BGB.), lie⸗ 
gen bei dem den Ausführungen zugrunde gelegten Sachverhalt 
vor. Es ſind alſo Geld, Wertpapiere und ſonſtige Urkunden und 
Koſtbarkeiten zu hinterlegen ($ 372 BGB.), zur Hinterlegung nicht 
geeignete bewegliche Sachen ſind zu verſteigern und der Erlös iſt 
zu hinterlegen (§§ 383 ff. BGB.), der Beſitz von Nachlaßgrund⸗ 
ſtücken iſt aufzugeben ($ 303 BGB.). Die Hinterlegung wird zweck⸗ 
mäßig nicht für A., B., C. uſw. als Erben des X., ſondern für 
die, die ſich durch Erbſchein als Erben des X. ausweiſen, erfolgen. 
Sind mehrere Erben vorhanden, ſo iſt zu beachten, daß auf Ver⸗ 
langen auch nur eines von ihnen nicht zur Hinterlegung geeig⸗ 
nete Sachen an einen gerichtlich zu beſtellenden Verwahrer abzu⸗ 
Kar alſo nicht zu verſteigern find (82039 Satz 2 BGB., § 165 

9 
Wenn wirklich andere als die, die dafür gehalten worden 
ſind, die Erben ſind, und wenn ihnen durch die Hinterlegung, 
Verſteigerung und Beſitzaufgabe ein Schaden entſtanden iſt, ſo 
wird dafür unter den geſchilderten Umſtänden weder der Nach 
laßpfleger noch der Nachlaßrichter verantwortlich gemacht werden 
konnen. Denn beide haften nur bei ſchuldhafter Verletzung 
ihrer Pflichten (SS 1890, 276 BGB., Art. 131 RV., §§ ff des 
Preuß. Geſ. v. 1. Aug. 1909), und wenn ſte trotz ſorgfältiger Prü⸗ 
fung ſich in der Perſon der Berechtigten geirrt haben, ſo wird 
ihnen daraus kein Vorwurf gemacht werden konnen. 

II. Die Nachlaßpflegſchaft muß auch ohne Beibringung eines 
Erbſcheines ferner dann aufgehoben werden, wenn die Erbfolge 
völlig zuverläſſig feſtgeſtellt iſt oder dieſe Feſtſtellung jedenfalls 
völlig zuverläſſig erſcheint, der oder die Erben aber an der Bei⸗ 
bringung eines ihren Erbteil betreffenden Erbſcheins gehindert 
ſind. Auch hier iſt eine der beiden oben näher bezeichneten Vor⸗ 
ausſetzungen für die Fortdauer der Pflegſchaft fortgefallen 
(881919, 1962 BGB.). Auch dieſe Fälle find nicht fo ſelten. Man 
denke nur daran, daß ſich die Erben in fernen Ländern aufhalten 
und deshalb die zur Erwirkung des Erbſcheins erforderlichen Ur⸗ 
kunden nicht zu beſchaffen und die erforderlichen Erklärungen in 
der geſetzlich vorgeſchriebenen Form nicht abzugeben vermögen. 
In den letzten Jahren iſt es auch öfter vorgekommen, daß in Sow⸗ 
jetrußland lebende Perſonen aus Furcht vor den mit einem Ver⸗ 
mögenserwerb verbundenen Ungelegenheiten es nicht gewagt 
haben, die zum Nachweis ihres Erbrechts erforderlichen Maßnah 
men zu treffen. In allen dieſen Fällen iſt die Nachlaßpflegſchaft 
aufzuheben. Sie kann nicht etwa bis zur Behebung des Hinder⸗ 
niſſes fortgeführt werden. Von der Verpflichtung zur Rechnungs⸗ 
legung und zur Herausgabe des Nachlaſſes kann ſich der Nachlaß⸗ 
pfleger in der zu I. geſchilderten Weile befreien (Rechnungslegung 
gegenüber dem Gericht, Hinterlegung der hinterlegungsfähigen 
Sachen, evtl. Verſteigerung und Hinterlegung des Erlöſes uſw.). 

Das ſoeben Geſagte erfährt aber eine praktiſch nicht unbedeu⸗ 
tende Einſchränkung. Wenn nämlich der oder die Erben den Erb⸗ 
ſchein nicht beſchaffen können, ſo wird zu prüfen ſein, ob ihnen 
nicht hierzu und zur Verwaltung des durch den Erbfall erwor⸗ 
benen Vermögens gem. § 1911 Abſ. 2 BGB. ein Abweſenheits⸗ 
pfleger zu beſtellen iſt. Da das zur Beſtellung eines ſolchen Pfle⸗ 
gers zuſtändige Gericht meiſt ein anderes ſein wird als das Nach⸗ 
laßgericht (vgl. SS 39, 36 Abſ. 2, 37 Abſ. 2 FFG.), jo wird das 
Nachlaßgericht dem anderen Gericht von dem Sachverhalt Mit. 
teilung machen und deſſen Entſcheidung abwarten. Falls ein Ab⸗ 
weſenheitspfleger nicht beſtellt wird, ſo iſt wie dargelegt zu ver⸗ 
fahren. Die Nachlaßpflegſchaft iſt alſo ohne weiteres aufzuheben. 
Falls ein Abweſenheitspfleger beſtellt wird, ſo wird mit der Auf⸗ 
hebung der Nachlaßpflegſchaft zweckmäßig zu warten ſein, bis der 
Abweſenheitspfleger den Erbſchein beibringt, deſſen Erteilung er 
anders als der Nachlaßpfleger nachſuchen kann (RIA. 13, 198). 
Notwendig iſt das aber nicht. Es wird jedoch dadurch die Hin⸗ 
terlegung des Nachlaſſes erſpart. Er kann alsdann unmittelbar dem 
Abweſenheitspfleger herausgegeben werden. 

GerAſſ. Dr. Greiſer, Berlin⸗Karlshorſt. 
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Die Neubelaſtung von Entſchuldungsbetrieben. 


Nach 8 91 Satz 1 Geſ. zur Regelung der landwirtſchaftlichen 
Schuldverhältniſſe v. 1. Juni 1933 dürfen Entſchuldungsgrundſtücke 
nur innerhalb der Mündelſicherheitsgrenze und nur mit unkündbaren 
Tilgungsforderungen neu belaſtet werden. Die Auslegung dieſer Beſt. 
iſt nach mehreren Richtungen hin zweifelhaft. 

Sicher iſt, daß von ihr nur ſolche Grundſtücke betroffen werden, 
die zu einem Entſchuldungsbetriebe i. S. des § 80 gehören, d. h., die 
Anwendung des § 91 kommt erſt dann in Frage, nachdem das Ent⸗ 
ſchuldungsverfahren durch Beſtätigung des Enkſchuldungsplans oder 
des Zwangsvergleichs abgeſchloſſen worden iſt. 

5 91 Satz 1 ſchränkt nur die Zuläſſigkeit der Neu belaſtung 
ein. Um eine Neubelaſtung dürfte es ſich dann nicht handeln, wenn 
für denſelben Gläubiger unter Löſchung ſeines alten Rechts ein gleich 
hohes oder niedrigeres Recht eingetragen wird (z. B. wenn an Stelle 
mehrerer für ihn eingetragener Rechte ein einheitliches Recht begründet 
wird). Dagegen wird eine Neubelaſtung vorliegen, wenn eine Hypo⸗ 
thek mit Mitteln, die ein Dritter gewährt hat, abgelöſt und dafür 
unter Löſchung der abgelöſten Hypothek für den Dritten eine neue 
Hypothek eingetragen wird. Der Umſtand, daß der abgelöſte Gläu⸗ 
biger von dem neuen Gläubiger verſchieden iſt, macht die Belaſtung 
zu einer neuen. Daß die Beteiligten die Anwendung des 8 91 Satz 1 
dadurch verhindern können, daß die abgelöſte Hypothek an den Dritten 
zur Sicherung des von ihm gewährten Ablöſungskredits abgetreten 
wird, iſt ohne Bedeutung. 

Welcher Art kann die Neubelaſtung ſein? Das Geſetz ſpricht 
von unkündbaren Tilgungsforderungen. Damit iſt ſelbſtverſtändlich 
nicht die ſchuldrechtliche Forderung, ſondern das ſie ſichernde ding⸗ 
liche Recht gemeint. Nur ſolche dinglichen Rechte kommen in Frage, 
die einer Kündigung und einer Tilgung unterliegen können. Das 
ſind Hypotheken, aber auch Grundſchulden. Dagegen nicht das dritte 
Grundpfandrecht, die Rentenſchuld. Sie läßt nicht eine Tilgung, 
ſondern nur eine Ablöſung zu (81199 B.). 

Ob durch 8 91 Satz 1, abgeſehen von der Ausnahmebeſtimmung 
des § 92 Abf. 1 für die Rentengutsrenie, die Eintragung anderer 
dinglicher Rechte als Hypotheken und Grundſchulden ausgeſchloſſen 
iſt, iſt nicht einheitlich zu entſcheiden. Auszugehen iſt von dem mit 


891 Satz 1 verfolgten Zweck, zu verhindern, daß der wirtſchaftliche 


Beſtand des Entſchuldungsbetriebs durch Neubelaſtungen gefährdet wird. 
Dieſer geſetzgeberiſche Grund trifft auf alle Belaſtungen zu, die zu 
der Beleihungsgrenze in Beziehung geſetzt werden können, den Kapital⸗ 
wert des Grundſtücks alſo mindern. Das iſt z. B. der Fall bei allen 
Dienſtbarkeiten und der Reallaſt. Da dieſe Rechte andererfeits den 
Charakter einer Tilgungsforderung nicht haben können, ſo iſt ihre 
Eintragung nach 8 91 Satz 1 ſtets unzuläſſig. 

„Dagegen iſt die Eintragung von Rechten wie das Vorkaufsrecht 
ſtatthaft. Das Vorkaufsrecht kann zu der Beleihungsgrenze nicht in 
Beziehung geſetzt werden; es mindert den Kapitalwert des Grund⸗ 
ſtücks nicht. 

Ebenſo iſt die Eintragung von Verfügungsverboten zuläſſig. 
Unter den Begriff der Neubelaſtung des § 91 Satz 1 fällt nur 
die Neubelaſtung durch Rechtsgeſchäſt. Nach 891 Satz 2 ſteht ihr eine 
Belaftung im Wege der Zwangsvollſtreckung gleich, vor allem eine 
Zwangshypothek. 

Belaſtungen, die kraft Geſetzes entſtehen, werden durch § 91 nicht 
getroffen. In dieſer Hinſicht beſteht eine Lücke. Hat jemand einen Auf⸗ 
laſſungsanſpruch gepfändet, fo erwirbt er nach § 848 Abſ. 2 3 PO. 
mit der Eintragung des Schuldners als Eigentümer eine Sicherangs⸗ 
hypothek. Die Eintragung dieſer Sicherungshyvothek hat nur be⸗ 
richtigende Bedeutung und wird durch § 91 nicht beſchränkt. Es wäre 
zweckmäßig, durch DurchfVO. auch fie den Beſchränkungen des 8 91 
zu unterwerfen. 

„Soweit die endgültige Eintragung nach 8 91 unzuläſſig iſt, darf 
zu ihrer Sicherung auch keine Vormerkung eingetragen werden. 

AGR. u. GR. Dr. v. Rozycki⸗v. Hoewel, Magdeburg. 


Strafbarer Stimmkauf in Bonfortialnerträgen, 


Durch die Entſch. RG. 132, 33 v. 24. Febr. 1931 ) wie auch 
zamentlich infolge der von den Regierungsſtellen neuerdings er⸗ 
zobenen Aufforderung, in wirtſchaftlichen Strafſachen mit beſon⸗ 
derer Schärfe vorzugehen, wird man in Konzern⸗ und Bankkreiſen 
et und mit beſonderer Sorgfalt alle beſtehenden Konſortial⸗ 

erträge auf Nichtigkeit und evtl. Strafbarkeit hin durchſehen. Eine 

ec gefährlichſten Klippen für den Beſtand aller Aktien⸗Pool⸗Ver⸗ 
Tage, iſt die Beſtimmung des § 317 HOP. über den Stimmkauf. 
Die bedarf um ſo ſorgfältigerer Beachtung, als die Gerichte im 
L egenjag zu der in der Praxis der Nachkriegsjahre eingeriffenen 
en Auffaſſung in der Anwendung dieſer Vorſchrift ziemlich weit 
gehen und weil dieſe Vorſchrift, was meiſtens überhaupt vergeſſen 
—— 


) JW. 1931, 2963. 
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wird, nicht nur zivilrechtliche Wirkungen hat, ſondern in erſter Linie 
ein Strafgeſetz iſt. Selbſt im juriſtiſchen Schrifttum werden die mit 
Stimmkauf zuſammenhängenden Fragen durchweg nur an der be⸗ 
treffenden Geſetzesſtelle (§ 317 HGB.; § 243 KO.; 8 96 VerglO.; 
523 SchuldverſchreibungsG.; § 151 GenG. und endlich teilweiſe 
§§ 331 ff. StGB. ſowie § 12 Unl WG.) behandelt. Es ſcheint daher 
nützlich, die Merkmale des Stimmkaufes einmal auf größerer Ba⸗ 
ſis feſtzuſtellen: 

Die Straftat des § 317 HGB. kann im Gegenſatz zu der des 
8243 KO. von jedermann begangen werden. Man braucht hierzu 
nicht Aktionär zu ſein, ſondern es genügt, daß man Bevollmächtig⸗ 
ter oder auch nur Legitimationsaktionär iſt (vgl. Ansmann, 
SchuldverſchreibungsG. § 23 Anm. 3). Daher machen ſich zweifel⸗ 
los auch die nicht im eigenen Namen, ſondern im Namen einer 
von ihnen geſetzlich vertretenen juriſtiſchen Perſon (z. B. Holding⸗ 
geſellſchaft) handelnden Perſonen ſtrafbar, wenn ſie als Vorſtands⸗ 
mitglieder einer ſolchen Holdinggeſellſchaft einen Konſortialver⸗ 
trag abſchließen, der einen Stimmkauf enthält. 

Zum objektiven Tatbeſtand gehört, daß ein beſonderer Vor⸗ 
teil verſprochen oder gewährt wird. Vielfach wird geglaubt, daß 
Stimmkauf erſt vorliege, wenn der verſprochene Vorteil auch tat⸗ 
ſächlich geleiſtet worden iſt. Das tft ein verhängnisvoller Irrtum. 
Das Geſetz ſtellt lediglich auf den zuſtande gekommenen obligato⸗ 
riſchen Vertragsabſchluß ab. Schon dieſer begründet die Strafbar⸗ 
keit. Die Gründe hierzu ſche deutlich aus den Motiven zum AktG. 
von 1884 (II 256) zu erſehen, wo es heißt: 

„Nur unter der Annahme, daß alle Aktionäre ſich bei der Ab⸗ 
et in der Generalverſammlung durch das Intereſſe der Ge⸗ 
ellſchaft leiten laſſen, rechtfertigt es ſich, die Generalverſammlung 
als dasjenige Organ der Geſellſchaft anzuſehen, in welchem der 
wahre Wille der Geſellſchaft zum Ausdruck kommt. Daher wider⸗ 
ſtreitet es dem Weſen der Geſellſchaft, wenn ein Aktionär ſich be⸗ 
ſondere Vorteile dafür gewähren oder verſprechen laßt, daß er in 
der Generalverſammlung in einem beſtimmten Sinne ſtimmt. Prä⸗ 
ſumtiv läßt ein ſolcher Aktionär ſich bei ſeiner Abſtimmung nicht 
durch das Intereſſe der Geſellſchaft, ſondern lediglich durch den 
gewährten oder verſprochenen Vorteil leiten. Indeſſen kann den 
inneren Beweggründen nicht nachgeforſcht werden. Als unlauter 
und im Hinblick auf die Zwangsnatur des Mehrheitsbeſchluſſes 
als ſtrafbar erſcheint es ſchon, daß der Aktionär feine Stimme 
durch Geld oder ſonſtige Vorteile hat kaufen laſſen.“ 

Die Vorſchrift hat alſo „überwiegend polizeilichen Charakter“ 
(Jaegers, Konkursordnung, § 243 Anm. 1). Sie iſt aber gerade 
deshalb in Zeiten wieder erſtarkender kaufmänniſcher Moral von 
beſonderer Beachtlichkeit. 

Es wird auch geglaubt, daß man dann nicht aus 8 317 ſtraf⸗ 
bar ſei, wenn das Verſprechen der Vorteile nur ein bedingtes iſt, 
alſo z. B. die Zahlung der verſprochenen Vergütung von der Ge⸗ 
nehmigung des Aufſichtsrates oder überhaupt irgendeiner dritten 
Stelle abhängig gemacht wird. Hier iſt an die Rechtſprechung zur 
Beſtechung zu erinnern, namentlich RG. 57, 28 vom 14. März 
1924, wo ausdrücklich ausgeführt iſt: 

„Ein Verſprechen gibt bei der ſogenannten aktiven Be⸗ 
ſtechung nach § 333 StGB. auch, wer die Hingabe eines Ge⸗ 
ſchenkes von dem Eintritt eines zukünftigen Ereigniſſes abhängig 
macht“ (zuſtimmend Lobe⸗Eber mayer 8333 Anm. 14). 

In ſolchen Fällen wird alſo nicht verſuchter Stimmkauf 
anzunehmen jein, der wegen § 43 Abſ. 2 StGB. ſtraflos wäre, 
ſondern vollendeter. Ebenſo iſt es natürlich ſtraf⸗ wie zivilrechtlich 
gleichgültig, wenn eine der Parteien ſich insgeheim vorbehalten 
hat, das Erklärte nicht zu wollen oder die Vereinbarung nicht ein⸗ 
zuhalten (ſogenannte Mental⸗Reſervation § 116 BGB.; a. M. 
Staub⸗Pinner ½ 8317 Anm 8). 

Am ſchwierigſten iſt die Beſtimmung deſſen, was als „be⸗ 
ſonderer Vorteil“ im Einzelfalle anzuſehen iſt. Die Formulierung, 
die eine einfache Überſetzung der Worte „avantages particu- 
lieres“ des Art. 597 des franzöſiſchen Geſetzes vom 28. Mai 1838 
darſtellt, hat durch den Kommentar von Staub⸗ Pinner 
(8317 Anm. 8) eine Auslegung dahin erfahren, daß beſondere 
Vorteile im Sinne des Geſetzes nur ſolche ſind, die ſich nicht 
aus der betreffenden Abſtimmung ſelbſt ergeben, ſondern außer⸗ 
halb ihrer liegen. Das RG. hat zwar in der Entſcheidung JW. 
1916, 576 dieſe Formulierung angewandt und damit eine Ent⸗ 
ſcheidung des DRG. Dresden aufgehoben, es iſt aber irre⸗ 
führend, wenn Staub Pinner a. a. O.e) ausführen, daß 
das RG. in dieſer Entſcheidung einen Vertrag für gültig erklärt 
habe, in dem die Geſellſchafter einer GmbH. ſich gegenfeitig u. a. 
verpflichteten, für die Gewährung von Gehalt, Proviſionen uſw. 
an ſich ſelbſt zu ſtimmen. Im Gegenteil hat das RG. dieſen 
Vertrag als ohne jeden Zweifel wegen Sittenwidrigkeit nichtig 
behandelt, weil die beiden Geſellſchafter darin zu Laſten des dritten 
Geſellſchafters miteinander einig wurden. Die Formulierung von 
Staub Pinner iſt, ganz abgeſehen von ihrer Unbeſtimmtheit, 
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im übrigen auch fachlich verfehlt. Pinner will damit beweiſen, 
daß die vor jeder Abſtimmung unvermeidlichen und notwendigen 
Gruppenbildungen und Kompromiſſe nicht ſtrafbar ſeien, bei 
denen der eine ſich im Stimmrecht nur mit Rückſicht darauf bindet, 
daß auch der andere eine Bindung eingeht. In Wahrheit kann von 
einer grundſätzlichen Straffreiheit bei derartigen Verabredungen 
nicht geſprochen werden. Zu weit geht andererſeits Horrwitz 
(Das Recht der Generalverſammlungen, S. 141), der ſolche Verein⸗ 
barungen grundſätzlich dem § 317 HGB. unterſtellt, weil der un⸗ 
erlaubte Vorteil im Kompromiß liege. Den allein richtigen Weg 
hat inzwiſchen das RG. in ſeinen neueren Entſcheidungen: JW. 
1929, 642 und RG. 132, 373) beſchritten. Es hat dort darauf 
abgeſtellt, daß die verſprochenen Vorteile „die Gegenleiſtung oder 
mit die Gegenleiſtung für die übernommene Abſtimmungsverpflich⸗ 
tung des Klägers gebildet haben und ausſchließlich dem Kläger 
hätten zugute kommen ſollen“. Der erſte erhebliche Geſichtspunkt 
iſt alſo der, daß der Stimmverkauf und der verſprochene Vorteil 
im urſächlichen Zuſammenhang ſtehen, daß alſo das ganze Ge⸗ 
ſchäft ſonſt nicht zuſtande gekommen wäre. Der zweite Geſichts⸗ 
punkt iſt derjenige, daß der verſprochene Vorteil nur dem Stimm⸗ 
verkäufer, aber nicht den übrigen Aktionären unmittelbar oder 
auch nur durch die Aktiengeſellſchaft ſelbſt mittelbar zufließt. Dies 
letztere war in der Entſcheidung JW. 1929, 642 ſchon mit ganz 
klaren Worten in einem Falle ausgeſprochen worden, wo der 
Stimmverkäufer, aber nur dieſer und nicht die übrigen Aktionäre 
oder die Aktiengeſellſchaft ſelbſt, vom Stimmkäufer eine Divi⸗ 
dendengarantie erhalten hatte. — Woher der verſprochene Vorteil 
ſtammt, iſt nach dem Geſetz gleichgültig. Es ſchließt alſo nicht die 
Anwendbarkeit des § 317 aus, ſondern führt nur noch einen wei⸗ 
teren Strafbarkeitsgrund, nämlich handelsrechtliche Untreue, her⸗ 
bei, wenn die Parteien wie im Falle JW. 1916, 575 vereinbaren, 
daß als Folge des gemeinſamen Zuſammengehens jeder von der 
Geſellſchaft ſelbſt etwas erhalten ſolle. Die m. E. durchaus zu⸗ 
treffende Begründung des OLG. Dresden hat das RG. damals als 
eine „ſchiefe Wendung“ bezeichnet, iſt aber in der Entſcheidung 
RG. 132, 37 ſchon wenigſtens zum Teil von feiner früheren Auf⸗ 
faſſung abgewichen und würde nach ſeinen oben angeführten neuen 
Richtlinien den damals aus § 138 BGB. entſchiedenen Fall heute 
wohl auch als einen Stimmkauf anſehen; denn gerade ſolche 
Fälle, wo zwei Geſellſchafter zu Laſten der ahnungsloſen übrigen 
Geſellſchafter Vertrage über gemeinſame Abſtimmung unter gegen⸗ 
ſeitigem Verſprechen einer Vergütung aus der Geſellſchaftskaſſe 
abſchließen, widerſtreiten den aus den Motiven erſichtlichen Grund⸗ 
gedanken des Geſetzgebers, die übrigens ihrem Weſen nach auch 
nichts weiter bedeuten als die Abwandlung des allgemeinen 
Grundſatzes „Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ für das Gebiet der 
Aktiengeſellſchaften. Selbſt der Umſtand, daß ein Geſellſchafter oder 
Aktionär im gegebenen Falle auch ohnedies einen Anſpruch gegen 
die Geſellſchaft haben würde, ſchützt dann nicht vor Strafe, wenn 
die getroffene Vereinbarung der erleichterten Durchſetzung oder 
unangemeſſenen Erhöhung dieſes Anſpruches dienen ſoll (vgl. 
Ansmann 823 Anm. 2, ebenſo Kieſow, Vergl. § 96. Eine 
dem § 86 VerglO. entſprechende Vorſchrift betreffend Straffreiheit 
im Falle offengelegter Vorteile kennt das Aktienrecht nicht). 


Die beſonderen Vorteile müſſen endlich zu dem Zweck ge⸗ 
währt werden, daß der andere in einem gewiſſen Sinne ſtimme 
oder an der Abſtimmung nicht teilnehme. Es iſt anerkannt, daß 
dieſer Zweck der Vereinbarung nicht ausdrücklich ausgeſprochen zu 
fein braucht (in der Regel wird er ſogar möglichit verſchleiert), 
es genügt vielmehr, daß die Abſicht der Parkeien aus den ge⸗ 
ſamten Umſtänden des Falles erkennbar it (Staub⸗ Pinner, 
§ 317 Anm. 5 mit weiteren Nachweiſen). Selbſtverſtändlich iſt, 
daß die Straftat des 8317 HGB. nicht fahrläſſig begangen wer⸗ 
den kann, alſo die Täter das Bewußtſein haben müſſen, daß die 
beſonderen Vorteile mit Rückſicht auf die Stimmabgabe verſpro⸗ 
chen werden (Staub⸗ Pinner a. a. O.). Ferner iſt bisher 
einſtimmige Meinung, daß ein Stimmen „im gewiſſen Sinne“ 
auch ſchon dann gegeben ſei, wenn der Stimmverkäufer ſich ver⸗ 
pflichtet, ſtets nach den Weiſungen eines Dritten zu ſtimmen. Die 
häufig vorkommende Form, daß der Verkäufer dem Stimmkäufer 
ſeine Stimmvollmacht gibt oder kurzerhand ſeine Aktien für ihn 
bei der Bank hinterlegt, kann nicht als eine Verpflichtung im ge⸗ 
wiſſen Sinne zu ſtimmen aufgefaßt werden, ſondern unterfällt 
der zweiten Möglichkeit. Der Verkäufer iſt nämlich in dieſem 
Falle verpflichtet, in der Generalverſammlung nicht zu erſcheinen; 
dieſe Verpflichtung iſt in der viel weitergehenden Erteilung der 
Stimmvollmacht an den Stimmkäufer enthalten. 

Zum Schluſſe ſei noch darauf hingewieſen, daß auch Dritte 
als Anſtifter oder Gehilfen wegen Teilnahme an der Straftat des 
8317 HGB. beſtraft werden können, wenn fie durch Rat oder 
Tat wiſſentlich Hilfe geleiſtet haben. Dieſe Beſtimmung kann 
namentlich für Rechtsanwälte, die einen Konſortialvertrag ent⸗ 


5) JW. 1931, 2963. 


werfen, oder für Banken, die als Kreditgeber ſolcher Konſortien 
auftreten, von Bedeutung werden. 
GerAſſ. Dr. Eugen Langen, z. Z. Berlin. 


Kein Vollſtreckungsſchutz bei Forderungen aus uner- 
laubten Bandlungen. 


Der 8 18 Abſ. 2 VollſtrVO. v. 26. Mai 1933 (RGBl. 302) 
ſchützt den Vollſtreckungsſchuldner dann, wenn er ſein Unvermögen 
zur Erfüllung der Verbindlichkeit nicht verſchuldet hat. 
Die VO. berückſichtigt fein Verhalten bei Entſtehung der Voll⸗ 
ſtreckungsforderung jedoch nur bei ſolchen Forderungen, die 
aus Vertrag entſtanden ſind. Der Schutz iſt dann nicht zu gewähren, 
wenn der Schuldner ſchon bei Vertragsabſchluß zur Vertragserfüllung 
außerſtande war. Der Vollſtreckungsſchutz ſoll kein Freibrief zur 
Eingehung von Verträgen ſein, von denen der Schuldner ſchon bei 
Eingehung weiß, daß er zu ihrer Erfüllung außerſtande iſt. 

Die VO. ſchweigt aber darüber, ob der Schutz auch dann zu 
gewähren iſt, wenn die Vollſtreckungsforderung aus einer un⸗ 
erlaubten Handlung des Schuldners entſtanden iſt. Ein ſolcher 
Schutz würde jedoch dem Sinne des Geſetzes widerſprechen, denn das 
hieße, den Schuldner einer unerlaubten Handlung zunächſt ſtrafen und 
ihn dann gegen die Strafe ſchützen. Einem Schuldner, dem durch die 
Vollſtreckung ein unverhältnismäßiger Nachteil erwachſen würde, 
wäre damit gegenüber einem wirtſchaftlich ſtarken Glaubiger ein 
Freibrief zu unerlaubten Handlungen gegeben, ohne je Vollſtreckung 
befürchten zu müſſen. Dieſes würde z. B. auf dem Gebiete des Wett⸗ 
bewerbsrechts zu unüberſehbaren Folgen führen; eine wirtſchaftlich 
ſtarke Firma würde nicht mehr die Möglichkeit haben, ſich des un⸗ 
lauteren Wettbewerbs wirtſchaftlich ſchwacher Mitbewerber zu erwehren. 

Ebenſowenig, wie das Geſetz einen Freibrief zur Eingehung von 
Verträgen geben wollte, von denen der Schuldner weiß, daß er ſie 
nicht werde erfüllen können, hat es auch keinen Freibrief zur Be⸗ 
gehung von unlauteren Wettbewerbshandlungen geben wollen. 

Der gleiche Geſichtspunkt iſt auch maßgebend bei der Beant⸗ 
wortung der Frage, „ob durch die Aufhebung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung die wirtſchaftliche Lage des Gläubigers ernſtlich gefährdet 
werden würde“ (8 18 Abſ. 2 Satz 3). Bei der Beantwortung dieſer 
Frage iſt es nicht auf den Schaden abzuſtellen, welcher dem Gläu⸗ 
biger durch die Aufhebung der einzelnen gerade betriebenen Voll⸗ 
ſtreckungsmaßnahme entſteht; entſcheidend kommt es auf die Rück⸗ 
wirkung an, welche eine Aufhebung von Zwangsvollſtreckungen bei 
Forderungen dieſer Art auf die geſamte wirtſchaftliche Lage des 
Gläubigers zur Folge hat. Eine wirtſchaftlich ftarke Firma z. B., 
die nur kleinere Artikel, dieſe aber in Maſſen herſtellt, würde 
zweifellos durch die Aufhebung der Zwangsvollſtreckung wegen einer 
einzigen Forderung, die den kleinen von ihr hergeſtellten Gegen⸗ 
ſtänden entſprechend nur gering ſein kann, in ihrer wirtſchaftlichen 
Lage nicht ernſtlich gefährdet werden. Würde dieſer Standpunkt 
aber bei allen Kleinforderungen einer ſolchen Herſtellerin von 
Maſſenwaren durchgeführt werden, ſo würde dieſe Firma bald dem 
Ruin ausgeſetzt ſein. Gerade auch wiederum auf dem Gebiete des 
unlauteren Wettbewerbsrechts würde die Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs kleinerer Mitbewerber unmöglich gemacht werden, wenn 
es bei der Gewährung des Vollſtreckungsſchutzes nur auf die Höhe 
der einzelnen gerade vollſtreckten Forderungen abgeſtellt werden 
würde. Viele Großunternehmen ſind gezwungen, zahlreiche gerichtliche 
Maßnahmen gegen den unlauteren Wetlbewerb kleinerer und kleinſter 
Händler zu unternehmen. Die daraus entſtehenden im Einzelfalle 
meiſt nur kleinen Koſtenſchulden bedeuten aber in ihrer Geſamtheit 
eine gewaltige Belaſtung des Etats großer Firmen. Es wäre aber 
unrecht, die Unkoſten, die durch den unlauteren Wettbewerb ihrer 
Mitbewerber entſtehen, den durch dieſen Wettbewerb geſchädigten 
Firmen aufzubürden. 

Ger Aſſ. Dr. F. Steinriede, Berlin. 


Auch gegenüber Miets forderungen iſt 8 18 der Voll- 
ſtreckungsſchutzverordnung v. 26. Mai 1933 anwendbar. 


Anwälte und Vollſtreckungsrichter ſtehen täglich vor der Frage, 
ob der Vermieter, der wegen Mietszinsforderungen bei dem Mieter 
gepfändet hat, einem Antrage des Schuldners gem. § 18 BD. vom 
26. Mai 1933 entgegenhalten kann, der Antragſteller dürfe ſich auf 
dieſe Beſtimmung nicht berufen, weil der Gläubiger jederzeit auf 
Grund ſeines Vermieterpfandrechtes eine Verwertung der Pfandſtücke 
vornehmen könne, die von der VO. nicht eingeſchränkt werde. Recht⸗ 
lich ſtellt ſich dieſe Einwendung des Gläubigers als Argliſteinrede dar: 
dolo facit, qui petit, quod statim redditurus est. 

Die Einrede iſt im Schrifttum — Hinke: Grunde. Nr. 34 
S. 778 — und von der Rſpr. — LG. Berlin: JW. 1933, 2023 f. 
und Grunde. Nr. 35 S. 802 — dem Vermieter gewährt worden, 
m. E. jedoch zu Unrecht. 
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Für die Entſcheidung des Problems kann man die von Recht⸗ 
ſprechung und Schrifttum bereits eingehend behandelte Frage heran⸗ 
ziehen, ob dem Kläger, der ein die Veräußerung hinderndes Recht 
gemäß 8 771 ZPO. geltend macht, die Einwendung entgegengeſetzt 
werden kann, daß er trotz dieſes Rechts dem Gläubiger gegenüber 
zur Duldung der Vollſtreckung verpflichtet ſei, z. B. weil dieſer 
ein vorgehendes geſetzliches Pfandrecht hat. Das iſt dann zu be⸗ 
jahen, wenn der Gläubiger, gegen den ſich die Interventionsklage 
richtet, ſofort (statim) gegen den Kläger trotz deſſen Obſiegens im 
Interventionsſtreit die Verpflichtung zur Duldung der Vollſtreckung 
durchſetzen könnte, d. h. wenn er einen entſprechenden Titel gegen 
den Kläger hätte. Das Erfordernis eines Titels wird hervorgehoben 
von Stein⸗Jonas, II, $ 771, II, 4; III, 4 und beſonders gerade 
für den Fall der Interventionsklage gegen die Vollſtreckung aus 
einem Mietzinsurteil von Jakuſiel: JW. 1928, 2689. Die ent⸗ 
gegengeſetzte Anſicht des OL. Frankfurt: JW. 1929, 2899, das 
die Interventionsklage eines Eigentümers wegen eines rangbeſſeren 
Vermieterpfandrechts auf Grund der Argliſteinrede abwies, kann des⸗ 
halb nicht entſcheidend herangezogen werden, weil die ſonſt außer⸗ 
ordentlich ſorgfältig begründete Entſcheidung gerade die Frage, ob 
der Vermieter ſein Pfandrecht ſofort durchſetzen könnte, ob er 
alſo einen Titel auf Duldung des Pfandverkaufs hat, unbeantwortet 
läßt, ja ſogar bei dem Zitat des Satzes: dolo facit ... das Wort 
statim völlig fortläßt! 

Man wird in der Tat nicht davon abgehen können, die Ein⸗ 
rede der Argliſt von dem Vorliegen eines Titels abhängig zu 
machen. Das Anwendungsgebiet der Einrede würde ſonſt uferlos 
erweitert werden. Es wäre nicht einzuſehen, warum nicht auch dem 
Interventionskläger, der als Bürge oder Geſamtſchuldner für die 

orderung des Gläubigers mithaftet, entgegengehalten werden könnte, 

er handle argliſtig, wenn er widerſpreche, weil er für die Forderung 
hafte, wenn er auch noch nicht verurteilt ſei. Wenn Muenzel: 
JW. 1929, 2855 gegen Jakuſiel meint, mit dem Verlangen 
eines Titels entfalle das Anwendungsgebiet der Argliſteinrede über⸗ 
haupt, weil dann auch der Dritte Vollſtreckungsſchuldner ſei und 
gar nicht intervenieren könne, ſo iſt das nicht zutreffend. Voll⸗ 
ſtreckungsſchuldner iſt nur derjenige, gegen den der Gläubiger die 
Vollſtreckung richtet, hier der Mieter, bei dem gepfändet wird, nicht 
jeder, der durch die Pfändung betroffen wird. 

Schließlich läßt ſich auch nicht ſagen, daß die Argliſt gerade in 

der Berufung auf das Fehlen des Titels liege, die durchaus h. M. 
ſteht auf dem gegenteiligen Standpunkt (vgl. Stein⸗Jonas II, 
8771, II, 4; RG. 68, 424 JW. 1908, 477). 
g Die Anwendbarkeit der vorſtehenden Auffaſſung auf 8 18 VO. 
b. 26. Mai 1933 wird nicht dadurch gehindert, daß hier nur zwei 
Perſonen, Gläubiger und Schuldner, ſich gegenüberſtehen. Die Sach⸗ 
lage iſt inſofern trotzdem die gleiche, als ſich der Gläubiger zur Be⸗ 
gründung der Argliſteinrede auf ein weiteres, vom Pfändungspfand⸗ 
recht unabhängiges Recht, das geſetzliche Vermieterpfandrecht, beruft, 
für das er regelmäßig keinen Titel gemäß § 1233 Abſ. 2 BGB. haben 
wird. Es iſt h. M., daß eine Vollſtreckung aus einer Mietzinsforde⸗ 
rung keine Durchſetzung des Vermieterpfandrechts darſtellt (vgl. RGR⸗ 
Komm. § 1233 Anm. 3 und Muenzel: JW. 1929, 2855 und 
1930, 3199). 

Die Nichtberückſichtigung der Berufung auf das Vermieter⸗ 
pfandrecht mangels eines Titels gemäß 8 1233 Abſ. 2 BGB. ent⸗ 
ſpricht im übrigen ſowohl dem Sinn des Vollſtreckungsverfahrens 
als auch einem praktiſchen Bedürfnis. Es war der Wille des Ge⸗ 
ſetzgebers, daß Rechte Dritter an Pfandſtücken nicht im Verfahren 
vor dem Vollſtreckungsgericht geprüft werden ſollten, daß bei der 
Vollſtreckung in eine Prüfung der Eigentumslage grundſätzlich nicht 
eingetreten werden ſollte (vgl. Stein⸗Jonas II, 8 771, IL, 
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zu einer Abweiſung des Antrages auf Vollſtreckungsſchutz führen 
Kann, wenn nicht ein Titel auf Herausgabe vorhanden iſt (a. A. 
LG. Berlin: ZW. 1933, 2024). 

Ger Aſſ. Dr. Heinrichs, Berlin. 


Auch für den Zivilrichter kann es von Bedeutung fein, 
ob ein Rechtſuchender Marriſt oder National ſozialiſt if. 


Die zivilrechtliche Bedeutung der politiſchen Anſchauung ſoll an 
folgenden beiden Fällen unterſucht werden: 

1. Ein Gaſtwirt, deſſen Lokal vorwiegend von Sozialiſten beſucht 
wird, tritt lange Zeit vor der nationalen Revolution in die SA. 
ein. Da der größere Teil ſeiner Gäſte infolgedeſſen fortbleibt, 
gerät er in Vermögensverfall, der noch durch die ſchwindende 
Kaufkraft der übriggebliebenen nichtſozialiſtiſchen Gäſte be⸗ 
ſchleunigt wird. Das Gaſthaus ſoll verſteigert werden, doch der 
Wirt verlangt Einſtellung des Verfahrens unter Berufung auf 
85 WO. v. 26. Mai 1933, da die Nichterfüllung feiner Ver⸗ 
bindlichkeiten auf Umſtänden beruhe, die in der wirtſchaftlichen 
Geſamtentwicklung begründet ſeien und die abzuwenden der 
Schuldner nicht in der Lage geweſen ſei. 

2. Derſelbe Fall ſei mit umgekehrten Vorzeichen gedacht, alſo als 
Vermögensverfall eines Kommuniſten, der ebenfalls lange vor 
der Revolution von Deutſchgeſinnten boykottiert wird. 

Wie iſt zu entſcheiden? Die ſchwindende Kaufkraft der übriggeblie⸗ 
benen, dem Wirt gleichgeſinnten Gäſte, kann für ſich allein nur dann 
die Einſtellung begründen, wenn dieſer Umſtand vom Erfolg — dem 
Wirtſchaftsverfall — nicht weggedacht werden kann. Wenn man alſo 
folgerichtig die Frage ſtellt — „Hatte die SA.⸗ reſp. Rotfronttätig⸗ 
keit des Wirtes den Ruin für ſich allein herbeigeführt, wenn die 
Kaufkraft der übrigen Gäſte ſich nicht verringert hätte“? —, dann ſieht 
man, daß der beim erſten Blick ſcheinbar in eine wirtſchaftliche und 
eine politiſche Urſache auseinanderfallende Grund in Wahrheit gar 
nicht in dieſer Weiſe getrennt werden kann: die Verſchärfung der 
politiſchen Gegenſätze und der Drang, durch politiſche Betätigung 
ein Zuſammenleben der Menſchen auf anderer Grundlage als bisher 
zu erreichen zu ſuchen, ſind ebenſoſehr in der wirtſchaftlichen Geſamt⸗ 
entwicklung begründet wie der Rückgang der Kaufkraft. Die VO. 
will alle Fälle ergreifen, in denen der Einzelne mit in die 
Entwicklung hineingeriſſen wird, die die Geſamt⸗ 
heit des Volkes betrifft. Wenn einmal dieſe Abhängigkeit 
des Einzelnen von der Geſamtheit ſich ausgewirkt hat, dann kann 
man nicht mehr einen Unterſchied zwiſchen dem politiſchen und dem 
wirtſchaftlichen Schickſal dieſer Geſamtheit machen, weil beides eine 
Einheit bildet. 

Es fragt ſich nur, ob ein ſorgfältiger Schuldner verpflichtet iſt, 
ſich dieſem Drang nach politiſcher Betätigung zu entziehen, ob alſo 
der Schuldner „in der Lage war“, dieſen, ſeinen Ruin herbeiführen⸗ 
den Umſtand i. S. des 85 Abſ. 1 abzuwenden. Das „In⸗der⸗Lage⸗ 
ſein“ umfaßt ja nicht die tatſächliche Möglichkeit, ſich von jeder 
Politik fernzuhalten: Es ſoll vielmehr ausdrücken, ob der Schuldner 
als ſorgfältiger Vermögensverwalter verpflichtet war, ſich dieſem 
Drang nach politiſcher Betätigung entgegenzuſtellen. (Dieſe Deutung 
des Wortes: „In⸗der⸗Lage⸗ſein“ als Hinweis auf ſorgfältiges Wirt⸗ 
ſchaften kommt deutlich im Abſ. 2 des § 5 in den Worten „ohne, daß 
ihn ein Verſchulden trifft“ zum Ausdruck.) 

Trifft nun den Sel.⸗Mann oder Rotfrontkämpfer ein Ver⸗ 
ſchulden, wenn er damals, als die großen Erfolge der nationalen 
Revolulion noch nicht Gegenwart waren, der einen oder der anderen 
Vewegung beitrat? Dieſe Frage iſt für den SA.⸗Mann ebenſo wie 
für jeden anderen Angehörigen einer deutſchgeſinnten Partei zu ver⸗ 
neinen. Es kann vom ſorgfältigen Staatsbürger nicht verlangt werden, 
daß er, nur um gute Geſchäfte zu machen, der Politik ſich fernhält. 
Denn wenn alle das tun würden, dann würde die Volksgemeinſchaft 
und letzten Endes er ſelbſt damit zum ſicheren wirtſchaftlichen Unter⸗ 
gang geführt werden. Es iſt aber hier von entſcheidender Bedeutung, 
ob er Wege geht, die allen bisherigen Erfahrungen widerſprechen, oder 
ob er der im Volke lebendigen Überlieferung darüber folgt, was in 
Notzeiten von einem Staatsvolk zu tun iſt. Wer Parteien unterſtützt, 
die die Kriſe durch eine beſonders betonte Vollsgemeinſchaft zu be⸗ 
kämpfen ſuchen, der handelt als ſorgfältiger Wirtſchaftler: Wer jedoch 
politiſche Wege beſchreitet, deren Ziel die Zerſtörung der Volks⸗ 
gemeinſchaft und der Klaſſenkampf iſt, der geht dieſen von der Heer⸗ 
ſtraße abweichenden dunklen Seitenpfad auf eigene Gefahr. Es iſt 
Sache eines ſorgfältigen Wirtſchaftlers, politiſche Experimente zu ver⸗ 
meiden, die bisher noch nie geglückt ſind, und ſelbſt dem in rein 
ſozialiſtiſcher Umgebung aufgewachſenen Arbeiter war ja die Un⸗ 
erprobtheit ſeiner Theorien und damit der Experimentscharakter ſeines 
politiſchen Weges klar. 

Aus dieſen Gründen iſt dem nationalſozialiſtiſchen Gaſtwirt die 
Einſtellung zu gewähren, dem kommuniſtiſchen aber zu verſagen. 

Ref. Egon Wendt, Stollberg i. E. 
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Fragen zur Neugeſtaltung des Offenbarungseids- 
verfahrens. 
Nachtrag. 

Nach Fertigſtellung des Aufſatzes erſchien eine Miniſterial⸗ 
verfügung (JM Bl. 1933, 258), die einzelne der angeſchnittenen 
Fragen klärt und anordnet: 

1. Die Namen derjenigen Schuldner, die die Verſicherung nach 
s19d Abf. 2 S. 1 VO. über Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Zwangsvollſtreckung v. 26. Mai 1933 abgegeben haben, ſind in ein 
alphabetiſches Verzeichnis oder in eine Kartei aufzunehmen. 

2. Einſicht in das Verzeichnis oder die Kartei darf grundſäßzlich 
nicht gewährt werden. Nur dem Gläubiger, der die Berechtigung zu 
einem Antrag auf Beſtimmung eines Termins zur Leiſtung des 
Offenbarungseides nachzuweiſen vermag, iſt Auskunft darüber zu 
erteilen, ob der betreffende Schuldner die Verſicherung bereits ab⸗ 
gegeben hat. 

3. Abſchrift des vom Schuldner bereits in anderer Sache ab⸗ 
gegebenen Vermögensverzeichniſſes iſt entſprechend der AV. vom 
13. Juni 1908 (JM Bl. S. 242) zu erteilen. 

Ger Aſſ. Dr. Scharrenbroich, Koblenz. 


IR ein Schuldner nach S 19d Abſ. 3 8. 1 BO. vom 

26. Mai 1933 zur Leiſtung des Offenbarungseides ver- 

pflichtet, wenn er vor dem Inkrafttreten der Verord⸗ 
nung Widerſpruch erhoben hatte? 


Die VO. v. 28. Mai 1933 ift bereits in JW. 1933, 1693 und 
1860 in größerem Umfange dargeſtellt worden. Eine Anzahl Streit⸗ 
fragen iſt aufgeworfen, manche ſind nur geſtreift, andere unberück⸗ 
ſichtigt gelaſſen worden. Die Rſpr. ſelbſt hat zu zahlreichen Fragen 
noch keine grundlegende Stellung genommen. Auch macht ſich der 
Mangel veröffentlichter Entſcheidungen bemerkbar. Es ſoll hier auf 
eine Frage eingegangen werden, die allerdings nur Übergangswert 
beſitzt, deren Bedeutung aber nicht zu verkennen iſt. 

Nach § 19 d Abſ. 8 S. 1 VO. v. 26. Mai 1933 kaun der Schuldner, 
wenn der Termin zur Eidesleiſtung infolge ſeines Widerſpruchs er⸗ 
folglos geblieben iſt, die Verſicherung nicht mehr abgeben, ſondern 
iſt zur Eidesleiſtung verpflichtet. Es fragt ſich nun, ob dieſe Be⸗ 
ſtimmung auch auf Schuldner Anwendung findet, die vor Inkraft⸗ 
treten der VO. Widerſpruch erhoben hatten. Der Geſetzestext iſt an 
ſich eindeutig. Abſ. 3 ſpricht von „dem Termin“. Er knüpft damit 
zweifellos an Abſ. 2 an. In dieſem wird von dem nach 8 900 ZROD. 
anberaumten Termin geſprochen, in dem der Schuldner die Verſiche⸗ 
rung abgeben kann. Die Verſicherung kann er nur nach Inkraft⸗ 
treten der VO. abgeben. Es handelt ſich alſo um einen nach In⸗ 
krafttreten anftehenden Termin. Eine andere Auslegung ſcheint dem 
Wortlaut zu widerſtreben. 

Sie würde auch dem Sinn und Zweck der VO. kaum gerecht. 
Die BD. dient dem Schutze der Schuldner. Die wirtſchaftlichen 
Nachteile der Eidesleiſtung und Eintragung ins Schuldnerverzeichnis 
ſollen vermieden werden. Aus dieſem Grunde ſind auch vor In⸗ 
krafttreten der VO. erlaſſene Haftbefehle aufzuheben, wenn der 
Schuldner die Verſicherung nachträglich abgibt. Dieſe Übergangsvor⸗ 
ſchrift war notwendig, weil in Abſ. 3 S. 2 ſchlechthin von Haft⸗ 
anordnung die Rede iſt. Hätte das Geſetz den vor Inkrafttreten der 
VO. widerſprechenden Schuldner ſchlechter ſtellen wollen, ſo 
wäre ein überzeugender Grund hierfür nicht erſichtlich. Das Wider⸗ 
ſpruchsverfahren war vielfach erfolglos und unbegründet. Der 
Schuldner bezweckte damit meiſtens, die Eidesleiſtung hinauszuſchieben. 
Vor dem Eid und der damit verbundenen Eintragung ins Schuldner⸗ 
verzeichnis ſchreckte er begreiflicherweiſe zurück. Die VO. gibt ihm 
jetzt die Verſicherung. Wenn er ſich auch gegen fie wehrt, dann erft 
iſt er des Schutzes der VO. nicht mehr würdig, denn damit gibt er 
zu erkennen, daß er ſein Vermögen nicht offenbaren will. Auf dieſer 
Erwägung beruhen auch, wie ohne weiteres zu erkennen iſt, die Vor⸗ 
ſchriften der Abſ. 2 S. 2, Abſ. 3 S. 2 und Abi. 4. 

Solange dem Schuldner aber dieſer Behelf noch nicht zur Seite 
ſtand, konnte auch der erhobene Widerſpruch nicht die Folge haben, 
daß der Schuldner, falls der Eidestermin nach erfolglos durch⸗ 
geführtem Widerſpruchsverfahren in die Zeit nach Inkrafttreten der 
BD. fällt, nun die Verſicherung nicht abgeben darf. 

Denſelben Standpunkt!) vertritt das LG. Dresden in 12 BC 
1174/33 v. 11. Aug. 1933. Hier hat es die ſofortige Beſchwerde des 
Schuldners gegen den Beſchluß des AG. Dresden, durch den der vor 
Inkrafttreten der VO. erhobene Widerſpruch des Schuldners zurück⸗ 
gewieſen worden war, zwar als unbegründet zurückgewieſen, den 
Schuldner jedoch für berechtigt erklärt, anſtelle der Eidesleiſtung die 
Verſicherung gemäß § 19 d Abſ. 2 VO. abzugeben. Zur Begründung 
führt es aus: 

„3 19 d Abſ. 3 VO. ſteht der Abgabe der Verſicherung nicht 
entgegen, da der Schuldner den Widerſpruch gegen ſeine Verpflichtung 


) Vgl. auch Och. Berlin: JW. 1933, 2079, 
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zur Eidesleiſtung vor Inkrafttreten der genannten VO. erhoben 
hat. Art.? Abs. 3 des Geſ. v. 26. Mai 1933 beſtimmt, daß ſogar 
ein vor Inkrafttreten des Geſetzes erlaſſener Haftbefehl von Amts 
wegen aufzuheben iſt, wenn der Schuldner nachträglich die Verſiche⸗ 
rung abgibt. Dieſe Möglichkeit muß daher dem Schuldner erſt recht 
offen ſtehen, wenn noch kein Haftbefehl, ſondern nur ein Widerſpruch 
vorliegt.“ 

Zu welchem Ergebnis die gegenteilige Auffaſſung führen kann, 
wird an folgendem Fall klar: 

Der Schuldner hat erfolglos Widerſpruch erhoben. In einem 
ſpäteren Termin — vor Inkrafttreten der VO. — iſt Haftbefehl 
gegen ihn ergangen. Nach der Übergangsvorſchrift des Art. 7 Abf. 3 
des Gef. v. 26. Mai 1933 iſt der Haftbefehl aufzuheben, wenn der 
Schuldner nachträglich die Verſicherung abgibt. Andererſeits wäre der 
Schuldner aber zur Eidesleiſtung verpflichtet, weil er früher Wider⸗ 
ſpruch erhoben hatte. Daß in dieſem Falle die Übergangsvorſchrift 
nicht Platz greife, findet im Geſetz keine Stütze. Es würde daher bei 
der Verſicherung und Aufhebung des Haftbefehls zu bewenden haben. 
Dagegen müßte ein Schuldner, der lediglich Widerſpruch erhoben 
hatte, den Eid leiſten. Dieſes Ergebnis wäre unbillig und kann 
keinesfalls dem Willen des Geſetzgebers entſprechen. 

Jonas (Komm. z. VO. v. 26. Mai 1933) nimmt zu dieſer 
Streitfrage nicht ausdrücklich Stellung. Aus feinen Erläuterungen 
zu § 19d Abf. 3 ſcheint aber hervorzugehen, daß er nur den Wider⸗ 
ſpruch für beachtlich i. S. dieſer Vorſchrift hält, der nach Inkraft⸗ 
treten der VO. erhoben iſt. 

Einen anderen Standpunkt?) nimmt offenſichtlich OLG. Dresden 
in 6a Reg 484/33 v. 11. Juli 1933 ein. Hier lag der Fall fo, 
daß die Schuldnerin vor Inkrafttreten der VO. Widerſpruch erhoben 
und erfolglos alle Inſtanzen durchſchritten hatte. Danach wurde neuer 
Termin zur Eidesleiſtung auf den 30. Mai 1933 anberaumt. In 
dieſem erging Haftbefehl. Die Schuldnerin rügte mit der ſofortigen 
Beſchwerde, daß ihre erklärte Bereitwilligkeit zur Abgabe der Ver⸗ 
ſicherung nicht berückſichtigt worden ſei. Das LG. Chemnitz, 780 471/33 
meinte aber, die Schuldnerin müſſe den Offenbarungseid leiſten, da 
ſie früher Widerſpruch erhoben habe. Das OLG. trat dieſer Auf⸗ 
ſaſſung bei. Allerdings beſchäftigte es ſich in der Hauptſache mit der 
Rüge der Schuldnerin, ſie habe früher lediglich aus Rechtsgründen 
Widerſpruch eingelegt, das könne nicht zu ihrem Nachteil ausſchlagen. 
Aber es führt ausdrücklich den 8 19 d Abſ. 3 VO. v. 26. Mai 1933 
an, woraus ſich entnehmen läßt, daß es der Anſicht iſt, der früher 
erhobene Widerſpruch wirke ſich zuungunſten der Schuldnerin i. S. 
dieſer Beſtimmung aus. 

Ref. W. Müller, Dresden. 


Entgegnungen. 


Koſtenentſcheidung bei Anerkenntnis und ins befondere 


bei Erledigung der Hauptſache. 
T: 


Die von SenPräſ. Dr. Riedinger: JW. 1933, 1750 
vorgeſchlagene geſetzliche Regelung, daß im Falle des Anerkennt⸗ 
niſſes oder der Erledigung der Hauptſache die Koſten nach billigem 
Ermeſſen zu verteilen ſeien, würde erfreulicherweiſe für den Fall 
der Erledigung der Hauptſache den Satz entthronen, daß die 
Koſten immer demjenigen aufzuerlegen ſeien, der ohne Erledigung 
unterlegen wäre. Dieſer allgemein anerkannte Grundſatz mußte 
in zahlreichen Fällen — auch außerhalb des Interventionsprozeſſes 
— als Hindernis einer gerechten und praktiſchen Entſcheidung 
empfunden werden. g 0 

Das galt zunächſt für die Einzelfälle, in denen — von der 
Verteilung der Beweislast abgeſehen — das Beweisergebnis fünf⸗ 
zig zu fünfzig ſtand, in denen alſo in der Hauptſache die Entſch. 
in vollem Umfange zuungunſten des Beweispflichtigen hätte aus⸗ 
fallen müſſen. Bei der vorgeſchlagenen Regelung aber würde der 
Richter in der Lage ſein, die Koſten gegeneinander aufzuheben, 
was ſicher in den meiſten Fällen als die befriedigendſte Löſung 
empfunden würde. Man denke an die Unfallsprozeſſe, mag die 
Beweislaſt nun — normalerweiſe — beim Kläger oder — wie 
bei der Inanſpruchnahme aus dem Kraftfch. — beim Beklagten 
liegen. 

Günſtiger aber noch würde ſich die Möglichkeit einer Koſten⸗ 
entſcheidung nach billigem Ermeſſen in den Fällen auswirken, in 
denen ſchon grundſätzlich auch eine Entſcheidung in der Hauptſache 
von einer ins freie und billige Ermeſſen geſtellten richterlichen Be⸗ 
urteilung der Tatumſtände abhängt. Z. B. muß bei der Mietauf⸗ 
hebungsklage aus $2 MietSh®. (unzumutbare Beläſtigung) für 
ein klagezuſprechendes Urteil in der Hauptſache zwar der Nachweis 
einer erheblichen ſchuldhaften Beläſtigung gefordert werden, ſchon 


2) Vgl. auch LG. Frankfurt a. M.: JW. 1933, 1738 und Nr. 5 
d. Aufſ. in JW. 1933, 1986. 
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wegen der ſchweren wirtſchaftlichen Folgen eines ſolchen Urteils. 
Es würde aber ſicher ganz unbillig ſein, wenn bei Erledigung der 
Hauptſache durch Auszug des Beklagten dieſen nicht die Koſtenlaſt 
ſchon dann treffen ſollte, wenn er ſich einer die Vorausſetzungen 
der Unzumutbarkeit nicht vollſtändig erfüllenden Beläſtigung 
ſchuldig gemacht hat. Schon bisher hat wohl der praktiſch denkende 
Richter dieſes wünſchenswerte Ergebnis herbeigeführt, aber er 
mußte dann unerwünſchterweiſe, um eine ſeiner richtigen Über⸗ 
zeugung entſprechende Koſtenentſcheidung fällen zu können, die 
einer Überzeugung i Begründung geben, daß die 
Beläſtigung als unzumutbar auch zur Aufhebung des Mietver⸗ 
hältniſſes genügt haben würde. Ahnliches gilt für den Fall der 
Erledigung von Eheſcheidungsklagen aus § 1563 BEL. u. ä. 

Das Ermeſſen des Richters müßte ihm auch freiſtellen, eine 
Beweiserhebung, die er zur Hauptſache notfalls noch anordnen 
würde, für die bloße Koſtenentſcheidung zu unterlaſſen, auch wenn 
die Koſten der Beweisaufnahme nicht unverhältnismäßig höher 
find als die das Streitobjekt bildenden Prozeßkoſten. 

Da die von Riedinger vorgeſchlagene Löſung, daß die 
Koſten nach billigem Ermeſſen „zu verteilen“ find, zu Zweifeln 
inſofern Anlaß geben könnte, als dem Wortlaut nach eine völlige 
Belaſtung einer einzigen Partei nicht davon umfaßt iſt, würde die 
Faſſung wohl beſſer lauten, daß „über die Koſten nach billigem 
Ermeſſen zu entſcheiden iſt“. 

AGR. u. LER. Dr. Vins, Köln. 


II. 


Riedinger: JW. 1933, 1750 kommt zu dem Ergebnis, 
daß es theoretiſch nicht zu rechtfertigen ſei, ein nach Beweiserhebung 
erfolgendes Anerkenntnis als „ſofortig“ anzuſehen, und daß die da⸗ 
hingehenden Verſuche auf ein lediglich mit dem praktiſchen Be⸗ 
dürfnis entſchuldbares Ausnahmerecht für Interventionsprozeſſe hin⸗ 
auslaufen. 

Dem kann nicht zugeſtimmt werden. 

Die Frage liegt viel einfacher, als die Praxis meiſt anzunehmen 
geneigt iſt. 8 93 3 PO. ſtellt den im Prozeß anerkennenden Beklag⸗ 
ten von der Koſtenpflicht frei, wenn er zur Erhebung der Klage 
keinen Anlaß gegeben hat und ſofort anerkennt. 

Es iſt verfehlt und praktiſch ergebnislos, hier nach beſtimmten 
formalen Momenten und Daten des Prozeßbetriebs zu ſuchen, viel⸗ 
mehr geht es um die Anwendung des das geſamte Rechtsleben und 
auch das Prozeßrecht beherrſchenden Grundſatzes von Treu und Glau⸗ 
ben im Verkehr. Daß es ſich nicht um ſtarres Formalrecht handelt, 
liegt bei der Frage nach dem Anlaß zur Klagerhebung an der Ober⸗ 
fläche, die Sofortigkeit aber iſt von jener Frage nicht zu trennen. 
Der Begriff „ſofort“ ſetzt einen im Geſetz nicht genannten Ausgangs⸗ 
punkt voraus, auch dann bleibt er noch dehnbar. Heißt ſofort: Poſt⸗ 
wendend nach der Aufforderung, oder nach Zuſtellung der Klage, 
oder im Termin, oder nach ſtreitiger Verhandlung, hat der Beklagte 
eine Überlegungsfriſt uff.? Das Geſetz hat es wohlweislich vermieden, 
den Richter feſtzulegen. Die Auslegung kann nur aus dem Sinn 
weideeſebes in freier Würdigung der Lage des Einzelfalles geſucht 

erden. 


Der Pfändungsgläubiger hält ſich an Sachen, die dem äußeren 
Beſitzſtande nach zum Vermögen des Schuldners gehören, und der 
Intervenient ſtützt ſich auf Vorgänge, die dem vermuteten Tat⸗ 
beſtande zuwiderlaufen. Eine ähnliche Lage kommt auch in vielen 
anderen Rechtsverhältniſſen vor. Es iſt eine nicht beweisbedürftige 
Selbſtverſtändlichkeit, daß der in feinem Recht Beeinträchtigte vor 
Erhebung der Klage zunächſt an den Gegner heranzutreten und ihn 
über das von ihm in Anſpruch genommene beſſere Recht aufzu⸗ 
klären hat, und es heißt oft Geſagtes wiederholen, wenn darauf 
hingewieſen wird, daß der Intervenient den behaupteten Tatbeſtand 

tück für Stück durch greifbare Tatſachen und Daten darzulegen 
hat. Treu und Glauben im Verkehr und der Grundſatz, daß unnötige 
Progeffe zu vermeiden find, gebieten eine jo eingehende Darlegung, 
aß der Beklagte in die Lage verſetzt wird, ſich ſelbſt ein Urteil zu 
bilden. Im ernſthaften und ehrlichen Rechtsverkehr iſt es nicht an⸗ 
gängig, dem Gegner durch Angabe verſchleierter Tatbeſtände Rätſel 
aufzugeben und Fallen zu ſtellen. Ob die Auseinanderſetzung ſich 
dor oder nach Klageerhebung vollzieht, tut hier nichts zur Sache. 
Der Prozeß iſt ſeiner Zweckbeſtimmung nach Notbehelf, wenn der 
Gegner ſich einer beſonderen Einſicht verſchließt. Solange die Klage 
nicht ausreichend ſubſtantiiert iſt, kann dem Beklagten ein An⸗ 
tisenntnis nicht zugemutet werden; nach ausreichender Subſtan⸗ 
35 muß er ſich ſchlüſſig machen. Das „ſofort“ des 8 93 
IN. kann hiernach nicht auf die Zuſtellung irgendeiner, wenn 
Se noch fo oberflächlich begründeten, ſondern nur auf die Er⸗ 
hebung einer dem Geſetz genügenden Klage abgeſtellt werden. 
als e Frage, ob ein Anerkenntnis nach Beweiserhebung noch 
Gering gelten kann, könnte gar nicht auftauchen, wenn die 
ie ſich an die Prozeßordnung — 8 253 Ziff. 2 3PO. — 
. und eine Beweisaufnahme vor gehöriger Subſtantiierung der 

ge ablehnen wollten. Hiergegen aber wird allenthalben ver⸗ 


ſtoßen und zum Schaden des Beklagten in falſch angebrachtem Wohl⸗ 
wollen und mit dem vermeintlichen Ziele, den Prozeß abzukürzen, 
auf dunkel gehaltene, nichtsſagende Rechtsbehauptungen hin ein 
Beweis erhoben. Deſſen Ergebnis pflegt ſich der Kläger dann an⸗ 
zueignen und paſſend zu ergänzen. Erkennt der Beklagte nunmehr 
an, ſo wird er noch mit der Aufbürdung der Koſten beſtraft! Viel 
kürzer und im Ergebnis richtiger iſt es, dem Kläger durch Zwiſchen⸗ 
verfügung die Ergänzung der Klage aufzugeben und ihn notfalls 
abzuweiſen. Ter Fehler einer mangelhaften Prozeßleitung aber kann 
ſich nicht zum Schaden einer Partei auswirken. Folgt die Sub⸗ 
ſtantiierung der Beweiserhebung nach, ſo ſteht nichts im Wege, ein 
Anerkenntnis noch als ſofortig anzuſehen. 

Dieſe vom 27. ZivSen. des KG. in jahrelanger Praxis — 
JW. 1928, 2732; 1929, 118 (vgl. auch 1929, 565) — an⸗ 
gewendeten Grundſätze ſtellen auch kein Ausnahmerecht für Inter⸗ 
ventionsklagen dar. Als bloße Anwendungsfälle des Gebotes von 
Treu und Glauben und Ausfluß der für alle Prozeſſe gelten⸗ 
den Subſtantiierungspflicht haben ſie Anſpruch auf Allgemeingel⸗ 
tung. Ausnahmen wären unter keinen Umſtänden zu rechtfertigen. 
Richtig iſt nur, daß in Interventionsprozeſſen gegen die Gebote 
der Subſtantiierung beſonders häufig verſtoßen wird, und daß eine 
mangelhafte Prozeßleitung hier allenthalben ſich bemerkbar macht. 
Der Grund für die Rechtsunſicherheit liegt — wie ſo oft — nicht im 
Geſetz, ſondern in der weitverbreiteten Scheu des Richters, von dem 
ihm an die Hand gegebenen Rechte der Prozeßleitung und freier 
Würdigung des Sachverhalts Gebrauch zu machen. 

Dem Vorſchlage, in Fällen des § 93 ZPO. eine angemeſſene 
Verteilung der Koſten nachzulaſſen, ſteht allerdings das Bedenken 
entgegen, daß eine derartige Befugnis zur Verſchwommenheit ver⸗ 
leitet; indeſſen wäre ſie immer noch dem bisherigen Zuſtande der 
Zerfahrenheit vorzuziehen. 

KGR. Dr. Scholtz, Berlin. 


Das Widerſpruchs- und Prozeßverfahren bei der 
anperordentlicen Ründigung nach den Geſetzen vom 
7. April 1933. 


Den Ausführungen Wunderlichs: JW. 1933, 1983 wird 
man nicht in vollem Umfange zuſtimmen können. 

Das AG. Berlin⸗Mitte hat ſich in der von Wunderlich be⸗ 
ſprochenen Entſcheidung auf den Standpunkt geſtellt, daß im Wider⸗ 
ſpruchsverfahren des Geſetzes v. 7. April 1933 auch über die Zu⸗ 
läſſigkeit der Kündigung an ſich ohne Rückſicht auf die perſönlichen 
Verhältniſſe der Parteien zu entſcheiden ſei. Dem gegenüber vertritt 
Günther (Grunde. 1933, 417), dem ih Wunderlich anſchließt, 
die Anſicht, daß im Widerſpruchsverfahren nicht über die materiell⸗ 
rechtliche Gültigkeit der Kündigung, ſondern lediglich über ihre 
ſoziale Berechtigung zu befinden ſei. 

Auf dieſe Streitfrage ſoll hier nicht näher eingegangen werden. 
Es ſei nur bemerkt, daß die Anſicht des AG. Berlin⸗Mitte auch von 
Zieger (Gef. üb. d. Kündigungsrecht 82 Anm. 5 u. 6) geteilt wird. 
M. E. entſpricht ſie den praktiſchen Bedürfniſſen beſſer. Vertritt man 
aber den Standpunkt, daß im Widerſpruchsverfahren nicht über die 
materiellrechtliche Gültigkeit der Kündigung zu entſcheiden iſt, dann 
erſcheint es nicht folgerichtig, wenn Wunderlich unter A ausführt, 
die außerordentliche Kündigung ſei beim Unterlaſſen des Widerſpruchs 
auf alle Fälle wirkſam, und zwar ſelbſt dann, wenn eine rechtlich un⸗ 
gültige Kündigung vorliegt. Eine negative Feſtſtellungsklage beim 
Prozeßgericht muſſe als unzuläffig abgewieſen werden. 

Dieſe Anſicht iſt m. E. nicht haltbar. Die Folge davon wäre, 
daß der Vermieter auch dann Widerſpruch erheben müßte, wenn er 
dem Mieter überhaupt die Kündigungsbefugnis abſtreitet. Es iſt 
aber nicht einzuſehen, welchen Sinn der Widerſpruch in dieſem Falle 
haben ſoll, wenn zur Entſcheidung dieſer Frage das Gericht im 
Widerſpruchsverfahren gar nicht zuſtändig iſt. Der Vermieter würde 
dadurch nur unnötige Koſten haben, da ſein Widerſpruch zurück⸗ 
gewieſen werden müßte. Es kann aber nicht die Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers ſein, vom Vermieter auch dann die Erhebung des Widerſpruchs 
zu verlangen, wenn er von vornherein mit ſeinem Unterliegen rechnen 
muß. Daher muß unter Ablehnung der Anſicht Wunderlichs daran 
feſtgehalten werden, daß eine unzuläſſige Kündigung auch beim Unter⸗ 
laſſen des Widerſpruchs rechtlich unwirkſam bleibt. Der Vermieter, 
der die Zuläſſigkeit der außerordentlichen Kündigung überhaupt be- 
ſtreitet, braucht daher keinen Widerſpruch zu erheben, ſondern kann 
ſich darauf auch im ordentlichen Prozeßverfahren einredeweiſe oder 
durch Erhebung einer negativen Feſtſtellungsklage berufen. 

Die hier vertretene Anſicht deckt ſich mit der Günthers, der 
a. a. O. zu 8 2 unter Ziff. 2 Abſ. 2 ausführt: „Hat dagegen das 
AG. den Widerſpruch des Vermieters zurückgewieſen, fo iſt die Kün⸗ 
digung unbedingt wirkſam, wenn fie nach 8 1 zu Recht erfolgt iſt. 
Ebenſo liegt es, wenn der Vermieter den Widerſpruch überhaupt unter⸗ 
laſſen hat.“ 

Aſſ. Dr. Lutz, Dresden. 
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Nochmals Einzelrichter, Armenrecht und Entwurf 
einer 30. 


Fiedler: JW. 1933, 1573 iſt mit dem Hinweis auf Teil 9 
85 WO. v. 1. Dez. 1930 im Recht. Allerdings iſt die VO. von 
Danzig nicht übernommen. Inwiefern aus dem Hinweis auf 
die genannte VO. aber die „volle Berechtigung“ der deutſchen 
Rſpr. folgt, vermag ich nicht einzuſehen. Der Einzelrichter des LG. 
erſter Inſtanz entſcheidet auch nach deutſchem Recht nicht 
endgültig; ſeine Entſch. unterliegt vielmehr der Beſchw. an das 


Schrifttum 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


OLG. (8350 Abſ. 2 ZPO.). Es liegt deshalb keine Gefahr darin, 
dem Einzelrichter des LG. erſter Inſtanz auch die Ablehnung 
des Armenrechts zuzuweiſen. 

Im übrigen wird die von mir vorgeſchlagene Neufaſſung des 
Entw. durch die Ausführungen Fiedlers nicht berührt. Denn 
wenn nach deutſchem — anders wie nach Danziger — Recht die 
Entich. auch des LG. als BG. über die Verſagung des Armenrechts 
unanfechtbar iſt, ſo iſt ja gerade nach der vorgeſchlagenen Faſ⸗ 
ſung die Zuſtändiakeit des Einzelrichters nicht gegeben. 

OG R. Dr. Rumpf, Danzig. 


Schrifttum. 


Die Einſendung von Büchern begründet keinen Anſpruch auf Beſprechung. Eine Rückſendung kann in keinem Falle erfolgen. 


“ Herbert Meher: Recht und Volkstum. Weimar. Verlag 
Hermann Böhlaus Nachf. Preis broſch. 1,10 K. 


Was dem Buch ſeinen beſonderen Wert verleiht, das iſt die 
Tatſache, daß ſein Inhalt als Rede bereits vor vier Jahren kund⸗ 
gegeben wurde, alſo kein Erzeugnis der Konjunktur iſt. Wie ja ſchon 
der Titel ſagt, ſollen die Zuſammenhänge zwiſchen Volk und Recht 
aufgezeigt werden. Da unſer geltendes Recht auf zwei Wurzeln zurück⸗ 
geht, nämlich auf deutſche und römiſche Grundlagen, ſo nimmt die 
Darſtellung dieſes Gegenſatzes einen breiten Raum ein. Richtig be⸗ 
tont der Verf., daß man ſich bei dieſer Auseinanderſetzung nicht auf 
Redensarten ſtützen darf, und verweiſt auf Otto v. Gierke, der 
als Prophet die Wahrheit verkündet habe. 

Auch ſonſt wird die Einſtellung der verſchiedenen Rechtsſchulen 
zum Deutſchen Recht geſchildert. Beſonders intereſſant und anregend 
iſt des Verf. Meinung über die im Zeitraum der Vorgeſchichte liegende 
und daher mit unſeren heutigen Mitteln nicht reſtlos zu löſende Frage 
der gemeinſamen Grundlagen der indogermaniſchen Rechte und ihren 
Zuſammenhang mit anderen Völkern. Hier wird auch die Streitfrage 
berührt, ob die Stufentheorie richtig iſt, und ſie wird für die Rechts⸗ 
entwicklung abgelehnt. 

Im folgenden wird geſagt, daß im allgemeinen in die römiſche 
Form ein deutſcher Inhalt gegoſſen wurde. So iſt das Fideikommiß 
ebenſo wie die Hypothek inhaltlich rein deutſch, ebenſo wie das bei 
einer Reihe anderer Rechtsinſtitute feſigeſtellt werden kann. 

Verf. kommt zu dem Ergebnis, daß ſich zwar Rechtsſätze und 
Inſtitute mit den Zeiten und Bedürfniſſen wandeln, daß aber die 
großen Grundgedanken bleiben, in denen ſich Volkscharakter und 
nationale Weltanſchauung ſpiegeln. 

Als Beſonderheiten unſeres deutſchen Rechts werden hervor⸗ 
gehoben die ſoziale Gebundenheit des Privatrechts, der Gedanke der 
Kundbarkeit, das Veranlaſſungsprinzip. 

Selbſt aber wenn das Geſetz aus fremden Quellen ſchöpfe, ſei 
es Aufgabe der Rechtſprechung, die Grundſätze des Volksrechts zu 
berückſichtigen. 

Das Buch iſt mit einem Anhang zahlreicher Anmerkungen ver⸗ 
ſehen, die einerſeits auf das rechtshiſtoriſche Schrifttum verweiſen, 
andererſeits die Verbindung der Ausführungen mit der Ideewelt des 
Nationalſozialismus herſtellen. Ohne uns auf Otto v. Gierke ſo 
unbedingt feſtzulegen, wie es der Verf. tut, kann geſagt werden, daß 
das Buch wertvolle Gedanken enthält und einen Wegweiſer zum 
tieferen Eindringen in das Weſen deutſchen Rechts darſtellt. 

ORegR. Schraut, Berlin. 
* 


Stein⸗Jonas: Kommentar zur Zivilprozeßordnung. 15. neu⸗ 
bearb. Aufl., Lief. 1. 88 1— 107. Tübingen 1933. Verlag von 
J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). Subſkriptionpreis 10,80 ., 
Einzelpreis 14,40 .ch. 

Beſprechung folgt demnächſt. 


Dr. Franz Rudolf Kaeſtner: Die rechtliche Natur der un⸗ 
vollkommenen Verbindlichkeiten. (Abhandlungen der Rechts⸗ 
und Staatswiſſenſchaftlichen Fakultät der Univerſität Göt⸗ 
tingen. 16. Heft.) Leipzig 1933. A. Deichertſche Verlans- 
buchhandlung Dr. Werner Scholl. Preis geh. 3,80 K. 

Die Unterſuchungen des Verf. beginnen mit den geſchichtlichen 

Grundlagen der ſog. unvollkommenen Verbindlichkeiten. Es werden 

zunächſt (S. 3— 23) Begriff, Weſen, Wirkungen und Fälle der 

Naturalobligation des gemeinen Rechts ſowie die Natural⸗ 

obligation der klaſſiſchen Zeit im Lichte der modernen Forſchung 

behandelt, und zwar unter beſonderer Berückſichtigung der Unter⸗ 
ſuchungen Sibers. Sodann werden die Begriffe Schuld und 

Haftung nach deutſchem und römiſchem Recht als die andere 


hiſtoriſche Grundlage der heutigen dogmatiſchen Auffaſſung (Schuld 
ohne Haftung) dargeſtellt (S. 23— 29). Der hiſtoriſche Teil ſchließt 
mit den unvollkommenen Verbindlichkeiten in den Partikularrechten, 
wobei das PrALR. und der Code civil — letzterer allerdings ſehr 
kurz und ohne Berückſichtigung des franzöſ. Schrifttums und der 
Rſpr. — behandelt werden. (In allen dieſen Fällen hätte der Verf. 
die für das geltende Recht wertvollen Erkenntniſſe wohl noch ftärker 
herausarbeiten können.) 

Die dann folgenden dogmatiſchen Ausführungen verdienen volle 
Anerkennung. Zur allgemeinen Grundlegung geht der Verf. von den 
Begriffen der Naturalobligation, der Schulden ohne Haftung und der 
unklagbaren Anſprüche im Sinne Reichels (Iherings J. 59, 60) an 
die ſog. unvollkommenen Verbindlichkeiten heran. Die Konſtruktion 
der Schuld ohne Haftung lehnt er ab (S. 38 ff.), weil Schuld und 
Haftung im Recht des BGB. eine untrennbare Einheit ſeien, wobei 
allerdings die „Haftung“ nicht zu eng aufgefaßt werden dürfe. (Verf. 
hätte hier noch Titze, Recht der Schuldverhältniſſe S. 5 anführen 
können.) Beſonderen Nachdruck legt er auf den Nachweis, daß die 
„Erfüllbarkeit“ noch keinen Beweis für eine Schuld (ohne Haftung) 
bedeutet (z. B. S. 44, 46, 51). Zur Rechtfertigung dieſer Auffaſſung 
ſchließt er ſich (S. 45 ff.) der Siber ſchen Lehre vom Erwerbsgrund 
(deutlicher vielleicht: Erwerbsrechtfertigungsgrund) und vom Rechts⸗ 
grundgeſchäft an; die Fälle der ſog, reinen Schulden find dann nicht 
verpflichtende, ſondern „bloße“ Rechtsgrundgeſchäfte. 

Der Hauptteil der Arbeit (S. 48— 100) bringt nun die An⸗ 
wendung dieſer dogmatiſchen Erkenntniſſe auf die einzelnen in Frage 
kommenden Fälle. Es werden u. a. behandelt: §8 762, 656, 764, 
313, 518, 766, 814, 222, 1297, 110, 1000 ff., 1394 BGB.; 88 50 ff. 
Börf®.; 815 Abſ. 4 Gmbc G.; 8 193 KO.; 8 73 VerglO.; die Pflicht 
des Bezogenen im Scheck⸗, Wechſel⸗ und Anweiſungsrecht; die rechts⸗ 
kräftig zu Unrecht abgewieſene Forderung; der nichtaufgewertete Teil 
des Goldmarkbetrages einer aufzuwertenden Markforberung. Erfreu⸗ 
lich iſt, daß Verf. überall dem Zweck der einzelnen Vorſchriften und 
den zu ſchützenden Intereſſen nachgeht; die ſich daraus für die 
dogmatiſche Auffaſſung ergebenden Folgerungen laſſen ſich allerdings 
bisweilen methodiſch noch ſicherer begründen. Aus dem Schrifttum 
fehlt: Rudolf Schmidt, Die rechtliche Wirkung der Befolgung 
ſittlicher Pflichten, RGFeſtg. II S. 25 ff. 

Im Ergebnis kommt der Verf. zur Feſtſtellung einer ganz ver⸗ 
ſchiedenen rechtlichen Natur der ſog. unvollkommenen Verbindlich⸗ 
keiten: teilweiſe ſind ſie vollgültige Obligationen, ſeltener unklagbare 
Anſprüche (wo einige, aber nicht alle Haftungswirkungen fehlen); 
vielfach aber (z. B. bei Spiel und Wette) beſteht überhaupt keine 
Schuld, gewiſſe rechtliche Wirkungen des Tatbeſtandes ſind mit der 
Lehre vom Erwerbsgrund gerechtfertigt. Niemals aber findet ſich eine 
Schuld ohne Haftung. 

Die Arbeit des Verf. zeichnet ſich aus durch eine klare dogmatiſche 
Grundlegung und eine gute Darſtellung der Anwendungsfälle. Sowohl 
zu der Ablehnung der „Schuld ohne Haftung“ wie zur Begründung 
der Lehre vom Erwerbsgrund hat der Verf. einen wertvollen und 
im Grundſätzlichen überzeugenden Beitrag geliefert. 

Priv Doz. Dr. W. Siebert, Halle a. S. 


Alf Roß: Kritik der ſogenannten praktiſchen Erkenntnis. 
Zugleich Prolegomena zu einer Kritik der Rechtswiſſenſchaft. 
1933. 456 S. Preis broſch. 15 AM. 


Das Buch ſoll hier nur in bezug auf ſeine vorbereitende 
Kritik der Rechtswiſſenſchaft gewürdigt werden. Hier gehört es zu 
jener in Deutſchland ſattſam bekannten Literatur, welche ſich an 
dem gegenwärtigen Tiefſtand der offiziellen Rechtsphiloſophie 
ſelbſt emporkritiſiert und große Verſprechungen in bezug auf die 
kommende eigene Rechtsphiloſophie am eigenen Beginne macht. 
Denn erſt, wenn weitere drei Bände — ſollten dieſe im gleichen 
Umfang wie der vorliegende ausfallen, dann kann man ſich auf 
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die Leſung von insgeſamt 2000 Seiten in Großformat gefaßt 
machen! — dem Verfaſſer gelungen ſind, hofft er in dem vierten 
Bande die Kritik durch einen poſttiven Beitrag zur Beſtimmung 
der Aufgabe und Methode der Rechtswiſſenſchaft ausbauen zu 
konnen. Auch gegenüber dieſer Beſcheidenheit des Verfaſſers in 
bezug auf ſeine eigenen Zukunftsleiſtungen müffen wir nach dem 
bisher Gebotenen recht ſkeptiſch ſein. Denn wenn dieſes ſich auch 
völlig in einer negativen gelegentlichen Tendenz zur Rechtskritik 
erichöpft, iſt das ganze doch ein Fehlſtart. Roß führt den alten 
Windmühlenkampf auf gegen den Willen, das Intereſſe, die 
Pflicht, während es außerhalb der offiziellen Rechtsphiloſophen, 
wenigſtens in Deutſchland, längſt Allgemeingut geworden iſt, daß 
es ſich hier für die Philoſophie vom Recht nicht um letzte, ſondern 
nur um vorletzte Dinge handelt. Zu dieſen ſelbſt vorzudringen, iſt 
Roß verfagt geblieben. Dazu wäre er nur imſtande, wenn er 
über die bisherigen Problemſtellungen hinaus zu einer eigenen 
und ſelbſtändigen, originären Schau des Rechts in ſeiner Geſamt⸗ 
eit und in ſeiner materialen Inhaltlichkeit hätte vorzudringen 
vermögen, wie es z. B. die dynamiſche Betrachtung der Rechts⸗ 
wirklichkeit auf wertwiſſenſchaftlicher Grundlage längſt erreicht hat. 
Was Roß in ſeinem Vorwort von dem Eindruck ſagt, den ein 
Pbiloſoph vom Fach von den Rechtsphiloſophen häufig gewinnt, 
deren Schöpfungen ihm höchſt unwiſſenſchaftlich und wenig original 
vorkommen, möge Roß ſelbſt für feine eigenen weiteren Ver⸗ 
offentlichungen warm beherzigen. Denn mit derſelben Freiheit, 
ie er für ſich in Anſpruch nimmt, möge ihm mit ſeinen eigenen 
Worten beſtätigt werden, daß ſeine bisher vorliegenden rechts⸗ 
philoſophiſchen Forſchungsergebniſſe und die hierbei offenbar ge⸗ 
wordene „ſpinnwebdünne Verbindung mit den Problemen und 
Begriffen der Rechtswiſſenſchaft den unangenehmen Verdacht auf- 
kommen laſſen, daß Rechtsphiloſophie, juriſtiſch geſehen, eine 
Miſchung von Dilettantismus und unſinnigem Tiefſinn ſei.“ 


Priv Doz. Dr. F. A. Müllereiſert, Berlin. 


Staatsrat Dr. h. c. Wilhelm v. Henle: Geſetz über die 
Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung nebſt 
Einführungsgeſetz und Ausführungsvorſchriſten. Mit 
Einleitung, Anmerkungen und Sachverzeichnis. Bearbeitet 
von Oberſtaatsanwalt Eugen Henle, Augsburg. 5. Aufl. 
München 1933. C. H. Beckſche Verlagsbuchh. Preis Leinen⸗ 
band 8 K. 


Die Neuauflage dieſes Buches muß begrüßt werden, da ſie für 
die Praxis ungemein wichtig iſt. 

Gerade für den Praktiker iſt das Werk wertvoll, nicht nur ob 
ſeiner Handlichkeit, ſondern beſonders wegen der Überfichtlichkeit und 
der raſchen Auffindungsmöglichkeit. Die knappe und klare Faſſung 
des Textes gibt ein Nachſchlagewerk von beſonderem Wert. Das Werk 
geht über den Rahmen einer Erläuterung weit hinaus und führt 
das für die Praxis notwendige Schrifttum an. Der Verf. nimmt in 
zahlreichen Fallen eigene Stellung, in klarer, deutlicher Sprache. 

„.. Die Angabe der landesrechtlichen Beſtimmungen iſt ſehr zweck- 
mäßig und, nachdem die Ungenauigkeit der 4. Aufl. bei 825 Anm. 3 
nunmehr richtiggeſtellt iſt, auch auf den neneſten Stand gebracht. 
Gerade die Einfügung der landesrechtlichen Ausf Vorſchr. in die Ge⸗ 
ſetzesbeſprechung erleichtert das Suchen und die Auskunftserteilung 
25 landesrechtlichen Verſchiedenheiten. Nur hätte bei 813 Anm. 1 
MG. noch die für die Praxis wichtige Regelung, daß die Ver⸗ 
beſcheidung des Armenrechtsgeſuches ſtets dem AG. verbleibt, an⸗ 
getührt werden jollen. Die für Bayern angeführten Entſch. Bd. 28, 
(58 u. 790 treffen dieſe Frage überhaupt nicht. Vielmehr wird ſowohl 
in Baden als auch in Bayern die Zuſtändigkeit des AG. daraus ab⸗ 
Kueitet, daß 8 13 Einf®. eine Überweiſung dieſer Entſch. an das 
Lotariat gar nicht treffen konnte, da es ſich nicht um eine im 
IwVerſtch. dem VollſtrGer. zugewieſene Amtshandlung, ſondern um 
eine Entſch. auf Grund der 380. handelt. 1 
Gerade wegen der Verwertung des Buches in der Praxis, be⸗ 
ſonders bei Terminen außerhalb des Gerichtsſitzes am Orte des be⸗ 
ſchlagnahmten Grundbeſitzes, hätte ſich vielleicht die Einreihung der 

orſchriften des Zwangsvollſtreckungsnotrechtes in die Erläuterung 
Da Geſetzes empfohlen, wie dies z. B. bei § 31 Anm. 8 geſchehen iſt. 
Dadurch wäre ein doppeltes Suchen vermieden worden. Die Vor⸗ 
brit des 83 Bo. b. 26. Mai 1933 ift auf alle Falle eine bleibende 

egelung, die zu dem Geſetz ſelbſt gehört. 
iſt ö Die für den Praktiker in Betracht kommende Fülle des Stoffes 
is" einahe lückenlos gemeiſtert. Weſentlich wäre vielleicht für gegen⸗ 
— Fälle geweſen, bei der Einführung in das Notrechk ein⸗ 
den ten, daß die Schutzbeſtimmungen in erſter Linie nur für 
1785 che Schuldner gelten (. Berlin v. 5. Juli 1933: ZW. 1933, 
bei 5), daß ein Verzicht auf den Vollſtreckungsſchutz ſchlechthin nur 
bei indwirtſchaftlichem Grundbeſitz möglich ift ($ 105 Abſ. 3 Entſchch.); 


ei 8150 hätte noch fü 6 chied 
N h angeführt werden können, daß nach verſchiedenen 
landesrechtlichen Vorſchriften der Zwangsverwalter aus der Reihe 


liſtenmäßig geführter Perſonen (z. B. in Bayern VO. v. 27. März 
1933) zu entnehmen iſt, bei $ 152, daß der Zwangsverwalter die 
Ausgabe und Verwertung der Steuergutſcheine herbeiführen muß uſw. 

Der Anm. 2 zu 8 113 muß widerſprochen werden, da dieſe Mei⸗ 
nung dem nationalſozialiſtiſchen Empfinden widerſpricht. Der Be⸗ 
amte, der auftragsgemäß oder zuſtändigkeitshalber einen Teilungs⸗ 
plan entwirft, kann hierfür nicht als Rechnungsſachverſtändiger Ge⸗ 
bühren beanſpruchen, gleichgültig, ob der Plan einfach oder ſchwierig 
iſt, ob er außerhalb der üblichen Amtsſtunden entworfen wird oder 
nicht. In manchen Gegenden iſt auf Grund dieſer Anſicht ſogar eine 
regelmäßige Übung dieſes Verfahrens entſtanden. Der feſten Gehalt 
beziehende Beamte hat ſich aber ſeiner Amtspflichten und ſeines Auf⸗ 
trages ſtets voll und ganz und ohne weiteres Entgelt zu unterziehen, 
auch wenn der Fall ſchwieriger und zeitraubender iſt. 


Notar Dr. W. Beyer, Bad Dürkheim. 


Pagenſtecher: Vorträge über Konkursrecht. 
Verlag Emil Roth. Preis kart. 4 AM. 


Das äußerlich unſcheinbare Werk des bekannten Zivilprozeß⸗ 
rechtslehrers behandelt in kurzer, knapper, aber überaus erſchöpfen⸗ 
der Weiſe die Grundzüge des geltenden Konkursrechtes. Das Buch 
iſt an Hand einiger Vorträge entſtanden, die der Verf. i. J. 1924 
vor Bücherreviſoren in Frankfurt a. M. gehalten hat. Es iſt daher 
in erſter Linie für Nichtjuriſten beftimnt, die im Wirtſchaftsleben 
ſtehen und die heute nach den einſchlägigen Prüfungsbeſtimmungen 
ebenfalls pofitive Kenntniſſe des Konkursrechts vorweiſen müſſen. 
Daneben iſt die Arbeit aber auch durch ihre leicht faßliche Art für 
Studierende des Rechts und der Volkswirtſchaft wie geſchaffen, zumal 
ein großer Teil des 150 Druckſeiten umfaſſenden Bändchens mit aus 
der Praxis entnommenen Beiſpielen verſehen iſt, die auch den Stu⸗ 
dierenden das Verſtehen der geſetzlichen Beſtimmungen außerordentlich 
erleichtern. Gerade dieſe Beiſpiele geben dem Buch einen ganz be⸗ 
ſonderen Charakter, wenn man berückſichtigt, daß der Verf. einzelne 
Komplizierte Geſetzesbeſtimmungen lediglich an Hand dieſer Beiſpiele 
zu erklären verſucht (S 38 KO. S. 98). 

Das Werk füllt m. E. eine weſentliche Lücke auf dem Gebiete 
der Konkursliteratur aus. Wie der Verf. in ſeinem Vorwort zu Recht 
ausführt, fehlt gerade Nichtjuriſten ſehr oft ein leicht faßlicher Über⸗ 
blick über die geſamte Materie, der das Verſtändnis für die Beſtim⸗ 
mungen der einzelnen Konkursrechtlichen Vorſchriften zueinander er⸗ 
leichtert. In der Literatur nehmen neben Handbüchern und Kom⸗ 
mentaren des Konkursrechts, die oft in ziemlich umſtändlicher Weiſe 
ohne Beiſpiele das geltende Recht zu erläutern verſuchen, die ſog. 
Pauk⸗ und Examensbücher, einen ziemlichen Umfang ein, ohne daß 
dieſelben meiſt das Verſtändnis des Geſetzes erleichtern oder irgend⸗ 
einen wiſſenſchaftlichen Wert befisen. Das vom Verf. ſelbſt heran⸗ 
gezogene, von vielen Studierenden benutzte Büchlein von Kiſch 
(Grundzüge des Konkursrechts, Mannheim 1925) hat auf dieſem Ge⸗ 
biete zuerſt verſucht, ſowohl die Vorzüge eines Lehrbuches wie auch 
eines Examenswerkes zu vereinen. Auf ähnlicher Baſis wurde das 
vorliegende Werk geſchaffen, das darüber hinaus auch Kenntniſſe der 
in das Konkursrecht hineinragenden Beſtimmungen des bürgerlichen 
Rechts zu vermitteln ſucht. 

Das einzige, was man vielleicht vermiſſen könnte, obwohl das 
Buch für Praktiker beſtimmt iſt, wäre ein kurzes, ſchlagwortartiges 
Eingehen auf die geſchichtliche Entwicklung des Konkursrechts. Gerade 
heute, da das alte deutſche Recht bei allen Prüfungen wieder in den 
Vordergrund rückt, dürfte es allgemeines Intereſſe erregen, erwähnt 
zu finden, welchem Rechtsſyſtem die konkursrechtlichen Grundſätze an⸗ 
genähert und welche Gedanken des germaniſchen Rechts übernommen 
ſind. Z. B. würden Anknüpfungen an das frühere Recht in den alten 
Handels⸗ und Hanſaſtädten, wie Lübeck, Augsburg und Nürnberg, 
bei Beſprechung des Grundſatzes der verhältnismäßigen Befriedigung 
im Konkursrecht möglich ſein. 

Sonſt iſt begrüßenswert, daß der Verf. eingehenden Abhand⸗ 
lungen über reine Theorien dort aus dem Wege geht, wo die Recht⸗ 
ſprechung des RG. ſeit langem unzweideutig die Wege für die Rechts⸗ 
findung geſetzt hat (z. B. Frage der Rechtsſtellung des Konkurs⸗ 
verwalters S. 34). Andererſeits finden ſich überall eingehende Literatur⸗ 
nachweiſe, ſo daß der intereſſierte Leſer ſich jederzeit in die berührten 
Fragen weiter vertiefen kann. Hervorzuheben iſt endlich, daß Fragen, 
die den Praktikern täglich begegnen und deren Löſung für den Nicht⸗ 
juriſten an Hand der konkursrechtlichen Beſtimmungen ohne weiteres 
nicht erhellen, in beſonderen Kapiteln behandelt werden. So ſind u. a. 
in beſonderen Abſchnitten folgende wichtige Probleme erörtert worden: 
Der Widerſpruch des Konkursverwalters im Prüfungstermin wegen 
Vorliegens eines Anfechtungsgrundes (S. 110). Welche Bedeutung 
hat das Beſtreiten des Gemeinſchuldners im Prüfungstermin? (S. 112). 
Welche Folgen hat es, wenn bei Abſchlagsverteilungen Konkurs⸗ 
forderungen nicht berückſichtigt werden? (S. 119). 

Alles in allem kann die Lektüre des vorgenannten Buches nur 


empfohlen werden. 
RA. Dr. Wilhelm Pse, Halberſtadt. 
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Das badische Landesgeſetz über die freiwillige Gerichts⸗ 
barkeit mit Vollzugs vorſchriften. Erläutert von Land⸗ 
gerichtsdirektor Richard Rüger in Freiburg, und Mini⸗ 
ſterialrat Dr. Joſeph Siefert im badiſchen Juſtizminiſterium. 
Karlsruhe 1933. Verlag C. F. Müller. Preis geb. 30 RM. 

Die beiden Verf., die mit gediegenem wiſſenſchaftlichen Rüſt⸗ 
zeug eine tiefe Kenntnis der Bedürfniſſe des Rechtslebens und der 
Anforderungen der Praxis verbinden, haben ſich das Ziel geſetzt, 
ein neues Erläuterungsbuch zu ſchaffen, das die Ergebniſſe der 
Rechtſprechung und Wiſſenſchaft zuſammen mit den praktiſchen Er⸗ 
fahrungen zur Darſtellung bringt und den Zuſammenhang zwiſchen 
Reichs⸗ und Landesrecht klarſtellt. Dieſes Ziel haben ſie erreicht. 

Auf eine vortreffliche Einleitung, in der das Weſen der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit und ihr Verhältnis zur ſtreitigen Gerichts⸗ 
barkeit dargelegt wird, Zuſtändigkeitsfragen behandelt werden und 
ein Überblick über die Geſchichte der freiwilligen Gerichtsbarkeit im 
Reich und in Baden geboten wird, folgt zunächſt der Wortlaut des 
Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
keit (RF G.). Ihm ſchließt ſich (S. 49—377) als Kern des ganzen 
Werkes das ſorgfältig erläuterte Landesgeſetz über die freiwillige 
Gerichtsbarkeit (LTFGG.) an. Es folgen S. 378—414 die VO. des 
Staatsminiſteriums über die Ausführung des BGB. und damit zu⸗ 
ſammenhängender Geſetze (Allgemeine Ausführungsverordnung: AAV.) 
mit Anmerkungen und S. 415—614 die eingehend erläuterte VO. 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit (F GV.). 

Das Buch, das ſeine Entſtehung einer Anregung des badiſchen 
Juſtizminiſteriums verdankt, iſt nicht nur ein vortreffliches Nach⸗ 
ſchlagewerk für den badiſchen Juriſten, ſondern weit über die Landes⸗ 
grenzen hinaus eine wertvolle Bereicherung des Schrifttums zur 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

Gerade in der ſorgfältigen Erläuterung zunächſt der reichsrecht⸗ 
lichen Vorſchriften, auf denen die landesrechtliche Regelung beruht, 
liegt der Hauptwert und die Eigenart des Buchs. Dieſe Erläuterungen 
bilden zufammengefaßt einen ausgezeichneten, lehrbuchartigen Kom⸗ 
mentar zu den wichtigſten Beſtimmungen des Rö. und zu den 
in Betracht kommenden, insbeſ. erbrechtlichen und güterrechtlichen 
Vorſchriften des BGB. Die Verf. haben ſich nirgends auf bloße 
Worterklärungen oder auf Verweiſungen auf das Schrifttum und 
die Rechtſprechung, die beide übrigens ſorgfältig berückſichtigt ſind, be⸗ 
ſchränkt, ſondern in großem Umfange ſyſtematiſche, wiſſenſchaftliche 
Abhandlungen über alle wichtigen Fragen, die mit dem erläuterten 
Stoff in Zuſammenhang ſtehen, geliefert. Zu den wiſſenſchaftlichen 
Streitfragen wird kurz aber entſchieden Stellung genommen, und 
immer wieder werden aus reicher praktiſcher Erfahrung heraus wert⸗ 
volle Winke für eine vernünftige Auslegung und Anwendung der 
Vorſchriften g'geben. Beſonders willkommen werden dem Praktiker 
die im Anhang S. 615/84 dem Buche beigegebenen Muſter wichtiger 
Urkunden ſein, nämlich: 

1. Nachlaßverzeichnis bei geſetzlichem Güterſtand mit Erbteil⸗ 
übertragungsverkrag, 2. Nachlaßverzeichnis bei (übergeleiteter) Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft mit Auseinanderſetzung, 3. Vermögensüber⸗ 
gabe als vorweggenommene Teilung mit Ehe- und Erbvertrag der 
Übergeber und Erbverzicht der Übernehmer, 4. Ehevertrag mit Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft und Erbvertrag, 5. Ehevertrag mit all⸗ 
gemeiner Gütergemeinſchaft und Erbvertrag mit bäuerlichem Heim⸗ 
fallsrecht, 6. Dorſteſtament und 7. Grundſtücksverſteigerung durch 
den Bürgermeiſter im Auftrag des Notariats. 

Kaum eine der meiſt recht ſchwierigen Zweifelsfragen, die 
ſich bei der Nachlaßverzeichnung und der Erbauseinanderſetzung er⸗ 
geben, iſt übergangen; die Abrechnung unter den Ehegatten und die 
Ausgleichung der Vorempfänge, jeweils unter Berückſichtigung des 
Aufwertungsrechts, ſind muſterhaft behandelt. Auch der erfahrene 
Notar und ebenſo der mit Erbſchaftsſtreitigkeiten befaßte Prozeß⸗ 
richter und Rechtsanwalt werden mit großem Gewinn dieſe Muſter, 
die in dieſer Art in keiner der vorhandenen Muſterſammlungen zu 
finden ſind, durcharbeiten. Dem jungen Juriſten aber geben ſie in 
bunter Fülle den wertvollſten Anſchauungsunterricht. 

Zuſammenfaſſend darf geſagt werden, daß das neue Erläute⸗ 
rungsbuch der Wiſſenſchaft und der Praxis viel zu bieten hat, und 
die Erwartung iſt berechtigt, daß es auf dem behandelten Gebiet als 
eine bedeutungsvolle Förderung der Rechtspflege ſich erweiſen wird. 

LGpPräſ. Brugier, Freiburg i. Br. 


Der große Brockhaus. Handbuch des Wiſſens in zwanzig 
Bänden. 15. völlig neubearbeitete Auflage von Brocklaus' 
Konverſations⸗Lexikon. Vierzehnter Band: Oſu— Por. 
Leipzig 1933. F. A. Brockhaus. 792 S. 

Allgemein darf hinſichtlich der großen Neichhaltigkeit und der 
ſtaunenerregenden Zuverläſſigkeit auf die Anzeige der früheren Bände 
verwieſen werden. Hervorgehoben ſei nur ein juriſtiſcher Spezial⸗ 


Schrifttum 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


artikel, deſſen Inhalt auch manchem juriſtiſchen Praktiker wertvolle 
Belehrung zu bieten vermag. über die kurze Darſtellung des deutſchen, 
öſterreichiſchen und ſchweizeriſchen Patentrechts hinaus enthält das 
Stichwort „Patent“ eine gedrängte Überficht über die patentrechtliche 
Regelung in den wichtigſten Ländern (S. 235 ff.). Außer den Ge⸗ 
ſetzen, Patentbehörden und dem Gegenſtand des Patentſchutzes ſind 
dort die für die Praxis jo beſonders wichtigen Gebührensätze und die 
Gültigkeitszeiten angegeben. At. 


Eingegangene Bücher. 
Karl Sturm, Direktor der See⸗Berufsgenoſſenſchaft, Hamburg: 
Deutſche Schiffsſicherheits⸗Vorſchriften. Berlin 1933. 
Deutſche Verlagswerke Strauß, Vetter & Co. Preis 17,50 RM. 


Dr. Paul Hans Piechotta: Der prima-facie-Bemwei3 
im See⸗ und Binnenſchiffahrtsrecht, insbeſ. im 
deutſchen und engliſchen Recht. (Abhandl. der Rechts 
und Staatswiſſenſchaftl. Fakultät der Univ. Göttingen. 17. Heft.) 
Leipzig 1933. A. Deichertſche Verlagsbuchhandlung Dr. Werner 
Scholl. 122 S. Ladenpreis geh. 4 K.K. 


Schnellkartei der Reichsſteuergeſetze. Teil 1: Die ge⸗ 
famten Reichsſteuergeſetze. 23. Erſatz⸗ u. Ergänzungsliefe⸗ 
rung. Ausgegeben Auguſt 1933. 24. Erſatz⸗ u. Ergänzungslieferung. 
Ausgegeben September 1933. Verlag Dr. Otto Schmidt, Köln. 


Arbeitsrecht und Arbeiterſchutz. Ergänzungsheft 1933 zur 
3. Aufl. Nach dem Stande v. 15. Juli 1933. Mit Deckblättern zur 
Handausgabe Nr. 220. Herausgegeben von Dr. Max Lederer, 
Sektionschef a. D., und Dr. Viktor Suchanek, Sehtions⸗ 
chef a. D. (Handausgabe öfterr. Geſetze und Verordnungen, Nr. 220 a.) 
7 Druck und Verlag der Oſterr. Staatsdruckerei. Preis 
1,90 AM. 


Die Allgemeinen Entſcheidungsgrundlagen des 
Ständigen Internationalen Gerichtshofes. Eine 
kritiſch⸗würdigende Unterſuchung über Art. 38 des Gerichtshof⸗ 
Statuts von Dr. jur. Elfried Härle. (Völkerrechtliche Mono⸗ 
graphien. Heft 10.) Berlin 1933. Verlag von Franz Vahlen. Preis 
kart. 18 AM. 


Preußiſches Stempelſteuergeſetz v. 27. Okt. 1924. Geſetz 
über die Anderung ſtempelſteuerrechtlicher Beſtimmungen v. 23. Mai 
1933 (GS. 186) nebſt Rechtsmittelverordnung für die Stempelſteuer 
v. 23. Mai 1933 (GS. 192). Von Dr. Albert Heucke, L6Dir. 
in Berlin. Nachtrag. Berlin 1933. Carl Heymanns Verlag. 
Preis 0,60 AM. 


Kommentar zum Allgemeinen bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch. Herausgegeben von Dr. Heinrich Klang. 70. u. 71. Lief. 
2. Bd. 2. Halbbd., Bog. 45—52. Wien 1933. Druck und Verlag 
der Oſterr. Staatsdruckerei. Preis der Doppellieferung 6,40 8. 


Juan de Hinojosa Ferrer, Juez de Primera Instancia del 
Distrito nüm. 2 de Madrid: El enjuiciamiento en el 
derecho del trabajo. 1. Auflage. Madrid 1-33. Editorial 
Revista de Derecho Privado. VIII, 308 S. Preis 12 Peseten. 


Joaquin Garrigues, Catedrätieo de la Universidad Central: 
Nuevos hechos, nuevo derecho de sociedades an- 
önimas. I. Auflage. Madrid 1133. Editorial Revista de 
Derecho Privado. VI, 121 S. Preis 6 Peseten. 


Pio Ballesteros, Profesor de la Universidad de Madrid y 
ex Magistrado del Tribunal Supremo: La contribuciön 
territorial en Espafa. Madrid 1933. Editorial Revista de 
Derecho Privado Madrid. 1-8 S. Preis 5 Peseten. 


Manuel Lopez-Rey y Arrojo, Juez de primera instancla 
e instruceiön, Proferor auxiliar de erecho penal en la Uni- 
versidad de M drid y en el Instituto de Estudios Penales, 
y Felix Alva rez-Valdés, Se retario de la Sala segunda 
del Tribunal Supremo: El Nuevo Cödigo Penal, Notas, 
Jurisprudenria, Tablas, Refereneias etc. Serie A Vol X. 
Machid 11:33. Editorial Revista de Lerecho Privado. IX, 651 8. 
Preis 16 Peseten. 


José Luis Diez Pastor, Notario de Madrid: La familia y 
los hijos habidos fuera de matrimonio, segün la 
Constituciön. Madrid 1933. Editorial Revista de Derecho 
Privado Madrid. 82 S. Preis 4 Peseten. 


Alfonso Maeso, Abogado, Consejero de Trabajo y del Insti- 
tuto Nacional de Previsiöon: Accidentes del trabajo, 
comentarios y aclaraciones a la nueva ley y su reglamento. 
1. Aufiage. Madrid 1933. Editorial Revista de Derecho Pıivado. 
VIII, 254 S. Preis 12 Peseten. 
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62. Jahrg. 1933 Heft 40 


Rechtſprechung 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


A. Ordentliche Gerichte. 
Keichsgericht. 
a) Zipilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtiz⸗ 
rat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 
Dr. Schrömbgens und Huber. 


[ Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts. — 1 Anmerkung.] 


I. Bürgerliches Geſetzbuch, Handelsgeſetz buch 
und Genoſſenſchaftsgeſetz. 


1. 88133, 157 BGB. Nachprüfung der Aus⸗ 
legung des BG. wegen Unmöglichkeit. Wird einem 
Makler für die Vermittlung eines Grundſtücks⸗ 
verkaufs eine Proviſion mit der Abrede ver⸗ 
ſprochen, daß dieſe ſchon am Tage der notariel⸗ 
len Beurkundung fällig und zahlbar ſein ſolle, 
ſo iſt die Proviſion auch verdient, wenn der 
Verkauf wegen Verſagung der behördlichen Ge— 
nehmigung ſcheitert. f) 

Nach den für den Mäklervertrag geltenden Vorſchr. iſt 
die Mäklerproviſion in der Regel erſt verdient und damit 
fällig und zahlbar, wenn das zu vermittelnde Gejchäft — nur 
um ein ſolches handelt es ſich, da ausweislich des Provi⸗ 
ſionsſcheins die zu gewinnenden Vertragsgegner dem Kl. 
bekannt waren — rechtswirkſam zuſtande gekommen iſt. Sie 
iſt alſo nicht verdient, wenn das vermittelte Geſchäft der Ge⸗ 
nehmigung einer Beh. bedarf und dieſe verſagt wird. Da es 
ſich bei der geſetzlichen Regelung um nachgiebiges Recht han⸗ 
delt, iſt die Vereinbarung zuläſſig, daß die Entſtehung der 
Proviſionsforderung von der Entſch. der Beh. unabhängig 
ſein ſolle. Das Vorliegen einer ſolchen Abrede muß aber an⸗ 
genommen werden, wenn der Proviſionsſchein die Beſt. ent⸗ 
hält, daß die Proviſion fällig und zahlbar iſt am Tage der 
notariellen Verlautbarung des zu vermittelnden Geſchäftes. 
Die auch ſonſt im Geſchäftsverkehr der Grundſtücksmakler 
vorkommende Vertrags Beſt. entſprang, wie das RG. ſchon in 
Warn. 1927 Nr. 177 ausgeführt hat, dem Bedürfnis der Mak⸗ 
ler, ſich dagegen zu ſchützen, daß ſie, obwohl ein Abſchluß 
zuſtande gekommen war, um die Vergütung für die geleiſtete 
Arbeit nur deshalb kamen, weil die behördliche Genehmigung 
verſagt wurde. Der Vertragswille, daß die Proviſionsforde⸗ 


au 1. Da nach 8652 BGB. der Mäkleranſpruch erſt mit 
dem Zuſtandekommen des vermittelten Vertrages erworben iſt, 
fo entfällt für den Grundſtücksmäkler der Lohnanſpruch, wenn der 
Grundſtückskauf zwar notariell beurkundet ift, die für die Grund- 
ſtücksperäußerung erforderliche behördliche Genehmigung aber nicht 
erteilt wird. Indeſſen enthält § 652 kein zwingendes Recht, und 
die Parteien können darum eine mehr oder minder große Un⸗ 
abhängigkeit der Proviſtonsforderung vom Geſchäftsabſchluß ver⸗ 
einbaren. Es fragt ſich, ob eine ſolche Vereinbarung darin er⸗ 
blickt werden kann, daß der e die Beſt. enthält, es 
ſolle die Proviſion „fällig und zahlbar“ ſein am Tage der notariel⸗ 
len Verlautbarung des Grundſtückskaufes. Das BG. erblickt in 
einer ſolchen Klauſel nur die Verabredung einer vorzeitigen Zah⸗ 
lung der Proviſion für den Fall, daß der Vertrag durch Erteilung 
der behördlichen Genehmigung Wirkſamkeit erlange, m. a. W. es 
3 der Klauſel nur die Bedeutung eines Sicherungsabkommens 
n Anſehung eines nach den Vorſchr. des BGB. ſpäter vielleicht 
Rachtebenden Proviſtonsanſpruches bei. Dieſe Auslegung wird vom 
St Recht verworfen. Sowohl auf Grund des allgemeinen 
Sprachgebrauches wie auf Grund des vom Unterrichter feſtgeſtellten 

achverhaltes gelangt es zu dem Ergebnis, es ſei hier in Abwei⸗ 
chung von 8652 BGB. ein Proviſionsanſpruch auch für den Fall 
ausgemacht worden, daß der Vertragsſchluß an der Verſagung 
dir behördlichen Genehmigung ſcheitern ſollte. Wichtiger noch als 
dieſes unſchwer zu gewinnende Reſultat iſt der grundſätzliche 
Standpunkt, den auch hier wieder das RG. hinſichtlich des Ver⸗ 


rung ſchon mit dem Vertragsſchluß zuſtande gekommen ſei, 
iſt auch für den Auftraggeber des Maklers eindeutig dadurch 
zum Ausdruck gekommen, daß geſagt wird, die Proviſion 
ſolle am Tage der notariellen Beurkundung fällig und zahlbar 
fein. Denn Fälligkeit einer Forderung fest nach dem üblichen 
Sprachgebrauch deren Entſtehung voraus. Dafür, daß im 
vorl. Falle unter Fälligkeit etwas anderes verſtanden ſein 
ſollte, bietet weder der Wortlaut der Urkunde, noch der ſonſtige 
Sachverhalt eine Stütze. Insbeſ. bieten die Umſtände des 
Falles auch keinen Anhalt für die Annahme des BG., die 
Klauſel könne nur dahin verſtanden werden, daß die Proviſion 
zunächſt einmal gezahlt werden ſolle, damit der Bekl. ge⸗ 
ſichert war und nicht bis zur Erledigung des Genehmigungs⸗ 
verfahrens, das ſich unter Umſtänden länger hinziehen könnte, 
zu warten brauchte. Wäre nur eine Sicherung bezweckt ge⸗ 
weſen, ſo wäre es nicht nötig geweſen, die ſofortige Aus⸗ 
zahlung der Proviſion zu vereinbaren. Es iſt auch nicht 
erkennbar, warum gerade der Bekl. wegen der nach Anſicht 
des Kl. noch gar nicht verdienten Proviſion geſichert werden 
ſollte, nicht aber der Kl. für den Fall, daß er endgültig gar 
keine Proviſion ſchuldete. Auch der Umſtand, daß die Entſch. 
über die behördliche Genehmigung vielleicht längere Zeit in 
Anſpruch nehmen könnte, rechtfertigte nicht die ſofortige Aus⸗ 
zahlung, wenn die Proviſion noch nicht verdient war. Dagegen 
ſprechen die Tatumſtände dafür, daß die Klauſel i. S. des 
ſofortigen Entſtehens der Proviſionsforderung gewollt war. 
Denn ſchon mit dem Abſchluß des notariellen Vertrages er⸗ 
langte der Kl. erhebliche Vorteile, die auch weiterwirken konn⸗ 
ten, wenn wider Erwarten die Parzellierung wegen Ver⸗ 
ſagung der behördlichen Genehmigung ſcheitern ſollte. Denn 
die kapitalkräftigen Vertragsgegner übernahmen nicht nur die 
Regulierung der Hypotheken und Grundſchulden und laufen⸗ 
den Zinſen, ſondern leiſteten auch alsbald erhebliche Bar⸗ 
zahlungen und bewahrten ſo den Kl. vor der bereits einge⸗ 
leiteten Zwangsvollſtreckung in einer Weiſe, daß er auf 
mehrere Jahre Zeit gewinnen konnte. Dies konnte für den 
Kl. Anlaß ſein, dem Bekl. die Proviſion ſchon für den Erfolg 
des Vertragsſchluſſes endgültig zuzuſichern und ihn dadurch 
zu ſeiner Vermittlertätigkeit anzuſpornen. Andererſeits hätte 
die Durchführung der Parzellierung, wie ſchon die Dauer 
der Unwiderruflichkeit der Vollmacht zeigt, möglicherweiſe 
mehrere Jahre in Anſpruch genommen. Auch dies war für 
den Bekl. ein Grund zu vereinbaren, daß die Proviſion mit 
Abſchluß des notariellen Vertrags ſofort verdient ſein ſolle. 
(U. v. 22. Nov. 1932; II 122/32. — Königsberg.) [Ku.] 


hältniſſes von Vertragsauslegung und Reviſionsinſtanz einnimmt. 
Das RG. rechtfertigt feine Einmiſchung in die Vextragsaus⸗ 
legung des Unterrichters damit, daß letztere „unmöglich“ jet. Es 
hält alfo an feiner ſtändigen Praxis feſt, wonach bei untypiſchen 
Vertragsklauſeln die Auslegung als tatſächliche Feſtſtellung mit 
dem Rechtsmittel der Rev. dann nicht angegriffen werden kann, 
wenn ſie eine „mögliche“ iſt. So verſtändlich und beifallswert es 
iſt, daß ſich das RGS. auf dem Gebiet der Vertragsauslegung, die 
eben doch nur ſelten eine über den konkreten Fall hinausragende 
Bedeutung hat, zu entlaſten verſucht, ſo zweifelhaft iſt es, ob dafür 
der Gegenſatz der möglichen und unmöglichen Auslegung der rich⸗ 
tige Weg tft. Ihm liegt die juriſtiſch⸗logiſch nicht unanfechtbare 
Vorſtellung zugrunde, als ob es Auslegungen gäbe, die zwar in 
abstracto möglich und doch in conereto vielleicht nicht richtig 
ſeien. Aber auch wenn eine ſolche Auslegung denkbar wäre, ſo 
würde fie da, wo fie vorkäme, eine Verletzung des § 157 BGB. dar⸗ 
ſtellen und darum der Rev ebenſo zugänglich ſein, wie die „un⸗ 
mögliche“ Auslegung. Wirkliche Abhilfe kann hier nur im Wege 
der Geſetzgebung geſchaffen werden, indem ähnlich, wie es mit den 
88139, 286, 287 ZPO. geſchehen ift, der 8 157 BGB. der Rev. 
entzogen oder letztere doch wenigſtens auf die Fälle beſchränkt 
wird, wo es ſich um „Allgemeine Geſchäftsbedingungen“ oder 
„Typiſche Vertragsklauſeln“ handelt, bei denen ja allein auch die 
Rev. ihren Zweck, für eine einheitliche Rſpr. zu ſorgen, erfüllen 


könnte. 
Prof. Dr. Titz e, Berlin. 
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Rechtſprechung 


(Juriſtiſche Wochenſchrift 


** 2. 58 275 ff. BGB. Auflöſung eines Vertrags⸗ 
verhältniſſes, wenn ſich fein Zweck als uner⸗ 
reichbar herausſtellt oder wenn ein perſönliches 
Vertrauensverhältnis ſchwer erſchüttert wird. f) 


(u. v. 27. Mai 1933; 116/33. — Dresden.) [fe] 
(= RG. 140, 378.) 


Abgedr. JW. 1933, 21205. 


Zu 2. Der Entſch. iſt ſowohl im Ergebnis wie in der Kon⸗ 
ſtruktion zuzuſtimmen. Die Bekl. kann nach der Entſch. aus zwei 
Gründen nicht mehr am Vertrage feſtgehalten werden: 

1. einmal, weil aus dem Geſichtspunkt der von keiner Seite 
zu vertretenden Unmöglichkeit der klägeriſchen Leiſtung beide Par⸗ 
teien von ihren Leiſtungen frei geworden ſind, 

2. weil infolge herabſetzender Außerungen der Kl. über das 
Vorſtandsmitglied der Bekl. die Bekl. ein friſtloſes Kündigungs⸗ 
recht hatte. 

Zu 1. a) Einen Teil der von der Kl. zu bewirkenden Lei⸗ 
ſtungen ſtellt der Abdruck des Rundfunkprogramms in den von 
ihr an die Bekl. zu liefernden Werbeheften dar. Dieſer Abdruck wurde 
nach dem Vertragsſchluß der Kl. durch ein Verbot der Reichsrund⸗ 
funkgeſellſchaft unmöglich (nachträgliches ſubjektives Unvermegen). 
Nun iſt zwar durch ſpätere reichsgerichtliche Rſpr. die urheberrecht⸗ 
liche Schutzfähigkeit ſolcher Programme verneint worden. Da jedoch 
zu der damaligen Zeit die Meinungen in Rſpr. und Schrifttum 
auseinandergingen, ſtellt das RG. feſt, wäre es der Kl. nicht zu⸗ 
zumuten geweſen, das Programm trotz des Verbots der Reichsrund⸗ 
funkgeſellſchaft abzudrucken und es auf einen koſtſpieligen, lang⸗ 
wierigen Prozeß ankommen zu laſſen. Das RG. ſtellt alſo ſeiner 
ſtändigen Rſpr. gemäß hier einen Fall überobligationsmäßiger 
Schwierigkeit feſt, welcher der Unmöglichkeit gleichſteht. Es liegt 
alſo danach ein Fall nachträglichen ſubjektiven Unvermögens vor, und 
zwar zunächſt teilweiſen Unvermögens. 

b) Ob nun durch dieſe Teilunmöglichkeit die Kl. von ihrer ge⸗ 
ſamten Vertragspflicht frei wird bzw. ob die Bekl. von der Kl. 
noch zur Annahme der übrigen Leiſtungen angehalten werden kann, 
hängt davon ab, ob die noch mögliche Reſtleiſtung für ſich be⸗ 
trachtet noch Intereſſe für die Bekl. hat. Denn da der Weſenszweck 
eines Schuldverhältniſſes Befriedigung eines ſchutzwürdigen Inter⸗ 
eſſes iſt, ſteht Teilunmöglichkeit der Vollunmöglichkeit gleich, wenn 
infolge Wegfalls der unmöglich gewordenen Teilleiſtung das Inter⸗ 
eſſe des Leiſtungsempfängers auch an der noch möglichen Reſt⸗ 
leiſtung weggefallen iſt. Das BG. ebenſo wie das RG. ſtellen über⸗ 
einſtimmend feſt, daß der Abdruck des Rundfunkprogramms in den 
Werbeheften ein derartig wichtiger Teil der von der Kl. zu bewir⸗ 
kenden Leiſtung war, daß die Bekl. bzw. ihre Mitglieder ohne den 
Programmabdruck an dem übrigen Inhalt der Werbehefte kein 
Intereſſe haben. Dieſer Feſtſtellung iſt bei der heutigen Verbreitung 
des Rundfunks und dem dadurch bedingten Geldwert eines Rund⸗ 
funkprogramms durchaus beizutreten. Es liegt alſo danach ein Fall 
von Teilunmöglichkeit vor, der infolge Intereſſenwegfalls der Voll⸗ 
unmöglichkeit gleichſteht. 

c) Für die rechtliche Beurteilung der nachträglichen fubjektiven 
Unmöglichkeit iſt nun zwar grundſätzlich die Frage ausſchlaggebend, 
ob die Unmöglichkeit des Leiſtungsſchuldners zu vertreten iſt oder 
nicht. Da es ſich hier um einen gegenſeitigen Vertrag handelt, kommt 
im erſten Fall $ 325 BGB. (wahlweiſes Rücktritts⸗ oder Schadens⸗ 
erſatzrecht der Bekl.), im letzteren Falle 8 323 BGB. (beiderſeitige 
Leiſtungsbefreiung); in Frage. Da im vorl. Rechtsſtreit aber eine 
Schadenserſatzpflicht der Kl. nicht in Frage ſteht, ſondern infolge 
des von der Kl. geſtellten Klageantrages nur geprüft zu werden 
braucht, ob die Bekl. von der Kl. am Vertrage feſtgehalten werden 
Kann, jo hätte an ſich das RG. m. E. die Prüfung der Vertretbar⸗ 
keit der Unmöglichkeit als unerheblich unterlaſſen können. Im Falle 
der Vertretbarkeit der Unmöglichkeit wäre die Klage gem. § 325 
BGB. auf Grund des von der Bekl. erklärten Rücktritts abzu⸗ 
weiſen geweſen. Im Falle der Nichtvertretbarkeit wären beide Par⸗ 
teien nach § 323 leiſtungsfrei geworden, ſo daß aus dieſem Grunde 
die Klage abzuweiſen geweſen wäre. 

d) Stellt das RG. trotz dieſer Unerheblichkeit die Prüfung an, 
ob vertretbare oder nicht vertretbare Unmöglichkeit vorlag, ſo iſt 
ihm beizuſtimmen, daß hier ein Fall nicht vertretbaren Unvermögens 
vorlag. Insbeſ. kann im Hinblick auf die ſpäter ergangene RG⸗ 
Entſch. über die Verneinung des Urheberſchutzes der Rundfunkpro⸗ 
gramme nicht davon die Rede ſein, daß die Kl. die ſpätere Lei⸗ 
ſtungsunmöglichkeit hätte vorausſehen muſſen. Auch von einer ver⸗ 
traglichen oder geſetzlichen Garantiepflicht der Kl. kann nicht ge⸗ 
ſprochen werden. Es liegt alſo tatſächlich nachträgliche ſubjektive, 
nicht vertretbare Unmöglichkeit vor. 

2. Daß die Bekl., wie das RG. feſtſtellt, noch aus einem 
zweiten Grunde von der Kl. nicht am Vertrage feſtgehalten werden 


3. § 284 BGB. 

1. Iſt im Rahmen eines Sukzeſſivlieferungs⸗ 
vertrages vereinbart, daß die geſamten Lei⸗ 
ſtungen innerhalb eines Jahres in etwa gleichen 
Monatsraten erbracht werden ſollen, ſo iſt nur 
für die Lieferung der Geſamtmenge, nicht für die 
monatlichen Ratenlieferungen — und ebenſo⸗ 
wenig für die beſtimmte Zeit vor der jeweiligen 
Lieferung vorzunehmende Spezifizierung und 
Abruf — eine Zeit nach dem Kalender beſtimmt. 

2. Eine Vertragspartei kann nur im Falle 
eigener Erfüllungsbereitſchaft den Vertrags⸗ 
gegner durch Mahnung in Verzug ſetzen. 

3. Auch ohne Mahnung kann Verzug ein⸗ 
treten, wenn dies dem Willen der Vertrag⸗ 
ſchließenden und dem Sinn des Vertrages ent⸗ 
ſpricht, ſo, wenn das Zeitmoment der Erfüllung 
im Rahmen des Vertrages von entſcheidender 
Bedeutung iſt. 7) 

Die Bekl. kaufte im Dez. 1929 von der Kl. 500 t Gas⸗ 
röhren, die in Abſchnitten geliefert werden ſollten. Nachdem 
im April 1930 die Kl. Mitglied des Röhrenverbandes ge⸗ 
worden und dabei in ihrer Lieferungsfähigkeit beengt worden 
war, ergaben ſich zwiſchen den Parteien Schwierigkeiten bei 
der Abwicklung des Kaufgeſchäftes. Dies führte zu dem 
zwiſchen den Parteien im Aug. 1930 abgeſchloſſenen Vertrage. 
Auch bei Abwicklung dieſes Vertr. kam es zu Differenzen, in 
deren Verlauf ſich die Kl. auf den Standpunkt ſtellte, ſie 
habe noch aus Teillieferungen Kaufpreisforderungen gegen 
die Bekl., ſei aber im übrigen mit Recht vom Vertr. zurück⸗ 
getreten und zu weiteren Lieferungen nicht mehr verpflichtet, 


kann, iſt ebenfalls zutreffend. In ſtändiger Rſpr. hat das RG. den 
allgemeinen Rechtsgrundſatz aufgeſtellt, daß bei Rechtsverhältniſſen 
von längerer Dauer, die ein perſönliches Zuſammenarbeiten und da⸗ 
her ein gutes Einvernehmen erfordern, jederzeit bei Vorliegen eines 
wichtigen Grundes (beſonders bei Erſchütterung der Vertrauensbaſis) 
gekündigt werden kann (vgl. beſonders RG. 79, 160 JW. 1922, 
680; 128, 16 JW. 1930, 1387). Man hat früher dielfach bei 
derartigen langfriſtigen Verträgen die einfeitige Loslöſungsmöglichkeit 
vom Vertrage nach Analogie der 88 325, 326 BGB. zu begründen 
verſucht. Man nahm linsbeſ. bei Sukzeſſivlieferungsverträgen) an, 
daß einzelne „poſitive“ Erfüllungsverſtöße, wenn ſie gleichzeitig den 
Vertragszweck gefährden, nach Analogie der 88 325, 326 BGB. 
zum Rücktritt vom Vertrage berechtigen. Offenbar fußt auch die 
Konſtruktion des BG. im vorl. Falle auf dieſem Standpunkt. Mit 
Recht gibt das RG. aber ſeiner früheren Rſpr. entſprechend der Bell. 
kein Rücktritts⸗, ſondern ein friſtloſes Kündigungsrecht. Der Rechts⸗ 
behelf der Kündigung iſt ſchon deshalb angebrachter als der des Rück⸗ 
tritts, weil ja nur die zukünftigen Rechtsbeziehungen der Par⸗ 
teien aufgelöſt werden ſollen. Zudem gibt es wohl bei allen den⸗ 
jenigen langfriſtigen Vertragsverhältniſſen, bei denen das Geſetz 
die einſeitige Loslöſung wegen wichtigen Grundes ausdrücklich 
zuläßt, nur eine Auflöſung des Vertragsverhältniſſes für die künf⸗ 
tigen Rechtsbeziehungen der Parteien, die als Kündigung oder in 
ähnlicher Weiſe geſtaltet ift (vgl. z. B. Auflöſung eines Dienſtver⸗ 
trages nach 8 626 BGB., einer Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts 
nach 8 723 Abſ. 2 BGB., einer OHG. nach § 133 HGB., einer 
Ehe, eines unter Mieterſchutz ſtehenden Mietverhältniſſes). Es iſt 
nur zutreffend, wenn aus der Fülle dieſer Einzelfalle das RG. den 
allgemeinen Rechtsgedanken ableitet, daß bei allen ein Vertrauens⸗ 
verhältnis vorausſetzenden langfriſtigen Rechtsverhaltniſſen ein wich⸗ 
tiger Grund (insbes. ſchwere Erſchütterung des Vertrauensverhaltniſſes 
durch die eine Partei) zur friſtloſen Kündigung berechtigt. 
RA. Dr. Kunick, Halle a. d. S. 


Zu 3. Am wichtigſten iſt der in der Entſch. anerkannte Grund⸗ 
ſatz, daß nach dem Sinn des Vertrags mit Rückſicht auf die Be⸗ 
deutung des Zeitpunkts der Leiſtung auch ohne deſſen kalendermäßige 
Feſtlegung das Erfordernis der Mahnung für den Verzugseintritt ent⸗ 
fallen kann. Dieſe Ausbildung unſerer Verzugslehre iſt beſonders 
vom Standpunkt der Rechtsvergleichung aus intereſſant; galt es doch 
gerade für eine Beſonderheit des deutſchen Syſtems, daß wir das 
Mahnungserfordernis außer bei kalendermäßiger Zeitbeſtim⸗ 
mung haben: In England fehlt es ganz (vgl. Rheinſtein, Die 
Struktur des vertraglichen Schuldverhaltniſſes im angloamerikaniſchen 
Recht S. 203), in Skandinavien bei jeder Art der Zeitbeſtimmung 
(5 12 Kauf., fo auch § 20 J 16 Pr R.), während es in Frankreich 
auch bei jedem „dies“ grundſätzlich beſteht (Art. 1139 Code civ.)- 

Die Verſuche, das Mahnungserfordernis durch weitherzige Aus⸗ 
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wogegen die Bekl. behauptete, Schadenserſatzanſprüche gegen 
die Kl. zu haben. 

Die Kl. hat auf Zahlung der betr. Kaufpreisbeträge ge⸗ 
klagt, die Bekl. hat ihre angeblichen Schadenserſatzanſprüche 
mittels Widerklage geltend gemacht. 

Alle Inſtanzen haben die Bekl. unter Abweiſung ihrer 
Widerklage verurteilt. 

1. Der hier maßgebliche Teil des Parteivertrages vom 
Aug. 1930 lautet: 

„Die Firma W. (die Bekl.) verpflichtet ſich dieſe .. 
Rohre (d. h. die 335 t Rohre, welche die Kl. noch zu liefern 
hatte) bis Ende d. J. 1930 zu ſpezifizieren; und zwar ſo 
rechtzeitig, daß die Auslieferung dieſer Menge bis Ende 
Dez. 1930 ſeitens des Werkes erfolgen kann, wobei mit einer 
Lieferzeit von etwa vier Wochen gerechnet werden muß. Die 
feen hat möglichſt in gleichen Monatsmengen zu er⸗ 
0 gen.“ 

Das BG. hat jene Parteivereinbarung dahin ausgelegt, 
daß die Bekl. verpflichtet war, die betr. Röhren in etwa 
gleichen monatlichen Mengen unter Berückſichtigung einer 
jeweiligen Lieferzeit von (etwa) vier Wochen zu ſpezifizieren 
und abzurufen, und daß das ganze Geſchäft bis zu einem be⸗ 
ſtimmten Termin, nämlich bis zum 31. Dez. 1930, abgewickelt 
ſein müßte. 

Dieſe Auslegung läßt einen Rechtsirrtum nicht erkennen. 

2. Das BG. hat weiter ausgeführt, daß eine Mahnung 
ſeitens der Kl. nicht erforderlich geweſen ſei, um die Bekl. 
wegen der Spezifizierung und des Abrufes der einzelnen Teil⸗ 
lieferungen in Verzug zu ſetzen, da: 

a) nach dem Sinne des Vertr. das Zeitmoment der Er⸗ 
füllung der Spezifizierungspflicht derart weſentlich geweſen 
ſei, daß es einer Mahnung nicht bedurft habe, um die Bekl. 
dieſerhalb in Verzug zu ſetzen, 

b) für die Erfüllung jener Verpflichtung, „auch ein 

Kalendertermin vorgelegen habe, der eine Mahnung gleich⸗ 
falls überflüſſig gemacht habe“. 
Die unter b erwähnte Auffaſſung des BG. findet aber 
in den Zitaten (Staub, HGB., Anh. zu § 374 Anm. 17 und 
17a; RGRKomm. 8 284 Anm. 4; RG. v. 13. Juni 1911, 
II 617/10) keine Stütze. Andererſeits iſt in Schrifttum und 
Rſpr. die der Auffaſſung des BG. entgegenſtehende An- 
ſicht vertreten: die Vereinbarung, daß innerhalb eines Jahres 
auf die einzelnen Monate ungefähr gleichmäßig verteilt zu 
liefern iſt, enthalte wohl für die ganze Lieſerungsmenge 
eme nach dem Kalender beſtimmte, mit dem letzten Tage des 
Jahres endigende Zeit, nicht aber für die einzelnen Monats⸗ 
raten eine nach dem Kalender beſtimmte Zeit (Staub⸗ 
Bondi, 13. Aufl., Anh. zu 8 374 Anm. 52 S. 1091; |. auch 
AG. v. 13. Juni 1911, II 617/10). Sollte aber im vorl. Falle 
für die monatlichen Lieferungen die Zeit nicht nach dem Ka⸗ 
lender beſtimmt geweſen ſein, ſo gilt dies auch von der Spezifi⸗ 
sierung und dem Abruf der einzelnen Lieferungen, die „etwa“ 
— — 


legung der kalendermäßigen Zeitbeſtimmung einzuſchränken, ſind bis⸗ 
er nicht durchgedrungen, da das RG. noch in RG. 103, 33 ſcharf 
zwiſchen Berechenbarkeit und kalendermäßiger Beſtimmtheit der Liefe⸗ 
rungszeit unterſcheidet. Auch obige Entſch. gehört hierher, da das RG. 
die Entbehrlichkeit der Mahnung für die einzelnen Raten auf Ver⸗ 
kragsauslegung und gerade nicht auf 8 284 Abſ. 2 ſtützt, während es 
zum Adgt. in einem genau entſprechenden Fall („zu liefern in der 
Zeit vom Juli und Auguſt 1889 bis ult. Juni 1890 in möglichſt 
gleichen monatlichen Raten“) wegen der vertraglichen Feſtlegung der 
Lieferungszeit die Mahnung für überflüſſig erklärte (Bolze XX Nr. 508). 
Was ergibt ſich daraus für die Bedeutung der Mahnung in 
unſerem Syſtem? Gegenüber den Fällen, in denen der Schuldner 
denn weiß, wann er zu leiſten hat und doch gemahnt werden muß, 
Sn die Zeitbeſtimmung nicht kalendermäßig iſt, laßt ſich der Sinn 
ieh, Mahnung nicht darauf beſchränken, daß jie bloß dem Schuldner 
Verf „Leiſtungspflicht zum Bewußtſein bringen ſoll und deshalb ſein 
Recſhulden geradezu feſtſtellt (vgl. Siber beſonders für das römiſche 
Maß in Savignyg. 29, 47 ff.). Vielmehr rücken dieſe Fälle unſer 
5 ahnungserfordernis in die Nähe der franzöſ. Auffaſſung, nach der 
auch den Schutz des bewußt ſäumigen Schuldners bezweckt: die 
des gung exfcheint gewiſſermaßen als notwendige erſte Maßnahme 
die sg aubigers zur Durchſetzung feines Anſpruchs und führt als ſolche 
M. erſchärfung der Schuldnerhaftung herbei. So betrachtet, hat die 
pra, ng, um eine überſpitzte Formulierung zu gebrauchen, faſt eine 
zeſſuale Bedeutung, was zweifellos der Sinn der franzöſ. Vor⸗ 
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vier Wochen vor der jeweiligen Lieferung zu erfolgen hatten. 
Indeſſen bedarf es hier keines näheren Eingehens auf dieſe 
Frage. Denn abgeſehen hiervon reichen die übrigen Feſt⸗ 
ſtellungen des BG. aus, um feine Annahme wenigſtens im 
Ergebnis rechtlich begründet erſcheinen zu laſſen: Durch die 
Verzögerung der Spezifizierung der Teillieferungen ſeitens 
der Bekl. bis in den Nov. 1930 hinein und die Androhung 
der Bekl., den Vertr. nicht zu erfüllen, ſondern Schadenserſatz 
zu verlangen oder zurückzutreten, ſei die Bekl. in Verzug ge⸗ 
kommen. Infolge dieſes Verzuges habe die Kl. an der Er⸗ 
füllung des Vertr. kein Intereſſe mehr gehabt und ſei be⸗ 
rechtigt geweſen, gem. § 326 BGB. ohne Friſtſetzung vom 
Vertr. zurückzutreten. Dieſer Rücktritt ſei laut Schreiben der 
Kl. v. 13. Nov. 1930 hinſichtlich der Teilraten, mit deren 
Spezifizierung und Abruf die Bekl. bis dahin in Verzug ge⸗ 
kommen ſei, ordnungsmäßig und mit genügender Deutlichkeit 
erklärt. Die in dem genannten Schreiben der Kl. ausge⸗ 
ſprochene Beſchränkung ihrer Lieferungsbereitſchaft auf 150 t 
Gasrohre ſei berechtigt geweſen und bedeute keine Vertrags⸗ 
verletzung auf ſeiten der Kl. Dasſelbe gelte hinſichtlich des 
ſpäter erklärten Rücktritts der Kl. auch vor dieſem Teil des 
Vertrages. 

Die Bekl. hatte erſt 30,73 t abgerufen, als die Kl. ihr 
mit Schreiben v. 22. Okt. 1930 erklärte: 

„Wir geſtatten uns, darauf hinzuweiſen, daß wir ent⸗ 
ſprechend unſeren Abmachungen v. Aug. 1930 unſeren Betrieb 
auf etwa 80 t per Monat für Sie eingeſtellt haben. Mengen, 
die in einem Monat nicht abgenommen ſind, können daher 
dem folgenden Monat nicht zugeſchlagen werden. 

Wir bitten dies bei etwa noch vorzunehmenden Einteilun⸗ 
gen zu berückſichtigen.“ 

Dieſes Schreiben war allerdings nicht geeignet, die Bekl. 
wegen der bereits fälligen Spezifikation und des Abrufes der 
für Sept. und Okt. 1930 vorgeſehenen Lieferungen — ab⸗ 
geſehen von den derzeit bereits abgerufenen 30,73 t — in Ver⸗ 
zug zu ſetzen. Denn die Kl. lehnte erſichtlich die Lieferung 
für die vergangenen Monate ab, in Verzug ſetzen aber kann 
nur derjenige, der ſelbſt erfüllungsbereit iſt (ogl. RGRKomm. 
§ 284 Anm.; RG. 76, 4131); RGWarn. 1921, 42). Trotz⸗ 
dem erſcheint inſoweit die Annahme eines Verzuges der Bekl. 
begründet, da die Erwägungen des BG. rechtlich bedenkenfrei 
ſind, daß nach dem Sinn des Vertr. das Zeitmoment der Er⸗ 
füllung der Spezifizierungspflicht derart weſentlich geweſen 
ſei, daß es einer Mahnung nicht bedurft habe, um die Bekl. 
dieſerhalb in Verzug zu ſetzen. Auch ohne Mahnung kann, 
abgeſehen von den Fällen des $ 284 Abſ. 2 BGB. Schuldner⸗ 
verzug eintreten, wenn dies dem Willen der Vertragſchließen⸗ 
den und dem Sinne des Vertr. entſpricht (RG.: Recht 1925 
Nr. 965 = JW. 1925, 1748). 

Auf das Schreiben der Kl. v. 22. Okt. 1930 hat die 
Bekl. inhalts ihres Schreibens v. 31. Okt. 1930 eine Spezifi⸗ 
kation „möglichſt im Laufe des Nov. bzw. Anfang Dez.“ 


ſchriften iſt: Dort ift die Mahnung ja auch bei kalendermäßiger Feſt⸗ 
ſetzung der Leiſtungszeit erforderlich und geſchieht im Zivilrecht mit 
Hilfe des Gerichtsvollziehers. 

Aber dieſe Schutzfunktion der Mahnung für den Schuldner darf 
nicht übertrieben werden, wenn ſich aus dem Vertrag ein überwiegen⸗ 
des Intereſſe des Gläubigers ergibt. Das iſt ſchon die franzöſ. Auf⸗ 
faſſung, indem Art. 1657 Code eiv. das Mahnungserfordernis ent⸗ 
fallen läßt, wenn es ſich um die Verpflichtung zur rechtzeitigen Ab⸗ 
nahme verkaufter Waren handelt, und kann verallgemeinert werden 
(Art. 1139, Planiol, Trait& de dr. civ. Bd. II Nr. 170). Deshalb 
hat die Entſch. hier mit Recht von dem Mahnungserfordernis ab⸗ 
geſehen, wie ſchon früher bei Zahlungsverzögerung in der Inflations⸗ 
zeit (JW. 1925, 1748), weil mit Rückſicht auf die beſonderen Ver⸗ 
hältniſſe das Zeitmoment weſentlich war. 

Auch verdient es Anerkennung, wenngleich die Entſch. im ganzen 
den gemeinſamen Kern aller Verſtöße gegen die Obligation unter⸗ 
ſtreicht, daß das RG. hier nicht ſeine Zuflucht zu den übrigen 
Kategorien der Vertragsverletzung (poſitive Vertragsverletzung oder 
Unmöglichkeit) genommen (dagegen vor allem Siber zu 8284 unter 
Nr. 6), ſondern ehrlich die Verletzung der Schuldnerpflicht in bezug 
auf die Zeit als Verzug herausgeſtellt und offen von dem Mahnungs⸗ 
erfordernis dispenſiert hat. 

Priv Doz. Dr. Eduard Wahl, Berlin. 


2) JW. 1911, 829. 
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zunächſt nur in Ausſicht geſtellt. Dagegen war der von 
der Kl. in ihren Schreiben v. Okt. 1930, v. 30. Okt. 1930 
und v. 3. Nov. 1930 eingenommene Standpunkt berechtigt, 
daß die Kl. mangels gehörigen Abrufes der Bekl. grundſätzlich 
nach dem 31. Dez. 1930 keine Lieferungen mehr auszuführen 
brauchte. 

Dementſprechend war die Bekl. auch mit ihrer Spezifi⸗ 
zierungs⸗ und Abrufspflicht hinſichtlich der dritten Monats⸗ 
rate im Verzug, als ſie das Schreiben der Kl. v. 13. Nov. 
1930 erhielt. Auf Grund dieſes Schreibens der Kl. vom 
13. Nov. 1930 hat die Bekl. nur 75 t Rohre, und zwar erſt 
am 17. Nov. 1930 abgerufen. 

Andererſeits genügen die Feſtſtellungen des BG., insbeſ. 
über die in Verfolg der Aufnahme der Kl. in den Röhren⸗ 
verband eingetretene Beengung derſelben in ihrer Lieferungs⸗ 
fähigkeit, um die Annahme des BG. zu rechtfertigen, daß eine 
genaue Einhaltung des Parteivertrages v. Aug. 1930 hin⸗ 
ſichtlich der Spezifikations⸗ und Lieferungszeiten für die Kl. 
von derartig entſcheidender Bedeutung war, daß ſie an der 
Erfüllung dieſes Vertr., ſoweit die Bekl. mit der Spe⸗ 
zifikation und dem Abruf von Teilraten in Verzug gekommen 
war, infolge dieſes Verzuges kein Intereſſe hatte und daher 
inſoweit ohne Friſtſetzung gem. $ 326 Abſ. 2 BGB. vom 
Vertrage zurücktreten konnte. 

Somit handelte die Kl. jedenfalls inſofern nicht ver⸗ 
tragswidrig, wenn ſie in ihrem Schreiben v. 13. Nov. 1930 
ſich nur noch zur Lieferung von 150 t Gasrohre bis zum 
31. Dez. 1930 bereit erklärte. An ſich hätte die Kl. wegen 
des Verzuges der Bekl., da es ſich um ein Sukzeſſivlieferungs⸗ 
geſchäft handelte, ſchon am 13. Nov. 1930 von dem ganzen 
Vertr. zurücktreten können (RGRKomm. $ 326 Anm. 1e). 
Dementſprechend war nicht nur das von der Bekl. inhalts 
ihrer Schreiben v. 29. und 31. Okt. 1930 an die Kl. ge⸗ 
ſtellte Verlangen, ſie ſolle erklären, daß ſie bis Ende 1930 
noch 300 t Gasrohre liefern werde, und die in dem Schreiben 
der Bekl. angedrohte oder erklärte Inverzugſetzung der Kl. 
unberechtigt, ſondern auch die geltend gemachte Erfüllungs⸗ 
weigerung und Aufrechnung mit angeblichen Schadenserſatz⸗ 
anſprüchen der Beklagten. 

Das BG. hat daher ohne Rechtsirrtum angenommen, 
daß die Kl. auf Grund ihrer, die aus Teillieferungen vom 
Aug. 1930 rückſtändigen Kaufpreisbeträge betr. Mahnungen 
v. Nov. 1930 und des Verhaltens der Bekl. auch wegen der 
in dem Schreiben v. 13. Nov. 1930 angebotenen 150 t Gas⸗ 
rohre ohne Friſtſetzung vom Vertrage zurücktreten konnte. 


(U. v. 26. Okt. 1932; I 235/32.) 


4. 88 989, 990 BGB. Der Konkursverwalter, 
der den vom Gemeinſchuldner getätigten Ver⸗ 
kauf einer an ihn unter Eigentumsvorbehalt 
veräußerten Sache mit Erfolg anficht, hat nicht 
nur die dadurch zurückerlangte Sache, ſondern, 
wenn er ftatt ihrer einen Erfaßbetrag zur Kon⸗ 
kurs maſſe erhalten hat, dieſen für den urſprüng⸗ 
lichen Eigentümer auszuſondern. Iſt er nicht 
mehr in der Maſſe vorhanden, ſo wird jener 
Maſſegläubiger. f) 

Im Mai 1927 hatte die H.⸗Werke AktG. der jetzt als 
Gemeinſchuldnerin in Betracht kommenden WAktG. einen 
Kraftwagen zum Preiſe von 12325 % käuflich geliefert, 


Zu 4. Die in der Entſch. behandelte Frage konnte nur des⸗ 
halb auftauchen, weil das Urt. des LG. Köln v. 15. Okt. 1929 in⸗ 
ſoweit unrichtig iſt, als der Konkursverwalter mit ſeiner Anfechtungs⸗ 
klage auf Rückgewähr des Horch⸗Wagens oder Werterſatz hatte 
abgewieſen werden müſſen. Vorausſetzung jeder Anfechtung iſt die 
objektive Benachteiligung der Geſamtheit der Gläubiger (Mentzel, 
KO., 4. Aufl., S 29 Anm. 3). Die anzufechtende Verfügung muß in 
ihren Folgen die gemeinſchaftliche Befriedigung der Konkursglaubiger 
beeinträchtigen (Jaeger, KO., 6.—7. Aufl., 5 29 Anm. 44). Hieran 
fehlte es im vorl. Falle. Denn die Gemeinſchuldnerin hatte auf den 
Kaufpreis des unter Eigentumsvorbehalt gelieferten Wagens noch 
nichts gezahlt. Der Wagen ſtand alſo noch im Eigentum der Liefer⸗ 
firma G. Das Anwartſchaftsrecht auf Erwerb des Wagens, um das 
die Maſſe geſchmälert worden iſt, war wertlos, da es durch die volle 
Kaufpreiszahlung bedingt war. Eine Benachteiligung der Geſamtheit 
der Gläubiger iſt alſo durch die Weiterveräußerung des dem Gemein⸗ 


und zwar unter Vorbehalt ihres Eigentums bis zur Zahlung 
des geſamten Kaufpreiſes. Die Käuferin hat darauf keinerlei 
Zahlungen geleiſtet, obgleich ihr die klagende Geſellſchaft hier⸗ 
für ein Darlehen gewährt hatte. Zur Rückzahlung dieſes 
Darlehns gegebene Wechſel konnte die „W.“ nicht einlöſen, 
weshalb es am 16. Sept. 1927 zum Abſchluß eines Ver⸗ 
trages zwiſchen dieſer und der Kl. kam. Danach verpflichtete 
ſich die letztere zur Fortſetzung des Kredits, während ihr die 
„W.“ zu ihrer Sicherung neben anderen Werten den ihr von 
den H.⸗Werken gelieferten Wagen übereignen ſollte. Dieſer 
gelangte am 7. Okt. 1927 in den Beſitz der Kl.; im Febr. 
1928 verkaufte ſie ihn weiter gegen bare Zahlung von 
8 700 AM. 

Inzwiſchen war am 15. Okt. 1927 über das Vermögen 
der „W.“ das Konkursverfahren eröffnet und der Bekl. zum 
Verwalter beſtellt worden. Er betrieb die Anfechtung der 
Übereignung des Wagens an die jetzige Kl. (ſowie die An⸗ 
fechtung ſonſtiger Rechtshandlungen) und ſiegte in einem 
gegen dieſe geführten Rechtsſtreit ob. Das LG. Köln erächtete 
den Erwerb des Wagens durch die Kl. für anfechtbar gem. 
830 Nr. 1 (zweiter Halbſatz) KO. und verurteilte ſie am 
15. Okt. 1929 unter anderem zur Herausgabe des von ihr 
dafür erzielten Verkaufserlöſes nebſt Zinſen. Das Urt. er⸗ 
langte die Rechtskraft, und die Kl. zahlte daraufhin wegen 
des Wagens insgeſamt 10 127,65 AM an die Konkursmaſſe. 

In einem weiteren Rechtsſtreit verfolgte die H.⸗Werke⸗ 
AktG. ihr Eigentum an dem Wagen mittels einer gegen 
die jetzige Kl. gerichteten Klage. Im erſten Rechtszuge ver⸗ 
langte fie Herausgabe des Wagens, in der BerInſt. ver⸗ 
urteilt das OLG. die jetzige Kl. mit Rückſicht auf die Wei⸗ 
terveräußerung des Wagens, an die H.⸗Werke AktG. als 
Werterſatz 12 325 RM zu zahlen, Zug um Zug gegen Ab⸗ 
tretung der Anſprüche, die der H.⸗Werke AktG. auf Grund 
ihres Eigentums an dem im Mai 1927 der Gemeinſchuldnerin 
gelieferten Kraftwagen gegen dieſe zuſtanden.“ Die Kl. zahlte 
an die H.⸗Werke und empfing dafür eine Abtretungsurkunde 
v. 3. Dez. 1931. Darin erklärte die H.⸗WerkeAktG., ihr 
ſtehe im Konkursverfahren über das Vermögen der „W.“ 
eine in die Konkurstabelle eingetragene und nachträglich 
als gewöhnliche Konkursforderung feſtgeſtellte Forderung von 
12325 RM zu; fie trete ihre Anſprüche an die Konkursmaſſe 
„nebſt allen hiermit verbundenen Rechten“ an die Kl. ab. 

Die Kl. fordert jetzt Zahlung des auf Grund des Kölner 
Urt. gezahlten Betrages. 

LG. und BG. haben abgewieſen; RG. hat aufgehoben. 

Es beſteht kein Zweifel, daß die H.⸗Werke AktG. alle An⸗ 
ſprüche gegen die Konkursmaſſe der WAktG., die ihr aus 
irgendeinem Rechtsgrunde zuſtanden, an die Kl. abgetreten 
hat, ſo daß dieſe ohne weiteres befugt iſt, einen jeden für 
die H.⸗Werkeslktch. im Rechte begründeten Anſpruch gegen 
den verklagten Konkursverwalter geltend zu machen. 

Die Kl. beruft ſich zunächt auf 8 46 Satz 2 KO. Die 
Tragweite dieſer Vorſchr. wird vom BG. zu eng aufgefaßt. 
Wie der frühere 6. ZivSen. des RG. in der grundlegenden, 
auf eingehender Würdigung der Vorarbeiten zur KO. be⸗ 
ruhenden Entſch. v. 19. Febr. 1920 (RG. 98, 143) klar⸗ 
geſtellt hat, iſt die Vorſchr. — trotz des ſcheinbar entgegen⸗ 
ſtehenden Wortlautes — auch auf die Einziehung fremder 
Forderungen durch den Konkursverwalter anwendbar (a. a. O. 
S. 146, 148 [vgl. dazu Mentzel, KO., 4. Aufl., S. 279 


ſchuldner unter Eigentumsvorbehalt gelieferten Wagens nicht ent⸗ 
ſtanden, denn er wäre der Maſſe auch ohne die Verfügung des 
Gemeinſchuldners durch das Ausſonderungsrecht der G. entzogen 
worden. Der Verwalter hätte die Ausſonderung nur durch Zahlung 
des vollen Preiſes abwenden können. Das RG. 67, 20 = JW. 1907, 
842 nimmt eine Benachteiligung der Geſamtheit der Gläubiger nur 
in dem Falle an, wenn der Gemeinſchuldner einen unter Eigentums⸗ 
vorbehalt gekauften Gegenſtand weiterveräußert hat, den er bereits 
zum großen Teile bezahlt hatte, weil dann der Konkursverwalter durch 
die Reſtzahlung den wertvolleren Gegenſtand zur Maſſe ziehen kann 
(Jaeger a. a. O. § 29 Anm. 42). Jedenfalls dürfte die Verfügung 
über einen unter Eigentumsvorbehalt gelieferten, völlig unbezahlten 
Gegenſtand mangels Benachteiligung der Geſamtheit der Glaubiger 
nicht anfechtbar fein (Mentzel a. a. O. 829 Anm. 3 e). 

Das RG. verſucht nun in der vorl. Entſch. die doppelte Ver⸗ 
urteilung der jetzigen Kl. in den Vorprozeſſen auszugleichen, die auf 
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Anm. 3d zu 8 46. Jaeger, KO., 6./7. Aufl., Bd. 1 S. 821, 
Anm. 9 zu 8 461). Ein ſolcher Fall liegt hier vor. In dem 
beim LG. Köln geführten Rechtsſtreit hatte der jetzige Bekl. 
als Kl. Anſprüche verfolgt, die in Wahrheit der H.⸗Werke⸗ 
AktG. zuſtanden. Denn dieſe hatte ſich, als fie der Gemein⸗ 
ſchuldnerin den ſtreitigen Kraftwagen lieferte, das Eigentum 
daran vorbehalten, und in ihrer Eigenſchaft als Eigen⸗ 
tümerin war ſie berechtigt, von der zunächſt im Beſitze des 
Wagens befindlich geweſenen Kl. deſſen Herausgabe nach 
3985 BGB. und, nachdem ſich dieſe durch die das Eigentum 
der H.⸗Werke beſeitigende Weiterveräußerung des Wagens 
zu deſſen Herausgabe außerſtande geſetzt hatte, Erſatzleiſtung 
gem. §§ 989, 990 BGB. zu verlangen. Der Konkursmaſſe 
ſtanden dieſe Anſprüche nicht zu; mithin machte der Kon⸗ 
kursverwalter, indem er dem Kölner Rechtsſtreit Auszahlung 
des von der jetzigen Kl. erzielten Verkaufserlöſes forderte, 
eine fremde Forderung geltend und zog ſie dann auf Grund 
der Verurteilung der Kl. auch zur Konkursmaſſe ein. Dieſer 

ermögenswert hat als die „Gegenleiſtung“ i. S. des 8 46 
Satz 2 KO. zu gelten (vgl. RG. 98, 150). 

Die Annahme, der verkl. Konkursverwalter habe eine 
fremde Forderung eingezogen, wird auch nicht dadurch in 
Frage geſtellt, daß er in jenem Rechtsſtreit als Anfechtungskl. 
gem. § 36 KO. aufgetreten iſt. Jede Anfechtung i. S. der 
KO. ſetzt die objektive Benachteiligung der Gläubiger des 
Gemeinſchuldners voraus (vgl. Mentzel a. a. O. S. 165 ff. 
Anm. 3 zu 829 KO.), und 837 Abſ. 1 KO. ſtellt klar, daß 
ſich der Rückgewähranſpruch, auf den die Anfechtung zu 
richten iſt, nur auf ſolche Werte bezieht, die aus dem Ver⸗ 
mögen des Gemeinſchuldners veräußert, weggegeben oder auf⸗ 
gegeben worden ſind. Da der ſtreitige Kraftwagen nicht zum 
Vermögen der „W.“ gehört hat, ſo ſtellt auch das im Wege 
der Anfechtungsklage nach 830 Nr. 1 KO. betätigte Vor⸗ 
gehen des Konkursverwalters eine Verfügung über ein frem⸗ 
des Recht dar. 

Es kommt auch nicht in Frage, daß der Berechtigte den 
Gegenwert für den Ausſonderungsgegenſtand bereits ander⸗ 
weitig erlangt hatte. Ein Ausſchluß des Erſatzausſonderungs⸗ 
anſpruchs kann deshalb nicht angenommen werden, weil der 
H.⸗Werke AktG. in dem zweiten Vorprozeß der Anſpruch auf 
Zahlung des Werterſatzes von 12 325 RM mit Zinſen nur 
mit der Auflage zuerkannt worden iſt, der Kl. (damaligen 
Bekl.) Zug um Zug diejenigen Anſprüche abzutreten, die der 
H.⸗Werke AktG. auf Grund ihres Eigentums an dem ſtreitigen 

agen gegen die „W.“ (Gemeinſchuldnerin) zuſtanden. Der 
maßgebende Urteilsſpruch des BG. ſetzte mithin das Be⸗ 
Nehen ſolcher Anſprüche gegen die Gemeinſchuldnerin — die 
richtiger Anficht nach möglicherweiſe aus § 46 Satz 2 KO. 
gerzuleiten ſind — voraus, und demnach kann ihm keines⸗ 
falls die Tragweite beigemeſſen werden, daß der H.⸗Werke⸗ 
Io. (als abtretender Gläubigerin) und der jetzigen Kl. 


— 
Grund der Anfechtungsklage des Verwalters den Erlös aus dem Ver⸗ 
Kaufe des Wagens an die Maſſe und auf Grund der Eigentumsklage 
der G. an dieſe Werterſatz gegen Abtretung deren Anſprüche an die 
Gemeinſchuldnerin geleiſtet hat. Das Ergebnis, das durchaus der 
illigkeit entſpricht, kann jedoch m. E. nicht mit dem 8 46 KO. be⸗ 
gründet werden. Zwar iſt die Auslegung, nach der dieſe Vorſchr. auch 
auf die Einziehung fremder Forderungen durch den Gemeinſchuldner 
ober Konkursverwalter anwendbar ift, bereits in RG. 98, 143 eingehend 
J. ündet und auch von der Rechtslehre allgemein anerkannt (vgl. 
Wentzel a. a. O. § 46 Anm. 3d; Jaeger a. a. O. § 46 Anm. 9). 
Jedoch erſcheint es bedenklich, wenn das RG. in der vorl. Entſch. 
lagt, daß der Verwalter mit der Anfechtung der Übereignung des 
Audient Rechte verfolge, die in Wahrheit der G. zuſtänden. Mit der 
end ung der Konkursanfechtung und der Einziehung des daraus 
fehenden Rückgewähranſpruches macht der Konkursverwalter Rechte 
& ne die nach § 36 RD. lediglich ihm als Verwalter zuſtehen. Die 
a gegen hat auf Grund ihres Eigentums völlig andersgeartete 
pre gegen die jetzige Klägerin. h 
ae Der Konkursverwalter verfügte aljo mit dem Einzuge des Rück⸗ 
ül n banſpruches aus der zu Unrecht durchgeführten Anfechtung nicht 
a den Recht der G. gegen die jetzige Kl. Beide Anſprüche haben 
55 enſelben Inhalt, gründen ſich aber auf völlig verſchiedene Tat⸗ 
G IR, der Anſpruch des Verwalters beruht auf Anfechtung, der der 
r. Eigentum. Der 8 46 KO. kann aber nur dort Anwendung 
geblich, wo der Gemeinſchuldner oder der Konkursverwalter als an- 
che Berechtigte wirkſam über fremde Gegenſtände verfügt haben. 
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(als Abtretungsempfängerin) der Erſatzausſonderungsanſpruch 
dadurch hätte entzogen werden ſollen. 

Doch bleibt zu erwägen, daß die eingezogene „Gegen⸗ 
leiſtung“ noch unterſcheidbar (ausſonderungsfähig) in der 
Konkursmaſſe vorhanden ſein muß, wenn die Erſatzaus⸗ 
ſonderung Erfolg haben ſoll (RG. 41, 3; 94, 251); 98, 149; 
23. 1908 Sp. 855 Nr. 18 vgl. auch Mentzel a. a. O. 
S. 281 u. 282, Anm. 4 zu 846 KO.; Jaeger a. a. O. 
S. 825, Anm. 17 zu 846, S. 744 Anm. 8 zu 8 43 KO.). 
Hier iſt dieſe Vorausſetzung vielleicht gegeben; denn nach 
der Darlegung der Kl. ſoll der in Frage kommende Betrag 
nebſt Zinſen und Koſten vereinbarungsgemäß vom Bekl. aus⸗ 
geſondert und auf einem beſonderen Bankkonto hinterlegt 
worden ſein. Jedoch hat das BG. inſoweit noch keine Feſt⸗ 
ſtellung getroffen; deshalb verbietet ſich für das Rev. eine 
endgültige Stellungnahme zur Frage, ob die Zuerkennung des 
Klaganſpruchs aus 846 Satz 2 KO. begründet werden kann. 
Das BG. wird ſonach die Frage der Unterſcheidbarkeit zu 
prüfen haben. Sollte an ihr der Anſpruch aus § 46 Satz 2 
ſcheitern, ſo wäre weiter in Betracht zu ziehen, daß in einem 
ſolchen Falle dem Erſatzausſonderungsberechtigten ein Maſſe⸗ 
anſpruch erwächſt, ſei es nach 859 Nr. 1 KO. oder nach 
Nr. 3 daſ. (ogl. RG. 64, 338; 94, 252); 98, 150; Mentzel 
a. a. O. S. 282; Jaeger a. a. O. S. 825). Hilfsweiſe würde 
alſo der BerR. unter dieſem Geſichtspunkt die Begründetheit 
eines Maſſeanſpruchs der Kl. und gegebenenfalls der etwa 
vom Bekl. dagegen zu erhebenden Einwendungen zu wür⸗ 
digen haben. 


(u. v. 2. Mai 1933; VII 42/33. — Hamm.) (Ru.] 


**5, 8884, 89 HGB. Unter den proviſionsbe⸗ 
rechtigenden Agenturvertrag fallen nur folde 
Geſchäfte, die dem kaufmänniſchen Güterum⸗ 
ſchlag und Warenvertrieb oder der Weiter⸗ 
ermöglichung des Betriebs (Austauſch gegen 
Halbfabrikate oder Rohſtoffe), nicht aber ſolche, 
die nur der Abwicklung dienen (Hingabe von 
Waren zur Befriedigung der Gläubiger). f) 

Die Kl. übernahm den Vertrieb der von der Bekl. her⸗ 
geſtellten „D.“⸗Laſtkraftwagen im Bezirk F. In der Ver⸗ 
tragsurkunde übernahm die Bekl. die Verpflichtung, während 
der Dauer des Vertrages „D.“⸗Laſtkraftwagen im Bezirk der 
Kl. nur durch dieſe zu verkaufen und alle aus dieſem Bezirk 
einlaufenden Anfragen an die Kl. zur Bearbeitung zu über⸗ 
geben mit einer geringen, hier nicht intereſſierenden Aus⸗ 
nahme. Die regelmäßige Provtſion der Kl. war auf 100% 
vom Fabrikpreiſe feſtgeſetzt; für den Fall, daß aus irgend⸗ 
einem Grunde ein Verkauf unter Fabrikpreis getätigt wer⸗ 
den müßte, ſollte hinſichtlich der Proviſion eine beſondere 
Abmachung getroffen werden. 

In der Zeit von Dez. 1925 bis zum Frühjahr 1926 


Daran fehlt es hier. Der Konkursverwalter hat nicht über fremdes 
Recht verfügt, ſondern eigene Rechte wahrgenommen, die ihm nach 
dem Geſetz zuſtehen. Die Vorſchr. des § 46 KO. über die Erſatz⸗ 
ausſonderung iſt deshalb nicht anwendbar. 

Ein Ausgleich iſt nur durch den 8 59 Ziff. 3 KO. möglich. Durch 
die zu Unrecht erfolgte Anfechtung und Rückgewähr iſt die Maſſe 
zum Nachteil der G. rechtlos bereichert. Da der Kl. die Rechte der 
G. an die Gemeinſchuldnerin abgetreten ſind, kann ſie die Heraus⸗ 
gabe der Bereicherung als Maſſeſchuld geltend machen. 


GerAſſ. Dr. Kernert, Dresden. 


1) JW. 1919, 186. ) JW. 1919, 186. 

Zu 5. In einer Zeit der Zahlungsſchwierigkeiten iſt das Urt. 
von weittragender Bedeutung. — Es iſt nun zweifellos richtig und 
allgemein anerkannt, daß die Bezirksproviſion nach 889 HGB. nur 
für ſolche unmittelbare Geſchäfte geſchuldet wird, die in den Geſchäfts⸗ 
kreis des Handlungsagenten fallen, deren Vermittlung durch ihn ſelbſt 
alſo einen Proviſtonsanſpruch nach 888 HGB. begründen würde. 
Bei einer Verkaufsagentur braucht indeſſen das Geſchäft nicht gerade 
ein Verkaufsgeſchäft zu ſein, ſondern es genügt ein wirtſchaftlich 
gleichartiges Geſchäft (vgl. mein Handlungsagentenrecht in Ehren⸗ 
bergs Hdb. d. HR. V. 1, 114 ff. und dort Angef.). Die Hingabe ber 


Laſtkraftwagen gemäß der Vereinbarung beruhte nun entweder auf 


einem Verkauf mit vereinbarter Aufrechnung des Kaufpreiſes, alfo 
rechtsformal geſehen auf einem in den Geſchäftskreis des Agenten 
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hat die Bekl. infolge wirtſchaftlicher Schwierigkeiten an eine 
Reihe ihrer Lieferanten Laſtwagen in Gegenrechnung ge⸗ 
geben. So ſind auch 17 Wagen an Gläubiger der Bekl. ge⸗ 
liefert worden, die ihren Sitz in F. hatten. Die Kl. ver⸗ 
langt die vertragsgemäße Proviſion. 

LG. hat zum vollen, BG. nur zu einem Teilbetrage 
verurteilt, RG. die Klage ganz abgewieſen. 

Wenn in der Urkunde über das Agenturverhältnis da⸗ 
von die Rede iſt, daß die Bekl. ſich verpflichte, während der 
Vertragsdauer ihre Laſtkraftwagen im Bezirk der Kl. nur 
durch dieſe verkaufen zu laſſen, und wenn auch ſonſt mehr⸗ 
fach von Verkauf und Kaufvertrag die Rede iſt, jo ergibt 
der Geſamtinhalt der Vereinbarungen doch, daß die Pro⸗ 
viſionspflicht der Bekl. uicht nur auf reine Verkaufsgeſchäfte 
beſchränkt ſein ſollte. An ſich iſt es deshalb zutreffend, daß 
auch andere Geſchäfte den Proviſionsanſpruch der Kl. be⸗ 
gründen konnten, wie denn auch 889 HGB. allgemein von 
„Geſchäften“ ſpricht. Aber nicht jedes beliebige Geſchäft kommt 
dabei in Frage. Wenn § 84 HGB. den Aufgabenkreis des 
Handlungsagenten dahin umſchreibt, daß er ſtändig damit 
betraut iſt, für das Handelsgewerbe eines anderen Geſchäfte 
zu vermitteln oder abzuſchließen, und wenn 8 89 die Pro⸗ 
viſionsberechtigung des Bezirksagenten auf ſolche Geſchäfte 
ausdehnt, die in dem Bezirk „ohne ſeine Mitwirkung“ ge⸗ 
ſchloſſen ſind, ſo folgt daraus, daß in den Aufgabenkreis des 
Agenten in der Regel nur neue Geſchäfte fallen, bei denen 
eine vermittelnde Tätigkeit an ſich möglich und ſinnvoll iſt, 
und daß auch der Proviſionsanſpruch des § 89 nur für 
ſolche direkten Geſchäfte erwächſt, bei denen üblicherweiſe eine 
Mitwirkung des Bezirksagenten hätte erfolgen können. Dem 
entſpricht auch der Inhalt des zwiſchen den Parteien ge⸗ 
ſchloſſenen „Vertretungsvertrages“. Dadurch, daß dieſer in 
ſeinen verſchiedenen Beſt. immer wieder auf Kaufverträge 
abſtellt, iſt das Verhältnis der Parteien aufgebaut und zu⸗ 
geſchnitten auf den typiſchen ſich in der Form des Kauf⸗ 
vertrages abſpielenden kaufmänniſchen Güterumſatz und 


fallenden Geſchäft, oder ſie ſtellte eine Hingabe an Erfüllungs Statt 
dar, alſo ein wirtſchaftlich gleichartiges Geſchäft, da der Erlangung 
des Kaufpreiſes die Befreiung von einer gleich hohen Schuld wirt⸗ 
ſchaftlich entſpricht. Daß an und für ſich die Hingabe von Waren an 
Erfüllungs Statt dem Verkauf wirtſchaftlich gleichſtehen kann, er⸗ 
kennt wohl auch das RG. an, indem es die Bezirksproviſion zu⸗ 
ſprechen würde, wenn der Geſchäftsherr vereinbart, daß ihm Rohſtoffe 
gegen Hingabe von Waren in Anrechnung auf den Kaufpreis geliefert 
werden. Das RG. meint aber, weil die Hingabe der Laſtwagen im 
vorl. Fall zum Zwecke der Abdeckung ſchon beſtehender Schulden, die 
nicht bar bezahlt werden konnten, erfolge, liege das Geſchäft außer⸗ 
halb des Tätigkeitsbereiches des Agenten, da die Schuldenregelung 
allein Sache des Geſchäftsherrn ſei und das Geſchäft aus dem Rahmen 
des eigentlichen Warenumſatzes falle. Das iſt m. E. in dieſer Form 
abzulehnen. Es iſt vielmehr weſentlich, ob der Gläubiger als typiſcher 
Abnehmer der betreffenden Waren in Betracht kommt, d. h. in ſeinem 
Betriebe ſolche Waren braucht oder mit ihnen handelt — wir wollen 
hier von „Abnehmern“ i. e. S. ſprechen — oder ob das nicht der Fall 
iſt und er die Waren nur annimmt, um ſtatt baren Geldes einen 
Wert in die Hand zu bekommen, den er gelegentlich in Geld oder 
in Waren, die er braucht, umſetzen kann. Im erſten Fall, der bei 
den Gläubigern vorgelegen haben dürfte, welche die Laſtwagen ſelbſt 
behalten haben, iſt m. E. die Bezirksproviſion verdient, im zweiten 
Falle nicht. Im erſten Fall liegt nämlich die Vereinbarung, ſoweit 
ſie die Veräußerung des Wagens umfaßt, durchaus in dem Geſchäfts⸗ 
kreis des Agenten. Hier wird ein Abſatzgeſchäft, wie es das Unter⸗ 
nehmen typiſcherweiſe erfordert und wie es der Agent zu vermitteln 
hat, lediglich der Schuldenregelung dienſtbar gemacht; die normalen 
Motive des Umſatzes, Deckung eines Bedarfs, treten hier nur neben 
das Motiv, die Forderung zu retten: Es liegt nicht anders, als wenn 
der Gläubiger ſich aus allgemeinen Gründen entſchloſſen hätte, einen 
Wagen von dem Geſchäftsherrn zu kaufen und die Kaufpreisforderung 
aufzurechnen, ein Fall, in dem ſicher die Bezirksproviſion geſchuldet 
würde. Hier wäre auch eine Mitwirkung des Agenten durchaus ſinn⸗ 
voll: Er könnte den Gläubiger ebenſo wie jeden anderen durch 
Hervorhebung der Güte des Wagens zum Kauf oder zur Annahme 
an Zahlungs Statt beſtimmen und dabei etwa noch das Motiv der 
Forderungsrettung verſtärkend verwerten. Der Gläubiger erwirbt nicht 
nur, um die Forderung zu retten, ſondern auch, weil er den Wagen 
gebrauchen kann. Daß nicht nur die typiſchen, ſondern noch be⸗ 


ſondere Motive zu einem dem typifchen wirtſchaftlich gleichartigen 


Geſchäft führen, kann die Proviſion nicht ausſchließen, ſowenig ein 
atypiſch geſteigerter Bedarf der Bezirkskunden die Proviſion ent⸗ 


Warenvertrieb, auf einen Geſchäftsverkehr, in deſſen Rahmen 
im allgemeinen für die Hilfstätigkeit des Agenten Raum 
und der Agent deshalb zu ſolcher Tätigkeit berufen iſt. 
Aus dem ſo gekennzeichneten, in gleicher Weiſe im Ge⸗ 
ſetz wie im Vertrage der Parteien vorgeſehenen Rahmen 
fallen jedoch die hier ſtreitigen Geſchäfte der Bekl. heraus. 
Sie hat mit ihren Gläubigern ein Abkommen geſchloſſen, 
wonach ſie ihnen zur Verrechnung auf die geſchuldeten Be⸗ 
träge eine Anzahl Laſtkraftwagen lieferte. Der Vorderrichter 
ſtellt feſt, daß die Bekl. nicht hätte weiterbeſtehen können, 
wenn ſie ihre Gläubiger damals nicht ſofort befriedigt hätte. 
Ihr Angebot erfolgte alſo zur Abwendung des Konkurſes 
unter dem Druck finanzieller Nöte, und es wurde von den 
Gläubigern angenommen aus der Furcht heraus, ſonſt über⸗ 
haupt nichts oder ſehr viel weniger von ihrer Forderung 
retten zu können. Solche Geſchäfte, die nur der außergericht⸗ 
lichen Abwicklung der Verbindlichkeiten des Geſchäftsherrn 
dienen, ſtellen ſich nicht mehr als kaufmänniſcher Güter⸗ 
umſchlag und Warenvertrieb dar, zu dem der Agent dem 
Geſchäftsherrn mitverhelfen ſoll, indem er für deſſen Waren 
wirbt und Abſatz ſchafft. Derartige Abkommen mit den 
Gläubigern richten ſich nicht nach Angebot und Nachfrage, 
ſollen nicht der Kette der kaufmänniſchen Umſatzgeſchäfte 
neue Glieder hinzufügen, ſondern ſie ſollen beſtehende In⸗ 
tereſſenverknüpfungen löſen unter dem Druck des ſonſt be⸗ 
vorſtehenden offenen Zuſammenbruchs des Schuldners. Die 
Intereſſenlage iſt hier eine völlig andere als im typiſchen 
Warenverteilungsgeſchäft, wo der Agent ſeine Tätigkeit zum 
Nutzen des Geſchäftsherrn entfalten ſoll und kann. Die Er⸗ 
klärung, nicht mehr zahlen zu können und deshalb Vor⸗ 
ſchläge zur anderweiten Abwickelung beſtehender Verpflich⸗ 
tungen machen zu müſſen, iſt Sache des Geſchäftsherrn oder 
ſeiner geſetzlichen Vertreter; nicht anders verhält es ſich 
mit der Führung und Beendigung der anſchließenden Ver⸗ 
handlungen. All dies fällt ganz aus dem geſetzlichen, ver⸗ 
kehrsüblichen und hier auch aus dem vertraglichen Auf⸗ 


fallen läßt (ſiehe dazu meine Ausführungen a. a. O. 273). Hier 
liegt im Gegenſatz zur Auffaſſung des RG. im Rahmen der Schulden⸗ 
regelung und in fie eingeſchloſſen durchaus ein „kaufmänniſcher Güter⸗ 
umſchlag und Warenvertrieb vor, zu dem der Agent dem Geſchäfts⸗ 
herrn mitverhelfen ſoll, indem er für deſſen Waren wirbt und Abſatz 
ſchafft“. Der Geſchäftsherr rettet ſich hier vor dem Konkurs, indem 
er einen an und für ſich typiſchen Abſatz findet. Zwar fällt das Ge⸗ 
ſchäft, mit dem der Abſatz verbunden iſt, nicht in den Bereich des 
Agenten, aber eben der Abſatz ſelbſt; wollte man daraus, daß der 
Abſatz mit einem agenturfremden Geſchäft verbunden iſt, herleiten, daß 
auch das Abſatzgeſchäft nicht zu dem Geſchäftskreis des Agenten ge⸗ 
höre, müßte man auch bei dem Erwerb von Rohſtoffen gegen Waren 
folgern, daß der Agent keine Proviſion verlangen könnte, weil das 
Rohſtoffgeſchäft, mit dem der Abſatz verbunden iſt, den Agenten nichts 
angeht; dies empfindet wohl auch das RG. unbeſtimmt und bringt 
deshalb am Ende plötzlich die vorher nicht begründete Unterſcheidung 
zwiſchen Abwickelungsgeſchäften und neuen, einen Akt des Weiter⸗ 
betriebs bildenden Geſchaften: Aber das Abſatzgeſchäft als ſolches iſt 
immer, auch wenn es der Erledigung alter Schulden dient, ein neues, 
das zum Weiterbetriebe des Geſchäftes gehört, und ob die Schuld, 
die ausgeglichen werden ſoll, auf einem alten oder einem neuen Ge⸗ 
ſchäft beruht, hat mit den Gründen der Proviſionspflicht nichts zu 
tun — im übrigen dient andererſeits auch die Abdeckung einer alten 
Schuld dem Weiterbetrieb des Geſchäftes (über den richtigen Kern 
dieſer Unterſcheidung ſ. freilich unten). 

Auch die Richtigkeitsgründe des § 89, die von den Belangen 
des Agenten ausgehen (ſ. dazu meine Ausführungen a. a. O. 280 ff. 
u. dort Angef.), führen zu unſerer Entſcheidung. Legt man die Auf⸗ 
faſſung zugrunde, daß der Bezirk dem Agenten wirtſchaftlich vor⸗ 
behalten bleiben ſoll, daß ihm alle Abſchlußmöglichkeiten des Bezirks 
gewahrt bleiben jollen und jede Entziehung ſolcher Möglichkeit durch 
unmittelbaren Abſchluß deshalb die Proviſion auslöſt, ſo kann kein 
Zweifel beſtehen, daß auch eine derartige Hingabe an einen „Ab⸗ 
nehmer“ dem Agenten eine Abſchlußmöglichkeit nimmt — eine be⸗ 
ſondere Wahrſcheinlichkeit iſt nicht erforderlich. Geht man 
davon aus, daß die Einführungsarbeit des Agenten, ſeine allgemeine 
Bearbeitung des Bezirkes dadurch entlohnt werden ſoll, daß alle Ge⸗ 
ſchäfte, die dieſer Bezirk nunmehr gewiſſermaßen als Ertrag liefert, 
wenn ſie auch im Einzelfalle nicht auf die Bearbeitung zurückzuführen 
ſind, ihm doch Proviſion abwerfen ſollen, ſo iſt ſicherlich auch dieſer 
Abſatz an einen „Abnehmer“ als Bezirksertrag anzuſehen. Wie un⸗ 
billig wäre es auch z. B., wenn der Geſchäftsherr mit dem Haupt⸗ 
abnehmer des Bezirks, der ihm etwa einen Kredit gewahrt hat, zu 
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gabenkreis des Bezirksagenten heraus. Iſt dem aber ſo, 
dann kann der Bezirksagent auch keine Proviſion verlangen, 
wenn dieſe Verhandlungen damit endigen, daß der Ge⸗ 
ſchäftsherr ſeinen Gläubigern zur außerkonkursmäßigen Ab⸗ 
geltung ihrer Anſprüche Waren abläßt, gleichviel, ob der 
ihm gutgebrachte Betrag über oder unter dem Herſtellungs⸗ 
preis liegt. ? 

Gewiß können auch Gegengeſchäfte des Geſchäftsherrn 
unter 889 HGB. fallen. Hätte die Bekl., um weiter arbeiten 
zu können, Halbfabrikate oder Rohſtoffe in der Weiſe er⸗ 
worben, daß ſie dem Herſteller oder Händler dafür Kraft⸗ 
wagen lieferte, ſo wäre das ein neues und daher proviſions⸗ 
pflichtiges Geſchäft geweſen. Entſcheidend iſt eben, ob das 
Geſchäft einen Akt des Weiterbetriebes bildet, oder ob es 
ſich als Abwicklungsmaßnahme darſtellt. Bei den hier in 
Betracht kommenden Geſchäften der Bekl. handelt es ſich 
nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt um reine Abwicklungs⸗ 
maßnahmen, die deshalb eine Proviſionspflicht nicht be⸗ 
gründen. b 

Die Verſagung der Proviſion ſtellt ſich auch nicht als 
eine Unbilligkeit gegenüber dem Agenten dar. Hätte die 
Bekl. das Abkommen mit ihren Gläubigern nicht getroffen, 
ſo würde die Gefahr beſtanden haben, daß ſie in Konkurs 
ging und der Agenturvertrag fo fein Ende fand (§ 23 Abſ. 2 
KO.). Oder aber es war mit der Notwendigkeit zu rechnen, 
daß die Bekl. ihren Betrieb wegen mangelnder Rentabilität 
einſtellen mußte, und daß fie dann nach ſtändiger Rſpr. 
befugt war, den Agenturvertrag nach §92 HB. friſtlos zu 
kündigen (RG.: JW. 1911, 158%; 1912, 2502). In 
jedem Falle würde die Beendigung des Vertragsverhält⸗ 
niſſes der Kl. die Möglichkeit genommen haben, Proviſions⸗ 
anſprüche zu erwerben. 

(U. v. 3. März 1933; II 276/32. — Düſſeldorf.) 


= RG. 140, 80.) 


deſſen Abdeckung eine derartige Vereinbarung träfe und ſo dem 
Agenten die Haupteinnahmequelle entzöge, aber keine Proviſion zu 
zahlen brauchte. ! 

Soweit dagegen die Gläubiger die Wagen nur angenommen 
haben, um ſtatt des Geldes ein anderes verwertbares Gut in die Hand 
zu bekommen, liegt kein Abſatzgeſchäft vor, wie es der Agent zu 
vermitteln hat. Dieſer Fall iſt offenbar bei denjenigen Firmen ge⸗ 
geben, die die Wagen in Gelegenheitskäufen an andere weiterverkauft 
haben. Hier handelt es ſich um Ausnahmegeſchäfte; die Vereinbarung 
geht gewiſſermaßen in der Schuldenregelung auf, die Hingabe der 
Wagen iſt nicht eigentliches Abſatzgeſchäft im Sinne des tuypiſchen 

arenumſatzes. Dies entſpricht auch wieder dem Grundgedanken des 

9 vom Standpunkt des Agenten aus, denn hier wird ihm keine 
Abſchlußmöglichkeit genommen — dieſe Firmen hätten ohne die 
Schuldenregelung nie einen Wagen gekauft, während dies bei den 
anderen, was genügt, mindeſtens möglich geweſen wäre — und ſolche 
Hingabe ſtellt ſich auch nicht als eigentlicher Ertrag des Bezirkes 
dar. Auch wenn dieſe Gläubiger die Wagen an bezirkszugehörige 
„Abnehmer“ weiterveräußert haben, würde ich die Proviſion nicht 
zubilligen, weil der Agent gegen Gelegenheitsverkäufe Dritter an 
Bezirksfirmen niemals geſchützt it und von ihnen auch fonft keine 
Proviſion bezieht. Nur wenn im Einzelfalle gewiſſermaßen ein mittel⸗ 
darer Abſatz des Geſchäftsherrn an den weiteren Abnehmer an⸗ 
genommen werden müßte, wäre anders zu entſcheiden. 
„Die Hingabe an diejenigen Firmen, welche die Wagen an ihre 
Iweigniederlaſſung weitergegeben haben, fällt m. E. unter die Pro⸗ 
viſtonspflicht, da ſie in dieſer Beziehung als „Abnehmer“, wenn auch 
nur für ihre Zweigniederlaſſungen, gelten müſſen (über die grund⸗ 
liche Behandlung von Abſchlüſſen für Zweigniederlaſſungen, auf 
276 dieſe Stellungnahme beruht, vgl. meine Ausführungen a. a. O. 

u. dort Angef.). Er, : 
er Vetzt erhellt auch, welches der richtige, aber nicht klar erkannte 
1 en iſt, der in der Unterſcheidung des RG. zwiſchen „Abwickelungs“⸗ 
En ‚enen” Geſchäften liegt. Bei einem „neuen“ Geſchäft wird es 
SE ſtets um Perſonen handeln, die die Ware ſelbſt brauchen, denn 
bei len würden fie ſich kaum auf ſolches Geſchäft einlaſſen, während 
der Abwickelungsgeſchäften der Druck, den die Gefährdung der For⸗ 
an ung auf den Gläubiger ausübt, ihn beſtimmen kann, auch Waren 

zunehmen, die er nicht braucht. 

Die Billigkeitserwägung, die das NG. am Schluſſe bringt, ift 
iq 8. nicht überzeugend, denn auch bei Proviſionspflichtigkeit wäre 
Di > Abkommen mit den Gläubigern nicht ausgeſchloſſen geweſen. 

ue Uiggeitserwägung läßt aber auf den emotionalen Untergrund 
= rt. ſchließen. Man hatte wohl das Gefühl, dem Geſchäftsherrn 
an ſich erwünſchte Sanierung nicht erſchweren zu ſollen — aber 


(Ku. 


** 6. §S 111, 113 Gen G. 

1. Die eine Vorſchußberechnung verſpätet an⸗ 
fechtenden Genoſſen können ſich nicht darauf be⸗ 
rufen, daß andere rechtzeitig anfechtende Ge⸗ 
noſſen mit dem gleichen Anfechtungsgrund ob⸗ 
geſiegt haben. 

2. Die rechtzeitige Erhebung der Anfech⸗ 
tungsklage iſt von Amts wegen zu prüfen; eine 
vertragliche Verlängerung der Anfechtungsfriſt 
iſt unwirkſam. Denkbar iſt nur eine Verpflich⸗ 
tung des Konkursverwalters, die Genoſſen aus 
der für vollſtreckbar erklärten Vorſchußberech⸗ 
nung nicht in Anſpruch nehmen zu wollen. f) 

Die Kl. ſind alle in der gerichtlichen Liſte der Genoſſen 
als Mitglieder der Beamtenbank in P. eingetragen. Nachdem 
über deren Vermögen Konkurs eröffnet worden war, hat vor 
dem Konkursgericht Termin zur Erklärung über die von dem 
bekl. Konkursverwalter aufgeſtellte Vorſchußberechnung ſtatt⸗ 
gefunden, in welcher die Kl., wie andere Genoſſen auch, auf 
Zahlung eines Vorſchuſſes in voller Höhe der Haftſumme für 
den Anteil in Anſpruch genommen wurden. In dieſem Ter⸗ 
min haben die Kl. mit noch weiteren liſtenmäßigen Genoſſen 
Einwendung gegen ihre Heranziehung in der Vorſchußberech⸗ 
nung erhoben, weil ſie in Wirklichkeit gar nicht Mitglieder 
der Gemeinſchuldnerin geworden ſeien. Die Vorſchußberech⸗ 
nung iſt aber trotzdem von dem Konkursgericht auch gegen⸗ 
über den Kl. für vollſtreckbar erklärt worden. Dieſe für voll⸗ 
ſtreckbar erklärte Vorſchußberechnung iſt dann innerhalb der 
Monatsfriſt des $ 110 Gen®. in einem Vorprozeß von an⸗ 
deren darin herangezogenen Genoſſen angefochten worden mit 
dem Antrag, feſtzuſtellen, daß die Vollſtreckung aus derſelben 
ihnen gegenüber unzuläſſig ſei und Bekl. von ihnen auch 
keine Einzahlungen auf Geſchäftsanteil verlangen könne; ſie 
ſeien nämlich nicht Genoſſen der Gemeinſchuldnerin geworden; 


es beſteht keine Veranlafjung, dies auf Koſten des Agenten zu er⸗ 
reichen. Daß bei einer Verwertung der Wagen im Konkurs der Agent 
keine Proviſton erhalten hätte — gewiſſe Andeutungen laſſen darauf 
ſchließen, daß auch dieſes Moment mitgeſpielt hat —, kann keinen 
Grund dafür abgeben, ihm die Proviſion für Geſchäfte zu entziehen, 
durch die ſich der Geſchäftsherr vor dem Konkurſe rettet und ſich 
die Fortführung des Geſchäfts ermöglicht. 

Daß die hier vertretene Auffaſſung auch nicht dem kauf⸗ 
männiſchen Rechtsempfinden widerſpricht, ergibt das Gutachten der 
Induſtrie⸗ und Handelskammer Frankfurt a. M. (Handelsrecht und 
Handelsbrauch 1929 Nr. 186), in dem — übrigens ſchlechthin, ohne 
die hier vertretene Ausnahme für Nichtabnehmer — die Bezirks⸗ 
proviſion für derartige Geſchäfte zuerkannt wird. Düringer⸗ 
Hachenburg⸗Hoenigers, § 89 A. 5 haben ſich dieſem Gutachten 
ohne nähere Begründung angeſchloſſen. 

Ob in dem Fall, daß die Hingabe zu einem beſonders un⸗ 
günſtigen Anrechnungspreiſe erfolgen mußte, etwa aus dieſem 
Grunde die Proviſton entfallen oder herabgeſetzt werden müßte, iſt 
hier nicht zu erörtern: Das RG. ſtützt feine Begründung jedenfalls 
nicht auf dieſes Moment, und der Tatbeſtand enthält nichts Näheres 
darüber; im übrigen war ja hier zwiſchen den Parteien vereinbart, 
daß bei Verkauf, alſo auch Anrechnung, unter dem Fabrikpreis 
eine beſondere Abmachung über die Proviſion getroffen werden ſollte. 


Prof. Dr. Schmidt⸗Rimpler, Breslau. 


Zu 6. Der Entſch. iſt durchaus zuzuſtimmen. Die vollſtreckbar 
erklärte Vorſchußberechnung kann nur durch Klage binnen der Not⸗ 
friſt eines Monats ſeit der Verkündigung angefochten werden. Die 
Friſt kann gem. 8 224 Abf. 1 ZPO. weder verlängert noch verkürzt 
werden. 

Die Kl. ſtützten die verſpätete Anfechtung darauf, daß andere 
rechtzeitig anfechtende Genoſſen mit dem gleichen Anfechtungsgrund 
obſiegt hatten (Vorprozeß). Ein Antrag auf Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand (88 233, 234 380.) war nicht geſtellt und konnte 
im Hinblick auf 8234 Abſ. 3 ZPO. nicht mehr geſtellt werden. Die 
Behauptung der Kl., daß das rechtskräftige Urt. im Vorprozeß auch 
zu ihren Gunſten wirke, weil es gem. § 111 Abſ. 2 Gen. „für und 
gegen alle beitragspflichtigen Genoſſen“ wirke, iſt abwegig. Es wirkt 
nur für die Genoſſen, welche ſich an dem Streit als Kl. oder Neben⸗ 
intervenienten (866 ZPO.) beteiligen, und es wirkt gegen alle 
Genoſſen inſofern, als infolge des Ausſcheidens der obſiegenden die 
verbleibenden zahlungspflichtigen Genoſſen gegebenenfalls zu einer 
Mehrleiſtung auf Grund der Zuſchußberechnung (8 113 Gen®.) heran⸗ 
gezogen werden können. Durchaus zutreffend wird in der Begründung 
darauf hingewieſen, daß die von der Rev. vertretene Meinung dahin 
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wohl hätten fie eine Lifte unterzeichnet, die am Kopf eine 
Beitrittserklärung zu der gemeinſchuldneriſchen Genoſſenſchaft 
getragen habe; die Liſte ſei ihnen aber zu dem Zweck vor⸗ 
gelegt und von ihnen auch nur in dem Sinn unterzeichnet 
worden, ob ſie für die Errichtung einer ſelbſtändigen Be⸗ 
amtenbank in der Rechtsform einer eingetragenen Gmbh. 
Intereſſe hätten; nur ſo ſei auch ihre unterſchriftliche Er⸗ 
klärung gemeint geweſen; jene Genoſſen ſind im Vorprozeß 
durchgedrungen. Im gegenwärtigen Rechtsſtreit haben weitere 
Genoſſen geklagt mit dem Antrag, feſtzuſtellen, daß ſie nicht 
Genoſſen der Gemeinſchuldnerin ſeien, daß ferner die Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus der für vollſtreckbar erklärten Vorſchuß⸗ 
berechnung ihnen gegenüber unzuläſſig ſei, Bekl. ihnen auch 
die Zahlungen auf Geſchäftsanteil und Haftſumme zurück⸗ 
zuerſtatten habe; ſie machen geltend, daß auch ſie nur die 
ſog. „Intereſſentenliſte“ unterſchrieben hätten und deshalb 
gleichfalls nicht Genoſſen der Gemeinſchuldnerin geworden 
ſeien; zwiſchen ihnen und dem Bekl. ſei ferner bei der Ver⸗ 
handlung über die Vorſchußberechnung vereinbart worden, 
daß nur einige der in derſelben Lage befindlichen Genoſſen 
im Wege der Klage die Vorſchußberechnung anfechten ſollten, 
und daß das fo erſtrittene Urt. auch für die anderen gleich⸗ 
beteiligten Genoſſen gelten ſolle; falls aber je eine ſolche Ver⸗ 
einbarung nicht zuſtande gekommen ſei, würde es Treu und 
Glauben widerſprechen, wenn der Bekl. fie aus der vollſtreck⸗ 
bar erklärten Vorſchußberechnung in Anſpruch nehmen würde. 
Denn er habe die Kl. in den Glauben verſetzt, daß das im 
Vorprozeß ergehende Urt. auch zu ihren Gunſten wirke und 
ſie dadurch von rechtzeitiger Klagerhebung abgehalten. 

LG. hat verurteilt, BG. abgewieſen, RG. die Rev. zu⸗ 
rückgewieſen. 

1. Die Kl. ſind auf Grund äußerlich einwandfreier, 
echter, unzweideutiger und unbedingter ſchriftlicher Beitritts⸗ 
erklärungen in die gerichtliche Liſte der Genoſſen der Gemein⸗ 
ſchuldnerin als Mitglieder eingetragen worden. Auch die 
Rev. verkennt nicht, daß ihnen deshalb als einziger Rechts⸗ 
behelf gegen ihre Inanſpruchnahme aus der ſie mitumfaſſen⸗ 
den, für vollſtreckbar erklärten Vorſchußberechnung zunächſt 
nur die Anfechtungsklage aus § 111 GenG. zur Verfügung 
ſtand. Dieſe Klage muß aber innerhalb der Notfriſt von 
einem Monat ſeit Verkündung der Entſch. über die Vollzieh⸗ 
barkeit der Vorſchußberechnung erhoben werden. Die Ein⸗ 
haltung der Friſt iſt von Amts wegen zu beachten; Beginn, 
Lauf und Dauer derſelben ſind der Parteivereinbarung ſchlecht⸗ 
hin entzogen. Die Einmonatsfriſt des $ 111 GenG. war aber 
zur Zeit der Klagerhebung längſt abgelaufen. Gegen ihre Ver⸗ 
ſäumung war rechtlich gem. § 111 GenG. vgl. mit 88 233, 
234 ZPO. der Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand möglich. Ein ſolcher Antrag iſt nicht geſtellt und 
könnte nunmehr im Hinblick auf $ 234 Abſ. 3 ZPO. mit Aus⸗ 
ſicht auf Erfolg gar nicht mehr geſtellt werden. 

2. Dem Ber. iſt ferner unbedenklich darin beizutreten, 
daß allen in die Vorſchußberechnung aufgenommenen Genoſſen 
wegen ſolcher Einwendungen, welche die darin feſtgeſtellten 
Anſprüche betrafen und auf erſt nach dem Erklärungstermin 
entſtandenen Gründen beruhten, die Vollſtreckungsgegenklage 
gem. § 767 3PO. als beſonderer Rechtsbehelf zur Seite ſteht. 
Die Rev. macht nun in erſter Linie geltend, daß, weil im 
Vorprozeß durch rechtskräftiges Urt. die Zwangsvollſtreckung 
aus der vollziehbar erklärten Vorſchußberechnung auf die An⸗ 
fechtungsklage eines Teils der damaligen Kl. dieſen gegen⸗ 
über für unzuläſſig erklärt wurde, die Vorſchußberechnung 
im ganzen und damit auch den jetzigen Kl. gegenüber hin⸗ 
fällig geworden ſei. Sie beruft ſich für dieſe ihre Anſicht auf 
§ 111 Abſ. 2 Gen®. Allein zu Unrecht. Fehl geht vorab in⸗ 
ſoweit der Hinweis auf RG. 69, 366 ff. Dort iſt u. a. der 
Fall behandelt, daß der Konkursverwalter in die Vorſchuß⸗ 


führen würde, daß die erfolgreiche Anfechtung nur eines Genoſſen 
dazu zwingen würde, das Verfahren im ganzen zu wiederholen und 
au fiel die Durchführung des Umlageverfahrens völlig ins Ungewiſſe 
zu ſtellen. 

Denkbar wäre nur eine Verpflichtung des Konkursverwalters, 
die Genoſſen aus der für vollſtreckbar erklärten Vorſchußberechnung 
nicht in Anſpruch nehmen zu wollen, wenn der Vorprozeß deſſen Kl. 
Erfolg bringt. Eine derartige Abrede war, wie namentlich aus dem 
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berechnung gegen Genoſſen auch noch andere Anſprüche als 
ſolche, die ſich aus dem Umlageverfahren gem. §s 106 ff. 
GenG. ergaben, aufgenommen hatte. Dazu iſt ausgeführt, 
daß auch hiergegen dem betreffenden Genoſſen als Rechts⸗ 
behelf zunächſt nur die Anfechtungsklage offengeſtanden habe. 
Dagegen läßt ſich aus jenem Urt. nichts dafür herleiten, daß 
die erfolgreiche Anfechtungsklage eines Genoſſen zur Ver⸗ 
nichtung der für vollziehbar erklärten Vorſchußberechnung 
ſchlechthin und überhaupt führen müßte. Der erk. Sen. hat 
ſodann ſchon in II 334/31 dargelegt, daß der Obſieg eines 
Anfechtungskl. die Vorſchuß⸗ oder Zuſatzberechnung nicht 
ſchlechthin und im ganzen auch bzgl. aller anderen darin mit 
herangezogenen Genoſſen, die keine Anfechtungsklage erhoben 
hatten, vernichte. Vielmehr iſt dort ausgeführt, daß das einer 
Anfechtungsklage ſtattgebende Urt. (anders als z. B. im Fall 
des § 51 Abſ. 5 GenG. oder des § 271 Abſ. 4 HGB.) Vor⸗ 
ſchuß⸗ bzw. Zuſatzberechnung mit Vollziehbarkeitserklärung 
nur bzgl. der dem obſiegenden Kl. zugeteilten Beträge außer 
Kraft ſetze. Zweck und Ziel der Anfechtungsklage aus 8 111 
Gen. iſt eben nicht die Aufhebung der Vorſchußberechnung 
im ganzen, ſondern nur ihre Aufhebung, ſoweit ſie auf Heran⸗ 
ziehung des oder der Anfechtungskl., ſei es überhaupt oder 
über einen beſtimmten Betrag hinaus abzielt. Inſofern wirkt 
es dann allerdings gem. § 111 Abſ. 2 Gen. nicht nur zwi⸗ 
ſchen den Prozeßparteien, ſondern für und gegen alle Ge⸗ 
noſſen. Das bedeutet zunächſt unzweifelhaft ſo viel, daß gegen 
eine wegen Obſiegens des oder der Anfechtungskl. notwendig 
gewordene Zuſatzberechnung (8 113 Gen.) andere Genoſſen 
nicht geltend machen können, daß der oder die Anfechtungskl. 
zu Unrecht nicht mit herangezogen ſeien, und daß anderer⸗ 
ſeits im Fall der Klageabweiſung die übrigen Genoſſen die 
Mitheranziehung des unterlegenen Kl. zu verlangen berech⸗ 
tigt ſind. Freilich iſt im Schrifttum auch die Anſicht ver⸗ 
treten, daß die Rechtskraftwirkung darüber hinaus den jeweils 
geltend gemachten Anfechtungsgrund umfaſſe, ſo zwar, daß 
das ergehende Urt. bzgl. dieſes ſelben Anfechtungsgrundes für 
und gegen alle Genoſſen Rechtskraft ſchaffe. Allein zu dieſem 
Meinungsſtreit braucht hier nicht Stellung genommen zu 
werden. Denn die Frage, ob die Beitrittserklärung eines Ge⸗ 
noſſen rechtswirkſam iſt und ob etwaige äußere oder Willens⸗ 
mängel noch mit Erfolg vorgebracht werden können, kann 
notwendig nur von Fall zu Fall bzgl. der betreffenden Ge⸗ 
noſſen entſchieden werden. Dem ſteht der Zweck des 8 111 
Abſ. 2 GenG., in Anfechtungsprozeſſen widerſtreitende Entſch. 
und eine Vielheit von Prozeſſen zu vermeiden, durchaus nicht 
entgegen, ebenſowenig der Umſtand, daß die jetzigen Kl. die 
Gültigkeit ihrer Beitrittserklärungen mit derſelben tatſäch⸗ 
lichen Begr. beſtreiten, wie dies von ſeiten der ſiegreichen 
Kl. im Vorprozeß geſchehen iſt. Inſoweit iſt dem Vordergt. 
durchaus beizutreten. Alles, was die Rev. dagegen vorbringt, 
iſt nicht ſtichhaltig. Die hier vertretene Auffaſſung iſt mit dem 
Sinn und Zweck des Gef. ſehr wohl zu vereinbaren. Sie iſt 
auch nicht gekünſtelt. Ebenſowenig ſteht ſie mit dem Wortlaut 
des Geſ. im Widerſpruch. Soweit in RG. 132, 3491) eine 
von dem jetzt eingenommenen Standpunkt abweichende Rechts⸗ 
anſicht vertreten ſein ſollte, iſt ſie ſchon in II 334/31 auf⸗ 
gegeben worden. Die von der Rev. vertretene Meinung würde 
zu praktiſch ganz befremdlichen Ergebniſſen führen, nämlich 
dahin, daß auch, wenn der Anfechtungsgrund nur einen Ge⸗ 
noſſen betreffen würde und die Inanſpruchnahme der übrigen 
Genoſſen in der Vorſchußberechnung dadurch in keiner Weiſe 
geändert würde, das Verfahren im ganzen wiederholt werden 
müßte, obwohl dadurch nicht unerhebliche Verzögerungen und 
Koſten entſtehen würden und bei der Möglichkeit neuer An⸗ 
fechtungsklagen gegen die „Zuſatzberechnung“ die Durchfüh⸗ 
rung des Umlageverfahrens völlig ins ungewiſſe geſtellt 
würde. Vom Standpunkt der Rev. aus würden ferner all die 


nichtveröffentlichten Teil der Begründung Klar zu erſehen iſt, nicht 
getroffen. Wäre ſie getroffen und hätte der Konkursverwalter ſich 
abredewidrig verhalten, dann wäre Klage gem. 8 767 3D. am Platze 
geweſen und gegebenenfalls wäre auch die Anwendbarkeit des § 826 
BGB. in Frage gekommen. 

Dr. Hildebrand, Berlin. 


2) JW. 1931, 2103. 
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Anfechtungsgründe, mit deren Geltendmachung die Genoſſen 
gem. § 111 Abſ. 1 S. 3 GenG. ausgeſchloſſen waren, wieder 
aufleben, obwohl der Zweck dieſer Belt. doch offenſichtlich der 
iſt, die möglichſt raſche Abwicklung des Umlageverfahrens 
ſicherzuſtellen. Wenn weiter in § 113 Gen®. von der Auf⸗ 
ſtellung einer Zuſatz berechnung auch für den Fall die Rede 
iſt, daß ſich in Gemäßheit eines auf eine Anfechtungsklage hin 
ergangenen Urt. eine Anderung der Berechnung als nötig er⸗ 
weiſt, ſo ſpricht auch dies nicht für, ſondern gegen die Rechts⸗ 
auffaſſung der Reviſion. 

3. Die Rev. rügt weiter Verletzung der §8 133, 157 
BGB. ſowie der Grundſätze über das Zuſtandekommen von 
Verträgen. Auch dieſer RevAngriff iſt nicht begründet. Es 
handelt ſich um die angeblich zwiſchen den im Termin an⸗ 
weſenden und ihre Mitgliedſchaft auf Grund Unterzeichnung 
der ſog. „Intereſſentenliſte“ beſtreitenden „Ber“ Genoſſen 
einerſeits und dem Bekl. andererſeits getroffene Abrede. Der 
Vorder R. hat die Rechtsgültigkeit eines ſolchen Abkommens 
dahingeſtellt gelaſſen. Sie wäre aber jedenfalls unbedenklich 
inſofern zu verneinen, als die Vereinbarung auf eine ver⸗ 
tragliche Verlängerung der Friſt zur Erhebung der Anfech⸗ 
tungsklage gegen die Vorſchußberechnung gerichtet geweſen 
wäre. Wie ſchon in anderem Zuſammenhang ausgeführt, un⸗ 
terliegt dieſe Friſt als Notfriſt nicht der Verfügung der Par⸗ 
teien und iſt ihre Wahrung in jeder Lage des Verfahrens von 

mts wegen zu prüfen. Demnach wäre rechtlich weder eine 
unmittelbare Erſtreckung der Friſt im Wege der Parteiabrede 
möglich geweſen, noch hätte ſich der Bekl. rechtswirkſam ver⸗ 
pflichten können, den Mangel der Wahrung der Friſt nicht 
zu rügen. Was in Betracht kommen könnte, wäre allein eine 
Abmachung etwa des Inhalts geweſen, daß ſich der Bekl. als 
Konkursverwalter vergleichsweiſe den in Betracht kommenden 
Genoſſen gegenüber ſchuldrechtlich verpflichtet hätte, ſie im 
Fall ſeines Unterliegens im Vorprozeß, ſei es ſchlechthin, 
ei es unter gewiſſen weiteren Vorausſetzungen, aus der für 
vollſtreckbar erklärten Vorſchußberechnung nicht in Anſpruch 
zu nehmen. Aus einer ſolchen Abrede könnten alsdann die⸗ 
jenigen Genoſſen, mit denen ſie getroffen war, gegen ihre 
trotzdem erfolgte Heranziehung aus der Vorſchußberechnung 
gegebenenfalls eine Einwendung gem. 8 767 ZPD. herleiten. 
Inſofern wäre daher eine vertragliche Einigung an und für 
ſich rechtlich denkbar und möglich. Eine Abmachung dieſes 
Inhalts wollen die Kl. unzweifelhaft auch behaupten. Der 
Vorder R. hält jedoch den Beweis für das Zuſtandekommen 
einer Vereinbarung dieſer Art nicht für erbracht. 

4. Ebenſowenig laſſen die Ausführungen des Vorder R., 
auf Grund deren er die Anwendbarkeit des $ 826 BGB. ver⸗ 
neint und den Kl. auch den Einwand der Argliſt gegen ihre 
Heranziehung nach Maßgabe der vollſtreckbar erklärten Vor⸗ 
chußberechnung verſagt, einen Rechtsirrtum erkennen. 


(U. v. 3. Jan. 1933; II 193/32. — Hamm.) [Ku.] 
= Rc. 139, 168.0 


II. Patentrecht. 


** 7. Inhalt und Umfang des Patentſchutzes, 

wenn dem Patentamt bei der Erteilung des 
Patentes entgangen war, daß der Erfindungs⸗ 
gedanke von einem früheren (ausländiſchen) Pa⸗ 
tente ſchon vorweggenommen war. In dieſem 
Falle darf das ältere Patent nicht berückſich⸗ 
tigt werden f) 
Die Kl. iſt Inhaberin eines Patentes, deſſen erſter An⸗ 
ſpruch lautet: „Verfahren zum Aufbau von ringförmig ge⸗ 
ſchloſſenen Netorten bzw. Kammern mit von einem Ende 
nn 


. Zu 7. Die Entſch. betrifft die bekannte Streitfrage, wie es 
ſeh halten ſei, wenn das Patel. bei Erteilung des Patentes über⸗ 
18 hat, daß die patentierte Erfindung durch eine frühere ganz 
910 teilweiſe vorweggenommen war. Die Nipr. des RS. unter⸗ 
15 et bekanntlich, wie folgt. Bei völliger Vorwegnahme hat 
> erteilte Parent den feinem Inhalte entſprechenden vollen 
e bei teilweiſer Vorwegnahme dagegen iſt nur 
Re erſchuß als geſchützt anzuſehen; und zwar joll es nach der 
n Rſpr. gleichgültig jein, ob dieſer Überſchuß, für ſich genom⸗ 


zum anderen erweiterten Querſchnitten aus einzelnen feuer⸗ 
feſten Steinen, dadurch gekennzeichnet, daß normale Form⸗ 
ſteine für alle Querſchnitte verwendet werden und durch ein⸗ 
zelne Paßſteine bei jeder merkbaren Querſchnittsänderung 
der Ausgleich geſchaffen wird.“ Die Bekl. hat an Gas⸗ 
anſtalten Kammeröfen geliefert. Die Kl. behauptet, daß die 
Bekl. dadurch ihr Patent verletzt habe. Sie hat auf Unter⸗ 
laſſung geklagt. LG. hat verurteilt, BG. die Klage abge⸗ 
wieſen. RG. hob auf und wies die Berufung gegen das Urt. 
des LG. zurück. 

Das BG. erörtert zunächſt die Aufgabe, die ſich die 
Erfinderin des Klagepatents geſtellt hat. Es erblickt ſie in 
der Beſeitigung der Schwierigkeiten, die bei der Herſtellung 
und beim Aufbau ringförmig geſchloſſener, koniſch nach unten 
zu ſich erweiternder Retorten bisher inſofern beſtanden hät⸗ 
ten, als man zur Erzielung der bei dieſer Bauart vorhan⸗ 
denen Querſchnittsvergrößerungen die Abmeſſungen aller 
Steine in den einzelnen Querſchnitten vergrößert habe. Das 
BG. betrachtet als die durch das Patent gebrachte Löſung 
dieſer Aufgabe den Vorſchlag, zwei Arten von Steinen zu 
verwenden, nämlich normaliſierte Formſteine, die in gleicher 
Abmeſſung in ſämtlichen Lagen benutzt würden, und Paß⸗ 
ſteine von verſchiedenen Abmeſſungen je nach dem Umfang 
der Schichten, in denen ſie eingebaut würden. Es ſagt, dieſe 
Bauart erfordere nur eine verhältnismäßig geringe Zahl von 
Paßſteinen verſchiedener Größe und bringe den Vorteil, daß 
die Herſtellung einfacher und billiger werde und der Aufbau 
leichter und ſchneller vonſtatten gehe. Das Klagepatent ſchütze 
ſomit ein Verfahren zum Aufbau ſolcher ringförmig geſchloſ⸗ 
ſener vertikaler Retorten mit von einem Ende zum anderen 
erweiterten Querſchnitten aus einzelnen feuerfeſten Steinen, 
bei denen für alle Querſchnitte normale Formſteine verwendet 
würden und der bei jeder merkbaren Querſchnittsänderung 
erforderliche Ausgleich durch einzelne Paßſteine bewirkt werde. 
Zur Beſchränkung des Schutzumfangs auf allſeitig beheizte 
Retorten gebe weder der Wortlaut der Patentſchrift noch der 
Inhalt der Erteilungsakten Veranlaſſung. Das BG. ſtellt 
weiterhin feſt, daß die Bekl. bei ihren Retorten von dem 
Erfindungsgedanken des Klagepatents Gebrauch gemacht habe. 
Denn ihre Retorten ſeien ringförmig geſchloſſen, ihr Quer⸗ 
ſchnitt erweitere ſich von oben nach unten. Für alle Quer⸗ 
ſchnitte ſeien unſtreitig normale Formſteine verwendet wor⸗ 
den, und man habe zum Ausgleich der Querſchnittsänderung 
ſowohl in den Längswänden wie in den Stirnſeiten Paß⸗ 
ſteine benutzt. Ob dieſe fabrikmäßig zugerichtet oder erſt am 
Bauplatz behauen worden ſeien, ſei unerheblich. Ebenſo 
komme es nicht darauf an, daß die Schichthöhe der Längs⸗ 
ſeiten verſchieden ſei von der Schichthöhe der Stirnſeiten. 

Gleichwohl iſt das BG. nicht dazu gelangt, eine Ver⸗ 
letzung des Klagepatents durch die Bekl. anzunehmen, weil 
ſeiner Anſicht nach der Stand der Technik zu einer Beſchrän⸗ 
kung des Schutzumfangs des Klagepatents nötigt. Es ſtellt 
nämlich feſt, daß die nur an den Längsſeiten beheizten Re⸗ 
torten der vorveröffentlichten britiſchen Patentſchrift ſowohl 
an den Längs⸗ wie an den Stirnſeiten Form- und Paßſteine 
zeigten. Es ſagt deshalb, daß das britiſche Patent das Klage⸗ 
patent vorwegnehme und der Schutzumfang des letzteren dem⸗ 
gemäß nicht über ſeinen überſchießenden Inhalt hinausgehe, 
trotzdem dieſer letztere keine erfinderiſche Bedeutung bean⸗ 
ſpruchen könne. Dieſen Überſchuß ſieht das BG. darin, daß 
bei den in den Fig. 1, 3 und 4 des Klagepatents gezeigten 
als vorbekannt nicht nachgewieſenen Ausführungsformen die 
Ofen als echte Ringe oder ringähnliche allſeitig beheizte Ge⸗ 
bilde geſtaltet ſeien, deren Form⸗ und Paßſteine ſämtlich auf 
Nut und Feder gearbeitet ſeien. Das habe den Vorteil der 
allſeitigen und demgemäß vollkommeneren Beheizung, einer 


men, den Anforderungen an eine Erfindung genügt, ſo daß er für 
ſich allein ein Patent erlangt hätte, oder aber nicht. 

Die vorl. Entſch. hält an dieſem Standpunkte feſt. Er be⸗ 
ruht letztlich auf der Erwägung, daß das nun einmal erteilte 
Patent nicht im Wege der Auslegung nach dem Stande der Technik 
völlig wirkungslos gemacht werden dürfe, was der Fall wäre, 
wenn das völlig vorweggenommene Patent für ſchutzlos erklärt 
würde, während es nicht der Fall iſt, wenn die Möglichkeit be⸗ 
ſteht, einen irgendwie gearteten Überſchuß der patentierten vor der 
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größeren Erſparung an Paßſteinen und einer größeren Feſtig⸗ 
keit und beſonders guten Dichtigkeit der Retorten. Dieſe 
Merkmale zeigten die Retorten der Bekl. nicht; ſie ſeien weder 
allſeitig beheizt noch ſämtlich mit Nut und Feder verſehen. 

Das BG. hat geglaubt, ſich bei dieſer rechtlichen Beurtei⸗ 
lung mit der neueren Rſpr. des RG., wie fie insbeſ. RG. : 
Mu W. 1931, 533 und 1932, 92 zugrunde liegt, in Überein⸗ 
ſtimmung zu befinden. Die Rev. macht die Bedenken geltend, 
die ihrer Anſicht nach dieſer Rſpr. entgegenſtehen und bittet 
um erneute Prüfung der Rechtsfrage. Indeſſen ſind dieſe Be⸗ 
denken, wie fie vornehmlich von Iſay, Pat., 5. Aufl., 
§ 4 A 12, näher ausgeführt worden find, dem Sen. bereits 
bei Erlaß der früheren Entſch. bekannt geweſen und von ihm 
gewürdigt worden. Es fragt ſich, wie im Verletzungsſtreit 
der Schutzumfang eines Patents zu beſtimmen iſt, wenn ſich 
herausſtellt, daß fein Erfindungsgedanke i. S. des § 2 PatG. 
nicht mehr neu, ſondern zur Zeit der Anmeldung des Patents 
bereits in einer öffentlichen Druckſchrift beſchrieben oder im 
Inlande offenkundig benutzt worden war, ob der Schutz⸗ 
umfang des Patents dann ohne Rückſicht auf dieſe Druck⸗ 
ſchrift oder Benutzung zu beſtimmen oder auf den in der 
Patentſchrift offenbarten Überſchuß, mag ihm auch nicht die 
Bedeutung einer Erfindung zugeſprochen werden können, zu 
beſchränken iſt. Der Sen. verkennt nicht und hat es nie ver⸗ 
kannt, daß ſich für beide Anſichten gewichtige Gründe an⸗ 
führen laſſen. Gegen die letztere, vom RG. neuerdings im 
Gegenſatz zu RG. 86, 197 vertretene Meinung kann vor⸗ 
nehmlich geltend gemacht werden, daß ſie noch nach Ablauf 
der zur Erhebung der Nichtigkeitsklage in § 28 Abſ. 3 PatG. 
vorgeſehenen fünfjährigen Friſt zu einer der Nichtigkeit faſt 
gleichkommenden Entwertung des Patentes und damit zu 
ſchweren wirtſchaftlichen Schäden führen kann. Die andere 
Anſicht wieder kann zur Folge haben, daß das ſchlechteſte 
Patent den umfaſſendſten Schutz erhält. Letzteres hält der 
Sen. für fo unvereinbar mit dem Grundgedanken des Patent⸗ 
rechts, dem Erfinder einen ſeinem wahren Verdienſt ent⸗ 
ſprechenden Schutz zu gewähren, daß er von ſeiner neuer⸗ 
lichen Rſpr. abzugehen, nicht für angezeigt zu halten vermag. 

Dieſe Rſpr. iſt aber vom BG. mißverſtanden worden; 
denn einen Überſchuß in ihrem Sinne über das britiſche 
Patent enthält das Klagepatent nicht. Zunächſt ſcheint die 


bekannt gewordenen älteren Erfindung feſtzuſtellen und wenigſtens 
für dieſen überſchuß den Patentſchutz aufrechtzuerhalten. 

Das Problem iſt außerordentlich verwickelt. Nachdem nun ein⸗ 
mal die Nichtigkeitsklage an eine fünfjährige Friſt gebunden iſt, 
ſcheint es zunächſt nicht recht einleuchtend, daß man auch nach 
Ablauf dieſer Friſt unter Hinweis auf den Stand der Technik 
den Schutzumfang des unanfechtbar gewordenen Patentes auf einen 
unter Umſtänden minimalen Umfang einſchränken kann, und gar 
auf einen Umfang, der für ſich allein von vornherein zur Er⸗ 
teilung des Patentes nicht ausgereicht haben würde. Auch ſcheint 
es, wenigſtens auf den erſten Blick, kaum folgerichtig, einem 
durch die frühere Erfindung völlig vorweggenommenen Patent in 
vollem Umfang, d. h. eben ſoweit es ſich mit der früheren Er⸗ 
findung deckt, die Wirkfamkeit zu belaſſen, während bei dem 
kleinſten überſchuß der patentierten Erfindung der Schutz für den⸗ 
jenigen Teil, der ſich mit der früheren Erfindung deckt, um⸗ 
gekehrt verſagt wird. Konſequenter möchte es erſcheinen, in allen 
Fällen, d. h. ſowohl bei teilweiſer wie bei vollſtändiger Kongruenz, 
die Vorwegnahme, wenn nicht darauf eine Nichtigkeitsklage ge⸗ 
gründet werden will und kann, außer acht zu laſſen. 


Wenn dennoch das RG. auch im vorl. Falle einen anderen 
Standpunkt einnimmt, d. h. den Grundſatz vertritt, daß bei 
vorliegendem, ſei es auch nicht erfinderiſchen, Überſchuß (der nur 
im vorl. Falle tatſächlich verneint wird), die Vorwegnahme in 
Rücksicht zu ziehen ſei, jo beruft es ſich zur Begr. darauf, 
daß bei anderer Auffaſſung unter Umſtänden „die ſchlechteſte Er⸗ 
findung den umfaſſendſten Schutz erhalten könne“. Dieſe Begr. 
iſt aber in einem Falle wie dem vorliegenden zunächſt nicht recht 
verſtändlich. Sie ließe ſich allenfalls verwerten, um zu rechtfertigen, 
daß die Vorwegnahme auch dann zu berückſichligen ſei, wenn der 
nach Abzug derſelben verbleibende überſchuß kein erfinde⸗ 
riſcher ſei, (dieſe Annahme allein iſt es, durch welche ſich die 
neuere Rſpr. des RG. von der älteren Entſch. RG. 86, 197 
unterſcheidet). Alsdann nämlich genügt ein noch fo geringer Über- 
ſchuß, um die Berückſichtigung der früheren Vorwegnahme zu 
rechtfertigen, und die Fälle, in denen die Vorwegnahme (wegen 
reſtloſer Deckung mit der patentierten Erfindung) außer Betracht 


Annahme des BG., daß die Form- und Paßſteine der Ofen 
nach Fig. 1 des Klagepatents ſämtlich mit Nut und Feder 
verſehen ſeien, auf einem Irrtum zu beruhen, indem dort, 
ſoviel erſichtlich, zwar die Formſteine, aber nicht die Paß⸗ 
ſteine, Nut und Feder haben. In den Fig. 3 und 4 ſind 
allerdings ſämtliche Form- und Paßſteine mit Nut und Feder 
dargeſtellt; aber es erhellt in keiner Weiſe, daß dies für den 
Erfindungsgedanken des Klagepatents von irgendwelcher Be⸗ 
deutung ſei. Letzteres iſt auch nicht die Meinung des BG., 
wie ſeine zutreffenden Ausführungen über den Erfindungs⸗ 
gedanken des Klagepatents erkennen laſſen. In der Beſchrei⸗ 
bung Zeilen 1 bis 6 wird es als eine bekannte Maßnahme 
bezeichnet, die Steine zum Aufbau von Retorten und Kam⸗ 
mern mit Nut und Feder auszugeſtalten. Etwas weiteres iſt 
darüber weder in der Beſchreibung noch in den Patent⸗ 
anſprüchen geſagt. Letzteres gilt auch für den vom BG. 
fernerhin als einen überſchuß des Klagepatents über das 
britiſche Patent betrachteten Umſtand, daß die Retorten oder 
Kammern des Klagepatents allſeitig geheizt ſeien. Zwar ent⸗ 
ſpricht dies den Patentzeichnungen; Beſchreibung und An⸗ 
ſprüche ſagen darüber aber ebenfalls nichts. Bei beiden Maß⸗ 
nahmen handelt es ſich nicht nur um nichts Erfinderiſches, 
ſondern um eine vielleicht zweckmäßige und mit gewiſſen 
Vorteilen verbundene Ausgeſtaltung, die aber in keiner Weiſe 
den Erfindungsgedanken des Patents berührt. Dieſer iſt viel⸗ 
mehr, wie ſich aus den im übrigen zutreffenden Ausführun⸗ 
gen des BG. ergibt, durch die britiſche Patentſchrift voll⸗ 
kommen vorweggenommen, trotzdem die dort gezeigten Re⸗ 
torten oder Kammern nicht allſeitig beheizt find; das Klage⸗ 
patent offenbart demgegenüber keinerlei Überſchuß. 

Bei dieſer Sachlage, wie ſie in gleicher oder ähnlicher 
Art noch in keinem der vom RG. in den letzten Jahren ent⸗ 
ſchiedenen Fälle vorgelegen hat, muß das britiſche Patent 
bei der Belt. des Schutzumfangs des Klagepatents unberück⸗ 
ſichtigt bleiben. Denn nach dem vollkommen klaren Inhalt 
der Beſchreibung und der Anſprüche des Klagepatents kann 
kein Zweifel darüber beſtehen, daß das Pat A., dem das 
britiſche Patent offenbar nicht bekannt geweſen iſt, danach 
den gleichen Erfindungsgedanken unter Schutz geſtellt hat, 
den die britiſche Patentſchrift ſchon vorher offenbart hatte. 

Von dieſem Erfindungsgedanken macht die Bekl. nach den 


zu bleiben habe, ſind alsdann tatſächlich ſo gut wie ausge⸗ 
ſchloſſen, fo daß es praktiſch kaum noch zu dem an ſich be⸗ 
fremdlichen Ergebnis komme, daß die ſchlechteſte Erfindung, näm⸗ 
lich die völlig vorweggenommene, in vollem Umfang geſchützt ſei, 
während die beſſere Erfindung (nämlich die einen Überſchuß dar⸗ 
ſtellende) nur hinſichtlich dieſes Überſchuſſes geſchützt werde. Der 
Gedanke iſt alſo wohl derſelbe, den RR. Krauß in ſeiner an⸗ 
regenden Abhandlung in MuW. 1927/28 a. E. ausführt mit 
dem Beifügen, daß Fälle mit völliger Vorwegnahme bisher nicht 
bekanntgeworden ſeien. 

Intereſſanterweiſe nun nimmt das RG. in der vorl. Entſch. 
gerade einen ſolchen Fall an, in welchem jeder, alſo ſelbſt ein 
nicht erfinderiſcher, Überſchuß fehle. Und gerade hier ergibt ſich 
ſchließlich daun doch der Zuſtand, deſſen Vermeidung das NO. 
zur Begr. ſeines grundſätzlichen Standpunktes verwerten 
will, daß nämlich das ſchlechteſte Patent den umfaſſendſten Schutz 
erlangt. Denn hier erklärt ja das RG. die Vorwegnahme, weil 
ſie eine vollſtändige ſei, für unbeachtlich, während ſie bei einem 
noch ſo geringen Überſchuß auch nach der jetzigen grundſätzlichen 
Einſtellung des RG. in Rückſicht zu ziehen ſein würde. Wollte das 
NG. dieſer Folgerung entgehen, jo müßte es ſich entſchließen, 
ſeine frühere Rſpr. in jeder Hinſicht aufzugeben und auch bei 
völliger Vorwegnahme, wie fie hier tatſächlich angenommen wird, 
die frühere Erfindung in Rückſicht zu ziehen. Dies aber würde 
wiederum zu dem praktiſchen Ergebnis führen, daß das erteilte 
Patent völlig wirkungslos würde, was um deswillen nicht an⸗ 
gängig erſcheint, weil ſich dadurch das Gericht eine Funktion an⸗ 
maßen würde, die allein den Patentbehörden zuſteht, nämlich die 
Funktion, ein Patent wegen mangelnder Neuheit der Wirkſam⸗ 
keit zu entkleiden. 

Aus all dem iſt zu erſehen, daß die Entwicklung der Rſpr. 
noch immer keine klare und allſeitig befriedigende iſt, und daß 
auch heute noch das RG. den zu widerſpruchsvollen Ergebniſſen 
führenden Unterſchied der Behandlung zwiſchen völliger und teil- 
weiſer Vorwegnahme zwar in ſeiner praktiſchen Anwendbar⸗ 
keit einſchränkt, aber grundſätzlich nicht aufgegeben hat. 

Geh. IR. Prof. Dr. W. Kiſch, München. 
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bedenkenfreien Feſtſtellungen und Ausführungen des BG. 
Gebrauch. Danach hat ſie das LG. mit Recht verurteilt. 


(U. v. 21. Dez. 1932; 1241/32. — Berlin.) [Ka.] 
= RE. 139, 155.) 


III. Konkursordnung. 


* S. 817 KO. 

1. Ein Verkauf mit Vorbehalt des Eigen⸗ 
tums gegen Übereignung von Wechſeln, die zwar 
vom Verkäufer diskontiert, aber vom Verkäufer 
noch nicht eingelöſt ſind, iſt, wenn zu dieſem 
Zeitpunkt der Konkurs über das Vermögen des 
Verkäufers eröffnet wird, von beiden Seiten 
noch nicht erfüllt. 

2. Lehnt der Verwalter die Erfüllung ab, 
löſt aber ſpäter der Käufer die Wechſel ein, ſo 
daß ein Regreß für den Gemeinſchuldner nicht 
mehr zu befürchten iſt, ſo würde dem Rückgabe⸗ 
anſpruch des Verwalters ein Bereicherungs⸗ 
anſpruch des Käufers entgegenſtehen. 

3. Der Verwalter darf aber nach Treu und 
Glauben die Erfüllung nur bedingt, d. h. für den 
Fall verweigern, daß Wechſelregreßanſprüche 
gegen die Maſſe erhoben werden. 

Der Gemeinſchuldner D. hat in den Monaten Juli bis 
Oktober 1931 231 Schweine unter Eigentumsvorbehalt bis 
zur Vollzahlung des Kaufgeldes an den Bekl. geliefert. Den 
Preis hat dieſer teils in bar, im übrigen mit auf die Monate 
Januar und Februar 1932 fällig geſtellten eigenen Akzepten 
gedeckt. Dieſe Akzepte hat D. bei verſchiedenen Banken dis⸗ 
kontiert, die ihm den Gegenwert gutſchrieben. D. ſtarb, 
über ſeinen Nachlaß wurde Konkurs eröffnet. Der Kl. lehnte 
als Konkursverwalter gem. 817 KO. weitere Erfüllung der 
Kaufverträge über die Schweine ab und forderte deren Rück⸗ 
gabe. Dieſe hat der Bekl. inzwiſchen weiterverkauft. Die er⸗ 
wähnten Wechſel ſind ſämtlich eingelöſt. 

Mit der Klage fordert der Kl. den Wert der angeblich 
bei Konkurseröffnung noch vorhanden geweſenen Schweine. 
Der Bell. ſtützt ſeinen Klagabweiſungsantrag in erſter Linie 
darauf, daß § 17 RD. nicht eingreife. Der Kl. ift in allen 
Inſtanzen unterlegen. 

1. Der Vorderrichter ſtellt in den Mittelpunkt ſeiner 
Erörterungen die Frage, ob die von dem Konkursverwalter 
es Verkäufers gem. §17 KO. erklärte Ablehnung der wei⸗ 
teren Erfüllung der Kaufverträge über die Schweine zu 
Recht erfolgt und wirkſam war. Er verneint dies. Zwar ſei 
richtig, daß zur Zeit der Konkurseröffnung dieſe Verträge 
von beiden Seiten noch nicht vollſtändig erfüllt geweſen 
ſeien; denn der Bekl. habe damals ſeine Wechſelakzepte, die 
mangels beſonderer Vereinbarung nach der Regel des 8 364 
Abſ. 2 BGB. nur erfüllungshalber gegeben ſeien, noch nicht 
eingelöſt gehabt; deshalb ſei auch der Eigentumsvorbehalt 
des Verkäufers hinſichtlich der den Gegenſtand der Kauf⸗ 
verträge bildenden Schweine noch nicht erledigt und damit 
er Verkäufer ſeiner Verpflichtung zur Eigentumsverſchaffung 
nicht voll nachgekommen geweſen. Hieran würde, ſo fährt der 
Berg. fort, ſelbſt dann nichts geändert, wenn das Eigen⸗ 
tum an den Schweinen entgegen der Regel des § 455 BOB. 
auflöſend bedingt übertragen wäre. Demnach ſeien an und 
Mr ſich die Vorausſetzungen des 817 KO. für die von dem 
Kl. gemäß dieſer Vorſchrift erklärte Ablehnung der Er⸗ 
füllung der Kaufverträge gegeben geweſen. Der vorliegende 
8 5 ſei nun aber beſonders gelagert. Einerſeits ſeien die 
Schweine längſt vom Verkäufer übergeben und vom Bekl. 
15 volle eigene „Bewirtſchaftung“ genommen geweſen, an⸗ 
der gel habe ſich der Verkäufer durch die Diskontierung 
Er „enjfel ſchon wegen des ganzen Kaufpreiſes bezahlt ge⸗ 
1 acht gehabt. Für den Verkäufer ſeien alſo die Verkäufe lange 
or Konkurseröffnung wirtſchaftlich abgewickelt geweſen. Er 
N ſeinerſeits das zur Erfüllung Erforderliche getan und 
55 den durch die Kaufverträge erſtrebten wirtſchaftlichen 
fte geſichert; die zur rechtlichen Erledigung des Ge⸗ 
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tierten Akzepte — und damit der ſelbſttätig eintretende 
übergang des Eigentums an den Schweinen auf den Bekl. 
habe ſich bei normalem Verlauf ganz ohne Zutun des Ver⸗ 
käufers vollzogen. Nur dann habe die Befriedigung des Ver⸗ 
käufers nachträglich wieder in Frage geſtellt werden können, 
wenn die Wechſel nicht eingelöſt und die Wechſelnehmer ſich 
nunmehr an ihn, den Verkäufer, gehalten hätten; wegen 
dieſer Möglichkeit ſei ſeine Befriedigung keine vollſtändige 
geweſen. Mache aber der Kl. deshalb von dem Recht auf Er⸗ 
füllungsablehnung nach 817 KO. Gebrauch, jo habe das zur 
Folge, daß er auf Grund des vorbehaltenen Eigentums die 
Schweine zur Konkursmaſſe herausverlange und damit die 
bereits abgeſchloſſene Leiſtung des Verkäufers aus dem Kauf⸗ 
geſchäft in vollem Umfang wieder rückgängig mache, während 
die Verpflichtung des Bekl. aus den Wechſeln infolge deren 
Weiterbegebung an Dritte beſtehen bleibe, der Bekl. mithin 
gezwungen werde, feine volle Leiſtung aus den Kaufver⸗ 
trägen zu bewirken. Ein ſolches Ergebnis, das jedem Rechts⸗ 
empfinden widerſpreche, ſei mit Sinn und Zweck des Ge⸗ 
fees nicht vereinbar. $17 KO. wolle der Unbilligkeit vor⸗ 
beugen, daß der Konkursverwalter die Anſprüche des Ge⸗ 
meinſchuldners aus einem gegenſeitigen Vertrag voll zur Gel⸗ 
tung bringen und den anderen Teil auf die Konkurs⸗ 
dividende verweiſen könne. Gerade dieſe Unbilligkeit werde 
hier aber herbeigeführt, wenn der Kl. ohne weiteres die Er⸗ 
füllung des Kaufvertrags ſchlechthin ablehnen dürfte. Es 
müſſe daher das Wahlrecht des Konkursverwalters ein⸗ 
geſchränkt werden. Liege der Fall ſo, daß zur Zeit der Kon⸗ 
kurseröffnung ein von dem Gemeinſchuldner abgeſchloſſener 
Kaufvertrag auf Grund der getroffenen Maßnahmen wirt⸗ 
ſchaftlich bereits abgewickelt und der Vertragsgegner zur Be⸗ 
wirkung ſeiner vollen Vertragsleiſtung unter allen Um⸗ 
ſtänden gezwungen ſei, ſo dürfe der Konkursverwalter die 
weitere Erfüllung nur für den Fall ablehnen, daß die 
Leiſtung des Vertragsgegners trotz der beſtehenden und durch 
das Wahlrecht des Konkursverwalters unberührt bleibenden 
Verpflichtung nicht bewirkt werde. Dieſe Einſchränkung ent⸗ 
falle dann, wenn der Konkursverwalter den für den Ver⸗ 
tragsgegner beſtehenden tatſächlichen Zwang zur vollen Ver⸗ 
tragserfüllung, z. B. durch Rückerwerb der Wechſel, wieder 
beſeitige. Demnach ſei die Erklärung des Kl., daß er von 
weiterer Erfüllung des Vertrags Abſtand nehme und Rück⸗ 
gabe der Schweine verlange, nur bedingt zuläſſig geweſen, 
nämlich nur unter der Bedingung, daß der Bell. die ſeitens 
des Verkäufers weiterbegebenen Wechſel nicht einlöſe. Hier 
ſei aber dieſe Einlöſung pünktlich erfolgt und deshalb die Er⸗ 
füllungsablehnung des Konkursverwalters wirkungslos. Da⸗ 
mit ſei auch den Schadenserſatzanſprüchen die Grundlage 
entzogen. 

2. Bei Nachprüfung dieſer Entſch. iſt zunächſt zu fragen, 
ob der Tatbeſtand des 817 KO., wonach der gegenſeitige 
Vertrag bei Konkurseröffnung noch von keinem Teile voll⸗ 
ſtändig erfüllt ſein darf, wirklich vorliegt. Dies wird bejaht. 

Nach der bisherigen Rſpr. des RG. wäre hiernach der 
Kaufvertrag i. S. des 817 KO. auch vom Verkäufer noch 
nicht vollſtändig erfüllt geweſen (vgl. Urt. des 1. ZivSen. 
v. 20. Okt. 1906: RG. 64, 204; Urt. des 7. ZivSen. vom 
12. Okt. 1906: RG. 64, 334; Urt. des erk. Sen. v. 11. Jan. 
1907, II 313/06; Urt. des 5. ZivSen. v. 2. Nov. 1914: 
RG. 85, 4021); Urt. des 7. ZivSen. v. 4. März 1919: 
RG. 95, 105 und Urt. des 7. Ziv Sen. v. 2. Juni 1931: 
RG. 133, 40 2); ſiehe ferner Urt. des erk. Sen. v. 4. Okt. 
1907: RG. 66, 833), aber auch das zu 8 454 BGB. er⸗ 
gangene Urt. des 6. ZivSen. v. 26. Sept. 1927: NG. 118, 
100 )). Gegen dieſe Rſpr wird in neueſter Zeit von ſehr be⸗ 
achtlichen Vertretern der Wiſſenſchaft eingewandt, daß es auf 
die Beendigung der Leiſtungstätigkeit, nicht auf den Eintritt 
des Leiſtungserfolges ankomme (ogl. namentlich Oertmann: 
LZ. 1927, 16; derſelbe: 3 R. 93, 356, 396; Rühl, Eigen⸗ 
tumsvorbehalt und Abzahlungsgeſchäft 204; derſelbe: 33 P. 
56, 159 ſowie in LZ. 1931, 158; H. Lehmann, Feſtgabe 
für R. Schmidt S. 346). Ob dieſe Angriffe das RG. zum 
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Verlaſſen ſeines Standpunktes nötigen werden, kann für die 
hier zu entſcheidende Streitſache dahingeſtellt bleiben. Eine 
Anrufung der VerZivSen. würde nur dann zuläſſig fein, 
wenn bei Bejahung der Vorausſetzungen des 817 KO. der 
Klage ſtattgegeben werden müßte. Das trifft jedoch nicht zu. 
Weder hat die beiderſeitige Unerfülltheit der Leiſtungen die 
Wirkſamkeit der Erfüllungsablehnung zur notwendigen Folge, 
noch würde, auch bei vorhandener Wirkſamkeit, der Bekl. 
den Erlös der Schweine ſchlechthin herausgeben müſſen. 

3. Um mit dem letzteren Punkte zu beginnen, jo ſoll 
nach Rühl, Eigentumsvorbehalt S. 212 und H. Lehmann 
a. a. O. S. 348, wenn der Konkursverwalter des Vorbehalts⸗ 
verkäufers die Erfüllung ablehnt, der Käufer allemal auf 
eine Konkursforderung auf Schadenserſatz beſchränkt ſein. 
So allgemein läßt ſich das aber nicht ſagen. Hat er, wie 
im vorliegenden Falle, dem Verkäufer zahlungshalber Wechſel 
gegeben, die dieſer diskontiert hat, ſo kann ihm aus der 
nachträglichen Einlöſung der Wechſel ſehr wohl ein Maſſen⸗ 
ſchuldanſpruch nach §59 Nr. 3 KO. erwachſen. Wie das 
BG. erwähnt, wurden dem D. die Gegenwerte der Wechſel 
von den diskontierenden Banken gutgeſchrieben. Soweit er 
die Beträge alſo noch nicht abgehoben hatte, gehörten die 
Forderungen aus den Gutſchriften zur Maſſe. Dieſe Forde⸗ 
rungen waren in ihrem Beſtand durch die Aufrechnungs⸗ 
befugnis der Wechſelinhaber bedroht, denn nach $54 KO. 
ſcheiterte die Aufrechnung nicht daran, daß die Wechſelregreß⸗ 
anſprüche zur Zeit der Konkurseröffnung bedingt waren. 
Indem der Bekl. die Wechſel einlöſte, rettete er mithin der 
Maſſe Werte, die ohne die Einlöſung untergegangen fein 
würden. Und er tat dies, ohne der Maſſe dazu verpflichtet 
zu ſein. War die Erfüllungsablehnung wirkſam, ſo wurde 
dadurch ſeine Kaufpreisſchuld für die Zukunft aufgehoben. 
Wäre doch auch der Konkursverwalter, wenn er die Papiere 
unbegeben vorgefunden hätte, nach der Ablehnung nicht mehr 
imſtande geweſen, Anſprüche daraus zu erheben. Nicht anders 
läge die Sache dann, wenn ſich D. zwar die Diskonterlöſe 
vor dem Konkurſe hätte auszahlen laſſen, aber die Regreß⸗ 
anſprüche der Wechſelkäufer durch Verpfändung oder Siche⸗ 
rungsübereignung von Vermögensſtücken geſchützt hätte. Auch 
dann wäre die Maſſe durch die ſpätere Einlöſung der Wechjel 
und den damit verbundenen Wegfall der Abſonderungsrechte 
auf Koſten des Bekl. ohne Rechtsgrund bereichert (8 812 BGB.). 

Müßte hiernach mit der Möglichkeit gerechnet werden, 
daß die Wechſeleinlöſung aus der Maſſe vorweg zu berich- 
tigende Bereicherungsanſprüche ins Leben gerufen hat, ſo 
würde die Tatſache Bedeutung gewinnen, daß auch die Klage 
einen Bereicherungsanſpruch geltend macht. Wegen der Wei⸗ 
terveräußerungen, die der Bekl. nach der Erfüllungsableh⸗ 
nung vornahm, wird vom Kl. nicht etwa Schadenserſatz 
gefordert — das hierzu laut 83 990 Abſ. 1 Satz 2 Abi. 2, 
285 BGB. nötige Verſchulden des Bekl. wäre auch ſicherlich 
durch ſeine Überzeugung, im Rechte zu ſein, ausgeſchloſſen —, 
ſondern nur Werterſatz nach 88 816, 818 Abi. 2 BGB. Als⸗ 
dann aber würde gemäß der vom RG. bei 8 818 Abſ. 3 be⸗ 
folgten Saldotheorie die Klagforderung durch die Gegen⸗ 
poſten ohne weiteres gemindert oder aufgezehrt ſein. Eine 
Aufrechnung, die tatſächlich nicht ſtattgefunden hat, wäre 
weder notwendig noch auch nur denkbar geweſen (vgl. RG. 
129, 3105) mit Nachweiſen). 

4. Judeſſen bedarf es keiner Zurückverweiſung an das 
BG., um die Frage, ob Abhebungen oder Sicherungen vor⸗ 
genommen worden ſind, zu prüfen. Nach Lage der Um⸗ 
ſtände kann die Erfüllungsablehnung des Kl. nicht für wirk⸗ 
ſam erachtet werden. 

Ausgehend von dem reichsgerichtlichen Standpunkt, wo⸗ 
nach der Eigentumsvorbehalt die Erfüllung unvollſtändig 
macht, meint Bley: Judicium 1932, 209, daß gleichwohl 
der Konkursverwalter des Vorbehaltsverkäufers niemals die 
weitere Erfüllung ablehnen dürfe. Er ſucht das zu begründen 
mit der Anwartſchaft des Käufers auf den Eigentums- 
erwerb. Wie Zwiſchenverfügungen des Verkäufers und ſeines 
Konkursverwalters ihr gegenüber zurücktreten müßten (8 161 
Abſ. 1 BGB.), fo habe das gleiche auch für die Erfüllungs⸗ 
ablehnung zu gelten. Dieſer Anſicht vermag ſich der Sen. 


5) JW. 1930, 3210. 


nicht anzuſchließen. Nicht nur daß 817 KO. im Vergleich 
zu den Vorſchr. über die Wirkungen der ſchwebenden Be⸗ 
dingung die ſpeziellere Rechtsnorm iſt: ein allgemeines Ver⸗ 
bot der Erfüllungsablehnung würde überall da, wo dem 
Käufer Zahlungsfriſten von längerer Dauer eingeräumt wur⸗ 
den, zu unerträglichen Ergebniſſen führen. 

Wohl aber muß als oberſtes Geſetz anerkannt werden, 
daß die Erfüllungsablehnung nicht gegen Treu und Glauben 
verſtoßen darf. Dieſer das ganze Rechtsleben beherrſchende 
Grundgedanke, der für gegenſeitige Verträge in § 320 Abſ. 2 
BGB. eine beſondere Ausprägung erfahren hat, liegt auch 
dem § 17 KO. zugrunde. Auch dieſe Vorſchr. beruht auf einer 
Billigkeitserwägung, indem ſie verhüten will, daß bei beider⸗ 
ſeits nicht vollſtändig erfüllten Verträgen der Gegner des 
Gemeinſchuldners voll erfüllen muß und ſelber mit einer 
mageren Konkursdividende abgeſpeiſt wird. Eine ebenſo große 
Unbilligkeit könnte entſtehen, wenn ein Käufer, wie hier der 
Bekl., der den dem Verkäufer gegebenen Wechſel dem In⸗ 
haber gegenüber pflichtmäßig einlöſt, trotzdem zur Herausgabe 
der Ware oder ihres Wertes gezwungen werden dürfte. In 
dieſem ausſchlaggebenden Punkte tritt der Sen. der Auf⸗ 
faſſung des BG. durchaus bei. Mag der Konkursverwalter 
auch triftigen Anlaß gehabt haben, dem Zahlungsvermögen 
des Bekl. zu mißtrauen, ſo, wie er hier vorgegangen iſt, 
durfte er unter den beſonderen Umſtänden des Falls nicht ver⸗ 
fahren. Es war hier vorläufige Befriedigung ſchon erlangt; 
die Wechſel liefen nicht mehr lange — der letzte war in 
wenigen Wochen, am 20. Febr. 1932 fällig —, die Ent⸗ 
ſcheidung über die Einlöſung ſtand alſo binnen kurzem be⸗ 
vor. Da durfte der Verwalter, wenn er die Wechſel nicht 
zurückgeben wollte oder konnte, die Erfüllung nur bedingt ab⸗ 
lehnen, nämlich nur unter der Bedingung, daß die Einlöſung 
nicht erfolgen werde. Der unbedingt erklärten Ablehnung iſt 
für den Fall der Einlöſung, der hier eingetreten iſt, die Wirk⸗ 
ſamkeit abzuſprechen. 

(U. v. 22. März 1932; II 406/32. — h 
Ku. 


<= RG. 140, 156.) 


IV. Zivilprozeßordnung. 


9. 878 Abf.2 ZPO. und 827 RAO. ſind auf 
das Patentſtreitverfahren nicht entſprechend 
anwendbar. f) 


Im Beſchl. v. 31. Mai 1930, I 251/29: Mu W. XXX, 
406 hat der Sen. die hier zur Entſch. ſtehende Frage für 
das Verfahren vor dem beauftragten Richter i. S. der Nicht⸗ 
zulaſſung entſchieden. Es handelte ſich dort um auswärtige 
Termine, die ein Mitglied des Sen. als beauftragter Richter 
abhielt. Dort iſt ausgeführt: Nach § 14 VO. v. 6. Dez. 1891 


Zu 9. Richtig, daß das Nichtigkeitsverfahren kein Zivilprozeß 
iſt; das hat aber doch mit der Entſch. über die Mitwirkung von 
RA., die nicht beim RG. zugelaſſen find, bei einer Beweisaufnahme 
vor dem erſuchten Richter nichts zu tun. 

Es handelt ſich hier um einen typiſchen Fall deutſcher Prä⸗ 
judizienarbeit. Der Patentſenat des RG. hat früher einmal (vgl. 
die Anführung) entſchieden, daß vor dem beauftragten Richter nur 
die beim RG. zugelaſſenen RA. auftreten können. Dieſer Satz 
wird ohne weiteres Bedenken übernommen mit einer Begründung, 
die keine iſt. Denn es iſt keine Begründung, wenn man ſagt, die 
für den Anwaltsprozeß geltenden Vorſchr. der ZPO. ſeien nicht 
entſprechend anwendbar, wenn man nicht ſagt, warum nicht. Auch 
die Behauptung, dieſe Begründung ſtütze ſich „auf die Eigenart des 
Patentſtreitverfahrens“, iſt keine Rechtfertigung, wenn nicht aus⸗ 
geführt wird, inwiefern dieſe Eigenart dieſe Behandlung der Anwalt⸗ 
ſchaft notwendig macht. Am wenigſten iſt aber richtig, zu ſagen, eine 
unterſchiedliche Behandlung, je nachdem, ob der beauftragte Richter 
einen auswärtigen Zeugentermin abhalten will oder der erſuchte 
Richter amtiert, ſei nicht zu rechtfertigen. 

Dieſe Gedankengänge verkennen die Stellung der Anwalt⸗ 
ſchaft und die Sonderſtellung der Rechtsanwälte, die beim RG. zu⸗ 
gelaſſen ſind. Es iſt richtig, daß nach 8 14 VO. v. 6. Dez. 1891 
nur die beim NG. zugelaſſenen RA. befugt find, in der Beranſt. 
des Nichtigkeitsverfahrens die Vertretung einer Partei zu über⸗ 
nehmen. Es läßt ſich aber wohl kaum beſtreiten, daß dieſe Vorſchr. 
immerhin etwas ſehr Eigenartiges hat. Es iſt nämlich den Par⸗ 
teien ſelbſt unbenommen, ihre Rechte vor dem RG. perſönlich wahr⸗ 
zunehmen. Sie können auch in der mündlichen Verhandlung ſelbſt 
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betr. das Berufungsverfahren beim RG. in Patentſachen ſeien 
nur die beim RG. zugelaſſenen RA. befugt, in dieſem Ver⸗ 
fahren die Vertretung einer Partei zu übernehmen. Die für 
den Anwaltsprozeß der ZPO. geltende Vorſchr. in 8 78 Abi. 2 
SPD. und 827 RAD. ſeien auf das Patentſtreitverfahren 
nicht entſprechend anwendbar. Dieſe Begr., an der feſtzu⸗ 
halten iſt, ſtützt ſich auf die Eigenart des Patentſtreitverfah⸗ 
rens, muß alſo in gleicher Weiſe Geltung haben für die 
Beweisaufnahme vor dem erſuchten Richter, iſt denn auch im 
Schrifttum nicht anders aufgefaßt worden (Seligſohn, 
Pat., 7. Aufl., 833 Anm. 15 S. 413; Krauße, Pat., 
833 Anm. 4 S. 386). Eine unterſchiedliche Behandlung, je 
nachdem, ob der beauftragte Richter einen auswärtigen Zeu⸗ 
gentermin abhält oder der erſuchte Richter, wäre auch nicht 
zu rechtfertigen. 
(Urt. v. 14. Jan. 1933; I 353/31.) 


10. 88 285 ff. ZPO. Der perſönliche Eindruck, 
den ein Zeuge auf den Berichterſtatter gemacht 
hat, darf bei der Urteilsfindung nur dann ver⸗ 
wertet werden, wenn der Richter darüber einen 
Vermerk in das Protokoll gemacht hat. Sonſt 
liegt eine Verletzung nicht nur des 8286 3 P O., 
ſondern auch der 88 285, 128 ZPO. vor. 

Das KG. hat zur Widerklage feſtgeſtellt, daß die Kl. 
im Sommer 1931 mit dem Ehemann A. ehewidrige Beziehun⸗ 
gen unterhalten habe, durch die der Tatbeſtand des $ 1568 
BGB. gegen fie erfüllt worden fei. Es hat dieſe Feſtſtellung 
u. a. auf den perſönlichen Eindruck gegründet, den der eid⸗ 
lich vernommene Zeuge K. und die uneidlich gehörte Zeu⸗ 
gin A. auf den Berichterſtatter gemacht hätten. 

Die Rev. beanſtandet die Verwertung dieſes perſönlichen 
Eindrucks der Zeugen auf den Berichterſtatter im Urt. mit 
Recht. Nach 8 128 ZPO. ift die Verhandlung der Parteien 
über den Rechtsſtreit vor dem erk. Gericht eine mündliche. 
Damit iſt der Grundſatz der Mündlichkeit und Unmittelbar⸗ 
keit der Verhandlung ausgeſprochen. Der Grundſatz der 
Mündlichkeit bedeutet, daß das Gericht eine Entſch. nur 
auf Grund mündlicher Verhandlung treffen und als Prozeß⸗ 
ſtoff nur das ihm in der mündlichen Verhandlung Vor⸗ 
getragene berückſichtigen darf. Darin liegt zugleich, daß die 


erſcheinen. Die vorbereitenden Schriftſätze können ſie auch nach ihrem 
elieben von irgendwelchen geeigneten (oder ungeeigneten) Vertre⸗ 
tern fertigen und einreichen laſſen. Die Fiktion des Amtsverfah⸗ 
rens (im Gegenſatz zur Verhandlungsmarime des Zivilprozeſſes) läßt 
auch die ſchlechteſte und unzureichendſte Vorbereitung und eigene 

ahrnehmung als ausreichend erſcheinen ſelbſt in der mündlichen 
Verhandlung, die ja der Ausgangspunkt für den Anwaltszwang 
des Zivilprozeſſes iſt. 

Wenn aber die Parteien ſich in der mündlichen Verhandlung 
vertreten laſſen wollen, ſo können ſie nur den beim RG. zu⸗ 
gelaſſenen RA. eine Vollmacht erteilen. Es ſteht zwar nicht ſo in 
der BO; dieſe ſagt nur, daß die RGGAnwälte befugt find, eine 
ſolche Vertretung zu übernehmen. Man könnte daran denken, daß 
dieſe Beſt. etwaige Zweifel aus $ 100 Abſ. 2 NAD. beſeitigen 
ſollte; es mag aber als feſtſtehend und richtig anerkannt werden, 
daß für die beim NG. anhängigen Nichtigkeitsprozeſſe nur die RG⸗ 
Anwälte als Prozeß bevollmächtigte tätig werden können. Denn 
dies rechtfertigt ſich aus der beſonderen Organiſation des Reichs⸗ 
e und aus dem Grundgedanken des Lokaliſierungsprinzips, 
das ja nicht irgendwelche Feſſeln ſchaffen, ſondern ein glattes, rei- 
dungsloſes Zuſammenarbeiten zwiſchen Gericht und Anwaltſchaft 
ſicherſtellen soll. 

5 Von dieſem Geſichtspunkt aus läßt ſich rechtfertigen, daß auch 
en dem beauftragten Richter — abweichend von den Vorſchr. der 
SPD. —, wenn überhaupt ein Anwalt, dann nur der beim RG. 
äugelafiene erſcheint; denn der beauftragte Richter iſt Mitglied des 
Gerichts, mit dem dieſer Anwalt zuſammenarbeitet. Hier ſetzen aber 
10 55 Bedenken ein; denn es handelt ſich beim beauftragten Richter 
9 ht mehr um mündliche Verhandlung, von der nun einmal die 
Boglung der anwaltlichen Vertretung nicht zu trennen iſt. Die 
De der. 350. über den Wegfall des Anwaltszwanges vor dem 
der kagge Richter iſt nicht willkürlich, ſondern erklärt ſich aus 
2 edeutung, die gerade der mündlichen Verhandlung beigemeſſen 
bs und dieſer Charakter der mündlichen Verhandlung hat trotz 

Amtscharakters des Verfahrens auch beim RG. feine Bedeutung. 
Wird der beauftragte Reichsrichter nun aber auswärts tätig, 
ſund verblaßt dieſer Zuſammenhang. Auch iſt es mit einer ge- 

en Prozeßökonomie kaum noch vereinbar, daß man die Partei, 


dann 


Verhandlung vor dem erk. Gericht ſelbſt ſtattfinden, alſo 
infojern eine unmittelbare fein muß. 

Auch die Beweisaufnahme iſt grundſätzlich eine unmittel⸗ 
bare, denn fie erfolgt nach 8355 Abſ. 1 Satz 1 ZPO. vor 
dem ProzGer. Wird fie gem. § 355 Abſ. 1 Satz 2 3PO. 
einem Mitglied des ProzcGer. oder einem anderen Gericht 
übertragen, fo haben die Parteien nach 8 285 Abj,2 ZPO. 
das Ergebnis derſelben auf Grund der Beweisverhandlungen 
vorzutragen. Dies gilt auch für die Verhandlung vor dem 
Kollegium nach vorangegangenem einzelrichterlichen Ver⸗ 
fahren. 

Es ſteht nichts im Wege, entſpricht vielmehr, nicht nur 
dem Grundſatz der freien Beweiswürdigung (§ 286 ZPO.) 
ſondern auch dem der Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme, 
daß der perſönliche Eindruck, den ein Zeuge bei ſeiner Ver⸗ 
nehmung auf das erk. Gericht gemacht hat, der Urteils⸗ 
findung zugrunde gelegt wird. Iſt jedoch der Zeuge nicht vor 
dem erk. Gericht vernommen worden, die Beweisaufnahme 
alſo keine unmittelbare geweſen, ſo dürfen nur die gem. 8 285 
Abſ. 2 ZPO. ordnungsmäßig vorgetragenen Beweisverhand⸗ 
lungen von dem erk. Gericht berückſichtigt werden. Beſtand⸗ 
teil dieſer Beweisverhandlungen iſt aber der Eindruck, wel⸗ 
chen ein Zeuge auf den vernehmenden Richter gemacht hat 
nur dann, wenn das Vernehmungsprotokoll einen dahin⸗ 
gehenden Vermerk dieſes Richters enthalt (vgl. RG Warn. 
1931 Nr. 147 ſowie aus neuerer Zeit RG. v. 2. Mai 1932, 
IV 89/32, und v. 24. Febr. 1933, III 215/32). 

Indem nun das KG. ſich auf den Eindruck berufen hat, 
den die Zeugen K. und A. bei ihrer Vernehmung auf den 
Einzelrichter hinſichtlich ihrer Glaubwürdigkeit gemacht haben, 
obwohl das Vernehmungsprotokoll v. 18. Okt. 1932 keinen 
Vermerk über dieſe Eindrücke enthält, hat es gegen 8 286 
ZPO. — deſſen Verletzung zur Zeit nicht gerügt werden 
kann — inſofern verſtoßen, als ſeine überzeugung aus einer 
Beweisaufnahme geſchöpft worden iſt, zu deren Beſtandteil 
dieſer perſönliche Eindruck des Einzelrichters nicht gemacht 
worden iſt. Darauf beſchränkt ſich indeſſen der prozeſſuale 
Verſtoß nicht. Denn der Eindruck der Zeugen auf den Einzel⸗ 
richter iſt weder Gegenſtand des mündlichen Vortrages über 
das Ergebnis der Beweisaufnahme geweſen (8 285 ZPO.), 
noch entſprach die Verwertung dieſes Eindrucks dem Grund⸗ 


will ſie durch einen RA. vertreten ſein, zwingt, ſich einen der 
RG Anwälte für die Wahrnehmung dieſes Termins zu verſchreiben. 
Der alte Beſchl. des R., der dazu führt, daß jeder andere RA. 
zurückgewieſen wird, gibt überhaupt kein Wort einer ſach⸗ 
lichen Rechtfertigung; er jagt nur, fo muſſe es ſein, und es anders 
zu machen, beſtehe kein Grund. Derartige Begründungen findet man 
in der reichsgerichtlichen Rſpr. unter den Ausgangspunkten einer 
„ſtändigen“ Rſpr. nur allzu häufig; fie find keine Begrün⸗ 
dungen. 

Es iſt kaum verſtändlich — und für RA., die dem engen 
Kreiſe des RG. fernſtehen, unfehlbar mit dem Gefühl einer un⸗ 
gerechtfertigten Kränkung verbunden —, wenn an dem Orte, wo 
ein Anwalt ſeinen Sitz hat, wo er vielleicht die Partei beraten, 
von wo aus er den ganzen Prozeß inſtruiert, wenn nicht geleitet 
hat, der aus Leipzig herbeireiſende Reichsrichter ihm kurzerhand er⸗ 
klärt, er ſei von der Mitarbeit bei der Beweisaufnahme ausge⸗ 
ſchloſſen —, während doch die Partei ſelbſt, ſei ſie ſo ungeſchickt wie 
fie wolle, und neben ihr jeder „techniſche Beiſtand“ (keineswegs nur 
der hierzu berufene Patentanwalt) auftreten darf. Das NG. über- 
ſieht vermutlich die pſychologiſchen Widerſtände, die es ſich und ſeiner 
Arbeit ſelbſt mit einer ſolchen Rſpr. gegen die berufenen Vertreter 
von Parteiintereſſen ſchafft. 

Läßt ſich aber wenigſtens noch ein Zuſammenhang mit dem 
an ſich gebilligten Grundſatze herſtellen, ſo verſagt dieſe Recht⸗ 
fertigung vollſtändig, wenn an die Stelle des Reichsrichters der er⸗ 
ſuchte Amtsrichter tritt. Hier den RA., der die Partei ſtändig be⸗ 
treut, oder gar den am Ort der Vernehmung in Verbundenheit mit 
dem Richter arbeitenden Anwalt auszuſchließen, verſtößt gegen die 
elementaren Grundlinien des Aufbaues der Anwaltſchaft; denn hier 
beſteht überhaupt kein Zuſammenhang mehr, der die Ausdehnung 
eines ſchon an ſich nicht allzu feſten und die große Anwaltſchaft 
außerhalb des RG. herabdrückenden Verfahrensgrundſatzes irgend⸗ 
wie rechtfertigen könnte. Wenn alſo für den früheren Beſchl. noch 
eine Brücke des Verſtändniſſes ſich finden ließ — daß im vorl. Falle 
die Notwendigkeit einer unterſchiedlichen Behandlung nicht erkannt 
worden iſt, läßt ſich nur daraus erklären, daß der entſcheidende 
Sen. anwaltſchaftlichen Fragen fremd gegenüberſteht. 

NA. Prof. Dr. W. Fiſcher, Hamburg. 
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ſatz der Unmittelbarkeit (88 128, 355 Abſ. 1 Satz 1), der 
nur da zurücktritt, wo dieſe Verwertung auf Grund einer 
mittelbaren Beweisaufnahme zuläſſig iſt. Auch auf dieſem 
prozeſſualen Verſtoß gegen die 88 128, 285 ZPO. beruht 
das angefochtene Urteil. 

(U. v. 29. Mai 1933; IV 81/33. — Berlin.) [Ka.] 


** 11. 8 340 Ab ſ. 1 Nr. 2 3 P O.; 8276 BGB. Die 
Einſpruchsſchrift braucht nicht unbedingt das 
Wort „Einſpruch“ zu enthalten; es genügt viel⸗ 
mehr jede Wendung, durch welche der Wille, Ein- 
ſpruch einzulegen, unzweideutig zum Ausdruck 
kommt. ) 


(u. v. 12. Juli 1933; III 435/32. — Braunſchweig.) 


12. § 5114 Ab ſ. 1 u. 4 3 P O.; 8112 Gen G. Wird 
im Konkurſe über das Vermögen einer Genoſſen⸗ 
ſchaft der Beſchluß des Konkursgerichtes, durch 
den die Vorſchußberechnung des Konkursver⸗ 
walters für vorläufig vollſtreckbar erklärt, von 
mehreren Genoſſen mit der Klage angefochten, 
fo iſt für dieſe grundſätzlich das AG., erſt bei 
Überſchreitung der Zuſtändigkeitsſumme das LG. 
zuſtändig. Die Berufung iſt deshalb nicht ohne 
Rückſicht auf den Beſchwerdegegenſtand zuläſſig. 
Werden die Klagen mehrerer Genoſſen mit⸗ 
einander verbunden, ſo hängt die Zuläſſigkeit 
der Berufung davon ab, ob für den einzelnen 
Genoſſen die Berufungsſumme gegeben iſt, oder 


Zu 11. I. Die Entſch. iſt, ſoweit fie ſich mit der Frage aus⸗ 
einanderſetzt, ob die Einſpruchsſchrift gem. $ 340 ZPO. unbedingt 
das Wort „Einſpruch“ enthalten müjfe, zutreffend und bemerkens⸗ 
wert. Ihr kommt über den Rahmen des $ 340 ZPO. hinaus Be⸗ 
deutung zu für alle Rechtsmittel, Rechtsbehelfe und Anträge, da ſie 
ganz allgemein den $ 133 BGB. auch auf das formale Prozeßrecht 
für anwendbar erklärt und darüber hinaus in erfreulicher Deutlich⸗ 
keit die Tendenz der ZPO. zur Formfreiheit herausſtellt und maß⸗ 
gebend fein läßt. Die Entſch. ift geeignet, die unteren Gerichte i. S. 
einer nicht formaliſtiſchen, volksverſtandenen Rſpr. zu beeinfluſſen. 

II. Sehr zweifelhaft iſt dagegen die Begründung, mit welcher 
das RG. die Haftung des beklagten Anwalts ablehnt. Es mag richtig 
ſein, daß, wie das RG. ausführt, nur eine entfernte Möglichkeit 
beſtand, daß das LG. in Hildesheim den überaus formſtrengen Stand⸗ 
punkt einnehmen würde, daß eine Einſpruchsſchrift, in der das 
Wort „Einſpruch“ fehle, nicht rechtsgültig ſei. Es erſcheint mir jedoch 
außerordentlich bedenklich, im vorl. Fall die Entſch., ob den Anwalt 
ein Verſchulden trifft, wie das RG., lediglich davon abhängig zu 
machen, ob der Anwalt mit dieſer Möglichkeit rechnen mußte. Das 
RG. hätte vielmehr noch die Frage prüfen müſſen, ob nicht der An⸗ 
walt verpflichtet geweſen wäre, die Einſpruchsſchrift ſo zu verfaſſen, 
daß das Gericht keinen Zweifel über die Ordnungsmäßigheit dieſer 
Einſpruchsſchrift haben konnte und ſomit einer Entſch. hierüber ent⸗ 
hoben war. Das iſt zu bejahen. Der RA. hat eine prozeſſual bevor⸗ 
zugte Stellung, die ihre Rechtfertigung nicht zuletzt in ſeiner Vor⸗ 
bildung und der hierdurch vermittelten Kenntnis des Rechts und 
Rechtsganges findet. Wegen dieſer Rechts⸗ und Gerichtskenntnis wird 
der RA. aber auch von der Partei in Anſpruch genommen. Es muß 
daher von ihm erwartet werden, daß er, ſoweit die Formalien einer 
Prozeßhandlung in Betracht kommen, dieſe jo eindeutig und Korrekt 
vornimmt, daß ein Zweifel an deren Rechtsgültigkeit überhaupt 
nicht aufkommt. Das muß vor allen Dingen dann gelten, wenn 
der vom Anwalt eingeſchlagene Weg eindeutig und klar vom Geſetz⸗ 
geber geregelt iſt. Dieſe Verpflichtung hat der Anwalt ſeiner Partei 
gegenüber, weil er von dieſer hierzu beſtellt iſt; er hat ſie aber auch 
dem Gericht gegenüber entſprechend ſeiner privilegierten Stellung. 
Nicht zu Unrecht wird daher von Stein- Jonas (Komm. zur 
3PO., § 340 Anm. II) bei der Prüfung der Frage, ob das Wort 
„Einſpruch“ erforderlich ſei, ein Unterſchied gemacht, zwiſchen der 
von einer unvertretenen Partei und der von einem Anwalt abge⸗ 
faßten Einſpruchsſchrift. Die Anwaltſchaft ſelbſt ſollte Wert darauf 
legen, daß ein ſolcher Unterſchied gemacht, und ſie nicht jeder rechts⸗ 
unkundigen Perſon gleichgeſtellt wird; denn mit der Forderung auf 
Gleichſtellung würde ſie ihrer bevorzugten Stellung in der Rechts⸗ 
pflege die innere Rechtfertigung entziehen. Erkennt man aber dieſe 
Verpflichtung des Anwalts an, dann handelte der beklagte Anwalt 
im vorl. Falle ſchuldhaft, wenn er im Schriftſatz v. 5. Aug. 1929 
nicht ausdrücklich die Erklärung abgab, daß er gegen das Verſäumnis⸗ 
urteil Einſpruch einlege. Dieſe Formalie iſt jedem Anwalt derartig 
geläufig, daß man ſie beinahe zum Handwerkszeug eines Anwalts 
rechnen kann. Andererſeits war das Fehlen des Wortes „Einſpruch“ 


ob bei Erreichung der Berufungsſumme durch 
Zufammenfajfung mehrerer Genoſſen dieſe ein⸗ 
heitlich durch einen Schriftſatz Berufung ein⸗ 
legen. 

(Beſchl. v. 4. Juli 1933; II B 5, 6/33. — Hamburg.) 


Ku. 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin und 
Generalſtaatsanwalt Dr. Alfred Weber, Dresden. 


13. 8154 StGB. Die Frage, ob eine ſtrafbare 
Eides verletzung vorliegt, wird regelmäßig da⸗ 
durch nicht berührt, daß bei Eidesleiſtung ver⸗ 
fahrens rechtliche Vorſchriften unbeachtet blie⸗ 
ben. In dieſem Falle hat der Strafrichter jedoch 
beſonders genau zu prüfen, welches der wahre 
Sinn der Bekundung iſt. 

Die Rev. weiſt mit Recht darauf hin, daß die in den 
Urteilsgründen geſchilderte Art der Vernehmung des Angekl. 
nicht den Vorſchr. der ZPO. entſprochen hat. Der vernehmende 
Richter hat dem damaligen Zeugen und nunmehrigen Angekl. 
lediglich die von dem Reiſenden L. den Eheleuten H. hinter⸗ 
laſſene Auftragskopie vorgelegt und an ihn die im Beweis⸗ 
beſchluß enthaltenen beiden Fragen gerichtet, ob der (damalige) 
Bekl. H. die in der Auftragskopie aufgeführten Waren be⸗ 
ſtellt habe und ob dieſe Waren einen Wert von 248,50 AM 
repräſentierten. Der Angekl. hat dieſe Fragen dahin beant⸗ 


bei dem ſtrengen Wortlaut des § 340 Ziff. 2 („muß die Erklä⸗ 
rung enthalten, daß gegen das Verſäumnisurteil Einſpruch eingelegt 
werde“), insbeſ. aber auch im Hinblick auf den früheren ſtrengen 
Standpunkt des RG. (RG.: ZW. 1892, 334) geeignet, Zweifel 
an der Rechtsgültigkeit des Einſpruchs bei dem Gericht zu erwecken. 
Die Möglichkeit, daß ein deutſches Gericht bei dem heutigen Stande 
der höchſtrichterlichen Rſpr. dieſem Zweifel zum Opfer fiel und ein 
derartiges formaljuriſtiſches Urt. fällte, mag zwar, wie das NG. 
ausführt, gering geweſen ſein; jedenfalls handelte aber der beklagte 
Anwalt fahrläſſig, wenn er von der naheliegenden und durchaus üb⸗ 
lichen Möglichkeit durch Verwendung des Wortes „Einſpruch“ eine 
zweifelsfreie Prozeßhandlung vorzunehmen, keinen Gebrauch machte. 
So erfreulich es alſo iſt, daß das RG. in der beſprochenen Entſch. 
zu der Streitfrage des § 340 Ziff. 2 ZPO. grundſätzlich Stellung 
genommen hat, ſo wenig konnte es für die im vorl. Rechtsſtreit 
allein zu entſcheidende Frage, ob den Anwalt ein Verſchulden 
treffe, auf die Entſch. dieſer Streitfrage ankommen. 

Das NG. weicht in der vorl. Entſch. offenſichtlich auch von 
jeinem in früheren Entſch. vertretenen Standpunkt zu dieſer Frage 
ab. Die beſprochene Entſch. erwähnt ſelbſt den Grundſatz, daß der 
Anwalt im Zweifel das Verfahren einzuſchlagen habe, das die größere 
Sicherung gegen Schädigung der Partei gewähre. Das iſt unzweifel⸗ 
haft eine der Billigkeit entſprechende Forderung (vgl. Ausführungen 
JW. 1919, 904 ff.). 

Dementſprechend hat das RG. verſchiedentlich entſchieden, daß 
der Anwalt ſchuldhaft handele, wenn er von zwei möglichen Maß⸗ 
nahmen die gefährlichere anrät, obwohl er ſie bei Anwendung der im 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt als ſolche hätte erkennen müſſen 
(vgl. RGB.: JW. 1910, 297; 1921, 893). 

Bei dem dieſen Entſch. zugrunde liegenden Sachverhalt handelt 
es ſich darum, daß einem Anwalt zur Erreichung des von der 
Partei angeſtrebten Zieles zwei rechtliche Möglichkeiten offen ſtan⸗ 
den, und daß er die gefährlichere ergriffen und ordnungsmäßig durch⸗ 
geführt hat. Hierbei handelt es ſich alſo um Fälle, wo dem Anwalt 
ordnungswidriges Verhalten nicht vorgeworfen werden kann. Kommt 
man aber in dieſen Fällen zur Bejahung eines Verſchuldens des An⸗ 
walts, ſo muß das um ſo mehr in dem Falle gelten, wo es ſich 
nicht um die Wahl zwiſchen zwei verſchiedenen Wegen zur Erreichung 
eines Zieles handelt, ſondern um die korrekte, einwandfreie Durch⸗ 
führung eines vom Geſetzgeber in ſeinen Vorausſetzungen genau vor⸗ 
geſchriebenen Weges. 

Das verkennt das RG. offenbar. Es dürfte daher der Anwalt⸗ 
ſchaft mit dem vorliegenden anſcheinend anwaltfreundlichen Urt. des 
NG. wenig gedient fein; denn es iſt nicht anzunehmen, daß das RG. 
mit dieſer Entſch. eine grundſätzlich andere Einſtellung zur Frage 
der Anwaltshaftung einnehmen wollte. Dies anzunehmen, gibt die 
Art der Begründung keine Veranlaſſung. Es dürfte ſich daher für 
jeden Kollegen nach wie vor empfehlen, bei der Vornahme von Pro⸗ 
zeßhandlungen zum mindeſten die üblichen Formalien genau zu 
beachten. RA. Herriger, Düſſeldorf. 


62. Jahrg. 1933 Heft 40] 
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wortet: „Die in der mir vorgelegten Auftragskopie auf⸗ 
geführten Waren ſind von dem Bekl. beſtellt worden. Ich 
kann nicht genau ſagen, ob dieſe Waren einen Wert von 
248,50 RM haben; ich glaube aber wohl ſagen zu dürfen, daß 
ich nach Erteilung des Auftrags angenommen habe, daß es 
ſich um eine Beſtellung von mindeſtens 200 K.. handle.“ Ent⸗ 
gegen den wohlerwogenen Vorſchr. des 8 396 ZPO. (vgl. 


hierzu u. a. Baumbach, Anm. 1 und 2 zu 8 396 i. Verb. m. 


Überſicht 6 vor §373 ZPO.) iſt der Zeuge nicht veranlaßt 
worden, dasjenige, was ihm von dem Gegenſtand ſeiner Ver⸗ 
nehmung bekannt war, im Zuſammenhang anzugeben; auch 
ſind ihm keine weiteren Fragen zur Aufklärung und zur Ver⸗ 
vollſtändigung der Ausſage ſowie zur Erforſchung des Grun⸗ 
des, auf dem ſeine Wiſſenſchaft beruhte, geſtellt worden. Eine 
ſolche — namentlich bei ungenügend beſetzten Gerichten viel⸗ 
fach übliche — Art der Ausführung von Beweisbeſchlüſſen 
durch den erſuchten oder beauftragten Richter liefert zwar 
ſcheinbar ein glattes Ergebnis, beruht aber auf einer Ver⸗ 
kennung der Pſychologie der Zeugenausſage und birgt die 
große Gefahr in ſich, daß das ſcheinbar glatte Ergebnis falſch 
iſt und zu einem falſchen Urteil führt. Der vorl. Fall bietet 
hierfür ein beſonders einleuchtendes Beiſpiel. Eine ſo zu⸗ 
ſtande gekommene Zeugenausſage iſt, ſoweit nicht ihre Verwen⸗ 
dung im weiteren Verlauf des Prozeſſes überhaupt unzuläſſig 
iſt, jedenfalls nur von ganz beſchränktem Wert für die Ent⸗ 
ſcheidung des Rechtsſtreits, in deſſen Verlauf fie abgegeben 
worden iſt. Soweit es ſich aber, wie im gegebenen Fall, um 
die Frage handelt, ob eine ſtrafbare Eidesverletzung vorliegt, 
ändert der Umſtand, daß die Vernehmung gegen verfahrens⸗ 
rechtliche Vorſchr. verſtieß, in der Regel nichts daran, daß 
ihr Ergebnis ein „Zeugnis“ und, ſoweit es falſche Angaben 
enthält, ein „falſches Zeugnis“ i. S. des § 154 StGB. dar⸗ 
ſtellt. Es beſteht nur Veranlaſſung zu beſonders genauer 
Prüfung, welches der wahre Sinn der Bekundung iſt und ob 
eine hiernach feſtgeſtellte objektive Unrichtigkeit auf Vorſatz 
oder Fahrläſſigkeit beruht. Dieſer Pflicht iſt aber das SchwG. 
nachgekommen. 
(1. Sen. v. 19. Mai 1933; 1 D 1134/32.) W.] 


14. 8159 StGB. Der Begriff des „Unterneh⸗ 
mens“ der Verleitung zum Meineid ſetzt nur 
voraus, daß der Verleiter mit der Willens⸗ 
beeinfluſſung begonnen hat. 

Es beſteht kein Zweifel, daß der Angekl. während der 
Unterredung mit St. den Willen, dieſen zur Leiſtung eines 

eineids zu beſtimmen, durch Handlungen betätigt hat, die 
ereits einen Anfang der Ausführungen der Willensbeein⸗ 
fluſſung enthalten, indem er St. den Beweisgegenſtand und 
den weſentlichen Inhalt der ihm zugemuteten Ausſage be⸗ 
lanntgab und ihm eine rechtliche Belohnung verſprach. Daß 
er dabei eine nochmalige Unterredung über die genaueren 
Einzelheiten in Ausſicht ſtellte, ändert an dieſer Beurteilung 
nichts. Denn der Begriff des „Unternehmens“ der Ver⸗ 
leitung zum Meineid erfordert nicht, daß der Verleiter mit 
ſeinen Einwirkungshandlungen bereits zu Ende gekommen 
üt, fondern ſetzt nur voraus, daß der Verleiter mit der 

illensbeeinfluſſung begonnen hat. Dazu genügt es aber, 
wenn dem zu Verleitenden die allgemeine Richtung, in der 
er ausſagen ſoll, bekanntgemacht wird (RSSt. 9, 280 [281]; 
15, 259 260, 261]). In dem Urt. iſt ferner ausreichend feſt⸗ 
geſtellt, daß das, was St. beſchwören ſollte, objektiv unrichtig 
und daß der Angekl. ſich deſſen bewußt war, ſowie daß der 
Angekl. dabei wußte und wollte, daß St., wenn er die ihm 
Sugemutete Ausſage mache, wiſſentlich ein falſches Zeugnis 
ablegen und beſchwören würde. 

(U. v. 18. Mai 1933; 2 D 454/33.) [Hn.] 


15. 88 211, 51 StGB.; $S$ 155 II, 267 St PO. 
b 1. Der Urſachenzuſammenhang zwiſchen einem 
Owußt abgegebenen Schuß und dem Tode des 
fers iſt auch dann gegeben, wenn ſich während 
© Zielens ohne Willen des Täters ein zweiter 
deh uß löste und ſich nicht feſtſtellen läßt, welcher 
der beiden Schüffe die tödliche Wirkung hatte. 

2. Die Ablehnung der Anwendbarkeit des 851 


StGB. bedarf auch dann einer eingehenden Be⸗ 
gründung, wenn ſich zwar nicht der Angekl., wohl 
aber ſein Verteidiger auf dieſen Schuldaus⸗ 
ſchließungsgrund beruft oder ſonſt dem Gericht 
Umſtände bekannt werden, die auf die Möglich⸗ 
keit der Vorausſetzungen des 851 StGB. hin⸗ 
weiſen. f) 

1. Nach den Feſtſtellungen des Urt. kniete der Angekl., 
als er T. auf der Chauſſee einherkommen ſah, durch Gebüſch 
und ein Getreidefeld gedeckt, und von der Chauſſee durch den 
Straßengraben getrennt, nieder, machte das mitgenommene 
Gewehr durch Spannen der Hähne ſchußfertig, wartete bis T. 
ganz aus dem Walde herausgetreten und von dem Mondlicht 
voll beleuchtet war, zielte, in der Abſicht, T. zu töten, nach 
deſſen Kopf und drückte ab. Dabei gingen beide Schüſſe auf 
einmal los. T. wurde getroffen und getötet. Das SchwG. hat 
die Angabe des Angekl., er habe nur einen Hahn des Ge⸗ 
wehrs abgedrückt, der zweite Schuß habe ſich ohne ſeinen 
Willen gelöſt, nicht für widerlegt erachtet. Mit Rückſicht 
hierauf hält die Rev. eine Klärung der Frage für erforderlich, 
ob der erſte — mit dem Willen des Angekl. abgegebene — 
oder der zweite Schuß, der ſich ohne Willen des Angekl. ge⸗ 
löſt hatte, die Tötung des T. zur Folge gehabt habe. Sie 
vertritt den Standpunkt, daß in letzterem Falle der Urſachen⸗ 
zuſammenhang zwiſchen der vorſätzlichen Handlung des Angekl. 
und dem eingetretenen Erfolge nicht gegeben ſei. 

Dieſe Auffaſſung geht fehl. Nach der ſtändigen Rſpr. 
des RG. in Strafſachen iſt als Urſache eines Erfolges jede 
Handlung anzuſehen, die nicht weggedacht werden kann, ohne 
daß der Erfolg entfällt (RGSt. 58, 368; 63, 213; 64, 318). 
Wird dieſe Rechtsauffaſſung zugrunde gelegt, ſo kann die ur⸗ 
ſächliche Verknüpfung der Handlung, die der Angekl. durch 
Abgabe des Schuſſes auf T. ausführte, mit deſſen Tode 
auch dann nicht zweifelhaft ſein, wenn davon ausgegangen 
wird, daß möglicherweiſe nicht derjenige Schuß, den der An⸗ 
gekl. bewußt auf T. abgab, ſondern der Schuß, der ſich ohne 
Willen des Angekl. löſte, den Tod des T. herbeigeführt hat; 
denn, wenn der Angekl. nicht in der Zielrichtung auf T. ab⸗ 
gedrückt hätte, würde auch die Möglichkeit entfallen, daß ſich 
gleichzeitig der zweite Schuß löſte, in lebenswichtige Organe 
des T. eindrang und die tödliche Wirkung herbeiführte. 

Das Schw. hat tatſächlich feſtgeſtellt, daß der Angekl. 
im Bewußtſein der Folgen ſeines Handelns den tödlichen 
Schuß auf T. abgegeben habe. Es hat ſeine Überzeugung nach 
dieſer Richtung auf die Geſtändniſſe geſtützt, die der Angekl. 
dem Kriminalkommiſſar und dem Unterſuchungsrichter ge⸗ 
macht hatte, ſowie auf den Umſtand, daß er auf den Kopf 
des T. gezielt hatte. Damit iſt der Tötungsvorſatz rechtlich 
bedenkenfrei nachgewieſen. Die dagegen gerichteten Angriffe 
der Rev. wenden ſich in unzuläſſiger Weiſe gegen die tat⸗ 


Zu 15. Durch dieſe Entſch. werden hauptſachlich angeregt die 
Fragen 
1. der Rechtsſtellung des Verteidigers gegenüber dem Ver⸗ 
teidigten, 
2. nach Umfang und Grenze der richterlichen Pflicht, ſich über 
die Zurechnungsfähigkeit des Angekl. Klarheit zu verſchaffen. 
1. Man hat den Verteidiger „Parteigehilfe“ genannt und damit 
den Irrtum nahegelegt, als habe er nur das vorzubringen, was der 
Angekl. vorgebracht ſehen will, und als ſei das nicht vom Willen 
des Angekl. mitgetragene Entlaſtungsvorbringen des Verteidigers 
unbeachtlich. Das SchwGürt. ließ nicht deutlich genug erkennen, ob 
nicht etwa auch bei ihm dieſer Irrtum obgewaltet habe; deshalb iſt 
es vom RG. m. E. zu Recht aufgehoben worden. Das NG. befindet 
fi) damit im Einklang mit der h. M. im Schrifttum (f. beſ. 
v. Beling, Reichsſtrafprozeßrecht, § 38 IV, S. 151). Zu anderer 
Entſch. ſchien v. Holtzendorff zu neigen (ſ. Handbuch d. dtſch. 
Strafprozeßrechts I, 1879, S. 405). Er machte eine m. E. in dieſem 
Umfange ſehr bedenkliche Unterſcheidung von notwendigem und ge⸗ 
wähltem Verteidiger. Fur den gewählten Verteidiger behauptet er: 
„Sein Verhältnis zum Klienten iſt abhängig von den beſonderen 
Abreden, die unter den Beteiligten getroffen worden ſind, ſo daß 
der erwählte Vänden zu unterlaſſen oder ob, unter welchen Vorausſetzungen und 
Sicherungsmaßnahmen und wieweit der Kraftwagenführer trotz ſolcher 
Störungen berechtigt iſt, die Fahrt fortzuſetzen. Die Fahrt durch ein 
Jahrmarktgewühl ohne ſtarke Hupenzeichen kann ihm jedenfalls nicht 
geſtattet werden. 

Die Anſicht der Rev., dem Angekl. habe ebenſowenig wie das 
Schieben ſeines Wagens durch die Menge zugemutet werden können, 
ſo lange zu warten und den Motor laufen zu laſſen, bis die die Hupe 
bedienende elektriſche Batterie wieder aufgefüllt worden wäre, enthält 
eine ſtarke Verkennung der Pflicht zur Rückſicht auf die Sicherheit 
des Verkehrs, die als oberſtes Geſetz für die Verkehrsabwicklung zu 
gelten hat. 


(BaydbeG., StrSen., Urt. v. 12. April 1929, RevReg. I Nr. 191/29.) 
* 


3. 8 230 StGB.; § 24 KraftfVerkVO. Umfang der 
Sorgfaltspflicht des Kraftfahrers. Bedeutung des Vor—⸗ 
fahrtsrechts. 5) 

Nach den Feſtſtellungen des BG. mußte der Angekl. nach den 
örtlichen Verhältniſſen bei Anwendung der erforderlichen Aufmerk⸗ 
ſamkeit ſchon vor Beginn ſeines Einbiegens in die Straße „An der 
Mauthalle“ das mit übermäßiger Geſchwindigkeit herankommende 
Kleinkraftrad des G. wahrnehmen, er war ſich bewußt, daß er deſſen 
Fahrbahn kreuzen werde, und mußte damit rechnen, daß es einen. 
Zuſammenſtoß geben werde, wenn er und der Führer des Kraftrades 
mit unverminderter Geſchwindigkeit weiterfahren würden; er Konnte 
und mußte erkennen, daß der Kraftradfahrer ſeine Geſchwindigkeit 
nicht ermäßigte. Deshalb war der Angekl. nach den allgemeinen 
Regeln der Sorgfaltspflicht gehalten, ſeinerſeits Maßnahmen zu 
treffen, um den Zuſammenſtoß zu vermeiden. Er mußte entweder 
ſchneller fahren, um vor dem Kraftrad über den Kreuzungspunkt hin⸗ 
wegzukommen, oder ſeinen Wagen anhalten, um das Kraftrad vor 
dieſem vorüberfahren zu laſſen. Wenn das BG. von dem Angekl. ein 
ſolches Handeln verlangte, hat es die ihm zuzumutende Sorgfalts⸗ 
pflicht keineswegs überſpannt. Ein Kraftfahrer, der die ihm obliegende 
Sorgfalt und Aufmerkſamkeit beobachtet, muß, wenn er die Gefahr 
vor Augen ſieht, unter allen Umſtänden die nach Lage der Sache ge⸗ 
botenen, ihm nicht unmöglichen Vorkehrungen treffen, um ein Un⸗ 
glück zu verhüten. Er darf ſich insbeſ. nicht darauf verlaſſen, daß 
der andere gefährdete Wegebenützer im letzten Augenblicke noch das 
Verkehrsübliche tun werde und tun könne, um ſeinerſeits dem Unfalle 
vorzubeugen. Er darf, ſelbſt wenn er ſieht, daß der andere mutwillig 
oder tollkühn die Gefahr heraufbeſchwört, nicht rückſichtslos und un⸗ 
bekümmert um den Ausgang weiterfahren. Der Angekl. hat durch 
Mißachtung dieſer Regeln pflichtwidrig gehandelt. Da er nicht auch 
einer Übertretung des KraftfGG. ſchuldig geſprochen wurde, wäre es 
an ſich gleichgültig, ob er ſich zugleich gegen eine beſondere verkehrs⸗ 
polizeiliche Vorſchrift vergangen hat oder nicht. Es ſoll aber doch, da 
das BG., allerdings ohne weitere Begründung, eine Verfehlung des 
Angekl. gegen § 24 KraftfVerkVO. angenommen und die Rev. die 
Zuläſſigkeit dieſer Annahme bekämpft hat, auf die Frage eingegangen 
werden, ob ein Fall des Vorfahrtrechtes hier gegeben war und 
welchem der beiden Fahrer dieſes zuſtand. 

Der Umſtand, daß es ſich um ein Zuſammentreffen zwiſchen 
Kraftwagen und Kleinkraftrad handelt, iſt nicht von entſcheidender 
Bedeutung; denn nach § 48 KraftfVerkVoO. gilt auch für Kleinkraft⸗ 
räder und ihre Führer der § 24 KraftfVerk VDO. 

Der im Schrifttum (vgl. Miaſkowſki: Das Autorecht 1928, 
Sp. 169) vereinzelt vertretenen Anſchauung, daß von einem Vor⸗ 
fahrtsfalle begrifflich nicht geſprochen werden könne, wenn zwei 
Fahrzeuge ſich zunüchſt auf derſelben Straße aufeinander zubewegen 
und dann eines davon die Fahrbahn des anderen ſchneidend in eine 
einmündende oder kreuzende Straße hineinfährt, kann nicht bei⸗ 


Zu 3. A. Gegen den erſten Abſatz der Entſch. iſt nichts ein⸗ 
zuwenden. Nicht zu folgen vermag ich aber der Auffaſſung, daß 
§ 24 zweiter Halbſ. KraftſVerkVoO. ſich auch auf das Kreuzen von 
Fahrzeugen auf derſelben Straße beziehe. Die Entſch. gibt ſelbſt 
zu, daß anſcheinend der Geſetzgeber an dieſen Vorfahrtsfall nicht 
gedacht habe. Schon die Tatſache, daß der zweite Halbſatz („im 
übrigen .) von dem erſten nur durch einen Strichpunkt ge- 
trennt iſt, beweiſt aber, daß auch in dem zweiten Halbſatz nur die 
gleichen Vorausſetzungen wie im erſten gelten ſollen, daß alſo min⸗ 
deſtens zwei ſich kreuzende oder ineinander einmündende Straßen 
gegeben ſein müſſen. Die Frage iſt demnach lediglich, ob 8 24 
zweiter Halbſatz analog auf den Fall angewandt werden kann, 
daß auf derſelben Straße zwei Fahrzeuge ihren Weg kreuzen. 


gepflichtet werden. Die Frage der Vorfahrt ergibt ſich immer, wenn 
die Fahrbahnen zweier Fahrzeuge im Winkel aufeinanderſtoßen und 
ſich ſchneiden; denn in dieſem Falle muß ſtets, wenn nicht ein Zu⸗ 
ſammenſtoß erfolgen ſoll, das eine der gleichzeitig am Schnittpunkte 
zuſammentreffenden Fahrzeuge vor dem andern den Schnittpunkt 
durchfahren. Auch in dem erwähnten Falle haben die Fahrzeuge nur 
eine Zeitlang zwei parallel nebeneinanderlaufende Fahrbahnen, im 
Augenblicke des Einbiegens aber verläßt das eine Fahrzeug dieſe Bahn 
und ſchlägt eine die Fahrbahn des anderen Fahrzeugs ſchneidende 
Bahn ein; die Gefahr des Zuſammenſtoßes im Kreuzungspunkte be⸗ 
ſteht in der gleichen Weiſe, ob nun das eine Fahrzeug aus der ein⸗ 
mündenden Straße in die gerade Straße heraus oder aus der geraden 
in die einmündende Straße hineinfährt und dabei die Fahrbahn des 
anderen Fahrzeugs ſchneidet. 

Ob der Geſetzgeber bei der Regelung des Vorfahrtsrechts auch den 
hier gegebenen Vorfahrtsfall im Auge gehabt hat, läßt ſich allerdings 
weder aus der Faſſung des 8 24 KraftfVerkVO. noch aus der Ent» 
ſtehungsgeſchichte der Vorſchrift beſtimmt feſtſtellen. Im erſten Halb⸗ 
ſatz iſt zweifellos nicht an ſolche Fälle gedacht, vielmehr iſt das Vor⸗ 
fahrtsrecht nur für den Fall geregelt, daß an einer Straßenkreuzung 
oder ⸗einmündung zwei Kraftfahrzeuge zuſammentreffen, von denen 
das eine von der einmündenden Straße von geringerer Bedeutung auf 
den Hauptverkehrsweg herauskommt, auf dem das andere fährt. Aber 
mit den Worten des zweiten Halbſatzes: „im übrigen hat das von 
rechts kommende Fahrzeug die Vorfahrt“ kann ſowohl ſprachlich wie 
dem Sinne nach ein Doppeltes geſagt ſein: entweder ſollen die im 
erſten Halbſatz aufgeſtellten Vorausſetzungen eines Vorfahrtrechts 
— Straßenkreuzung oder ⸗einmündung und Herausfahren des einen 
Fahrzeugs von der einen Straße in die vom anderen Fahrzeuge be⸗ 
fahrene andere Straße — auch hier ſtillſchweigend verlangt ſein und 
die Abweichung nur darin beſtehen, daß die beiden Straßen nicht im 
Verhältniſſe von Seitenweg und Hauptverkehrsweg zueinander, ſon⸗ 
dern als Wege von gleichem Range nebeneinander ſtehen, oder es 
ſollen damit alle anderen Vorfahrtsfälle geregelt ſein, die außer dem 
im erſten Halbſatze geordneten Falle noch denkbar ſind. Das Vor⸗ 
fahrtsrecht war früher in der KraftfVerkVoO. nicht geregelt, ſondern 
nur in einzelnen ſtädtiſchen Straßenordnungen behandelt. Wenn nun 
auch dieſe ortspolizeilichen Vorſchriften, wenigſtens zum Teil (vgl. 
z. B. 823 Abſ. 4 der ortspol. Vorſchr. der Pol Dir. München vom 
23. Jan. 1923), das Vorfahrtsrecht nur für den Fall ordneten, daß 
zwei Fahrzeuge auf verſchiedenen Straßen im Winkel aufeinander zu⸗ 
fahren, ſo iſt dadurch keineswegs ausgeſchloſſen, daß der Geſetzgeber 
der Verkehrsordnung, als er bei der Anderung und Ergänzung 
ſeiner Vorſchriften am 5. Dez. 1925 eine allgemeine Regelung des 
Vorfahrtsrechts für den Kraftfahrzeugverkehr ſchuf, eine erſchöpfende 
Ordnung beabſichtigte und ſeine Vorſchrift in allen Fällen angewendet 
wiſſen wollte, in denen eine Vorfahrt des einen von zwei bei einer 
Straßenkreuzung oder ⸗einmündung im Winkel zuſammentreffenden 
Fahrzeugen überhaupt in Frage kommen Kann. Dieſe Abſicht der er⸗ 
ſchöpfenden Regelung liegt im Gegenteile bei dem Beſtreben, durch die 
Verkehrsordnung einheitliches Recht zu ſchaffen, nahe. Sollte aber 
auch der Geſetzgeber bei der Erlaſſung der Vorſchrift nicht an den hier 
gegebenen Vorfahrtsfall gedacht haben, ſo muß doch nach dem ver⸗ 
nünftigen Willen des Geſetzes die Vorſchrift auch hier angewendet 
werden, weil die Faſſung dieſe Anwendung zuläßt und das Ver⸗ 
Rehrsbedürfnis fie erheiſcht. 

Da für den Angekl. das Kraftrad das von rechts kommende 
Fahrzeug war, hätte er ihm die Vorfahrt laſſen müſſen. Der Angel. 
hat ji ſomit auch gegen den § 24 KraftfVerkVoO. verfehlt und 
unter dieſem Geſichtspunkte pflichtwidrig gehandelt. 

Durch fein pflichtwidriges Verhalten hat der Angekl. eine Be⸗ 
dingung zum Eintritte des rechtswidrigen Erfolges geſetzt, dieſen alſo 
verurſacht. Gegen die Annahme des BG., daß der Erfolg für den 
Angekl. vorherſehbar war, beſtehen keine rechtlichen Bedenken. Wenn 
auch der Kraftradfahrer G. mitſchuldig war, ſo ſchließt dies das Ver⸗ 
ſchulden des Angekl. nicht aus. Das Verhalten des G. hob auch die 
Vorherſehbarkeit des Erfolges nicht auf; es lag nicht außerhalb des 
Rahmens der täglichen Erfahrung und wurde auch von dem Angehl. 
beobachtet, ſo daß die Frage, ob er damit rechnen mußte, gar nicht 
aufgeworfen werden kann. 

(Bayob s., StrSen., Urt. v. 6. Nov. 1928, RevReg. I Nr. 688/28.) 
* 


Das iſt m. E. zu verneinen; denn die Verhältniſſe liegen bei 
Fahrzeugen, die auf paralleler Fahrbahn fahren, weſentlich ver⸗ 
ſchieden von dem in 8 24 behandelten Fall. Das Verlaſſen der 
Fahrbahn auf ein und derſelben Straße iſt im 8 26 geregelt. 
Fahren die Fahrzeuge in der gleichen Richtung und will das eine 
die Fahrbahn verlafjen, jo hat es notwendig ein Vorfahrtsrecht vor 
den ihm folgenden; fahren die Fahrzeuge aber aufeinander zu, ſo 
haben ſie genügend Gelegenheit, ihre Fahrt ſo ſorgfältig einzu⸗ 
richten, daß ein Zuſammenſtoß vermieden wird. Einer ausdrück⸗ 
lichen Regelung bedarf es alſo gar nicht. 
. Prof. Dr. H. Peters, Berlin. 


B. Vgl. Os. Jena unten S. 2832 Nr. 2. 
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4. 5 21 KraftfG.; $ 24 KraftfVerkVO. Die Voraus⸗ 
ſetzungen des Vorfahrtsfalles find rein objektiv zu be⸗ 
urteilen; es fragt ſich nur, ob an einer Straßenkreuzung 
oder einmündung zwei Kraftfahrzeuge in der Weiſe zu⸗ 
ſammenkommen, daß Gefahr beſteht, ſie könnten zuſammen⸗ 
ſtoßen, wenn ſie ihre Fahrtrichtung und Fahrgeſchwindig⸗ 
keit nicht ändern. Der aus dem Seitenwege kommende 
Fahrzeugführer, der ein für alle mal verpflichtet iſt, einem 
auf dem Hauptverkehrswege derart in der Nähe befind⸗ 
lichen Kraftfahrzeuge die Vorfahrt zu laſſen, iſt natur⸗ 
notwendig auch gehalten, ſich im einzelnen Falle zu ver⸗ 
gewiſſern, ob für ihn ein tatſächlicher Anlaß beſteht, einen 
anderen vorfahren zu laſſen. f) 

Er darf ſich nicht darauf verlaſſen, daß ein auf dem Haupt- 
verkehrswege ſich bewegender Kraftfahrer ſeine Annäherung an 
die Straßeneinmündung durch Hupenzeichen anzeigen werde; der 
letztere bleibt vorfahrtsberechtigt, auch wenn er Warnungszeichen 
unterläßt, und abgeſehen davon weiß jeder Kraftfahrer, daß 
Warnungszeichen vielfach überhört werden. Es mag im einzelnen 
Falle für den aus dem Seitenwege kommenden Kraftfahrer 
ſchwer ſein, ſich Gewißheit darüber zu verſchaffen, ob er ohne Ge⸗ 
fahr in den Hauptverkehrsweg einfahren kann, aber die bloße 
Schwierigkeit entbindet ihn ſeiner Verpflichtung nicht. Die Sicher⸗ 
heit des Verkehrs geht allem anderen vor. Der Führer muß ſich 
unter allen Umſtänden vor der Einfahrt die nötige Gewißheit 
verſchaffen. In der Regel wird dazu ganz langſames und vor⸗ 
ſichtiges Einfahren genügen; ſollte es aber nur in der Weiſe mög⸗ 
lich ſein, daß der Führer anhält, abſteigt und ſich durch Einblick 
in den Hauptverkehrsweg unterrichtet, ſo muß er auch dieſe Un⸗ 
bequemlichkeit auf ſich nehmen. Dadurch, daß er ſelbſt Warnungs⸗ 
zeichen gibt, genügt er ſeiner Verpflichtung nicht. Er kann nicht 
wiſſen, daß ſeine Hupenzeichen von dem anderen Führer gehört 
werden, und kann ſich auch nicht darauf verlaſſen, daß der andere 
Führer ſeinerſeits anhält oder ſonſtige Vorbereitungen dafür trifft, 
daß aus einer Nichtbeachtung des Vorfahrtsrechtes kein Unheil 
entſteht. Allerdings darf auch nicht der auf dem Hauptverkehrs⸗ 
wege fahrende Fahrer auf ſein Vorfahrtsrecht pochend jede Vor⸗ 
ſicht beiſeite laſſen und Fahrvorſchriften, ſo insbeſ. die Pflicht des 
§ 18 Abſ. 2 KraftfVerk VO. zu langſamem Fahren an unüber⸗ 
ſichtlichen Wegeſtellen und die Warnungspflicht des 8 19 Kraftf⸗ 
VerkVO., mißachten, aber ein Verſchulden des Führers in dieſer 
Hinſicht macht den aus dem Seitenwege kommenden Führer, der 
ſeine Pflichten verletzt, nicht ſtraflos. 

(BayObeLG., StrSen., Urt. v. 2. Nov. 1928, RevReg. I Nr. 662/28.) 
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5. 8 216 Abſ. 4 (jetzt: 23) KraftfVerkVo. v. 5. Dez. 
1928/28. Aug. 1926. Der Begriff der unüberſichtlichen Weg⸗ 
ſtelle deckt ſich nicht vollſtändig mit dem der Behinderung 
des Überblickes über die Fahrbahn i. ©. des 8 18 Abi. 2 
KraftfVerkVoO.; er hat nur die durch die objektive Be⸗ 
ſchaffenheit der Wegſtelle verurſachte Behinderung des 
Überblicks im Auge, nicht auch wie in 8 18 Abſ. 2 die Un⸗ 
überſichtlichkeit infolge einer augenblicklichen Verkehrs- 
lage. }) 

An dieſer in dem Urt. des erk. Sen. v. 31. Mai 1927, RevReg. I 
Nr. 155/27 eingehend begründeten Rechtsauffaſſung wird feſtgehalten. 


Zu 4. A. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß rein ob⸗ 
jektiv zu beurteilen iſt, ob die Vorausſetzungen eines Falles von 
Vorfahrtrecht vorliegen, daß es alſo nicht darauf ankommen 
kann, ob der Führer das von rechts kommende Fahrzeug zu⸗ 
fällig geſehen hat. Der dem $ 24 KraftfVerkVoO. zugrunde liegende 
Gedanke iſt ja gerade, daß die Hauptaufmerkſamkeit des Führers 
ſich auf die von rechts her einmündenden und kreuzenden Straßen 
richte, damit dadurch die Fahrtgeſchwindigkeit des anderen von 
links her weniger unterbrochen werde. Die Durchführung einer 
ſolchen, der Verkehrsſicherheit dienenden Vorſchrift ſetzt aber die 
genaue Beachtung von ſeiten aller Verkehrsbeteiligten voraus. 
Jeder Kraftfahrzeugführer muß ſich daher bei jeder Wegekreuzung 
oder von rechts her einmündenden Straße vergewiſſern, ob kein 
mit dem Vorfahrtrecht ausgeſtattetes anderes Kraftfahrzeug ſeine 
eigene Durchfahrt hindert. Dieſe Pflicht liegt ihm ebenſo ob wie die 
übrigen Sorgfaltspflichten. Kann der Führer nicht in die zu kreuzende 
Straße nach rechts einwandfrei Einblick nehmen, ſo liegt, wie das 
Gericht durchaus zutreffend feſtſtellt, ein Fall des § 18 Abſ. 2 
a. a. O. vor. Man kann demnach obiger Entſch. Wort für Wort 
zuſtimmen. Prof. Dr. H. Peters, Berlin. 

B. Vgl. Bay Obe G. Nr. 5. 


Zu 5. Zu der hier angeſchnittenen Frage des Verhältniſſes 
von 8 18 Abſ. 2 KraftfVerk Vo. (Behinderung des Überblicks über 
die Fahrbahn) zu 8 21b — jetzt § 23 — bj. 4 KraftfVerkVO. 
(unüberſichtliche Wegeſtelle) vermag ich, wie bereits in der Urteils⸗ 
beſprechung JW. 1927, 2232 dargelegt, die vom Bay obe. gegebene 
Auslegung nicht ganz zu billigen, wonach die Behinderung des Über⸗ 
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Zu den dort angegebenen Gründen kommt noch der ſich aus Abſ. 2 
der Beſtimmung ergebende hinzu. Denn die Vorſchrift, daß an einer 
Halteſtelle haltende Schienenfahrzeuge nur an beſtimmter Seite uſw. 
überholt werden dürfen, geht offenſichtlich davon aus, daß ein Über⸗ 
holen ſolcher Fahrzeuge an ſich nicht verboten iſt. Ein ſolches Verbot 
würde aber nach Abſ. 4 beſtehen, wenn die Unüberſichtlichkeit der 
Wegſtelle i. S. des § 21 b Abſ. 4 auch durch einen gerade in der Fahr⸗ 
bahn befindlichen, den Überblick vorübergehend hemmenden Gegenſtand, 
hier durch einen Straßenbahnzug, bewirkt werden könnte. Eine andere 
Auslegung des Abſ. 4 würde auch zu einer vom Geſetzgeber ſicher nicht 
gewollten Einengung des Straßenverkehrs führen. Die Frage, ob hier 
überhaupt ein „Überholen“ i. S. des Geſetzes vom Vorderrichter feſt⸗ 
geſtellt ift, bedarf keiner Nachprüfung, der von der Str. bei der 
Übertretung angenommene rechtliche Geſichtspunkt des § 21 b Abſ. 4 
KraftfVerkVoO. hat vielmehr ſchon aus dem erörterten Grunde aus⸗ 
zuſcheiden. 

Dagegen iſt dem feſtgeſtellten Sachverhalt der Tatbeſtand einer 
Übertretung des $ 18 Abſ. 2 KraftfVerkVOO. einwandfrei zu entnehmen. 
Der Überblick über die Fahrbahn war danach dem Angekl. durch den 
links von ihm fahrenden Straßenbahnzug benommen, auch war die 
Sicherheit des Fahrers durch die ſchlüpfrige Beſchaffenheit des Weges 
beeinträchtigt. Der Angekl. hätte daher jo langſam fahren müſſen, daß 
er ſein Fahrzeug auf kürzeſte Entfernung zum Stehen bringen konnte. 
Gegen dieſe Verpflichtung hat er verſtoßen. Er iſt viel zu raſch ge⸗ 
fahren, mit einer Stundengeſchwindigkeit, die vielleicht ſogar die für 
geſchloſſene Ortſchaften zugelaſſene Höchſtgrenze von 30 km überſtieg. 
Der Senat hat ſchon wiederholt (zuletzt RevReg. I Nr. 130/28) aus⸗ 
geſprochen, daß ein Fahren mit derartigen Geſchwindigkeiten ein lang⸗ 
ſames Fahren i. S. der Vorſchrift nicht iſt. Hieran iſt feſtzuhalten. 
Wenn der amtliche Sachverſtändige die Meinung vertreten hat, der 
Angehl. ſei im Intereſſe der ſchnelleren Abwicklung des Verkehrs 
berechtigt geweſen, ſogar mit einer Geſchwindigkeit von mehr als 
30 km dem Straßenbahnzug vorzufahren, ſo ſetzt ſich eine derartige 
Auffaſſung bewußt über die geſetzlichen Vorſchriften hinweg. Dem 
können die Gerichte unmöglich folgen. Eine Urſache hört nicht des⸗ 
halb auf, eine ſolche zu ſein, weil außer ihr noch andere Urſachen, 
ſog. Zwiſchenurſachen, zur Herbeiführung des Erfolges beigetragen 
haben. Trotz des Verhaltens der Z. blieb die Handlungsweiſe des 
Angel. eine Urſache für den eingetretenen Erfolg, denn man kann 
ſie nicht wegdenken, ohne daß dadurch der Erfolg entfiele. Das eigene 
Verhalten des Mädchens iſt, abgeſehen vom Strafmaß, nur für den 
inneren Tatbeſtand, für die Frage der Vorherſehbarkeit, von Bedeutung. 

Gegenſtand der Vorherſehbarkeit muß zwar ſtets das jeweils 
eingetretene Ereignis ſein, es iſt aber nicht erforderlich, daß der Täter 
den urſächlichen Verlauf in ſeiner konkreten Geſtaltung, in allen ſeinen 
Einzelheiten erkennen konnte. Nur wenn zur Herbeiführung des Er⸗ 
folges Umſtände mitgewirkt haben, die völlig außerhalb des Rahmens 
der gewöhnlichen Lebenserfahrung liegen, fehlt es an dem Erfordernis 
der Vorherſehbarkeit, der Täter kann für ſolche Umſtände nicht ver⸗ 
antwortlich gemacht werden. Das Verhalten des Mädchens ſtellt einen 
Umſtand dieſer Art nicht dar. Es iſt eine tägliche Erſcheinung, daß 
Fußgänger in der Nähe von auf der anderen Straßenſeite liegenden 
Halteſtellen noch kurz vor dem Eintreffen der Straßenbahn die Straße 
überqueren, um noch rechtzeitig zur Halteſtelle zu gelangen. Mit dieſer 
Möglichkeit hat der Angekl. ſogar gerechnet. Er kann daher nicht 
geltend machen, daß das Überqueren der Straße durch die Z. vor dem 
ſchnellfahrenden Straßenbahnzug jeder Lebenserfahrung widerſprochen 
habe und daß er nicht damit haben rechnen können. Daß er bei Fort⸗ 


blicks ſich nur auf die objektive Beſchaffenheit der Wegeſtelle be⸗ 
ziehen ſoll. Für die Entſch. iſt jedoch im vorl. Falle dieſe Meinungs⸗ 
verſchiedenheit ohne Bedeutung. 

Bedenken beſtehen lediglich für den am Ende der Entſch. er⸗ 
wähnten Fall, daß die Z. nach Erreichung der Gehbahn in Verletzung 
der Verkehrsdiſziplin die Fahrbahn unerwartet wieder betreten habe. 
Gewiß kann man nicht behaupten, daß ein derartiges Verhalten der 3. 
völlig außerhalb des Rahmens der gewöhnlichen Lebenserfahrung liege. 
Es hieße aber ſchließlich einen geordneten Kraftfahrzeugverkehr in 
der Großſtadt lahmlegen, wenn man jedem Kraftfahrzeugführer die 
Pflicht auferlegen wollte zu überlegen, ob an einer Straßenbahn⸗ 
halteſtelle oder ſonſtwo wartende Perſonen unſchlüſſig find und ob ſie 
etwa — unter Außerachtlaſſung der heute bei jedem Großſtädter ohne 
weiteres vorauszuſetzenden Grundlagen von Verkehrsdiſziplin — im 
nächſten Augenblick, ohne Umſchau zu halten, die Fahrbahn betreten 
wollen. Gewiß kann man darüber ſtreiten, welches Maß von Ver⸗ 
kehrsdiſziplin beim Fußgänger der Großſtadt als ſelbſtverſtändlich 
unterſtellt werden kann und ob im vorl. Falle dieſes Maß erreicht iſt; 
aber man wird es unter keinen Umſtänden — trotz gelegentlicher ent⸗ 
gegenſtehender Ausnahmen — als vorherſehbare Tatſache bezeichnen 
und daraus einem Kraftfahrzeugführer einen Vorwurf machen können, 
daß in belebter Gegend einer Großſtadt ein Fußgänger, ohne einen 
ſeitlichen Blick auf die Fahrbahn zu werfen, dieſe betritt. Inſofern 
ſcheint mir auch dieſe Entſch. allzuſehr die — unberechtigten — ſub⸗ 
jektiven Intereſſen fahrläſſiger Fußgänger gegenüber den objektiven 
Bedürfniſſen des modernen Kraftfahrzeugverkehrs zu ſchützen, ohne 
daß dafür die KraftfVerkVO. eine zwingende Vorſchrift enthält. 

Prof. Dr. H. Peters, Berlin. 
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ſetzung der Fahrt mit der bisher eingehaltenen übermäßigen Ge⸗ 
ſchwindigkeit eine unter den angegebenen Umſtänden die Straße über⸗ 
querende Perſon überfahren und tödlich verletzen könne, deſſen hätte 
er ſich, wie ſich von ſelbſt verſteht und auch dem angefochtenen Urteil 
als Feſtſtellung zu entnehmen iſt, bewußt ſein müſſen. Für den Fall, 
daß der Angekl. die Z. beim Überqueren der Straße überfahren hat, 
ſteht daher ſeine Verantwortlichkeit für den tödlichen Unfall außer 
Zweifel. Das gleiche iſt aber auch für den Fall anzunehmen, daß 
die Z. die Gehbahn ſchon erreicht hatte und in die ſoeben verlaſſene 
Fahrbahn wieder zurückgegangen war. Denn es entſpricht ebenfalls der 
Erfahrung des täglichen Lebens, daß in der Nähe von Halteſtellen 
der Straßenbahn Perſonen von der Gehbahn aus, ohne ausreichende 
Umſchau zu halten, alſo in Verletzung der Verkehrsdiſziplin, die Fahr⸗ 
bahn betreten und in dieſer zur Halteſtelle gehen. Die Str. hat, 
ohne damit an die von dem Ungekl. zu beobachtende pflichtmäßige 
Aufmerkſamkeit und Überlegung beim Führer des Kraftwagens über⸗ 
mäßige Anforderungen zu ſtellen, angenommen, daß der Angekl. auch 
mit dieſer Möglichkeit rechnen, ſie alſo vorausſehen konnte. Er mußte 
um ſo mehr mit ihr rechnen, als er, wie ſchon hervorgehoben wurde, 
unmittelbar vorher bei dem Mädchen ein unſchlüſſiges Verhalten be⸗ 
obachtet hatte, das nach der Lebenserfahrung weitere Unvorſichtigkeiten 
befürchten ließ. 

(Baydbsch, StrSen., Urt. v. 11. Jan. 1929, RerReg. I Nr. 837/28.) 

* 


6. 8 4 Abf. 1 Nr. 5 KraftfVerkVoO. Zur Beleuchtungs⸗ 
pflicht von ſtehenden Kraftfahrzeugen, insbeſondere an 
Parkplätzen. f)!) 

Der Angekl. hat nach Eintritt der Dunkelheit feinen Perſonen⸗ 
Kraftwagen völlig unbeleuchtet auf dem Marienplatz vor dem Rathaus 
in M. längere Zeit ſtehen laſſen. Hierwegen verurteilt, rügt er un⸗ 
richtige Anwendung des ſachlichen Rechts und macht namentlich 
geltend: Es ſei an ſich ſchon eine unberechtigte Forderung, wenn 
man verlange, daß ein im hellen Lichte einer großſtädtiſchen 
Straßenbeleuchtung ſtehen gelaſſenes Kraftfahrzeug eine den geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften genügende Eigenbeleuchtung haben müſſe. Sicher 
aber dürfte dieſe Forderung für den Fall nicht aufrechterhalten wer⸗ 
den, daß das Fahrzeug auf einem von der Polizei beſtimmten und 
als ſolchen erkenntlich gemachten Parkplatze hinterſtellt werde. Dabei 
dürfe kein Unterſchied zwiſchen den durch ihre Lage, ihre natürliche 
Beſchaffenheit oder durch beſondere deutlich wahrnehmbare Ein⸗ 
richtungen vom öffentlichen Verkehr abgeſchiedenen Parkplätzen und 
ſolchen auf öffentlichem Verkehrsgrunde befindlichen Parkplätzen ge⸗ 


1) Vgl. OLG. Dresden unten S. 2837 Nr. 11. 


Zu 6. 1. über die Beleuchtungspflicht zum Stillſtand ge⸗ 
brachter Kraftfahrzeuge iſt die Rſpr. bislang zu keinem einheitlichen 
Ergebnis gelangt. Nach der einen Auffaſſung muß gemäß 8 4 Abſ. 1 
Nr. 5 KraftfVerk Vo. jedes Kraftfahrzeug bei Dunkelheit mit zwei 
die ſeitliche Begrenzung anzeigenden hellbrennenden Laternen ver⸗ 
ſehen ſein, alſo auch dann, wenn es unter einer fremden Lichtquelle 
ſteht (KG. v. 25. Nov. 1927, EntſchErgBd. 7, 252; v. 6. Aug. 
1928: VerkR. 1929, 86; OLG. Hamburg v. 5. Mai 1927: DR. 
1927 II, 341; v. 31. Jan. 1928: HöchſtRRſpr. 1928 Nr. 1270; 
OLG. Naumburg v. 31. März 1926: Jurgdſch. 1926 II Nr. 1326; 
DRG. Dresden v. 17. April 1929: JW. 1929, 2067; v. 9. April 
1929: JW. 1929, 2066; OLG. Roſtock v. 15. Juni 1928: Höchſt⸗ 
RRſpr. 1928 Nr. 1869; OLG. Braunſchweig v. 14. März 1929: 
HöchſtRRſpr. 1929 Nr. 1197). Nach der anderen Anſicht, die bereits 
feit Jahren von Müller (84 Anm. 10 KraftfVerk VO.) verfochten 
wurde, iſt der Zweck der geſetzlichen Beſtimmung erfüllt, wenn die 
ſeitliche Begrenzung durch fremde Lichtquellen hinreichend erkennbar 
wird, ſo daß dann eine Eigenbeleuchtung nicht erforderlich iſt 
(Och. Königsberg v. 15. Juni 1928: HöchſtRRſpr. 1928 Nr. 1869; 
OL. Stuttgart v. 19. Juni 1929: JW. 1929, 2068; OLG. Frank⸗ 
furt v. 7. Mai 1929: VerkR. 1929, 284: OLG. Stettin. 2 8 539/28; 
OLG. Jena v. 31. Mai 1929: unten S. 2839 Nr. 17; DAR. 1929, 299). 

Das BayObR®. ift in bemerkenswerter Weiſe von den üblichen 
Pfaden der Urteilsbegründung abgewichen, inſofern es in der grund⸗ 
legenden Entſch. v. 26. Juni 1928 (HöchſtRRſpr. 1929 Nr. 76), auf 
die das vorl. Urteil Bezug nimmt, zunächſt unterſucht, ob ſich 
8 4 KraftfVerk VO. überhaupt auf ſolche Kraftfahrzeuge, die ſich nicht 
in Bewegung befinden, mithin nicht aktiv am Verkehr beteiligt 
find, bezieht. Es verneint dies (in Anlehnung an Oberländer⸗ 
Bezold S. 58), da die geſetzliche Forderung zweier Lampen, die 
den Lichtſchein 20 m auf die Fahrbahn werfen, bei ſtehenden Fahr⸗ 
zeugen des Sinnes entbehre, vielmehr hier auch ſchwachbrennende 
Lampen entgegenkommende Wegebenutzer auf das ſtehende Fahrzeug 
hinreichend aufmerkſam machen. 

Die Konſeguenz der Auffaſſung des Bay Obe. iſt, daß für 
haltende Kraftfahrzeuge in der KraftfVerkVoO. keine Beleuchtungs⸗ 
vorſchriften beſtehen. Dieſes Ergebnis iſt unbefriedigend, ja ver⸗ 
Rehrsgefährdend. So verſucht das Bay Obs G. auf dem Umweg über 
die Beſtimmungen der StraßVerkdO. zu helfen, die nach 8 2 Abſ. 1 
KraftfVerkVoO. ſinngemäß auch für Kraftfahrzeuge gelten (Theorie 


macht werden, die zwar nicht ſo klar und erkennbar abgegrenzt, aber 
immerhin durch Aufſtellung oder Anbringung des allgemein zur 
Kenntlichmachung von Parkplätzen verwendeten Schildes gekenn⸗ 
zeichnet ſeien. Der vor dem Rathaus auf dem Marienplatz in M. 
für die einreihige Aufſtellung von Kraftfahrzeugen beſtimmte Park⸗ 
platz entſpreche dieſen Anforderungen; denn fein Anfang und fein 
Ende ſei durch Aufſtellung je einer Tafel mit dem P- Zeichen ge⸗ 
nügend erkennbar gemacht. In Kraftfahrkreiſen beſtehe die Meinung, 
daß an dieſer Stelle ebenſo wie auf ähnlichen Parkplätzen in anderen 
Städten Kraftfahrzeuge in der Nacht ohne Eigenbeleuchtung auf⸗ 
geſtellt werden dürften. 

Der Rev. mußte der Erfolg verſagt bleiben. 

Der erk. Sen. hat in der Frage der Beleuchtung auf öffent- 
lichem Wege aufgeſtellter Kraftfahrzeuge ſeinen Standpunkt in der 
grundſätzlichen Entſch. v. 26. Juni 1928, RevReg. I Nr. 309/28, 
eingehend dargelegt. Er hat von vorneherein nicht verkannt, daß 
ſich gegen die Heranziehung des 8 17 der oberpolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften über den allgemeinen Verkehr auf öffentlichen Wegen 
(Straßen VerkO.) v. 8. Mai 1926 gewiſſe Bedenken geltend machen 
laſſen. Allein er hat keinen anderen Weg geſehen, den Kraftfahr⸗ 
verkehr von der Beobachtung der ſtrengen und weitergehenden, aber 
für ſtehengelaſſene Kraftfahrzeuge nach ſeiner Überzeugung nicht 
paſſenden Beleuchtungsvorſchrift des § 4 Abſ. 1 Nr. 5 KraftfVerk Vd. 
zu entbinden. Mit dieſer Löſung der Beleuchtungsfrage iſt für die 
Kraftfahrer eine durch die Verkehrsbedürfniſſe nicht verbotene Er⸗ 
leichterung erreicht; denn ſonſt müßten in Ermangelung anderer 
geſetzlicher Beſtimmungen der KraftfVerk VDO. die ſtehengelaſſenen 
Kraftfahrzeuge ebenſo wie die in der Fahrt begriffenen nach der 
Vorſchrift des 8 4 Abſ. 1 Nr. 5 KraftfVerkVoO. beleuchtet werden. 
Der Senat findet keinen begründeten Anlaß, bei der derzeitigen 
geſetzlichen Regelung von dem eingenommenen Standpunkte wieder 
abzugehen. Er kann ſich insbeſ. der Erwägung nicht anſchließen, 
daß die Pflicht zur Beleuchtung des ſtillſtehenden Fahrzeugs, die 
ihre vernunftmäßige Grenze in dem Zwecke der Vorſchrift, dem 
Schutze der Öffentlichkeit, finde, dann entfalle, wenn der Zweck in 
anderer Weiſe, z. B. durch das Vorhandenſein einer genügenden 
großſtädtiſchen Straßenbeleuchtung gewährleiſtet jet Müller, 
Automobil., 4. Aufl., S. 486). Die Vorſchrift enthalt ein all⸗ 
gemeines Gebot und läßt Ausnahmen für beſondere Fälle nicht 
zu, und zwar aus guten Gründen. Denn es müßten ſofort Zweifel 
und Unſicherheiten darüber entſtehen, was unter einer genügenden 
ſonſtigen Beleuchtung zu verſtehen iſt. Der Kraftfahrer hat überdies 
auf die Fortdauer der beim Aufſtellen des Fahrzeugs vorgefundenen 
fremden Beleuchtung des Standortes weder einen Auſpruch noch den 


der Reflexwirkung). Die Heranziehung des 8 17 Straß VerkO. halte 
ich jedoch für verfehlt, da die Faſſung ſeines Abſ. 3 keine Analogie 
auf den Kraftfahrzeugverkehr zuläßt. Er verbietet grundſäßzlich das 
Stehenlaſſen unbeſpannter Fuhrwerke bei Dunkelheit auf öffentlichen 
Wegen. Nur für den Fall, daß die Weiterfahrt aus beſonderen Grün⸗ 
den nicht erfolgen kann, alſo gewiſſermaßen techniſch unmöglich iſt, 
erklärt der Verordnungsgeber vorſorglich, daß die Deichſel hoch⸗ 
zuſchlagen und das Fahrzeug zu beleuchten iſt. Wenn man alſo 
das Kraftfahrzeug einem unbeſpannten Fuhrwerk gleichſetzen will, 
ergibt ſich aus § 17 Straß Verkd. weiter nichts, als daß — ab⸗ 
geſehen von dem hier nicht vorl. Fall, daß das Fahrzeug nicht 
weiterzubringen iſt — das Stehenlaſſen bei Nacht, gleichviel ob in 
beleuchtetem oder unbeleuchtetem Zuſtand, unzuläffig iſt. Bei anderer 
Auslegung zerreißt man den Zuſammenhang zwiſchen Satz 2 und 
Satz 1 des 817 Abſ. 3 Straß Verkd. Wenn man aber das Kraft⸗ 
fahrzeug einem beſpannten Fuhrwerk gleichſtellt, findet nicht 817 
Straß Verk., ſondern 8 4 Straß Verk. Anwendung, der mit 8 4 
Abſ. 1 Nr. 5 KraftfVerkVo. dem Sinne nach gleichlautend it und 
damit nach Anſicht des Bay Obe. für ſtehende Fahrzeuge nicht zu⸗ 
trifft. M. E. bleibt nur die Alternative, 8 4 KraftfVerk Vo. auch 
auf nicht in Bewegung befindliche Fahrzeuge anzuwenden oder aber 
eine Lücke des Geſetzes zuzugeſtehen, die durch die Beſtimmungen der 
StraßVerkO. nicht ausgefüllt wird. 

2. Wenn in dem Urt. weiterhin die Anſicht Müllers, daß bei 
Fremdbeleuchtung der Zweck der Vorſchrift des 8 4 Abſ. 1 Nr. 5 
KraftfVerk VO. erreicht ſei, mit der Begründung abgelehnt wird, 
daß die fremde Beleuchtung verſagen könne, ſo iſt dieſe Argumen⸗ 
tation deswegen nicht überzeugend, weil auch die Eigenbeleuchtung des 
Fahrzeugs jederzeit verſagen kann und häufig genug verſagt. Zu⸗ 
zugeben iſt, daß die Müller ſche Theorie eher Unklarheiten auf⸗ 
kommen laſſen kann, als die Eigenbeleuchtungstheorie. 

3. Was über die Beleuchtung auf Parkplätzen innerhalb 
öffentlicher Wege und Plätze ausgeführt wird, iſt vom Standpunkt 
der Eigenbeleuchtungstheorie richtig. 

4. Es wird zweifellos höchſte Zeit, daß der Geſetzgeber der 
Beleuchtung ſtehender Fahrzeuge ſein Augenmerk widmet. Es iſt 
rechtsethiſch unerträglich, daß in einer für die Kraftfahrer und die 
Verkehrsſicherheit wichtigen Frage die OSG. ſich in zwei Lager 
ſpalten, ſo daß der Kraftfahrer, der in einem großen Teile Deutſch⸗ 
lands freigeſprochen wird, in anderen Bezirken der Beſtrafung 
unterliegt. RA. Dr. K. Volkmann, Düſſeldorf. 
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geringſten Einfluß. Wenn man ihn auch für verpflichtet hält, beim 
Verſagen der fremden Lichtquelle die eigene Beleuchtung einzu⸗ 
ſchalten, ſo würde damit nicht verhütet werden, daß aufgeſtellte 
Fahrzeuge, bet denen ſich doch in der Regel der Führer nicht be⸗ 
findet, längere Zeit ohne eigene und ohne genügende fremde Be⸗ 
leuchtung ſtehen und ſo eine erhebliche Gefahr für den Verkehr 
bilden würden; die Überbürdung der Gefahr des Verſagens der 
fremden Beleuchtung auf den Führer gewährleiſtet keineswegs einen 
hinlänglichen Schutz der Öffentlichkeit. 

Wenn hiernach grundſätzlich an der Notwendigkeit der Be⸗ 
leuchtung ſtehender Kraftfahrzeuge feſtgehalten werden muß, ſo bleibt 
nur die Frage zu entſcheiden, ob bei Aufſtellung des Fahrzeugs auf 
einem Parkplatze die Beleuchtungspflicht entfällt. Sinn und Zweck 
der Beleuchtungsvorſchrift iſt wie bei allen Verkehrsvorſchriften die 
Ordnung und Sicherheit auf den öffentlichen Wegen und Plätzen 
(86 Abſ. 1 Nr. 2 Kraftf®.). Sie bezieht ſich ſachlich nur auf Kraft⸗ 
fahrzeuge, die auf öffentlichen Wegen und Platzen aufgeſtellt werden. 
Daß ein Kraftfahrzeug nicht beleuchtet ſein muß, wenn es ſich zwar 
auf einer beſtimmten Fahrt, alſo im Verkehr, befindet, aber 
während vorübergehender Fahrtunterbrechung in einem umfriedeten 
Privathof oder in einem Einſtellraum aufgeſtellt iſt, kann nicht 
bezweifelt werden; es iſt während dieſer Zeit dem Verkehrsbereich 
entrückt und kann dem öffentlichen Verkehre keine Gefahr be⸗ 
reiten. Für die Frage, ob die Aufſtellung eines Kraftfahrzeugs auf 
einem ſog. Parkplatz von der Pflicht zur Vorkehrung der Eigen⸗ 
beleuchtung entbindet, iſt alſo entſcheidend, ob der Parkplatz er⸗ 
kennbar und in derartiger Weiſe vom öffentlichen Verkehrsgrund 
abgetrennt und abgegrenzt iſt, daß auf ihm ein durchgehender Ver⸗ 
kehr nicht ſtattfindet. Soweit das nicht der Fall iſt, muß auch die 
Beleuchtung eines auf dem Parkplatz aufgeſtellten Kraftfahrzeugs in 
der erörterten Weiſe verlangt werden. 

Der ſog. Parkplatz am Marienplatz in M. entſpricht nach den 
getroffenen Feſtſtellungen dieſen Vorausſetzungen nicht. 

Die irrtümliche Annahme des Angel., daß er auf dieſem 
Platze ſeinen Wagen unbeleuchtet ſtehen laſſen dürfe, kann ihn als 
Strafrechtsirrtum vor Beſtrafung nicht ſchützen 

(BaydbsG., StrSen., Urt. v. 28. Mai 1929, RevReg I Nr. 323/29.) 
* 


7. Nach 8 16 KeaftiVertBdO. trifft den Führer des 
Kraftfahrzeugs die Verantwortung für den vorſchrifts⸗ 
mäßigen Zuſtand der Ladung auch dann, wenn er das 
Aufladegeſchäft nicht ſelbſt beſorgt, dieſes vielmehr von 
anderen, feiner Leitung und Beaufſichtigung nicht unter 
ſtellten Perſonen vorgenommen wird. 

Wenn auch mangels einer ausdrücklichen Vorſchrift von dem 
Führer eine beſondere Sachkunde bezüglich der Verladung des zu be⸗ 
fördernden Frachtgutes nicht verlangt werden kann, ſo muß ihm doch, 
da ihm die Verantwortung für die Ordnungsmäßigkeit der Ladung 
auferlegt iſt, ſoviel zugemutet werden, daß er mit der ihm als Führer 
allgemein obliegenden Sorgfalt den Zuſtand der Ladung prüft und 
Mängel der Ladung verhütet oder abſtellt, von denen er nach ſeiner 
Erfahrung oder nach der bei ihm vorausgeſetzten, für ſeine Be⸗ 
rufstätigkeit erforderlichen Einſicht die Herbeiführung eines der in 
8 4 Abf. 10 KraftfVerk VO. verpönten Erfolge befürchten muß. Iſt er 
zur Abſtellung nicht imſtande, ſo bleibt ihm zur Abwendung ſeiner 
Verantwortung nichts weiter übrig, als die Führung des Fahrzeugs 
abzulehnen. Die Verantwortung des Führers für den vorſchrifts⸗ 
mäßigen Zuſtand der Ladung beſteht nicht nur für die Dauer der Be⸗ 
förderungsfahrt. Die Beförderung eines Gutes iſt erſt vollendet, 
wenn die beabſichtigte Ortsveränderung geſchehen iſt. Auch beim Ab⸗ 
laden des Gutes am Ziele der Fahrt kann durch die Ladung eine 
Beſchädigung von Perſonen oder Sachen bewirkt werden, die auf die 
Verteilung, Verwahrung oder Befeſtigung der Ladung zurückzuführen 
iſt. Dann haftet der Führer ſtrafrechtlich, weil er die Urſache des 
Unfalles durch Vernachläſſigung der ihm durch die Vorſchriften der 
88 4 Abf. 10, 16 KraftfVerk VO. auferlegten Pflichten geſetzt hat. Ob er 
das Abladen ſelbſt beſorgt, iſt für dieſe Haftung nicht entſcheidend. 
Deshalb kann hier auch die Frage unerörtert bleiben, ob das Ab⸗ 
laden noch zum „Betrieb“ des Kraftfahrzeugs gehört und ob durch 
einen dabei eintretenden Unfall die Schadenserſatzpflicht des 87 
KraftfG. begründet wird. 

(Baybbeck., StrSen., Urt. v. 7. Mai 1929, RevReg. I Nr. 289/29.) 
* 


8. 5 17 Abſ. 1 KraftfVerkVo. beruht auf der Er- 
wägung, daß nach dem heutigen Stande der Technik jede 
beläſtigende Rauchentwicklung eines Kraftfahrzeugs ver— 
mieden werden kann, und iſt zwingender Natur. 

Er gilt für jedes Kraftfahrzeug, nicht nur für die neueren Wagen, 
ſondern mangels Übergangsbeſtimmungen für ſolche auch für die 
älteren Wagen. Wenn heute jedes Kraftfahrzeug ſo gebaut ſein muß, 
daß jede Beläſtigung von Perſonen durch Rauch ausgeſchloſſen iſt, 
und wenn der Führer eines jeden Kraftfahrzeugs dafür verantwortlich 
iſt, daß eine Beläſtigung von Perſonen durch Rauch in keinem Falle 


eintritt, ſo kann eine auf der älteren Bauart eines Fahrzeugs be⸗ 
ruhende Unvermeidbarkeit einer Rauchentwicklung nicht dazu führen, 
den Kraftfahrzeugführer als nicht verantwortlich anzuſehen, ſondern 
nur dazu, ihm die Berechtigung zur Benutzung eines derartigen, 
den Vorſchriften nicht genügenden Fahrzeugs abzusprechen (vgl. 
OLG. Braunſchweig v. 8. Nov. 1928: Höchſtangtſpr. 1929 Nr. 689). 
Die Angekl. wußte, daß ihr Wagen älterer Bauart iſt und 
daß ſolche leicht rauchen, und ſie hätten vorherſehen können, daß der 
Wagen bei der von ihr eingeſchlagenen Fahrweiſe rauchen werde. Sie 
hätte alſo, wenn dem Übel nicht durch Außerjt vorſichtige Bedienung 
des Fahrzeugs abzuhelfen war, die Benutzung des Wagens im öffent⸗ 
lichen Verkehr unterlaſſen müſſen. Mit dieſer Auffaſſung ſteht der 
Erſtrichter auf dem Boden der Rſpr. (Bay obs. 27, 100; Os. 
Dresden: JW. 1928, 373; OLG. Braunſchweig: HöchſtRRſpr. 1929 

Nr. 689). 
(BayobsG., StrSen., Urt. v. 12. April 1929, RevReg. I Nr. 192ſ/8.) 

* 


9. 8 24 KraftfVerkVO. Die Vorausſetzungen des 
Vorfahrtsfalles ſind rein objektiv zu beurteilen. Der 
aus dem Seitenwege kommende Fahrzeugführer, der ein 
für allemal verpflichtet iſt, einem auf dem Hauptverkehrs⸗ 
wege in der Nähe befindlichen Kraftfahrzeuge die Vor» 
fahrt zu laſſen, iſt naturnotwendig gehalten, ſich im 
einzelnen Falle zu vergewiſſern, ob für ihn ein tatſäch⸗ 
licher Anlaß beſteht, einen anderen vorfahren zu laſſen, 
und die Einfahrt zu unterlaſſen, ſolange er ſich nicht 
dieſe Gewißheit verſchafft hat. 

Die Erlangung der Gewißheit, ob er ohne Gefahr in den Haupt⸗ 
verkehrsweg einfahren kann, mag im Einzelfalle für ihn ſchwer ſein, 
aber die bloße Schwierigkeit entbindet ihn nicht ſeiner Verpflichtung. 
Die Sicherheit des Verkehrs geht allem vor (vgl. BayObsG., Urt. 
v. 2. Nov. 1928, RevReg. I Nr. 662/28: D. Auto. 1928, 492). 


(BayD5LG., StrSen., Urt. v. 26. April 1929, Revneg. L Nr. 124/29.) 
* 


10. 5 27 KraftfVerkVoO. Der Beſtand und die Ver- 
bindlichkeit eines durch Hochhalten oder ſeitliches Aus- 
ſtrecken eines oder beider Arme gegebenen Haltezeichens 
dauert nicht etwa nur ſo lange, als der Polizeibeamte den 
Arm oder beide Arme in dieſer Lage hält und erlöſchen 
nicht etwa, ſobald der Zeichengebende den Arm oder die 
beiden Arme ſinken läßt. 

Die Zeichengebung in dieſer Weiſe wäre nicht voll durchführbar. 
Denn es würde an die phyſiſche Leiſtungsfähigkeit der Verkehrs⸗ 
polizeibeamten eine unerfüllbare Forderung geſtellt, wenn man von 
ihnen verlangen wollte, daß ſie ausnahmslos für die ganze, im groß⸗ 
ſtädtiſchen Verkehr oft recht erhebliche Dauer der Zeichengebung die 
Arme ununterbrochen hochhalten. Es muß vielmehr als Fee 
Wille dieſer Vorſchriften gelten, daß das Zeichen, wenn es einmal 
durch Ausſtrecken eines oder beider Arme gegeben iſt, auch wenn die 
Arme herabgenommen werden, ſo lange in ſeiner Wirkung fortdauert, 
als ſich aus der Geſamthaltung des das Zeichen gebenden Polizei⸗ 
beamten für die Verkehrsteilnehmer deſſen Wille, es aufrecht zu 
erhalten und fortbeſtehen zu laſſen, deutlich und unverkennbar er⸗ 
gibt. So wird auch tatſächlich die Zeichengebung im Verkehr ge⸗ 
handhabt. 

(BayobsG., StrSen., Urt. v. 23. April 1929, RevReg. I Nr. 232/29.) 


* 


= 

11. 8 28 Abſ. 1 Satz 2 Kraftf Verk. verbietet die 
Aufſtellung zum Stillſtand gelangender Kraftwagen an 
ſcharfen Wegkrümmungen. 

Die Wahl des Wortes „an“ ſtatt „in“ ſtellt außer Zweifel, daß 
damit nicht nur eine Aufſtellung im Zuge der Krümmung ſelbſt ver⸗ 
pönt iſt, ſondern auch eine ſolche, bei der der Wagen zwar in den 
Auslauf der Krümmung, aber doch ſo nahe bei ihr zu ſtehen kommt, 
daß die durch die Krümmung gegebene Verkehrserſchwerung ſich 
noch auf den Aufſtellungsort auswirkt. 

Der von der Rev. vermißten weiteren Feſtſtellung, daß dieſe 
Aufſtellung eine Verkehrsbehinderung tatſächlich herbeigeführt habe 
oder doch geeignet geweſen ſei, ſie herbeizuführen, bedurfte es nicht. 
8 28 Abſ. 1 Satz 2 verbietet die Aufftellung an ſcharfen Wegkrüm⸗ 
mungen ſchlechthin. Der Geſetzgeber, der in Satz 1 dem Führer eines 
Kraftwagens es zur Pflicht macht, es fo aufzustellen, daß es den 
Verkehr nicht behindert, verbietet durch Satz 2 die Aufſtellung in 
vier von ihm beſonders aufgeführten Einzelfällen, darunter an ſcharfen 
Wegkrümmungen noch ausdrücklich und allgemein, weil er die Auf⸗ 
ſtellung dort ohne weiteres im Intereſſe einer ſicheren und ungetörten 
Verkehrsabwicklung für unzuläſſig erachtet (vgl. BayobsG. v. 
5. Jan. 1928: JW. 1928, 3190 5). 


(BayObsG., StrSen., Urt. v. 10. Mai 1929, RevReg. I Nr. 181/29.) 
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a) Zivilſachen. 
Berlin. I. Materielles Recht. 


1. 88 KraftfG.; § 278, 631 BGB. Der Halter einer 
Autodroſchke haftet aus dem Beförderungsvertrag, falls 
der von ihm zwecks Vornahme einer Reparatur hinzuge⸗ 
zogene Autoſchloſſer eine Probefahrt unternimmt und in 
Anſchluß daran einen Fahrgaſt gegen Entgelt aufnimmt 
und dieſer dann während der Fahrt einen Unfall erleidet. 7) 

Nach der eidlichen und durchaus glaubwürdigen Ausſage des 
bei dem Bekl. zu 1 (Halter) im Dienſt ſtehenden Chauffeurs B. 
wollte dieſer am 10. Mai 1928 gegen 4 Uhr nachmittags ſeine 
Nachtſchicht antreten. Der Bekl. zu 1 war zugegen. B. mußte aber, 
nachdem er eine kleine Strecke gefahren war, zurückkehren, da 
die Fußbremſe nicht in Ordnung war. Auf Veranlaſſung des Bekl. 
zu 1 ſah der Autoſchloſſer W. (Bekl. zu 2) das Auto nach und er⸗ 
klärte dann, eine Probefahrt machen zu müſſen. Der Bekl. zu 1 
ſtand dabei und war damit einverſtanden. W. fuhr daraufhin los. 
Der Zeuge B. wartete bis ½9 Uhr abends auf die Rückkehr. In 
der Nacht vom 10. bis 11. Mai 1928 gegen 3—4 Uhr vormittags 
nahm W. in Moabit den Kl. als Fahrgaſt auf. Das Schild der 
Taxe ſtand auf „frei“. Auf der Fahrt nach Schöneberg ereignete 
ſich dann der Unfall. Von dieſem Unfall erhielt der Bekl. zu 1 
erſt am 11. Mai vormittags Kenntnis. 

Es iſt zwar richtig, daß W. als Autoſchloſſer, der im übrigen 
auch nicht im Beſitze eines Droſchkeuführerſcheins war, nicht aus⸗ 
drücklich das Auto von dem Bekl. zu 1 zur Aufnahme von Fahr⸗ 
gäſten überlaſſen erhalten hat, daher auch nicht zum Abſchluß von 
Beförderungsverträgen allgemein ermächtigt war. 

Andererſeits iſt die Behauptung des Bekl. zu 1, der im 
übrigen mit ſeinen Angaben über den Sachverhalt gewechſelt hat, 
die Benutzung des Autos durch W. an dem fraglichen Tage ſei 
hinter feinem, des Bekl. zu 1, Rücken durch den Chauffeur B. 
erfolgt, als widerlegt anzuſehen. Denn wie B. bekundet, war der 
Berl. ſelbſt zugegen, als W. die Probefahrt antrat, und hat hier⸗ 
gegen keinerlei Einwendungen erhoben. Er hat insbeſ. keine An⸗ 
ordnungen über die Dauer der Probefahrt bzw. der Strecke, wo ſie 
ſtattfinden ſollte, gegeben. Er hat ſich auch ſpäter nicht darum ge⸗ 


Zu 1. Die Entſch. iſt in ihrer Begründung nicht unbedenk⸗ 
lich, auch kann füglich bezweifelt werden, ob das Ergebnis, wie 
ſie ſagt, dem „allgemeinen Rechtsempfinden“ entſpricht. 

Keine Haftung ergibt ſich aus dem Kraftf®. v. 3. Mai 1909. 
Das Urteil gründet aber eine ſolche auf einen zwiſchen dem Fahr⸗ 
zeughalter und dem Verletzten beſtehenden Beförderungsvertrag, 
aus welchem der Fahrzeughalter nach $ 278 BGB. das Ver⸗ 
ſchulden ſeines Erfüllungsgehilfen, hier des Autoſchloſſers, in 
gleichem Umfang wie eigenes Verſchulden zu vertreten habe. Aber 
war zwiſchen dem Fahrzeughalter und dem Verletzten wirklich 
ein Beförderungsvertrag zuſtande gekommen? Ja, ſagt das KG., 
und zwar durch den Autoſchloſſer, der nach Lage des Falles als 
„Bevollmächtigter“ des Fahrzeughalters zu gelten habe. Nun iſt 
es gewiß richtig und auch allgemein anerkannt, daß eine Voll⸗ 
macht zum Abſchluß von Rechtsgeſchäften, ſoweit ſich nicht aus be⸗ 
ſonderen Formvorſchriften etwas anderes ergibt, nicht ausdrücklich 
erklärt zu werden braucht, ſondern auch aus den Umſtänden ge⸗ 
folgert werden kann. Es iſt keine glückliche Redewendung, wo 
ſolche Umſtände vorliegen, von einer „ſtillſchweigenden“ Bevoll⸗ 
mächtigung zu ſprechen, denn es kommt einer Fiktion gleich, wenn 
aus dem Stillſchweigen allein, aus der bloßen Paſſivität, ein Be⸗ 
vollmächtigungswille gefolgert wird. Viel eher läßt ſich in Er⸗ 
weiterung des in 8172 BGB. zum Ausdruck kommenden Ge⸗ 
dankens die dem Verkehrsbedürfnis entſprechende, namentlich von 
Wellſpacher (Das Vertrauen auf äußere Tatbeſtände, S. 95 ff.; 
vgl. auch Max Rümelin: Archzivpr. 93, 300 f.) begründete 
Regel aufſtellen, daß, wer einen andern in eine äußere Stellung 
gebracht hat, mit welcher nach der Verkehrsauffaſſung eine Voll⸗ 
macht zum Abſchluß von Rechtsgeſchäften auf einem beſtimmten 
Gebiete verbunden iſt, das rechtsgeſchäftliche Haudeln des andern 
auf dieſem Gebiete ſo gegen ſich gelten laſſen muß, wie es von 
Dritten nach Treu und Glauben aufgefaßt werden durfte (dgl. aus 
der reichen Judikatur namentlich RG. 65, 295 = JW. 1907, 249; 
73, 349; 100, 48; 105, 185). Aber dieſe Regel darf nicht zu 
Übertreibungen führen. Man muß ſich doch gegenwärtig halten, 
daß ſie im Geſetz nirgends ausdrücklich ausgeſprochen iſt, daß aber 
auch nicht der Schutz der Verkehrsſicherheit überall der allein 
ausſchlaggebende Gejichtspunkt fein kann, ſondern dieſer Geſichts⸗ 
punkt nur inſoweit durchſchlägt, als nach den Umſtänden des 
Falles eine Beurteilung des ganzen Verhältniſſes nach Treu und 
Glauben dies rechtfertigt. Im vorliegenden Falle hat der Eigen⸗ 
tümer des Kraftwagens dem Autoſchloſſer nur zum Zwecke der 
Vornahme einer Reparatur und anſchließend zum Zwecke einer 
Probefahrt den Beſiz des Wagens überlaſſen. Entſpricht es Treu 
und Glauben, dem Eigentümer damit das Riſiko jedes Mißbrauchs 


kümmert, ob und wann W. von feiner angeblichen Probefahrt 
zurückgekehrt iſt. 

Es iſt nun ein allgemeiner Rechtsgrundſatz, daß die Duldung 
eines beſtimmten Verhaltens eines Dritten ausreichen kann, um die 
Erteilung einer Vollmacht ſtillſchweigend anzunehmen. Es muß 
alſo derjenige, der eine Perſon nach außen hin in eine Stellung 
bringt, die ſie als Bevollmächtigter erſcheinen läßt, die von dieſer 
Perſon innerhalb des Vertretungskreiſes vorgenommene Rechts⸗ 
handlung als in ſeinem Namen geſchehen gegen ſich gelten laſſen. 
Im vorliegenden Falle hat der Bekl. zu 1 ein Verhalten an den 
Tag gelegt, durch das dem W. erſt die Möglichkeit gegeben wurde, 
nach außen hin als zur Aufnahme von Fahrgäſten berechtigter an⸗ 
geſtellter Chauffeur zu erſcheinen. Wenn ein Autodroſchkenbeſitzer 
einem Dritten, der nicht im Beſitze des Droſchkenführerſcheins iſt, 
den Wagen zu Probefahrten überläßt, fo muß er hinreichende An⸗ 
weiſungen geben und Vorkehrungen treffen, damit die Fahrt ledig⸗ 
lich eine Probefahrt bleibt und nicht dazu benutzt wird, Fahrgäſte 
aufzunehmen. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob derartige Probe⸗ 
fahrten überhaupt auf einer dem öffentlichen Verkehr dienenden 
Straße zu unternehmen ſind. Auf jeden Fall muß der Unternehmer, 
wenn er dies zuläßt, dem Fahrer genaue Anweiſungen über die 
Strecke und über den Zeitpunkt der Rückkehr geben bzw. die Rück⸗ 
kehr kontrollieren laſſen; falls es techniſch überhaupt nicht möglich 
iſt, die Taxameteruhr die ganze Zeit außer Betrieb zu ſetzen. Trifft 
der Unternehmer aber keine ſolche Anordnungen, kümmert er ſich 
vielmehr, wie im vorliegenden Fall, wo W. mit Wiſſen und Willen 
des Bekl. zu 1 die Probefahrt antrat, überhaupt nicht darum, wo⸗ 
hin W. fuhr, und wie lange er ausblieb, dann mußte er von vorn⸗ 
herein mit der Möglichkeik rechnen, daß W. die Gelegenheit wahr⸗ 
nehmen würde, ſich durch die Aufnahme von Paſſanten einen 
Nebenerwerb zu verſchaffen. Denn derartige „Schwarzfahrten“ ſind 
in einer großen Stadt, wie Berlin, keineswegs ſelten. Dieſes 
paſſive Verhalten des Behl. zu 1 reicht nach Anſicht des Senats 
aus, um daraus den Schluß zu ziehen, daß der Bekl. zu 1 von 
Anfang an nichts dagegen einzuwenden hatte, wenn W. dieſe ſo⸗ 
genannte Probefahrt weiter ausdehnte und dazu benutzte, in die 
Stadt zu fahren und dem Publikum ſich zu Fahrten zur Verfügung 
zu ſtellen. Eine derartige Schlußfolgerung drängt ſich hier um jo 
mehr auf, als es ſonſt unverſtändlich wäre, wie der Behl. zu 1, 
der gegen 4 Uhr nachmittags bei der Abfahrt zugegen war, ſich 


und damit eine Haftung aufzubürden, die über das Maß der 
außervertraglichen Haftung, wie ſie nach dem KraftfG. beſteht, 
noch weit hinausgeht? Nach § 7 Abſ. 3 Satz 2 dieſes Gef. wäre 
ja der Fahrzeughalter, ſofern ohne ſein Wiſſen und ohne ſeinen 
Willen ein anderer das Fahrzeug benutzt (oder hier über die Zeit 
der geſtatteten Probefahrt hinaus benutzt) hätte und dabei irgend⸗ 
ein Dritter, nicht im Fahrzeug Beförderter, zu Schaden gekommen 
wäre, zum Erſatz dieſes Schadens nur verpflichtet, wenn die Be⸗ 
nutzung des Fahrzeugs durch ſein (des Halters) Verſchulden 
ermöglicht worden wäre. Treu und Glauben gebieten, meine ich, 
Rückſicht nach beiden Seiten hin. Es iſt billig, die Rückſicht auf 
das Intereſſe des dritten Kontrahenten vorherrſchen zu laſſen, 
wenn der Unternehmer vernünftigerweiſe mit der Möglichkeit 
rechnen muß, daß der von ihm in eine beſtimmte Stellung Ge⸗ 
brachte in ſeinem Namen Geſchäfte abſchließt, ſo wenn er ihn mit 
einer Tätigkeit betraut, mit welcher üblicherweiſe eine Ermächtigung 
zu gewiſſen Geſchäften verbunden iſt oder wenn er es wiederholt 
widerſpruchslos geſchehen ließ, daß der andere für ihn als Ber 
vollmächtigter auftrat, oder wenn er wiederholt die Überſchreitung 
der Vollmacht durch den andern duldete; aber wohl nicht dann, 
wenn das Handeln des andern, wie hier, als ein ungewöhnlicher, 
ſogar mit Strafe bedrohter (wegen Fahrens ohne Führerſchein, 
8 24 Ziff. 1 Krafti®.) Mißbrauch ſich darſtellt, mit dem zu rechnen 
dem Geſchäftsherrn ſelbſt dann nicht zuzumuten iſt, wenn er im 
großſtädtiſchen Kraftwagenbetrieb tatſächlich manchmal vorkommt. 
Das KG. ſelbſt gibt zu, daß in vielen Fällen der Schwarzfahrt, 
fo wenn der Wagen geſtohlen war, das Publikum nicht geſchützt 
werden kann. Sollte wirklich, ſoweit es auf die hier zu ent⸗ 
ſcheidende zivilrechtliche Haftungsfrage ankommt, der Grundſatz der 
Wahrung von Treu und Glauben für den hier offenbar vor⸗ 
liegenden Fall des kurtum usus eine andere Beurteilung recht⸗ 
fertigen als für den des Diebſtahls? 

Merkwürdig iſt auch, daß das KG. kein Bedenken darin 
findet, eine Vollmacht zu konſtruieren und aus ihr Rechtsfolgen 
zu ziehen, durch deren wirkliche Erteilung der Halter des Kraft⸗ 
fahrzeugs ſich ſtrafbar gemacht hätte; ſtrafbar iſt nämlich nach 
8 24 Abſ. 2 Kraftf®. der Halter des Kraftfahrzeugs, wenn er vor⸗ 
ſätzlich oder fahrläſſig eine Perſon zur Führung des Fahrzeuges 
beſtellt, die ſich nicht durch einen Führerſchein ausweiſen kann. 

Dazu kommt, daß es ſich im vorliegenden Falle ja nicht nur 
darum handelt, ob der Vertrag durch einen Bevollmächtigten als 
Abſchlußvermittler zuſtande kam, ſondern auch um die damit nicht 
identiſche Frage, ob dieſer in bezug auf die Beförderung auch Er⸗ 
füllungsgehilfe war; denn nur dann iſt der zur Begründung der 
Haftung des Geſchäftsherrn herangezogene § 278 anwendbar. In 
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bis zum nächſten Morgen überhaupt nicht nach dem Schickſal des 
Wagens und des W. gekümmert hat, obwohl es ſich nur um eine 
kleine Probefahrt handeln follte. Daß, wie der Bekl. jetzt in der 
letzten mündlichen Verhandlung zum erſten Male behauptet, das 
Schild auf „Außer Betrieb“ geſtanden hat, als W. wegfuhr, iſt 
unerheblich, da nicht behauptet iſt, daß eine Vorkehrung getroffen 
war, damit das Schild nicht wieder abgezogen werden konnte. 

Das Verhalten des Bekl. zu 1 verſchaffte u. a. dem W. die 
Möglichkeit, die ganze Nacht in der Stadt herumzufahren und 
gegen 3—4 Uhr morgens den Kl. aufzunehmen. Gelangte ſomit 
das Auto mit ſtillſchweigendem Einverſtändnis des Bekl. zu 1 in 
den Verkehr, ſo muß er ſich rechtlich ſo behandeln laſſen, wie wenn 
er als Droſchkeneigentümer ſeinen Wagen in Ausführung ſeines 
Gewerbebetriebes mit ſeinem Chauffeur auf die Straße geſchickt 
hat, und dieſer Wagen ſomit in den Verkehr gelangt iſt. 

Andererſeits wollte der Kl. mit dem Eigentümer des Wagens 
einen Beförderungsvertrag ſchließen, mag dieſer ihm ſelbſt auch 
nicht bekannt geweſen ſein. Nach außen hin trat die Vertretungs⸗ 
eigenſchaft des W. auch hervor, ſo daß der etwa von ihm gefaßte 
Entſchluß, das vereinnahmte Geld für ſich allein zu verwenden, 
alſo nicht abzuführen, für die Frage des Abſchluſſes des Be⸗ 
förderungsvertrages unerheblich iſt. Iſt dieſer ſomit zwiſchen den 
Parteien geſchloſſen, ſo hat der Bekl. zu 1 für das im übrigen 
auch in dem Strafurteil feſtgeſtellte Verſchulden des W., das den 
Unfall herbeigeführt hat, einzuſtehen, da es ſich hier um ein Ver⸗ 
halten des W. bei der Erfüllung der dem Fahrgaſt gegenüber ob⸗ 
liegenden Verbindlichkeit handelt (8 278 BGB.). 

Dies Ergebnis entſpricht auch dem allgemeinen Rechts⸗ 
empfinden und der Verkehrsſicherheit. Dem Publikum kann nicht 
zugemutet werden, in eine nähere Prüfung der Frage einzutreten, 
ob der Droſchkenchauffeur nicht vielleicht hinter dem Rücken des 
Eigentümers den Wagen führe. 

Daß daneben in vielen Fällen der Schwarzfahrt, z. B. wenn 
der Wagen geſtohlen war, das Publikum nicht geſchützt werden 
kann, da eine Haftung des Eigentümers aus dem Beförderungs⸗ 
vertrage entfällt, kann an dieſem hier gewonnenen Ergebnis nichls 
8 5 Der Klageanſpruch iſt daher dem Grunde nach gerecht⸗ 
ertigt. 

(KG., 12. Ziv Sen., Urt. v. 24. April 1929, 12 U 11055/28.) 
Mitgeteilt von KGR. Dr. Kaemmerer, Berlin. 
* 
Jena. 

2. § 24 KraftfVerkVoO. bezieht ſich nicht auf Fahr- 
zeuge, die in einer Straße aufeinander zufahren und von 
denen eines die Fahrbahn des anderen ſchneidet, er gilt 
nur für Fahrzeuge, die ſich ineinander kreuzenden Straßen 
begegnen. f) 

Die Verkl. wollen ſich auf LG. München und OLG. Dresden 
ſtützen (Urt. v. 2. Nov. und 18. Dez. 1928: DRg. 1929 Nr. 2). 
Beide Gerichte wollen den 8 24 KraftfVerkVoO. für alle die Fälle 
angewendet wiſſen, in denen ſich zwei Kraftfahrzeuge kreuzen; 
jo ſei der Schlußhalbſatz des 8 24 zu verſtehen: „. .. im übrigen 
hat das von rechts kommende Fahrzeug die Vorfahrt.“ 

So iſt aber der 8 24 KraftfVerkVO. nicht aufzufaſſen. Der 


unſerem Falle wollte offenſichtlich weder der Autoſchloſſer die 
Leiſtung (nämlich die Beförderung) als Erfüllung einer fremden 
Verbindlichkeit im Dienſte des Fahrzeugeigentümers bewirken, noch 
hatte der Fahrzeugeigentümer, wie es $ 278 wohl vorausſetzt, das 
Bewußtſein, ſich des Autoſchloſſers zur Erfüllung einer Verbind⸗ 
lichkeit zu bedienen. Alſo eine doppelte Fiktion! 

Endlich noch die nicht einfach von der Hand zu weiſende 
Frage: Wenn man ſchon mit dem KG. eine Vollmachterteilung 
durch konkludentes Verhalten annehmen will, konnte der Ge⸗ 
ſchäftsherr dann nicht dieſe (angebliche) Bevollmächtigung, ſobald 
er gewahr wurde, daß ſie von Dritten als ſolche aufgefaßt werde, 
wegen Irrtums nach § 119 anfechten, weil er eine Erklärung 
dieses Inhalts (nämlich eine Bevollmächtigungserklärung) „über⸗ 
haupt nicht abgeben wollte“? Und liegt die Anfechtung, für die ja 
keine Form vorgeſchrieben iſt, nicht ſchon darin, daß er erklärt, 
das Geſchäft des Autoſchloſſers gehe ihn nichts an? Es iſt m. E. 
anzunehmen, daß, auch wenn das Ausführungsgeſchäft auf Grund 
der Vollmacht bereits abgeſchloſſen iſt, gleichwohl die Bevollmäch⸗ 
tigung als ſelbſtändiges Rechtsgeſchaft angefochten werden kann 
und daß die Anfechtungsgründe beim Bevollmächtigungsgeſchäft 
dieſelben ſind wie bei anderen Rechtsgeſchäften. Es kann ſich höch⸗ 
ſtens fragen, ob auch unbewußte konkludente Willensbetätigungen 
der Anfechtung unterliegen können; da kann man fehr zweifeln; 
Gründe, die für die Bejahung ſprechen, ſind von Jacobſohn, 
IheringsJ. 56, 348 ff., entwickelt. 

Prof. Dr. E. Riezler, München. 


Zu 2. A. Der obigen Entſch. iſt in vollem Umfange bei⸗ 
zupflichten. In der Entſch. des Bay Obs G. v. 6. Nov. 1928 
wird die gegenteilige Anſicht vertreten. Daß ſie nicht zutreffend 


Senat hat ſchon früher (3 U 886/28) entſchieden, daß der § 24 
ſich nur auf ſich kreuzende oder ineinander einmündende Straßen 
beziehe und daß er nicht für Fahrzeuge gelte, die in derſelben 
Richtung aufeinander zufahren, wenn dann eines von ihnen von 
der zunächſt eingenommenen Fahrtrichtung abweicht und die Fahr⸗ 
bahn des anderen ſchneidet, wie das hier geſchehen iſt. Daran iſt 
auch feſtzuhalten (ſo auch v. Miakowſky im Deutſchen Auto⸗ 
recht 1928 Nr. 11 Sp. 170). 

Die Rechtsregeln für entgegen kommende Fahrzeuge ſind 
in den 88 26, 21 Abſ. 2 und in den allgemeinen Vorſchriften 
§8 17 Abſ. 1, 18 Abſ. 1 und 2, 19 Abſ. 1 KraftfVerkVoO. ent⸗ 
halten. Der § 24 bezieht ſich ſchon feinem Wortlaut nach nur auf 
Kreuzungen und Einmündungen von Wegen. Auch der zweite Halb⸗ 
ſatz bezieht ſich dem Zuſammenhang nach nur auf Kreuzungen und 
Einmündungen von Wegen, wie das im erſten Halbſatz ausdrück⸗ 
lich geſagt iſt; man täte ihm Gewalt an, wollte man ihm eine 
andere Bedeutung geben, wie dem erſten Halbſatz, wollte man 
ihn alſo allgemeiner nehmen und wollte man alle die Fälle dar⸗ 
unter faſſen, wo die Fahrbahnen zweier Fahrzeuge ſich ſchneiden. 
In einem ſolchen Falle, wo die Fahrbahnen zweier Fahrzeuge 
zunächſt parallel laufen, läßt ſich ſchlechterdings auch nicht ſagen, 
welches das von rechts kommende Fahrzeug ſein ſoll; auf 
einen ſolchen Fall paßt alſo der zweite Halbſaz feinem Wortlaut 
nach überhaupt nicht. 

Bei Fahrzeugen, die auf demſelben Weg aufeinander zu⸗ 
fahren, ſind auch die Verhältniſſe ganz anders wie bei Fahrzeugen, 
die aus kreuzenden oder einmündenden Wegen kommen. Fahren 
die Wagen aufeinander zu, dann iſt jedem Fahrer erkennbar, wo⸗ 
hin die Fahrt gehen ſoll. Nach § 26 KraftfVerkVoO. hat der 
Fahrer des Fahrzeugs, das die bisherige Fahrtrichtung verlaſſen 
will, durch wagerechtes Halten des Arms in der Richtung des 
Wechſels dies bekannt zu geben. Darauf haben ſich dann die ent⸗ 
gegenkommenden Fahrzeuge einzurichten. Tun ſie das nicht, ver⸗ 
ſtoßen fie gegen die Vorſchriften der KraftfVerkVoO. (88 17 Abf. 1, 
18 Abſ. 2, 19 Abſ. 1). Soll das einbiegende Fahrzeug warten, bis 
alle entgegenkommenden Fahrzeuge vorbei ſind, könnte das auch 
zu unhaltbaren Zuſtänden führen, ſtreng durchgeführt ſogar zu 
Verkehrsſtockungen, die das Gegenteil einer zweckmäßigen Re⸗ 
gelung wären. 


(OLG. Jena, Urt. v. 15. April 1929, 3 U 243/29.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Ledermann, Jena. 


* 


3. 8 823 BG B. Haftung des Gaſtwirts für Gefahren, 
die durch das Beſtehenlaſſen veralteter Kellerzugänge ge- 
geben find Konkurrierendes Verſchulden des Geſchä⸗ 
digten. 7) 

Die Kellertür war nicht in Ordnung; ſie öffnete ſich nach innen. 
Eine beſondere Vorſchrift, die das verbot, mag nicht beſtanden 
haben, überhaupt mag es in alten Häuſern, beſonders auf dem Lande, 
viele ſolcher Türen geben, auch ſolche, wie hier, mit veraltetem 
Zapfenverſchluß. Damit kann ſich der beklagte Gaſtwirt nicht ent» 
ſchuldigen. 8 367 Nr. 12 StGB. bedroht ganz allgemein den mit 
Strafe, der in Häuſern und Orten, wo Menſchen verkehren, Keller, 


fein kann, indem auf das Kreuzen zweier Fahrzeuge der⸗ 
ſelben Straße weder eine unmittelbare noch eine analoge An⸗ 
wendung des 8 24 zweiter Halbſatz KraftfVerkVO. möglich iſt, 
iſt in meiner Anm. zu der zit. Entſch. näher ausgeführt. 

Prof. Dr. H. Peters, Berlin. 


B. Vgl. Bay obe. oben S. 2827 Nr. 3. 


Zu 3. 1. Beſtehenlaſſen eines veralteten gefährden⸗ 
den Zuſtandes wird in dieſer Entſch. dem Gaſtwirt als Fahrläſſigkeit 
angerechnet. Poſitiv ausgedrückt, wird damit die Sorgfaltspflicht 
bejaht, veraltete Einrichtungen zu ändern, wenn ſie den heute herr⸗ 
ſchenden Anforderungen an Sicherheit nicht mehr entſprechen. Auch 
wer im allgemeinen wünſcht, daß das Recht dem Fluß des Lebens 
nur zögernd folge, wird die vorliegende Entſch. und ihren erziehe⸗ 
riſchen rechtspolitiſchen Kern nicht mißbilligen. 

2. Das Urt. beläßt die Hälfte des Schadens wegen mitwirken⸗ 
den Selbſtverſchuldens dem Verletzten. Dieſes Ergebnis erſcheint zu⸗ 
treffend, nicht ganz folgerichtig erweiſt ſich jedoch ſeine Begründung. 

8 254 BGB. erfordert adäquate Mitverurſachung und 
Mitverſchulden. Die erſtere ſtellt das Urt. zunächſt feſt („hätte er 
ſich anſtändig benommen und wäre er nicht angeheitert geweſen, 
dann wäre er wahrſcheinlich nicht zu Schaden gekommen“ uſw.). 
Dagegen heißt es im nächſten Satz: „„. wenn er auch wußte, daß 
er an der Kellertür herumtanzte, jo brauchte er doch nicht da- 
mit zu rechnen, daß ſie ſich gleich öffnete“ uſw. 

Damit iſt das Selbſtverſchulden und, wie noch gezeigt werden 
ſoll, die adäquate Mitverurſachung wiederum verneint. Man wende 
nicht ein: Trunkenheit, Herumtollen am unrechten Ort und unan⸗ 
ſtändiges, „unmenſchliches“ Benehmen ſoll alſo kein ſchuldhaftes 
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Gruben und Offnungen ſo unverdeckt und unverwahrt läßt, daß dar⸗ 
aus Gefahr für andere entſtehen kann. 

Dieſer Vorſchrift hat der Bekl. zuwidergehandelt. Ohne irgend⸗ 
einen Abſatz führte die Treppe faſt ſenkrecht 2 m tief in den Keller 
hinab, ſo daß ſchon 1924 oder 1925 zwei junge Leute hinunter⸗ 
geſtürzt ſind. Die Tür ließ ſich zwar nicht leicht öffnen, ſie klemmte. 
Sie muß aber wohl ſchon damals und auch beim Unfall nicht ver⸗ 
ſchloſſen geweſen ſein. Wer ſie geöffnet, den Zapfen entfernt hat, 
läßt ſich allerdings nicht ſagen. Verantwortlich dafür, daß das ge⸗ 
ſchehen durfte, iſt aber der Wirt, und er bleibt haftbar auch dann, 
wenn man annimmt, daß ſich die Tür allein ſchon durch den Anprall 
der beiden jungen Leute geöffnet hat. Der Wirt hat dafür zu ſorgen, 
daß eine Tür mit ſolch gefährlicher Treppe geſchloſſen, nicht ohne 
weiteres von Unverantwortlichen zu öffnen iſt und auch dann nicht 
gleich aufgeht, wenn jemand davorprallt. Dieſe Pflicht trifft ihn 
ganz allgemein, beſonders aber, wenn ſtärkerer Verkehr herrſcht. 
Freilich hatten die jungen Leute an ſich nichts im Hausflur zu ſuchen, 
vor allem nicht zu tanzen oder dort Unfug zu treiben, in der Gaſt⸗ 
ſtube war noch Platz, die Saaltür war nicht geöffnet und der Weg 
zum Austreten führte nicht an der Kellertür vorbei. Aber in der 
Gaſtſtube halten ſich Gäſte, vor allem die Jugendlichen, nicht immer 
auf. Zumal dann, wenn es in der Gaſtwirtſchaft auf dem Lande 
lebhafter zugeht, zur Kirmſe oder zu anderen Vergnügungen, treiben 
ſie ſich häufig im Hausflur, mitunter ſogar in der Küche herum und 
benehmen ſich nicht immer ſo, wie man es verlangen müßte. Das iſt 
vielleicht eine Unſitte, aber der Gaſtwirt auf dem Lande muß damit 
rechnen. Er rechnet auch damit, daß die Gäſte nicht alle nüchtern 
bleiben und muß gerade dafür Sorge tragen, daß ſie auch angeheitert 
oder betrunken durch verkehrswidrigen Zuſtand der Wirtſchaſts⸗ 
räume, die ihnen für gewöhnlich zugänglich ſind, keinen Schaden 
nehmen. Dieſen Anforderungen hat die Kellertür mit ihrem Ver⸗ 
ſchluß und dem gefährlichen Abſturz zum Keller nicht genügt. 

Eine Mitſchuld des Kl. am Unfall ſteht feſt. 

Er hat aber ſeinen Unfall nicht allein verſchuldet, denn wenn 
er auch wußte, daß er an der Kellertür herumtanzte, ſo brauchte er 
doch nicht damit zu rechnen, daß ſie ſich gleich öffnete und die Treppe 
faſt ſenkrecht gleich in den Keller hinunterführte. 

(OLG. Jena, 3. ZivSen. Urt. v. 16. Mai 1929, 3 U 193/29.) 
Mitgeteilt von RA. May, Jena. 


* 
Kiel. 

4. 8 9 KraftfG. Mitwirkendes Verſchulden des Ver- 
letzten. Ein Radfahrer, der nur einen Arm zum Lenken 
ſeines Rades frei hat, iſt verpflichtet, beſonders vorſichtig 
und langſam zu fahren. 

Der Kl., ein Radfahrer, fordert von dem Kraftwagenhalter 
Schadenserſatz. LG. und OLG. haben ihm die Hälfte feines An⸗ 
ſpruchs zuerkannt, weil den Kl. ein mitwirkendes Verſchulden traf. 
Daß der Kl. mit einer Mulde auf der Schulter gefahren iſt, 


Verhalten ſein? Nicht jedes rechtlich oder ſittlich mißbilligte, und 
wenn man will, ſchuldhafte Verhalten, iſt eigenes Verſchulden i. S. 
des 8 254. Die unbefugte Benutzung eines Warteſaals 2. Klaſſe mit 
einer Fahrkarte 3. Klaſſe (JW. 1924, 1380), das verbotswidrige 
Hauſieren in einem öffentlichen Gebäude (Recht 1915 Nr. 21) ſind 
von der Rſpr. nicht als beachtliches eigenes Verſchulden angeſehen 
worden. 

Zu unrecht wird dies jedoch mit dem geringen Grad der 
Schuld (bloße Ordnungswidrigkeit) begründet. Ein eigenes Ver⸗ 
ſchulden des Verletzten, dem im Warteſaal eine mangelhaft befeſtigte 
Gardinenſtange auf den Kopf fällt, iſt auch dann nicht vorhanden, 
wenn der Verletzte zum Zwecke eines Taſchendiebſtahls oder gar 
eines Raubmordes in dem Warteſaal Platz genommen hat. Ver⸗ 
ſchulden iſt tranſitiv, der Begriff verlangt außer dem tadelnswerten 
Verhalten noch die ſpezifiſche Beziehung zum Schaden. Zutreffend 
beſtimmt den Begriff RG. 100, 44 als Außerachtlaſſung der Sorg⸗ 
falt, die nach Auffaſſung des Verkehrs ein ordentlicher und ver⸗ 
ſtändiger Menſch anwendet, um ſich tunlichſt vor Schaden zu 
bewahren. Nicht unanſtändiges, nicht einmal ſtrafbares Verhalten 
als ſolches, ſondern nur unvorſichtiges Verhalten iſt eigenes 
Verſchulden. Von Vorſicht und Unvorſichtigkeit kann aber nur die Rede 
ſein, wenn der Verletzte, ex tune geſehen, mit dem Schaden rechnen 
mußte. Eigenes Verſchulden iſt alſo nichts anderes 
als Zurechenbarkeit der adäquaten Mitverurſachung. 
Wenn ich dem vorliegenden Urt. im Ergebnis beiſtimme, ſo deshalb, 
weil mir die Ausführung, der Verletzte habe mit der Gefahr nicht zu 
rechnen brauchen, eben nicht ganz richtig zu ſein ſcheint. Das Be⸗ 
nehmen des Verletzten — zufällig auch unanſtändig — war unvor⸗ 
ſichtig. Denn, mochte auch die Gefahr im einzelnen nicht erkennbar 
ſein, ſo mußte er nach der Erfahrung des Lebens doch damit rechnen, 
daß wildes Herumtollen angetrunkener Menſchen im allgemeinen Ge⸗ 
fahr bringt. 

Was den Maßſtab der Schadensverteilung anlangt, ſo halten 
die einen das größere Verſchulden für maßgebend (z. B. Kreß, 
Lehrb. d. allg. Schuldrechts, 1929, S. 320), die anderen (Stau⸗ 


kann ihm nicht zum Vorwurf gemacht werden. Das iſt als zu⸗ 
läſſig anzuſehen. Allerdings nicht deshalb, weil es üblich iſt. Auch 
eine Unſitte kann üblich ſein. Sondern, weil ein geübter Rad⸗ 
fahrer, der mit einer Hand ſteuert und mit der anderen Hand eine 
Mulde hält, nach allgemeinen Erfahrungsſätzen in der Lage iſt, 
bei vorſichtigem Fahren den Anforderungen des Verkehrs zu 
genügen. Freilich kann und darf ein Fahrer, der beide Hände an 
der Lenkſtange hält, da er bedeutend manövrierfähiger iſt, raſcher 
fahren als ein Fahrer, der nur mit einer Hand lenkt. Der Kl. 
mußte alſo ganz beſonders vorſichtig fahren, und zwar um ſo 
mehr, als die Straße, auf der er fuhr, feſtgeſtelltermaßen nicht 
nur holprig und leicht abſchüſſig iſt, ſondern außerdem noch infolge 
Witterungsniederſchlägen und herumliegenden Kohlblättern z. Z. 
des Unfalls ſchlüpfrig war. Der Kl. hätte ſo langſam fahren 
müſſen, daß es ihm möglich war, fein Rad auf 6m zum Halten 
zu bringen. 
(OLG. Kiel, 4. ZivSen., Urt. v. 14. Nov. 1928, 4 U 219/28.) 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Bovenſiepen, Kiel. 
* 


Köln. 

5. Art. 102 ff. R V.; §8 456, 469, 471 9 GB.; 88 73, 76, 
98, 99, 100 EVO. v. 23. Dez. 1908; Art. XV Mainzer Ver⸗ 
einbarungen. Haftungsverhältniſſe der Reichsbahn und 
der Regie bei Güterbeförderung auf gemiſchten Strecken. f) 


Mit Frachtbrief v. 10. Okt. 1924 ſandte die Firma W. in 
Köln 6 Ballen Leder für den Kl. an die Adreſſe der Speditions- 
firma E. in Eſſen. Die Beförderungsſtrecke befand ſich damals von 
der übergangsſtation Wedau aus im Betrieb der Regie. Bei An⸗ 
kunft der Sendung in Eſſen am 14. Okt. 1924 wurde das Fehlen 
eines Ballens feſtgeſtellt, die übrigen fünf wurden der Empfängerin 
ausgehändigt. Nachdem am 16. Nov. 1924 die von der Regie be⸗ 
triebenen Strecken und Bahnhöfe wieder in die Verwaltung der 
Deutſchen Reichsbahn übergegangen waren, richtete die Firma E. 
am 20. Nov. 1924 einen Schadenserſatzantrag an die Güterabferti⸗ 
gung Eſſen H. B., der laut Mitteilung der Güterabfertigung v. 
21. Nov. an die Regieabwicklungsſtelle Direktion Eſſen weiter⸗ 
gegeben wurde. Die Klage, die der Kl. als Zeſſionar der Firma E. 
gegen die Regie vor dem gemiſchten gerichtlichen Ausſchuß der 
rheiniſchen Eiſenbahnen anſtrengte, wurde in Anwendung des 
Art. XV der Mainzer Vereinbarungen v. 16. Febr. 1924 abgewieſen, 
weil der Schaden nicht nachweislich auf der Regieſtrecke entſtanden 
ſei. Der Kl. fordert nunmehr Schadenserſatz von der bekl. Reichs⸗ 
bahngeſellſchaft. 

Die von der Bekl. in erſter Linie erhobene Einrede der 
Verjährung greift nicht durch. Die Verjährungsfriſt betrug 
ein Jahr und begann mit dem 17. Okt. 1924, an dem die nicht 
verlorengegangenen fünf Ballen Leder der Empfängerin mit dem 
Frachtbrief ausgeliefert wurden. Gemäß § 98 Abſ. 3 EVO. in der 
damals noch gültigen Faſſung v. 23. Dez. 1908 wird die Ver⸗ 


dinger, 9. Aufl., Anm. 3) die adäquatere Verurſachung. Die leß⸗ 
tere Anſicht hat den Wortſinn des Geſetzes für ſich. Geht man von 
unſerer obigen Begriffsbeſtimmung des Verſchuldens als Zurechen⸗ 
barkeit der adäquaten Verurſachung aus, ſo wird der Streit in den 
meiſten Fällen praktiſch bedeutungslos. Wer die adäquatere Urſache 
geſetzt hat, der hat eben darum objektiv die größere Unvorſichtigkeit 
begangen. Nur ſubjektiv kann das Maß der Zurechenbarkeit und 
das Maß der adäquaten Verurſachung verſchieden ſein (Laien und 
Berufspflicht, Kinder, Geiſtesſchwache). Die Berückſichtigung ſolcher 
Verſchiedenheiten bleibt m. E. am beſten dem billigen Ermeſſen des 
Richters im Einzelfalle überlaſſen. 
RA. Dr. Gottlieb, Düſſeldorf. 


Zu 5. Es handelte ſich um Schadenserſatz für den Verluſt 
eines während der Eiſenbahnbeförderung zwiſchen Köln und Eſſen 
in der Zeit v. 10. —14. Okt. 1924 abhanden gekommenen Ballens 
Lederwaren. Ein Teil der Beförderungsſtrecke befand ſich damals 
in der Verwaltung der ſog. Regie, die am 16. Nov. aufhörte. 
Am 20. Nov. richtete der nach der EVO. unzweifelhaft ver⸗ 
fügungsberechtigte Kl. einen Anſpruch auf Schadenserſatz an die 
Güterabfertigung in Eſſen, die ihn ſofort an die Regieabwick⸗ 
lungsſtelle der Direktion Eſſen weitergab. Der Kl., 
der hiervon benachrichtigt wurde, ſtrengte die Klage vor dem Ge⸗ 
miſchten Ausſchuß der rheiniſchen Eiſenbahnen an, 
der die Klage auf Grund des Art. XV der Mainzer Vereinbarungen 
v. 16. Febr. 1924 abwies, weil der Schaden nicht nachweisbar auf 
einer von der Regie betriebenen Strecke vorgekommen war. 

Kl. hat darauf ſeine Schadenserſatzanſprüche im a 
Rechtswege gegen die Reichseiſenbahngeſellſchaft weiter verfolgt, 
und durch das vorſtehende Urteil des OLG. Köln iſt entſchieden, 
daß die Reichsbahn für den Schaden haftet. 

In der Begründung werden ausſchließlich die Einreden der 
Bekl. eingehend erörtert. Zuerſt die der Verjährung, die nach 
der EVO. eine einjährige iſt und vom 17. Okt. 1924, dem Tage 
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jährung durch die ſchriftliche Anmeldung des Anſpruchs bei der 
Eiſenbahn gehemmt. Die Anmeldung hat dieſe Wirkung nach 8 99 
EVO. nur, wenn fie durch den über das Gut Verfügungsberech⸗ 
tigten und bei der zuſtändigen Eiſenbahn erfolgt. Dem genügte 
die Anmeldung v. 20. Nov. 1924. Sie ging aus von der Firma E., 
der gemäß SS 73 Abſ. 9; 76 Abſ. 2 EVO. das Verfügungsrecht 
über das Gut zuſtand. Sie war gerichtet an die Güterabfertigung 
Eſſen H. B., die einige Tage vorher wieder in die Verwaltung der 
Deutſchen Reichsbahn übergegangen war. Der Anſpruch iſt alſo 
nicht bei der Regie, ſondern bei der Deutſchen Reichsbahn an⸗ 
gemeldet worden, die nach 8 100 Abſ. 1 EVO. zuftändig war. 
Zur Entgegennahme von Verluſtanmeldungen ſind nicht nur die 
Reichsbahndirektionen, ſondern auch die Güterabfertigungsſtellen 
befugt. Die Wirkſamkeit der Anmeldung bei der Reichsbahn konnte 
dadurch nicht wieder beſeitigt werden, daß die Güterabfertigung in 
Eſſen das Schreiben ſtatt an die Reichsbahndirektion an die Regie⸗ 
abwicklungsſtelle weiterleitete und dies der Firma E. mitteilte. 
Gemäß 8 99 Abſ. 3 EVO. endigt die Hemmung der Verjährung 
erſt mit der ſchriftlichen Bekanntgabe eines abſchlägigen Beſcheids 
unter Rückgabe der Beweisſtücke. Solcher Beſcheid iſt erſt Anfang 
1926 auf eine erneute Aumeldung hin erteilt worden. Der An⸗ 
ſpruch iſt mithin nicht verjährt. Auch unter der Annahme, die An⸗ 
meldung v. 20. Nov. 1924 habe ſich an die Regie gerichtet, wäre 
keine Verjährung eingetreten. Die Regie war ſeit den bei Ab⸗ 
bruch des paſſiven Widerſtands getroffenen Abmachungen eine 
dem allgemeinen, öffentlichen, innerdeutſchen Verkehr dienende 
Eiſenbahn i. S. der EVO. und fie war gemäß 8 100 Abf. 2, 3 
EVO. für die Anmeldung des Erſatzanſpruchs zuſtändig. 
Ebenſowenig wie die Einrede der Verjährung kann der Hin⸗ 
weis der Bekl. auf § 469 Abſ. 2 HGB., 8100 Abſ. 3 EVO. 
Erfolg haben. Nach den genannten Beſtimmungen können die 
Anſprüche aus dem Frachtvertrag gegen die erſte Bahn oder gegen 
diejenige, welche das Gut zuletzt mit dem Frachtbrief über⸗ 
nommen, oder gegen diejenige, auf deren Betriebsſtrecke ſich der 
Schaden ereignet hat, gerichtet werden. Unter den bezeichneten 
Bahnen ſteht dem Kl. die Wahl zu; das Wahlrecht erliſcht mit 
der Erhebung der Klage. Dieſe Wirkung kam jedoch der Klag— 
erhebung gegen die Regie nicht zu. Bei Anwendung des 8 469 
HGB. hätten Reichsbahn und Regie dem Kl. als Geſamtſchuldner 
auf Erſatz feines Schadens gehaftet, gleichviel, auf welcher Be- 
triebsſtreckhe der Schaden eingetreten war. Dieſes Wahlrecht 
zwiſchen wenigſtens zwei gleichmäßig und auf jeden 
Fall haftenden Bahnen iſt die notwendige Voraus- 
ſetzung für die Anwendbarkeit der folgenden Be- 
ſtimmung, daß das Wahlrecht mit Erhebung der 
Klage erliſcht. Dem Kl. ſtand ein ſolches Wahlrecht tatſäch⸗ 
lich nicht offen. Sein Anſpruch gegen die Regie wurde nicht auf 
Grund des § 469 HGB. beurteilt, ſondern auf Grund des Art. XV 
der Mainzer Vereinbarungen zwiſchen der Regie, den engliſchen 
Vertretern und der Deutſchen Reichsbahn v. 16. Febr. 1924. Er 
lautet: „Erſatzanſprüche, die ſich auf den Transport beziehen, 
ſind durch die Verſandbahn und zu deren Laſten zu regeln. Iſt 
indeſſen der Schaden unzweifelhaft auf den Strecken des Empfangs⸗ 
netzes entſtanden, ſo iſt der Erſatzanſpruch an dieſes Netz zu 
richten, dem infolgedeſſen die Regelung zur Laſt fällt.“ Der Art. 
iſt mehrdeutig. Er läßt nicht klar erkennen, ob die Verſandbahn 
ſtets haftet und neben ihr unter der genannten Vorausſetzung 
außerdem die Empfangsbahn; oder ob immer nur eine Eiſenbahn 
haftet, grundſätzlich die Verſandbahn, ausnahmsweiſe ſtatt ihrer 
die Empfangsbahn, wenn nämlich der Schaden unzweifelhaft 
auf deren Strecke entſtanden iſt. Welche Auslegung aber auch 


der Feſtſtellung des Verluſtes, läuft. Nach § 98 (3) der zur Zeit 
der Beförderung des verlorenen Gutes noch geltenden EVO. v. 
28. Dez. 1908 wird die Verjährung durch die ſchriftliche An⸗ 
meldung des Anſpruchs bei der Eiſenbahn gehemmt. Ergeht auf die 
Anmeldung ein abſchlägiger Beſcheid, fo iſt dieſer dem Beſchw. 
unter Rückgabe der etwaigen Beweisſtücke mitzuteilen, und nun⸗ 
mehr läuft die Verjährung weiter. Dieſe Bedingung iſt inſofern 
erfüllt, als die Anmeldung des Anſpruchs bei einer zuſtändigen 
Stelle der Reichseiſenbahngeſellſchaft erfolgt iſt. Die Güter⸗ 
abfertigung hätte den Anſpruch des Kl. an die zuſtändige 
Reichsbahndirektion weitergeben müſſen. Sie hat ihn dagegen an 
die Regieabwicklungsſtelle der Direktion Eſſen geleitet. Infolge⸗ 
deſſen iſt die Klage vor dem gemiſchten gerichtlichen Ausſchuß der 
rheiniſchen Eiſenbahnen verhandelt worden, der ſie auf Grund des in 
der Begründung abgedruckten Ark. XV des Mainzer Überein- 
kommens v. 16. Febr. 1924 abgewieſen hat, weil der Schaden nicht 
nachweislich auf einer Strecke der Regie entſtanden ſei. Von dieſer 
Entſch. iſt der Kl. benachrichtigt. Das OLG. nimmt an, daß hiermit 
auch die weitere im § 98 (3) EVO. enthaltene Bedingung für 
das Ende der Hemmung und das Wiederaufleben der Verjährungs⸗ 
friſt erfüllt, d. h. die Verjährungsfriſt für die nunmehr vom Kl. 
erhobene gerichtliche Klage nicht abgelaufen ſei. 

Man kann immerhin zweifelhaft fein, ob dieſe Auffaſſung 
richtig iſt. Formell it den Erforderniſſen des 8 98 (3) EVS. 


richtig ſein mag, in jedem Falle liegt die Einſchränkung des in 
8 469 HGB. verliehenen Wahlrechts durch Art. XV der Mainzer 
Vereinbarungen zutage. Nach § 469 HGB. ging der Kl. ſicher, 
mochte er gegen die Reichsbahn oder gegen die Regie klagen. Nach 
Art. XV der Mainzer Vereinbarungen hatte er gegen eine Ver⸗ 
waltung keinen oder nur einen ſolchen Anſpruch, der von der 
Führung eines dem § 469 HGB. fremden Nachweiſes abhängig 
war. Nun beſteht freilich theoretiſch kein Zweifel daran, daß 
Art. XV der Mainzer Vereinbarungen nichtig war, weil er gegen 
die nach 8471 HGB. auch für die Regie als innerdeutſche Eiſen⸗ 
bahn zwingende Vorſchrift des § 469 HGB. verſtieß. Darauf 
kommt es jedoch nicht an. Ausſchlaggebend iſt lediglich, daß es 
dem deutſchen Bürger unter der Gewaltherrſchaft der Beſatzung 
unmöglich war, gegen die Regie Rechte zu verwirklichen, die über 
den Art. XV hinausgingen. Er hatte infolgedeſſen nicht das von 
8 469 HGB. vorausgeſetzte unbeſchränkte Wahlrecht zwiſchen der 
Inanſpruchnahme zweier Eiſenbahnen, und deswegen konnte auch 
die Rechtsfolge des § 469 HGB.: Verluſt des Wahlrechts durch 
Klagerhebung gegen die Regie, nicht eintreten. 

Noch aus einem weitern Grund find § 469 Abſ. 2 HGB. 
und § 100 Abf. 3 EVO. unanwendbar. Beide Beſtimmungen ver⸗ 
ſtehen unter „Erhebung der Klage“ erſichtlich nur die 
Klagerhebung vor dem ordentlichen Gericht. Der 
Kl. hat ſtatt deſſen gegen die Regie notgedrungen geklagt vor dem 
gemiſchten gerichtlichen Ausſchuß der rheiniſchen Eiſenbahnen, 
der ſein Daſein einer VO. der Rheinlandkommiſſion und (für 
das Ruhrgebiet) einer Verfügung des franzöſiſchen Militärbefehls⸗ 
habers verdankte. Die Errichtung des Ausſchuſſes geſchah ohne 
Rechtsgrundlage; eine ſolche bot weder der VV. noch das Rhein⸗ 
landabkommen, das ſo wie ſo für das Ruhrgebiet, um das es ſich 
hier handelt, nicht in Betracht kam. Die Einſetzung der von 
deutſcher Seite übrigens nie amtlich anerkannten Ausſchüſſe verſtieß 
folglich gegen Art. 105 RVerf., wonach Ausnahmegerichte unſtatt⸗ 
haft ſind und niemand ſeinem geſetzlichen Richter entzogen werden 
darf. Bei den zu / aus Ausländern beſtehenden Mitgliedern 
fehlten die in Art. 102 ff. RVerf. vorgeſchriebenen Garantien der 
richterlichen Unabhängigkeit. Das von den Ausſchüſſen angewandte 
Recht verſtieß zum Teil gegen zwingende deutſche Geſetze, wie es 
oben für den Art. XV der Mainzer Vereinbarungen dargetan iſt. 
Die Anrufung eines ſolchen Ausſchuſſes konnte das Wahlrecht des 
Kl. nicht N Erlöſchen bringen; ſie ſteht der „Erhebung der 
Klage“ i. ©. des 8 469 HGB. nicht gleich. Die Bekl. haftet ſomit 
gemäß $$ 456, 469 HGB. auf Schadenserſatz. 

(OLG. Köln, 8. ZivSen., Urt. v. 7. Juni 1929, 8 U 235/28.) 


Mitgeteilt von LGR. Dr. Schmit, Aachen, 
Hilfsrichter am OLG. Köln. 
* 
Stuttgart. 

6. 57 Kraftf®. Überläßt eine Fabrik ein Kraftfahr⸗ 
zeug einem anderen, um deſſen Erfindungen auszupro⸗ 
1150 dann ſind beide als Halter des Fahrzeugs anzu— 
ehen. 

Der Bekl. war nicht Eigentümer des Kraftfahrzeugs, ſondern 
eine Fabrik ſtellte ihm den Wagen. Das iſt aber nicht entſcheidend. 
Die Fabrik hatte dem Bell. den Wagen überlaſſen, damit dieſer 
ſeine Erfindungen ausprobiere. Sie wollte die Erfindungen im 
Falle der Bewahrung übernehmen. Die Probefahrten wurden fomit 
im Intereſſe des Bekl. wie der Fabrik ausgeführt, und beide ſind 
deshalb als Halter anzuſehen. Die Fabrik lieferte zwar die Be⸗ 
triebsſtoffe und haftete für Reparaturen und Verſicherung, aber 


nicht genügt. Aber da die fachlich nicht richtige Behandlung ſowohl 
von der Reichsbahn als auch von dem Kl. verſchuldet iſt, ſo wird 
man ſich, wie das OLG. es getan, über die formellen Bedenken hin⸗ 
wegſetzen können, womit die von der Bekl. erhobene Einrede der 
Verjährung zurückgewieſen wurde. Dieſe Auffaſſung entſpricht dem 
Rechtsgrundſatz von Treu und Glauben. 

Ein zweiter Einwand der Bekl. wird durch Hinweis auf 8 429 
HGB. i. Verb. m. § 100 EVO. begründet. Hiernach ſteht dem 
Kl. bei gerichtlicher Verfolgung ſeines Anſpruchs die Wahl frei, ob 
er ſich an das Gericht des Verſandtorts oder des Empfangsorts 
oder des Orts, wo der Schaden entſtanden iſt, wenden will. Unter 
dieſen Gerichten hat der Kl. die Wahl. Das Wahlrecht erliſcht mit 
Erhebung der Klage. Die Bell. behauptet, wenn ich die Begrün⸗ 
dung richtig verſtehe, der Kl. habe das Wahlrecht verloren durch 
Erhebung der Klage vor den in Übereinſtimmung mit der Regie 
eingeſetzten ſchiedsrichterlichen Behörden. Mit Recht wird dieſe Ein⸗ 
rede zurückgewieſen. Das OLG. führt zutreffend aus, daß im 8 469 
HGB. und 8100 (3) EBD. nur von Erhebung der Klage vor 
den ordentlichen deutſchen Gerichten geſprochen ſein 
könne, wozu ganz unzweifelhaft die gemiſchten Regiegerichte, deren 
Zuständigkeit überhaupt anfechtbar ſei, nicht gehören. Der Kl. 
iſt alſo durch die unrichtige formelle Behandlung ſeines Anſpruchs 
ſeines Wahlrechts nicht verluſtig gegangen. 

Wirkl. Geh. Rat Prof. Dr. v. der Leyen, Verlin⸗Wilniersdorf. 
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auch der Bekl. war an den Koſten der Fahrten und mittelbar an 
dem Nutzen derſelben beteiligt. Denn die Probefahrten ſollten ihm 
die Verwertung ſeiner Patente ermöglichen. Auch auf ihn trifft 
daher die Begriffsbeſtimmung des Halters eines Kraftfahrzeugs 
zu, daß er den Wagen auf eigene Rechnung zur Verfügung hatte 
(vgl. RG. 78, 181); 91, 270; 93, 223 2); 120, 159 3)). 

(OLG. Stuttgart, 2. Ziv Sen., Urt. v. 21. März 1929, U 1222/28.) 


Berlin. II. Verfahren und Koſten. 


7. 8 811 Nr. 5 ZPO. Ein Kraftwagen, mit dem der 
Schuldner Lohnfuhren ausführt, iſt unpfänd bar. f) 

Nach § 811 Nr. 5 ZPO. find der Pfändung nicht unterworfen 
bei Perſonen, welche aus Handarbeit oder ſonſtigen perſönlichen 
Leiſtungen ihren Erwerb ziehen, die zur perſönlichen Fortſetzung 
der Erwerbstätigkeit unentbehrlichen Gegenſtände. Daß der Schuld⸗ 
ner, der mit ſeinem Auto Lohnfahrten unternimmt und dabei den 
Wagen perſönlich fährt, zu den Perſouen gehört, die durch perſön⸗ 
liche Leiſtungen ihren Erwerb ziehen, iſt unbedenklich anzunehmen 
und wird auch von dem Gläubiger nicht bezweifelt. Es iſt aber auch 
unzweifelhaft, daß ihm zur perſönlichen Fortſetzung dieſer feiner 
Erwerbstätigkeit das gepfändete Auto unentbehrlich iſt. Denn wenn 
ihm dies genommen wird, iſt es ihm unmöglich, ſeine Erwerbstätig⸗ 
keit als Kraftwagenführer weiter auszuüben. Die Anſicht, daß 
8 811 Nr. 5 ZPO. dann nicht anwendbar fei, wenn bei einer Perſon, 
die an ſich dieſer Vorſchrift unterſtehen würde, die Ausnutzung 
ſachlicher Betriebsmittel die Hauptſache ſei und die perſönliche Tätig⸗ 
keit nur eine untergeordnete Rolle ſpiele, iſt nicht zutreffend und 
findet keine Stütze am Geſetz. Dies will den hier aufgeführten 
Perſonen die Möglichkeit ſicherſtellen, ihre Erwerbstätigkeit, wenn 
auch ohne Gehilfen, ausüben zu können, und dies iſt unter Um⸗ 
ſtänden ohne die Benutzung hochwertiger ſachlicher Betriebsmittel 
nicht möglich. Heutzutage werden auch von Handwerkern häufig 
Maſchinen benutzt und müſſen von ihnen benutzt werden, um ihre 
Tätigkeit nutzbringend geſtalten und konkurrenzfähig bleiben zu 
können, und es iſt nicht angängig, ſolche Maſchinen als pfändbar 
anzuſehen, wenn ſie einen höheren Wert haben, weil dadurch ein 
Weiterbetrieb ihres Handwerks überhaupt verhindert werden würde. 
Bei einem Kraftwagenführer trifft vor allem aber auch nicht zu, 
daß ſeine Tätigkeit nur von untergeordneter Bedeutung ſei. Sie 
erſchöpft ſich nicht in einigen mechanischen Handgriffen, um den 
Kraftwagen in Bewegung zu ſetzen oder wieder zur Ruhe zu bringen. 
Sondern der Fahrgaſt muß auch ſicher an das von ihm gewünſchte 
Ziel befördert werden. Dazu bedarf es nicht nur der Ortskennt⸗ 
nis und der Vertrautheit mit den polizeilichen Vorſchriften und 
ihrer Beachtung, ſondern auch einer ſtändigen angeſtrengten Auf⸗ 
merkſamkeit und einer ſchnellen in etwa plötzlich eintretenden ge⸗ 
fährlichen Lagen. Der Kraftwagenführer hat daher neben der körper» 
lichen auch eine ſehr verantwortungsvolle geiſtige Tätigkeit aus⸗ 
zuüben. Deshalb iſt nicht anzuerkennen, daß ſeine perſönliche Tätig⸗ 
keit hinter der ſachlichen Ausnutzung des in dem Kraftwagen an⸗ 
gelegten Kapitals völlig zurücktreten. Der jetzt entſcheidende Senat 
des KG. hat daher ſeit langer Zeit in ſtänd. Rſpr. die Pfändung von 
Kraftdroſchken ſolcher Beſitzer, die dieſe ſelbſt fahren, als nach 
8 811 Nr. 5 3PO. unpfändbar angeſehen und muß auch nach er⸗ 
neuter Prüfung an dieſer Auffaſſung feſthalten. Unerheblich iſt, ob 
der Gläubiger dem Schuldner das Geld zur Anſchaffung des ſtrei⸗ 
tigen Kraftwagens geliehen hat, und ob die Pfändung gerade zum 
Zwecke der Beitreibung dieſer Darlehnsforderung vorgenommen wor⸗ 
den iſt. Dies iſt für die Entſch. der hier allein in Betracht kommen⸗ 
den Frage, ob die Vorausſetzungen des $ 811 Nr. 5 ZPO. gegeben find, 
ohne Bedeutung. Wenn der Gläubiger infolge der Unzuläſſigkeit der 


1) JW. 1912, 406. 2) JW. 1918, 566. 3) JW. 1928, 1721. 


Zu 7. Die Entſch. iſt nicht zweifellos und im Ergebnis nicht 
ſonderlich erfreulich — ſie gibt unſoliden Schuldnern Gelegenheit, 
Gegenſtände von einem für ihre Verhältniſſe unverhältnismäßig 
großen Wert auf Pump an ſich zu bringen und dann gegen alle 
Vollſtreckungsverſuche ſich geſichert zu erhalten. Aber ich glaube 
doch, daß ſich gegen ſie i. S. des poſitiven Rechts ſchließlich kaum 
etwas ſagen läßt. Es wird darauf anllommen, ob ein Automobil 
auch für den Kleingewerbetreibenden (Lohnhutſcher) weſentlich ein 
Kapital darſtellt, neben dem die perſönliche Tätigkeit des Führers 
für die abwertende Beurteilung zurücktritt, oder ob es ſich weſent⸗ 
lich um perſönliche Dienſtleiſtungen handelt, für deren Verrichtung 
das Kraftfahrzeug nur die unerläßliche Grundlage bildet. Letzteren⸗, 
aber nicht auch erſterenfalls würde das Fahrzeug nach 8 811 Ziff. 5 
unpfändbar ſein. Die zweite Beurteilung dürfte im Zweifel näher 
liegen; dafür ſpricht u. a. der Geſichtspunkt, daß auch für den 
Halter eines Automobils die Aufwendungen für den Gehalt des 
Führers m. W. größer zu ſein pflegen, als die Zinſen des hinein⸗ 
geſteckten Kapitals nebſt den Abſchreibungsbeträgen. Denn iſt das 
richtig, ſo erhellt, daß dabei die Bedeutung der perſönlichen Arbeits⸗ 
leiſtung größer zu ſein pflegt als der laufende Kapitalaufwand. 

Geh. IR. Prof. Dr. P. Oertmann, Göttingen 
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Pfändung Schaden erleidet, dann iſt dies darauf zurückzuführen, daß 
er nicht genügend für eine Sicherſtellung ſeiner Forderung geſorgt 
hat. Hätte er ſich z. B. den Kraftwagen zur Sicherung ſeiner Dar⸗ 
lehnsforderung übereignen laſſen, dann würde er in der Lage ſein, 
auf Grund ſeines Eigentums Herausgabe des Wagens zum Zwecke 
ſeiner Befriedigung zu verlangen, ohne daß dieſem Anſpruche die 
Beſtimmung des § 811 Nr. 5 ZPO. entgegenſtände. 
(KG., 8. ZivSen., Beſchl. v. 18. Juni 1929, 8 W 5451/29.) 
Mitgeteilt von AGR. Dr. Vöge, Wuſterhauſen. 


b) Strafſachen. 


Dres den.“) I. Materielles Recht. 


8. 88 185, 193 StB. Sagt jemand zu einem Ver⸗ 
kehrspoſten, er könne den Verkehr nicht regeln, er müſſe 
dies erſt lernen und zeigt hierbei an ſeine Stirn, ſo ver⸗ 
ſagt hinſichtlich der Geſte der Schutz des $ 195 StGB. 
nicht ohne weiteres. f) 

Der Zeuge T. iſt als Verkehrspoſten gegen den Führer des 
vom Angekl. benutzten Kraftwagens dienſtlich eingeſchritten. Hierbei 
hat der Ungekl. zu T. geſagt, der Beamte könne den Verkehr 
nicht regeln, er müſſe es erſt lernen. Hierbei hat er an ſeine Stirn 
gezeigt. 

Das LG. hat hierzu ausgeführt: 

Hinſichtlich der Anklage der Beleidigung mag dem Angelkl. 
zugegeben werden, daß ſeine Außerungen dem Polizeibeamten 
gegenüber in Wahrnehmung berechtigter Intereſſen geſchehen ſind, 
und er inſoweit den Schutz des § 193 StGB. genießt. Für das 
Greifen an die Stirn kann er aber dieſen Schutz für ſich wicht 
in Anſpruch nehmen. Das Gericht iſt der Überzeugung, daß eine 
ſolche Bewegung nicht als unſelbſtändige, die Rede begleitende Geſte 
und damit nur als Bekräftigung des geſprochenen Wortes anzu⸗ 
ſehen iſt. Mit dieſer Bewegung hat der Angekl. dem Zeugen T. 
ſeine Mißachtung in unzweideutiger Weiſe kundgeben wollen. 

Dieſe Ausführungen ſind nicht geeignet, die Verſagung des 
Schutzes des $ 193 StGB. zu begründen. Woraus die Beleidigungs⸗ 
abſicht vom LG. gefolgert worden iſt, ob insbeſ. aus der Form der 
Außerung oder den begleitenden Umſtänden oder dem gedanklichen 
Inhalt der Geſte, iſt nicht erſichtlich. Einer diesbezüglichen Feſt⸗ 
ſtellung bedurfte es dann, wenn das LG. — wofür immerhin die 
Feſtſtellung der nur für 8193 StGB., nicht aber für 8 185 
SGB. weſentlichen Beleidigungsabſicht ſpricht — unter den „Auße⸗ 
rungen“, bez. deren es an ſich Wahrnehmung berechtigter Inter⸗ 
eſſen anerkannt hat, die hier in Frage kommende Geſte mit 
verſtanden hat. Denn in dieſem Falle wäre dieſe gem. 8 193 
SGB. nur dann nach 8 185 StGB. ſtrafbar, wenn ſich die Be⸗ 
leidigungsabſicht aus der Form der Außerung oder aus den Um⸗ 
ſtänden, unter denen ſie geſchah, ergäbe. Wäre ſie dagegen nur 
aus dem gedanklichen Inhalte der Geſte zu folgern, ſo würde dies 
eine Straſbarkeit nicht begründen. Die in Frage kommende 

zeſte kann nicht nur als Ausdruck eines gedanklichen Inhalts, 
ſondern zugleich auch als Form, in der dieſer zum Ausdruck gebracht 
wird, in Betracht kommen. 

Die vom LG. gemachten Ausführungen laſſen aber auch die 
Möglichkeit offen, daß es mit den „Außerungen“ nur die münd⸗ 
lichen Außerungen des Angekl. gemeint und daß es dem Angehl. 
den Schutz des 8 193 StGB. um deswillen verſagt hat, weil die 
als beleidigende Außerung in Frage kommende Geſte ſeiner Anſicht 
nach nicht zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen erfolgt iſt. 
Im angefochtenen Urteile iſt dies nicht klar zum Ausdruck ge⸗ 
bracht. Falls das LG. dieſen Standpunkt eingenommen hat, hätte es 

1) Sämtliche Entſcheidungen des OLG. Dresden berichtet von 
Oberſtaatsanwalt Dr. Weber. 


Zu 8. Die Begründung des landgerichtlichen Urteils war 
mangelhaft. Ob ſich aus dem Zuſammenhang nicht entnehmen 
ließe, daß das LG. das Zeigen auf die eigene Stirne als eine be⸗ 
abſichtigte Mißachtung auch der Form nach anſah, iſt eine andere 
Frage. Denn ſachlich liegt die Beleidigung eines Verkehrsbeamten 
ſchon dann vor, wenn man ihm ſagt, er müſſe die Verkehrsregelung 
erſt kennen lernen. Wenn man dabei obendrein aun die Stirne 
zeigt, ſo behauptet man im Zweifel damit zugleich, daß jener nicht 
einmal den zu ſeinem Amt nötigen Verſtand beſitze. Dann geht 
aus der Form des Verkehrs mit einem dienſttuenden Beamten die 
Mißachtungsäußerung hervor. Seine Autorität während des äußeren 
Dienftes duldet nach der Auffaſſung des auf Wahrung der ge⸗ 
botenen Achtung haltenden Publikums eine ſolche Kritik der Amts⸗ 
führung ſchlechterdings nicht. Unter Berückſichtigung dieſer allge⸗ 
meinen Erwägung konnte das OLG. den Sinn der landgericht⸗ 
lichen Außerung wohl erſchließen. 

Das OLG. unterſtellt auch die Möglichkeit, daß die Geſte des 
Angekl. nach Anſicht des LG. überhaupt nicht zur Wahrnehmung 
ſeiner berechtigten Intereſſen gefallen iſt. Das LG. habe dann 
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im Hinblick auf das Verteidigungsvorbringen des Angekl., der aus⸗ 
drücklich den Schutz des § 193 SGB. für ſich in Anſpruch ge 
nommen hat, erörtern müſſen, zur Wahrnehmung welches Inter⸗ 
eſſes der Angekl. die Mißachtung gegenüber dem Polizeibeamten 
zum Ausdruck bringende Geſte gemacht haben will. Erſt dann wäre 
auch für das RevG. eine Nachprüfung darüber möglich, ob das be⸗ 
treffende Intereſſe als „berechtigt“ i. S. von § 193 StGB. 
anzuerkennen iſt. Über die Frage, ob der Angekl. die beleidigende 
Geſte tatſächlich zur Wahrnehmung des von ihm angegebenen In⸗ 
tereſſes getan hat, hätte hierbei das LG. als Tatrichter zu ent⸗ 
ſcheiden. 
(OSG. Dresden, Urt. v. 28. Aug. 1928, 20 8t 135/28.) 


* 


9. 819 StGB. Das Intereſſe an pünktlicher Be⸗ 
förderung durch die Eiſenbahn iſt für den Reiſenden ein 
berechtigtes i. S. 8 193 StGB. Der Reiſende hat ein Recht 
zur Kritik. Die Beſtrafung des Beleidigers hängt nicht 
davon ab, ob der Beleidigte das Gefühl hatte, beleidigt 
zu fein. f) 

Das LG. legt dar, das Intereſſe an pünktlicher Beförderung 
durch die Eiſenbahn ſei kein berechtigtes i. S. 8 193 StGB., weil 
nach der EiſVerkO. kein Recht auf rechtzeitige Beförderung und 
damit auch auf pünktliches Eintreffen der Züge beſtehe. Ein 
„Recht“ iſt nicht Vorausſetzung für den Begriff des berechtigten 
Intereſſes, wie ſich ſchon aus der vom LG. ſelbſt aus dem Lpz⸗ 
Komm. z. StGB., 3. Aufl., Anm. 7 zu $ 193 wiedergegebenen Be⸗ 
griffsbeſtimmung ergibt. Weiter ſagt das LG., der Strafſchutz des 
8 193 StGB. verſage auch deshalb, weil im vorliegenden Falle die 
Verletzung der fremden Ehre nicht das für die Intereſſenwahr⸗ 
nehmung durch die Umſtände gebotene Mittel geweſen ſei, da 
dem Angekl. eine fachliche, ſich von jeder Beleidigung frei hal⸗ 
tende Kritik möglich geweſen, von ihm aber unterlaſſen worden 
ſei. Angeſichts der vom LG. feſtgeſtellten Tatumſtände hatte in⸗ 
deſſen der Angekl. Anlaß, eine Unaufmerkſamkeit des in Betracht 
kommenden Lokomotivführers, mithin ein, wenn auch nur viel⸗ 
leicht in geringem Maße deſſen Ehre berührendes Verhalten für 
möglich anzuſehen und in ſeiner Kritik zur Sprache zu bringen. 

Wenn noch geltend gemacht wird, durch die Außerungen des 
Angekl. habe ſich niemand beleidigt gefühlt, fo iſt dies deshalb 
unbeachtlich, weil das entſprechende Gefühl eines Beleidigten zur 
Beſtrafung wegen Beleidigung nicht erforderlich iſt. 

(OLG. Dresden, Urt. v. 4. Dez. 1928, 2 08t 239/28.) 
* 


10. SS 4 Ziff. 5, 11 RraftfVert®D. In Verkehr be- 
findliche Kraftwagen müſſen auch dann die vorgeſchriebene 
Beleuchtung zeigen, wenn ſie durch eine fremde Lichtquelle 
erhellt werden. 


Zu Unrecht rügt der Angekl. die unrichtige Auslegung der 88 4 


angeben müſſen, welches Intereſſe der Angehl. durch feine Geſte 
wahrnehmen wollte. Das geht zu weit; denn auf die Beweggründe 
einer beleidigenden Außerung braucht das Gericht bei der Tat⸗ 
beſtandsfeſtſtellung nicht einzugehen, wenn der Angekl. gar kein 
beſtimmtes ihn berechtigendes Intereſſe bezeichnet und ein ſolches 
auch nicht ohne weiteres erkennbar iſt. Im übrigen kommt es 
auf das gleiche hinaus, ob man im vorliegenden Falle ſagen will: 
„Die beleidigende Außerung iſt zur Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen erfolgt, aber ihr Vorhandenſein geht aus der Form 
der Außerung hervor“, oder ob man ſagt: „Die beleidigende 
Außerung iſt überhaupt nicht zur Wahrnehmung berechtigter Inter⸗ 
eſſen gefallen, ſondern nur nebenher bei Gelegenheit der Wahr⸗ 
nehmung berechtigter Intereſſen vorſätzlich erfolgt.“ Der Unter⸗ 
ſchied iſt nur der, daß nach herrſchender Praxis im erſten Falle 
Beleidigungsabſicht verlangt wird, im zweiten Falle einfacher Vor⸗ 
ſatz genügt. Dieſen Vorſatz hat das LG. unmißverſtändlich feſtgeſtellt. 
Prof. Dr. Köhler, Erlangen. 


Zu 9. Das Urteil enthält am Schluß ſeiner Begründung 
eine unzweideutige Abſage an die ſog. Kränkungstheorie und Hat 
darin völlig recht. 

Zutreffend iſt auch die Annahme, daß ein berechtigtes Inter⸗ 
eſſe der Reiſenden an rechtzeitiger Beförderung und damit an 
pünktlichem Eintreffen der Züge beſtehe. Verfehlt war die Wen⸗ 
dung des LG., der Schutz des § 193 StGB. verſage, weil der Rei⸗ 
ſende kein Recht auf dieſe Pünktlichkeit habe. Denn der 8 193 
StGB. beſchränkt ſich nicht auf Außerungen zum Schutze von 
Rechten. Mit Recht beanſtandet das OLG. auch die von der 
Str. angenommene Unzuläſſigkeit einer ſachlichen Ehrverletzung. 
Der Angekl. habe ja nach den landgerichtlichen Feſtſtellungen kon⸗ 
kreten Anlaß gehabt, eine Unaufmerkfamkeit des Lokomotivführers 
für möglich zu halten. Auch wenn er dieſen Anlaß nicht gehabt 
hätte, wäre die zur Wahrung berechtigter Intereſſen getane Auße⸗ 
rung durch 8 193 StGB. gedeckt, ſofern nicht aus der Form oder 
aus den Umſtänden das Vorhandenſein einer Beleidigung hervor⸗ 


Ziff. 5, 11 KraftfVerkVoO. Er führt aus: Dadurch, daß er feinen 
Kraftwagen etwa ½ Stunde vor dem Gaſthof in S. aufgeſtellt habe, 
um nach Wiederinſtandſetzung der Lichtanlage, die verſagt hatte, mit 
ihm weiterzufahren, habe er ſein Fahrzeug aus dem Verkehr ge⸗ 
nommen. Mit Rückſicht auf die vor dem Gaſthof brennende Bogen⸗ 
lampe, in deren weitem Lichtkegel der Wagen geſtanden habe, ſei es 
aber auch nicht nötig geweſen, dem Kraftwagen während des Halteus 
eine beſondere Beleuchtung zu geben. 


In beiden Richtungen iſt dem Rechtsmittel der Erfolg zu ver⸗ 
ſagen. Wie der AR. feſtſtellt, befand ſich der Kraftwagen auf der 
Heimfahrt. Der Benutzungszweck war alſo noch nicht erreicht. So⸗ 
lange aber die Benutzung noch nicht beendet war und die Fahrt fort⸗ 
geſetzt werden ſollte, befand ſich der auf öffentlicher Straße, und nicht 
etwa auf einem Parkplatz aufgeſtellte Wagen noch im Verkehr, auch 
wenn er zu einer vorübergehenden Fahrtunterbrechung auf der Straße 
fand. Er war lediglich zum Stillſtand gelangt, wie es in 8 28 BO. 
heißt. Dagegen ſtand er noch im allgemeinen öffentlichen Verkehr, 
was ſchon daraus zu entnehmen iſt, daß ſeine Aufſtellung den all⸗ 
gemeinen Verkehr nicht behindern durfte. Wann der Angekl. den Ent⸗ 
ſchluß gefaßt haben ſollte, feinen Wagen aus dem Verkehr heraus⸗ 
zunehmen, iſt überdies nicht erſichtlich. Er ſagt ſelbſt in der Reviſions⸗ 
ſchrift, nach dem Halten habe er ſich ſofort bemüht, die Beleuchtungs⸗ 
anlage in Ordnung zu bringen, ſich dann, weil dies zunächſt erfolglos 
geweſen ſei, in die Gaſtwirtſchaft begeben, um dort zu Abend zu eſſen, 
dann aber die Ausbeſſerungsarbeiten bald beendet. Darauf ſei er weg⸗ 
gefahren. Das Herausnehmen aus dem Verkehr iſt demnach jedenfalls 
nicht äußerlich erkennbar in die Erſcheinung getreten. Gefehlt hat der 
Angekl. insbeſ. gegen 8 4 Ziff. 5 KraftfVerkVoO. Eine Ausnahme von 
dieſer Vorſchrift kennt die VO. nicht. Die Faſſung: „Jedes Fahrzeug 
muß verſehen ſein nach eingetretener Dunkelheit“ mit der dort be⸗ 
ſchriebenen Eigenbeleuchtung, läßt erkennen, daß in keinem Falle 
davon abgewichen werden darf. Verſagt die en 0 an dem 
Wagen, ſo hat der Führer für Abhilfe zu ſorgen (§ 16 KraftfVerk⸗ 
VO .), und es genügt nicht, wenn er ſeinen Wagen ohne jede Eigen⸗ 
beleuchtung in das Licht einer Straßenlaterne ſtellt. Das verbietet die 
Sicherheit des öffentlichen Verkehrs. Auf eine fremde Lichtquelle, 
ſelbſt wenn ſie genügende Helligkeit verbreitet, darf ſich der Führer 
nicht verlaſſen, da jederzeit Umſtände eintreten können, die deren 
Wirkung aufheben oder beeinträchtigen. 


Gelang dem Angekl. die alsbaldige Wiederherſtellung der Be⸗ 
leuchtung nicht, ſo mußte er den Wagen aus dem Verkehr ziehen, was 
3. B. durch Verbringen des Wagens in einen Hofraum hätte ge⸗ 
ſchehen können. Daß er dies nicht tat, vielmehr längere Zeit hindurch, 
ohne den Mangel zu beheben, im Gaſthofe einkehrte, iſt dem Angehl. 
mit Recht vom AR. zum Verſchulden angerechnet worden. 


(OLG. Dresden, Urt. v. 24. Juli 1929, 1 OSta 70/29.) 
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ging. Denn auch die ſachlich ungerechtfertigte Kritik eines berech⸗ 
tigte Intereſſen Wahrenden iſt ſtraflos, es ſei denn, daß ſich die 
Beleidigung gerade aus der Form oder den Umſtänden der Auße⸗ 
rung ergibt. 

Nicht unzweifelhaft iſt dagegen die Frage, ob im vorliegenden 
Falle, wo das OLG. eine durch die Form der Außerung gegebene 
Beleidigung angenommen und daher die Verurteilung beſtätigt 
hat, eine ſolche Formverletzung wirklich vorlag. Ironiſche Be⸗ 
merkungen, die der Angekl. mit feinen kritiſchen Außerungen ver⸗ 
bunden hat, begründen wohl ſachlich eine Beleidigung, fie find es 
aber noch nicht ohne weiteres auch ihrer Form nach, auch nicht, 
wenn die Beleidigung beabſichtigt war. Überdies muß nach herr⸗ 
ſchender Praxis dem Wahrer berechtigter Intereſſen ein gewiſſer 
Spielraum des Ermeſſens belaſſen werden, welche Form der Auße⸗ 
rung er nach den Umſtänden für geboten hält. Nur ſoweit er hier⸗ 
bei die Grenzen des objektiv Veranlaßten fahrläſſig überſchreitet, 
iſt die Beleidigungsabſicht zu einer unzuläſſigen Form hinzu⸗ 
getreten. Nicht einmal letzteres wird in RGSt. 59, 414 (16) angenommen, 
in dem hier auch fahrläſſige Überſchreitung des Veranlaßten noch als 
Irrtum über Tatumſtände bezeichnet wird. Allein wenn jemand 
einen berechtigten Anlaß zur Kritik hat, ſo hält er die von ihm 
etwa gebrauchten Kraftausdrücke meiſt auch für die geeignetſten 
Mittel zur Intereſſenwahrnehmung. Man muß aber dem gegen⸗ 
über beachten, daß nach Wortlaut und Sinn des § 193 StGB. eine 
Beleidigung, die als ſolche gewollt oder ſogar beabſichtigt war, 
ohne weiteres „vorhanden“ iſt und bleibt, wenn gerade die unzu⸗ 
läſſige Form, zu der ſich der Täter verſtiegen hat, den Vorſatz oder 
die Abſicht der Beleidigung verkörpert. Das Werturteil, daß die 
Form der Außerung unzuläſſig ſei, kann nur von den Vertretern 
der Normentheorie als Dolusbeſtandteil angeſehen werden. Vgl. 
auch Olshauſen nu, 8193 Nr. 6 II (S. 888), und RGSt. 23, 422 
(425) 42, 441 (443); KG.: 3StW. 44,465. Olshauſen bemerkt 
d. a. O. treffend, daß eine völlig willkürliche Anſchauung des Täters 
über die Eignung ſeiner Außerung keine Brückſichtigung finden kann. 

Prof. Dr. Köhler, Erlangen. 
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11. 5 4 Ziff. 5 KraftfVo. Stehende Kraftfahrzeuge 
find auch bei Vorhandenſein anderer Lichtquellen zu be⸗ 
leuchten.) 

Die Anſicht der Verteidigung, daß § 4 Abſ. 1 Ziff. 5 Kraftf⸗ 
VerkVoO. nur für die in Bewegung befindlichen Kraftfahrzeuge zu 
gelten, nicht aber auf zum Stillſtand gelangte Anwendung zu 
finden habe, kann in dieſer Allgemeinheit nicht gebilligt werden. 
Ein Kraftfahrzeug, das zum Stillſtand gebracht, aber auf öffent⸗ 
licher Straße ſtehengelaſſen wird, ſcheidet damit noch nicht ohne 
weiteres aus dem allgemeinen öffentlichen Verkehr aus. Dieſer 
Fall tritt erſt ein, wenn es auch räumlich, wie durch Auf⸗ 
ſtellung auf einem beſonderen zum Parken beſtimmten Platze, aus 
dem Bereiche des allgemeinen Verkehrs gezogen 
wird, nicht aber ſchon dann, wenn es einen dem allgemeinen 
Verkehre dienenden öffentlichen Weg oder Platz zwar nicht 
mehr zur Fahrt benutzt, wohl aber als einſtweiligen Stand⸗ 
ort ſo lange, bis es ſich wieder in Bewegung ſetzt, für ſich 
in Anſpruch nimmt. Auch im letzteren Falle liegt es im 
Intereſſe der allgemeinen Verkehrsſicherheit, daß das Kraftfahr⸗ 
zeug nach eingetretener Dunkelheit oder bei ſtarkem Nebel ebenſo, 
15 wenn es ſich in Fahrt befindet, vorſchriftsgemäß beleuchtet 
wird. 

Wie das OLG. Dresden in Übereinſtimmung mit anderen 
Obergerichten wiederholt entſchieden hat, darf die nach 88 11 und 
16 KraftfVerkVO. vorgeſchriebene Beleuchtung auch dann nicht 
unterbleiben, wenn das Kraftfahrzeug, ohne räumlich aus dem 
Bereiche des allgemeinen Verkehrs ausgeſchieden zu ſein, auf 
öffentlicher Straße ſtehengelaſſen wird und der erwählte Standort 
durch eine fremde, außerhalb des Kraftwagens befindliche Licht⸗ 
quelle an ſich ausreichend erhellt iſt. Das Geſetz enthält in dieſer 
Beziehung keinerlei Ausnahmevorſchriften. Daß der von ihm be⸗ 
zweckte Schutz der Sicherheit des Verkehrs auf öffentlichen Wegen 
beim Vorhandenſein einer fremden, genügende Helligkeit ver⸗ 
breitenden Lichtquelle für alle Fälle gewährleiſtet ſei, kann der 
Reviſion nicht zugegeben werden. Es können erfahrungsgemäß 
jederzeit Umſtände eintreten, die vom Willen des Kraftfahrzeug⸗ 
führers unabhängig ſind und die Wirkung der fremden Licht⸗ 
quelle aufheben oder beeinträchtigen, ſo daß der vom Geſetz ver⸗ 
folgte Zweck nur durch die eigene Beleuchtung des Fahrzeugs 
mit Sicherheit zu erreichen iſt. Insbeſ. ift bei dem Aufſtellen des 
Kraftfahrzeugs vor einem Gaſthauſe oder einem ſtark beſuchten 
Geſchäftshauſe immer damit zu rechnen, daß unmittelbar hinter 
dem Kraftwagen noch andere Fahrzeuge aufgeſtellt werden und 
infolge davon das hintere Kennzeichen ganz oder teilweiſe ver⸗ 
bar i und trotz der fremden Lichtquelle nicht mehr les⸗ 
ar iſt. 

Darf ſich hiernach der Kraftwagenführer niemals auf andere 
Lichtquellen verlaſſen, ſo wird er von der Pflicht zur vorgeſchrie⸗ 
benen Beleuchtung ſeines Fahrzeugs nach eingetretener Dunkelheit 
auch nicht dadurch befreit, daß der einſtweilige Standort irgendwie 
beaufſichtigt wird. 

(OLG. Dresden, Urt. v. 15. Mai 1929, 1 OSta 40/29.) 
* 

12. 88 16, 32, 40, 50 Kraftf Verk. Die durch Art. II 
unter 5 Abſ. 2 KraftfVerk VO. v. 16. März 1928 beſtimmte 
Schonfriſt kommt für ſolche Wagen nicht in Betracht, deren 
Bereifung ſchon den vorher geltenden Vorſchriften nicht 
entſprach. 

Die Auffaſſung des Tatrichters, daß das Verhalten des Angehl. 
den Tatbeſtand einer Übertretung i. S. der 88 16 (vorl. Saß), 32 
Abſ. 1 und 2, 40 Abſ. 2 und 50 Abſ. 2 der neugefaßten KraftfVerk⸗ 
VO. v. 16. März 1928 erfülle, läßt keinen Rechtsirrtum erkennen. 
Da es ſich um Zugmaſchinen ohne Güterladeraum von je einem Ge⸗ 
wichte über 2,5 Tonnen handelte, hatten die von ihnen gezogenen An⸗ 
hänger bereits unter der Herrſchaft der VO. v. 5. Dez. 1925 mit 
Gummi oder einem anderen elaſtiſchen Stoffe bereift zu ſein. Denn 
nach 8 34 Abſ. 2 Satz 2 dieſer VO, galt die Befreiung von der durch 
825 Abſ. 1 Ziff. 2 im erſten Halbſatz der nämlichen VO. vor⸗ 
geſchriebenen Bereifungsart nur für Zugmaſchinen ohne Güterlade⸗ 
raum, deren Gewicht 2,5 Tonnen nicht überſtieg. Nach der VO. v. 
16. März 1928 Art. I Nr. 21 und 22 iſt jene Befreiung von der durch 
§ 25 Abf. 1 Ziff. 2 im erſten Halbſatze der VO. v. 5. Dez. 1925 ge⸗ 
botenen Bereifungsart auch für Anhänger weggefallen, die von Zug⸗ 
maſchinen ohne Güterladeraum unter dem Gewicht von 2,5 Tonnen 
gezogen werden, — bloß nicht für ſolche Zugmaſchinen mit Anhänger, 
die in land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen Betrieben Verwendung finden 
und deren Gewicht 2,75 Tonnen (vgl. Art. I Nr. 22 i. Verb. m. Nr. 20 
BD. v. 16. Marz 1928) nicht überſteigt. Die durch Art. II unter 
Punkt 5 Abſ. 2 dieſer VO. beſtimmte Schonfriſt, die der Beſchwð. 
für ſich in Anſpruch nimmt, kommt für die hier fraglichen Anhänger 
mit Eiſenbereifung nicht in Vetracht, da letztere ſchon den vorher 
geltenden Vorſchriften über die Bereifung nicht entſprochen hatten. 
Der Sinn der Schonfriſt kann füglicherweiſe nur der ſein, daß 


1) Vgl. Bay Obs. oben S. 2829 Nr. 6. 
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innerhalb derſelben ausſchließlich diejenigen Zugmaſchinenanhänger 
aufgebraucht werden dürfen, die bis zur neuen VO. vorſchrifts⸗ 
gemäß waren. Von Haus aus Vorſchriftswidriges hat keinen An⸗ 
ſpruch auf Schonung. Soweit der BeſchwF. aus der in Art. I unter 
Nr. 20 geſchehenen Erhöhung der Gewichtsziffer von 2,5 auf 2,75 Ton⸗ 
nen die Anwendbarkeit der Schonfriſt für ſich hergeleitet haben will, 
kommt lediglich ein unbeachtlicher Strafrechtsirrtum in Betracht, 
der ihn nicht zu ſchützen vermag. Die Erhöhung dieſer Zahl bedeutet 
nur eine Erweiterung der Grenze, innerhalb deren die übrigen Be⸗ 
freiungen (vgl. 8 40 Abſ. 1 und 2 der durch die VO. v. 16. März 
1928 erfolgten Neufaſſung der Beſtimmungen über den Kraftfahrzeug⸗ 
verkehr) Platz greifen ſollen, während die Befreiung von der Gummi⸗ 
bereifung durch jenen Art. Nr. 20 VO. v. 16. März 1928 für 
die Zugmaſchinen jeden Gewichtes und ihre Anhänger — mit Aus⸗ 
nahme der im land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen Betrieb verwendeten — 
aufgehoben worden iſt. 


(OLG. Dresden, Urt. v. 23. Juli 1929, 2 OSta 69/29.) 


* 


13. 5 17 Ab ſ. 1 KraftfVerkV O. Rückwärtsſtoßen beim 
Anfahren kann eine Fahrläſſigkeit des Führers darſtellen. f) 

Der Angekl. ift kurz vor einer Straßenkreuzung mit feinent 
Laſtkraftwagen, nachdem er dort mit einem Abſtand von etwa 
einem Meter vor einer Kleinkraftdroſchke gehalten hatte, nach 
Freiwerden der Überfahrt zunächſt nach rückwärts gefahren und hat 
der Kleinkraftdroſchke den Kühler eingedrückt. 

Der AN. hat den Angekl. nach § 17 Abſ. 1 KraftfVerkVO., 
verbunden mit 8 21 Kraftf®., verurteilt, weil in feinem Bere 
halten ein Verſtoß gegen die Vorſchriften über die Bedienung des 
Kraftfahrzeugs liege. Jeder Kraftfahrer ſei ſo ausgebildet, daß er 
beim Anfahren eine Rückwärtsbewegung des Wagens auszuſchalten 
verſtehe. Der Umſtand, daß der Kühler der Droſchte eingedrückt 
worden ſei, laſſe nur den Schluß zu, daß der Angehl., wenn dieſe 
nicht hinter feinem Wagen geſtanden hätte, noch viel weiter zurück⸗ 
geſtoßen hätte. 

Fehl geht zwar die Auſicht des BeſchwF., daß ſchon der 
äußere Tatbeſtand einer Übertretung nach 8 17 Abſ. 1 Kraftf⸗ 
VerkVO. nicht erfüllt ſei, weil das Rückwärtsfahren des Angehl. 
die Verpflichtung des Kraftwagenführers zur gehörigen Vorſicht in 
Bedienung feines Fahrzeugs nicht verleze. Der Kraftwagen des 
Angekl. hat ſich beim Anfahren aus der Haltſtellung jo ſtark nach 
rückwärts bewegt, daß er erheblich über einen Meter zurückgefahren 
wäre, wenn er nicht durch die hinter ihm haltende Droſchke nach 
etwa einem Meter Fahrt aufgehalten worden wäre. Eine ſo er⸗ 
hebliche Rückwärtsbewegung beim Anfahren verſtößt gegen 
die Fahrregeln und läßt ſich bei Aufwendung der erforder⸗ 
lichen Aufmerkſamkeit und Geſchicklichkeit durch den Führer ver⸗ 
meiden, ſelbſt wenn durch ungünſtige Umſtände eine 
ſofortige Vorwärtsbewegung aus der Halteſtellung 
erſchwert wird. 

Das Urteil läßt aber jede Feſtſtellung des inneren Tatbeſtandes 
vermiſſen. 

Bei der künftigen Hauptverhandlung wird zu prüfen ſein, ob 
der Angekl. abſichtlich aus der Halteſtellung zurück⸗ 
gefahren iſt, ob er ſich dabei vorher darüber ver⸗ 
gewiſſert hatte, wie weit der Raum hinter ihm frei 


Zu 13. Die Entſch. ſpricht aus, daß eine erhebliche Rück⸗ 
wärtsbewegung (auf mehr als 1 m) gegen die Fahrregeln verſtoße 
und ſich bei Aufwendung der erforderlichen Aufmerkſamkeit und 
Geſchicklichkeit durch den Führer vermeiden laſſe, ſelbſt wenn durch 
ungünſtige Umſtände eine ſofortige Vorwärtsbewegung aus der Halte⸗ 
ſtellung erſchwert wird. 

Dieſe Feſtſtellung iſt nicht frei von Bedenken. In der Kraftf⸗ 
Verk. iſt dieſer Grundſatz nirgends ausdrücklich ausgeſprochen. 
Das Rückwärtsſtoßen als ſolches ift keinesfalls verboten. 8 4 
Abſ. 3 KraftfVerkVoO. ſieht für die Ausrüſtung des Kraftfahrzeuges 
einen Rilckwärtsgang ausdrücklich vor. Die KraftfVerk VO. enthält 
auch keine Blankettbeſtimmung für ein örtliches Verbot dieſer Art. 
Es kann ſich deshalb nur um einen Grundſatz handeln, den das 
Gericht aus der allgemeinen Sorgfaltspflicht des Kraftfahrzeug⸗ 
führers ableitet. Es ſtellt aus eigener Sachkenntnis und aus den 
erfahrungen des Kraftfahrzeugverkehrs feſt, daß es bei ſorgfältiger 
Führung eines Kraftfahrzeuges möglich ſei, das Zurückſtoßen auf 
eine Entfernung von über einen Meter zu vermeiden. Daß der 
Antrieb des Kraftfahrzeuges aus der Ruheſtellung unmittelbar nach 
vorwärts in der Fahrtrichtung möglich iſt, ohne das Fahrzeug zu⸗ 
nächſt nach rückwärts zu ſtoßen, tt richtig. Das Zurückſtoßen des 
Kraftfahrzeuges iſt aber mit Rückſicht auf Verkehrshinderniſſe in 
vielen Fällen nötig, vor allem bei engen Straßen und ſchwer⸗ 
wendigen Kraftfahrzeugen, um den zum Wenden erforderlichen 
Raum zu gewinnen. Es iſt deshalb nicht unbedenklich, ganz all⸗ 
gemein den Grundſatz aufzuſtellen, daß eine erhebliche Rückwärts⸗ 
bewegung (auch über 1 m) gegen die Fahrregeln verſtößt. 

RA. Dr. Wille, München. 
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war, oder ob der Wagen gegen feinen Willen infolge verjehent- 
licher Einſchaltung des Rückwärtsgangs oder aus einem anderen 
Grunde zurückgerollt iſt und ob im letzteren Falle die Rückwärts⸗ 
bewegung vorausſehbar und vermeidbar war. 


(Och. Dresden, Urt. v. 30. April 1929, 2 0 Sta 31/29.) 
de 


14. 830 KraftfVerk oO. v. 16. März 1928. Gegenüber 
den reichs rechtlichen Beſtimmungen, welche die Faſſung 
des 8 23 Bund RVO. v. 3. Febr. 1910 geändert haben, haben 
frühere gemeindepolizeiliche Vorſchriften, die einen Weg 
zum der Sicherheit des Verkehrs willen“ ſperrten, für den 
Kraftwagenverkehr keine Gültigkeit mehr. 

Der Angekl. hat die durch die Bekanntmachung der Stadträte zu 
S. und N. v. 20. Sept. 1904 „um der Sicherheit des Verkehrs 
willen“ für den Verkehr mit Kraftwagen geſperrte, an den beiden 
ne mit entſprechenden Sperrſchildern verſehene Kobaltſtraße 

efahren. 

Die Bekanntmachung iſt bereits am 20. Sept. 1904 erlaſſen 
worden. Die Rechtsgrundlage für ihren Erlaß haben hiernach, wie 
keinem Zweifel unterliegen kann, die Vorſchriften in § 21 Abf. 2 
der damals in Kraft geweſenen SächſKraftfVerkVoO. v. 3. April 1901 
(SächſchVBl. 58) und in 88 2, 5 SachſVO. v. 9. Juli 1872, den Ver⸗ 
kehr auf den öffentl. Wegen betr. (SächſchVBl. 347) gebildet (vgl. 
hierzu auch Ziff. 3 SächſVO., die Kompetenz in Wege⸗ und Brücken⸗ 
polizeiſtrafſachen betr., v. 26. Sept. 1879 [SächſchVBl. 362] und 83 
SächſVoO. v. 14. Dez. 1870 [SächſchVBl. 373). 

Ob die Stadträte zu S. und N. als Polizeibehörden i. S. 8 21 
SächſVO. v. 3. April 1901 bei Erlaß ihrer Bekanntmachung auf 
Grund der damals gültigen SächſVO. befugt waren, „um der Sicher⸗ 
heit des Verkehrs willen“, alſo aus einem ſo allgemeinen Grunde, die 
K.ſtraße für den Verkehr mit Kraftwagen zu ſperren, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Denn bereits mit dem 1. Okt. 1906, dem Tage, an 
dem die Vorſchriften der SächſVO. v. 3. April 1901 außer Wirkung 
getreten und durch die Vorſchriften der SachſgraftfVerkVoO. v. 
10. Sept. 1906 (SächſchVBl. 307) erſetzt worden find, hatte ſich dieſe 
Rechtslage geändert. Nach 8 21 VO. Konnte durch allgemeine polizei⸗ 
liche Vorſchriften oder durch beſondere, für einzelne Fälle getroffene 
polizeiliche Anordnungen der Verkehr von Kraftfahrzeugen auf be⸗ 
ſtimmten Wegen uſw. nur noch verboten oder beſchränkt werden, 
ſoweit der Zuſtand der Wege oder die Eigenart des 
Verkehrs es erforderte. An dieſem Rechtszuſtand iſt nach 
dem Inkrafttreten des KraftfGG. v. 3. Mai 1909 und der Bund RO. 
über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen v. 3. Febr. 1910 zunächſt im 
weſentlichen nichts geändert worden. Erſt ſpätere, die VO. v. 3. Febr. 
1910 abändernde Reichs VO. en (ſ. Art. I Ziff. 28 VO. v. 15. März 
1923 [RGBl. 169]; Art. 1 Ziff. 17 VO. v. 5. Dez. 1925 [RG Bl. 
435] und Art. I Ziff. 2 Buchſt. d VO. v. 28. Juli 1926 [RGBl. 425) 
haben inſofern die Faſſung des 1. Satzes des 8 23 der alten Bundgi⸗ 
VO. v. 3. Febr. 1910 geändert, als den Polizeibehörden die Befugnis, 
durch allgemeine Vorſchriften oder beſondere Anordnungen den Ver⸗ 
kehr mit Kraftfahrzeugen überhaupt oder mit einzelnen Arten auf 
beſtimmten Wegen zu verbieten oder zeitlich zu beſchränken, auch noch 
erteilt worden iſt, ſoweit der Zuſtand anliegender Gebäude und insbeſ. 
auch Rückſichten auf den Fußgängerverkehr es erfordern. Durch 
Art. I Ziff. 17 VO. v. 5. Dez. 1925 iſt dem 823 VO. v. 15. März 
1923 als 2. Satz noch die Beſtimmung eingefügt worden, daß, ſoweit 
das Verbot oder die zeitliche Beſchränkung nach Satz 1 für beſtimmte 
Ortlichkeiten mit Rüchſicht auf andere beſondere Verhaltniſſe geboten 
iſt, die gleiche Befugnis, alſo die Befugnis, den Verkehr mit Kraft⸗ 
fahrzeugen überhaupt oder mit einzelnen Arten auf dieſen beſtimmten 
Ortlichkeiten zu verbieten oder zeitlich zu beſchränken, den höheren 
Verwaltungsbehörden — d. ſ. in Sachſen nach 81 Abſ. 1 
Ausf Beſt. v. 18. Sept. 1923 (Sächſch Bl. 449) die Kreishauptmann⸗ 
ſchaften — zuſteht. 

Die Stadträte zu S. und N. hätten hiernach, ganz beſonders aber 
im Hinblick auf den in ihrer Bek. v. 20. Sept. 1904 angegebenen 
ganz allgemeinen Grund der Sperrung der Kiſtraße, ſchon bei In⸗ 
krafttreten der SächſVO. v. 10. Sept. 1906 prüfen müſſen, ob die 
durch die verfügte Sperrung aus einem der in 8 21 VO. angeführten, 
allein noch zuläſſigen Grunde weiter aufrechterhalten werden konnte, 
und bei Bejahung dieſer Frage dieſe Prüfung durch Neuveröffent⸗ 
lichung der Bekanntmachung entweder unter Weglaſſung des Grundes 
oder aber unter Angabe des geſetzlich allein zugelaſſenen Grundes nach 
außen zum Ausdruck bringen müſſen. Dies iſt nicht geſchehen. In 
der urſprünglichen unverändert gebliebenen Faſſung ſtand aber die 
Bekanntmachung bereits ſeit dem 1. Okt. 1906 mit dem früheren 
ſächſ. Landesrecht und ſteht ſie mit dem jetzt geltenden Reichsrecht 
nicht mehr im Einklang. Die Tatſache, daß die Beltanntmachung in 
ihrer urſprünglichen Faſſung keine Anderung erfahren hat, daß insbeſ. 
ihre dem 8 20 SüchſVoO. v. 3. April 1901 und dem 8 28 SächſVO. 
v. 10. Sept. 1906 entſprechende Strafdrohung nach dem Inkrafttreten 
des RGeſ. v. 3. Mai 1909 und der BundRVO. v. 3. Febr. 1910, und 
zwar bis jetzt noch nicht in Einklang mit der Strafdrohung des maß⸗ 
gebenden 8 21 NGel. v. 3. Mai 1909 gebracht worden find, deutet 
darauf hin, daß die Stadträte zu S. und N. die Grenzen, die zunächſt 


das ſächf. Landesrecht und daun das Reichsrecht der Befugnis der 
Polizeibehörde, auf beſtimmten Wegen uſw. den Verkehr mit Kraft⸗ 
fahrzeugen zu verbieten oder zu beſchränken, gezogen hat, überhaupt 
nicht beachtet und deshalb die Frage, ob ſich die die Sperrung der 
K.ſtraße anordnende Bekanntmachung aus einem der allein geſetzlich 
noch zugelaſſenen Grunde aufrechterhalten laſſe, nicht geprüft haben. 

Die Prüfung der Frage, ob ein geſetzlicher Grund zum Erlaß 
bzw. zur Aufrechterhaltung eines Verbotes i. S. § 30 Kraftf Verk. 
v. 16. März 1928 vorgelegen hat, ſteht allerdings nicht den Gerichten, 
ſondern allein der Polizeibehörde zu. Die Gerichte haben lediglich for⸗ 
mell zu prüfen, ob das Verbot aus einem geſetzlichen Grunde ergangen 
bzw. aufrechterhalten worden iſt. Die tatſächliche Richtigkeit des 
geſetzlichen Grundes und die Zweckdienlichkeit des Verbotes ſind der 
gerichtlichen Nachprüfung entzogen. Da im vorliegenden Fall der 
angegebene Grund Kein geſetzlicher mehr iſt, iſt nach alledem die 
Rechtsgültigkeit der Bek. v. 20. Sept. 1904 zu Recht verneint worden. 


(OLG. Dresden, Urt. v. 25. Juni 1929, 2 OSta 59/29.) 
* 


Frankfurt a. M. 

15. § 63 StGB. ſetzt voraus, daß es ſich um die Be- 
teiligung an ein und derſelben Handlung handelt. 

In einer Straßenkreuzung ſtieß ein Perſonenkraftwagen mit 
einem Motorrad zuſammen. Bei dieſem Zuſammenſtoß wurde der 
Beifahrer auf dem Motorrad verletzt. Er ſtellte Strafantrag gegen 
den Führer des Perſonenkraftwagens. Anklage wurde erhoben 
gegen dieſen, aber auch gegen den Lenker des Motorrades. AG. 
und LG. verurteilten beide wegen fahrläſſiger Körperverletzung, 
den Lenker des Motorrades unter Berufung auf § 63 StGB., in» 
dem ſie den gegen den Lenker des Perſonenkraftwagens allein 
gerichteten Strafantrag auch genügend für die Verurteilung des 
Lenkers des Motorrades hielten. 


Die für den Lenker des Motorrades eingelegte Reviſion hatte 
Erfolg. Das Revch. hat das Verfahren gegen den Lenker des 
Motorrades eingeſtellt. 


Das LG. verkennt, daß die Unteilbarkeit des Strafantrags 
ſich nur auf den Antrag hinſichtlich einer einheitlichen Tat bezieht 
(REEL. 33, 161). Das äußerliche Zuſammenwirken mehrerer Per⸗ 
ſonen zur Herbeiführung eines rechtswidrigen Erfolges genügt 
zwar, immer aber iſt Vorausſetzung, daß es ſich um die Beteiligung 
an ein und derſelben Handlung handelt (vgl. Ebermayer, 6 zu 
§ 63 StGB.). Davon kann im vorliegenden Fall keine Rede ſein. 
Es liegen zwei ſelbſtändige ſtrafbare Handlungen vor: die fahr⸗ 
läſſige Körperverletzung durch X. (Fahrer des Perſonenkraft⸗ 
wagens) und die durch Y. (Lenker des Motorrades). Demnach iſt 
für eine Anwendung des $ 63 StGB. kein Raum. Der Strafantrag 
des A. bleibt auf die Tat des X. beſchränkt. Da es alſo hinſicht⸗ 
lich des Angekl. Y. an dem erforderlichen Strafantrag fehlt, war 
das Verfahren, inſoweit es ſich auf ihn bezieht, gem. § 260 II 
StGB. einzuſtellen. 

(OLG. Frankfurt a. M., Fer StrSen., Urt. v. 20 Aug. 1929, 8 97/29.) 
Mitgeteilt von RA. Peter Keul, Köln. 


* 
Hamm. 


16. § 26 Kraftf Verk. v. 16. März 1928. 


Der Reviſion iſt darin beizupflichten, daß die Feſtſtellungen des 
angefochtenen Urteils nicht genügen, um ſeine Freiſprechung von 
der dem Angekl. zur Laſt gelegten Zuwiderhandlung gegen den 
§ 26 VO. zu rechtfertigen. Der AR. hat die Behauptung des An⸗ 
gekl., er habe den linken Arm ausgeſtreckt, für nicht widerlegt 
erachtet. Der Angekl. hatte ſelbſt angegeben, daß er den Arm nicht 
lange Zeit nach links habe halten dürfen, da er beide Hände am 
Steuerrade gebraucht habe. Durch ein flüchtiges Ausſtrecken des 
Armes wird nun die dem Führer im 8 26 auferlegte Verpflichtung 
nicht erfüllt. Denn der 8 26 ſchreibt vor, daß der Führer anderen 
Perſonen die Abſicht des Verlaſſens der bisher verfolgten Fahrt⸗ 
richtung durch wagerechtes Halten des Armes in der Richtung des 
Wechſels rechtzeitig zu erkennen zu geben hat. Es hätte daher 
geprüft werden müſſen, ob die Zeichengebung des Angehl. derartig 
geweſen iſt, daß die anderen Wegebenutzer die Abſicht des Angekl., 
die Fahrtrichtung zu wechſeln, erkennen konnten. Als Wegebenutzer, 
dem die Abſicht der Richtungsänderung zu erkennen zu geben war, 
kam hier hauptſächlich der Führer des dem Angekl. folgenden Laſt⸗ 
kraftwagens in Betracht. Die Frage, ob dieſer die Abſicht des 
Angekl., die Fahrtrichtung zu wechſeln, aus der Zeichengebung 
erkennen konnte, iſt aber von dem AR. nicht geprüft worden. Die 
Behauptung des Angekl., er habe beide Hände am Steuerrade ge⸗ 
braucht, vermag den Angehl., wenn er der Verpflichtung aus 8 26 
nicht genügt hat, nicht ohne weiteres zu entſchuldigen. Wenn die 
ordnungsmäßige Handhabung des Lenkrades eine den Vorſchriften des 
8 26 genügende Zeichengebung mit dem Arm allgemein nicht ge⸗ 
ſtattete, dann hätte der Angekl. dafür ſorgen müſſen, daß die 
Zeichengebung durch eine mechaniſche Einrichtung oder durch einen 
Beifahrer ausgeführt wurde, oder er hätte die Fahrt mit dem Kraft⸗ 
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fahrzeug unterlaſſen müſſen. War er aber nur gerade in dieſem 
hier in Rede ſtehenden Falle an der ordnungsmäßigen Zeichengebung 
gehindert, dann hätte er mit dem Fahrtrichtungswechſel warten 
müſſen, bis eine Gefährdung anderen Wegebenutzer ausgeſchloſſen war. 
(OLG. Hamm, StrSen., Urt. v. 22. Juni 1929, S 162/29.) 
Mitgeteilt von Sen Präſ. Dr. Cullmann, Hamm. 
* 
Jena. 


17. 88 4 Abſ. 1 Nr. 5, 11 Abſ. 1 KraftfVerk VO. v. 16. 
März 1928. Die Vorſchriften der VO. über die Beleuchtung 
gelten auch für Kraftfahrzeuge, die auf der Straße (wenn 
auch auf einem Parkplatz) halten. Die Beleuchtung des 
Kraftfahrzeugs durch ſeine eigenen Laternen iſt unnötig, 
wenn es ſchon auf andere Weiſe, z. B. durch eine Straßen⸗ 
laterne, vollſtändig wie durch feine eigenen Lichter be⸗ 
leuchtet wird. 


Nach den Feſtſtellungen des AG. hat der Angekl. feinen Kraft⸗ 
wagen am 18. Nov. 1928 nach Eintritt der Dunkelheit unbeleuchtet 
auf einem Parkplatz aufgeſtellt. Der Parkplatz bildet einen Teil 
einer öffentlichen Straße; er liegt auf der linken Seite einer Ein⸗ 
bahnſtraße und iſt durch die üblichen Schilder bezeichnet. 

Der Angekl. hat ſeinen Wagen nicht beleuchtet, weil er im 
Lichtkegel einer Straßenlaterne ſtand, ſo daß die Umriſſe des Wagens 
und ſeine Kennzeichen auch ohne Eigenbeleuchtung einwandfrei zu 
erkennen waren. 

Das AG. hat den Angelil. wegen der unterlaſſenen Beleuchtung 
ſeines Kraftwagens nach 88 4 Abſ. 1 Nr. 5, 11 Abſ. 1, 17 Abſ. 1 und 
50 Abſ. 2 i. Verb. m. 8 2 Abſ. 1 KraftfVerkVoO. v. 16. März 1928 
und des 8 21 KraftfGG. von 1909 ſowie der 88 17 Abſ. 3, 33 Thür⸗ 
StraßVerkO. v. 3. Dez. 1926 beſtraft. Das rügt die Rev. mit Recht 
als rechtsirrig. 

Allenfalls hätte der Angekl. wegen Übertretung der 88 4 Abſ. 1 
Nr. 5 und 11 Abſ. 1 KraftfVerkVo. v. 16. März 1928 beſtraft 
werden können. Solange ſich ein Kraftwagen auf der Straße be⸗ 
findet, richtet ſich ſeine Beleuchtung ausſchließlich nach den beſonderen 
reichsrechtlichen Beſtimmungen. Das gilt auch, wenn er auf einem 
Parkplatz ſteht, der einen Teil der öffentlichen Straße bildet. Gleich⸗ 
gültig iſt, ob der Kraftwagen auf der Straße fährt oder ſteht. Der 
in der Rechtſprechung vertretenen Meinung, daß die Beleuchtungs⸗ 
vorſchriften der KraftfVerk VO. nur für fahrende Kraftwagen, zum 
mindeſten nicht für auf einem Parhplatz ſtehende Kraftwagen gälten, 
kann ſich der Senat nicht anſchließen (jo Bayobe G.: Goltd Arch. 73, 
209 und OLG. Hamburg: Goltd Arch. 71, 183). Die Kennzeichnung 
des Kraftwagens durch die beiden Seitenlaternen und die Beleuchtung 
des hinteren Kennzeichens iſt aus verkehrstechniſchen Gründen beim 
ſtehenden Kraftwagen genau ſo weſentlich wie beim fahrenden, ſolange 
ſich der Wagen auf der Straße befindet. Deshalb iſt kein zwingender 
Grund erſichtlich, aus dem die Beleuchtungsvorſchriften der Kraftf⸗ 
Verk Vo. nur für fahrende Wagen beſtimmt ſein ſollten (ebenſo 
Müller, Kraftf®., 4. Aufl., Anm. 10 zu 84 BD. und die dort 
genannten Entſcheidungen). 

Der Angekl. kann aber nicht wegen Übertretung der 88 4 Abſ. 1 
Nr. 5 und 11 Abſ. 1 KraftfVerk Vo. beſtraft werden. Er brauchte 
ſeinen Kraftwagen nicht beſonders zu beleuchten, weil dieſer im Licht⸗ 
kegel einer Straßenlaterne ſtand. Danach waren die Umriſſe und 
Kennzeichen des Wagens auch ohne Eigenbeleuchtung deutlich genug zu 
erkennen. Unter dieſen Umſtänden iſt es zwecklos, noch eine weitere 
Beleuchtung des Kraftwagens durch ſeine eigenen Laternen zu ver⸗ 
langen. Die beſonderen Beleuchtungsvorſchriften der KraftfVerk Vo. 
branchen nicht eingehalten zu werden, wenn ihr Zweck ſchon auf andere 
Weiſe, nämlich durch die Straßenbeleuchtung, erfüllt wird. Voraus⸗ 
ſetzung iſt allerdings, daß die Straßenbeleuchtung den Kraftwagen und 


Zu 18. Die begrüßenswerte Entſch. iſt nicht nur in ſtrafrecht⸗ 
licher, ſondern auch in zivilrechtlicher Hinſicht (wegen der Verſchuldens⸗ 
frage) bedeutungsvoll. 

1. Daß der Buſchholzwagen den Überblick über den Fahr⸗ 
damm behinderte, alſo den Angekl. zum langſamen Tempo gem. 
$ 18 Abſ. 2 KraftfVerkVO. zwang, dürfte zutreffen. Bemerkenswert 
iſt aber hierbei, daß das RevG. nicht auch die Wegekreuzung zur 
Begründung dieſer Verpflichtung heranzieht; es iſt alſo der aus 
den Zeiten des früheren Wortlauts der KraftfVerkVO. ſtammende 
alte Fehler ausdrücklich vermieden, jede Wegkreuzung aus 8 18 
KraftfVerkVoO. zu beurteilen (vgl. etwa RG.: ZW. 1928, 1721). 

2. Von grundſätzlicher Wichtigkeit iſt das in der Entſch. über 
die Vorausſehbarkeit der Unvernunft des Radlers Geſagte. Auch 
hier ſind typiſche Irrtümer vermieben worden. Es werden mit 
vollem Recht genaue tatſächliche Ermittlungen darüber verlangt, ob 
der Radfahrer völlig kopflos und außerhalb jeder Berechnung ge⸗ 
handelt habe. Dieſe leicht zu überdehnenden Begriffe müſſen ſorg⸗ 
fältig aus der täglichen Erfahrung des modernen Verkehrs abgeleitet 
werden. 

Ein weiterer Sachumſtand wäre aber hier vielleicht für die Tat⸗ 
ermittlungen noch deutlicher herauszuarbeiten geweſen. Es führt nämlich 
die ſcharfe Rſpr. des RG., insbeſ. etwa auch des OLG. Dresden über 


ſein Kennzeichen mindeſtens ebenſo hell beleuchtet, wie die eigenen 
Laternen (ebenſo Müller, Kraftf®., 4. Aufl., Anm. 10 zu 8 4 
BD. und OLG. Königsberg: JW. 1928, 1760). 

Die zahlreichen abweichenden und einfchränkenden Anſichten der 
Rechtſprechung (wie KG.: DRZ. 1928 Nr. 86; BayObeG. a. a. O.; 
OLG. Naumburg: HöchſtRRſpr. 1927, 352; OLG. Celle: Goltd Arch. 
70, 287; OLG. Hamburg: Goltd Arch. 71, 183) überzeugen nicht 
Beſonders ſchlägt die Einwendung nicht durch, daß die Eigen⸗ 
beleuchtung des Kraftwagens ſtets brennen müſſe, weil die Straßen⸗ 
beleuchtung einmal verſagen könne. Verſagen kann die Lichtanlage 
des Kraftwagens auch. Die Gefahr trägt der Kraftfahrer in einem wie 
dem anderen Fall. Es iſt feine Sache, aufzupaſſeu, daß ſein Kraft⸗ 
wagen ſtets ausreichend beleuchtet iſt, mag es nun durch die eigenen 
Laternen oder eine Straßenlaterne geſchehen. 

(OLG. Jena, Urt. v. 31. Mai 1929, II 8 67/29.) 
Mitgeteilt von OLGR. Zeunert, Jena. 
Kiel. * 
18. 5 230 StGB. Ein Kraftwagenführer braucht nicht 
mit jeder Kopfloſigkeit anderer Wegebenutzer zu rechnen. 
Vorherſehbarkeit iſt Erfordernis des Fahrläſſigkeitsbe- 
griffs. 1) 

Der angekl. Kraftwagenführer überholt auf einer Straßen⸗ 
kreuzung in E. mit einer Geſchwindigkeit von 25—30 Stunden⸗ 
Rilometern ein breites, mit Buſchholz beladenes Fuhrwerk, das 
in gleicher Fahrtrichtung vor ihm fährt und die Überſicht erſchwert, 
an der linken Seite. Während der Überholung kommt aus der 
Querſtraße zur Linken der Fahrtrichtung des Autos ein Rad⸗ 
ler und ſucht in einer Entfernung von 3—4 m vor dem Auto 
noch die Kreuzung zu überqueren. Er wird vom Auto getroffen und 
verletzt. OLG. hebt Urteil der Vorinſtanz, das den Autoführer 
aus 8 230 StGB. verurteilt, wegen irrtümlicher Anwendung des 
Fahrläſſigkeitsbegriffes auf und verweiſt zurück. 

Wenn das LG. in der Geſchwindigkeit einen Mangel an der 
vom Angehl. zu fordernden Vorſicht erblickt, fo iſt das nicht zu be⸗ 
anſtanden. Denn die Straße war nach vorne hin wegen des vorauf⸗ 
fahrenden breiten, hochbeladenen Wagens unüberſichtlich. Der Angekl. 
hätte daher die Geſchwindigkeit ſeines Wagens ſo herabſetzen müſſen, 
daß er ihn auf kürzeſte Entfernung zum Stehen bringen Konnte. 
Hätte er das getan, ſo wäre der Zuſammenſtoß vermieden. 

Das Außerachtlaſſen der erforderlichen Sorgfalt genügt aber 
noch nicht zur Feſtſtellung, daß der Angekl. die Körperverletzung 
durch Fahrläſſigkeit verſchuldet hat. Dafür iſt vielmehr erforderlich, 
daß der Zuſammenſtoß mit dem Radler für den Angekl. vorher⸗ 
ſehbar geweſen iſt. Das LG. meint, der Radler habe kopflos ge⸗ 
handelt, doch habe der Angekl. ſolche Unbeſonnenheit anderer Wege⸗ 
benutzer in Betracht ziehen müſſen. Dieſe Anſicht, daß der Kraft⸗ 
wagenführer mit jeder Kopfloſigkeit anderer rechnen muß, iſt rechts⸗ 
irrig. Wenn das Verhalten eines anderen Wegebenutzers ſo un⸗ 
überlegt iſt, daß es außerhalb jeder Berechnung liegt, ſo iſt es im 
ſtrafrechtlichen Sinne nicht vorherſehbar. Iſt demnach der Zu⸗ 
ſammenſtoß hier auf ein derartig kopfloſes Verhalten des Radlers 
zurückzuführen, fo kann der Angekl. für ihn nicht verantwortlich 
gemacht werden. Nach dieſer Richtung hat das LG. das Verhalten des 
Radfahrers nicht geprüft. Lag der Verſuch, die Straßenkreuzung 
vor dem Kraftwagen zu überqueren, außerhalb der berechenbaren 
Möglichkeit, fo hätte der Angekl. nicht wegen fahrläſſiger Körper⸗ 
verletzung verurteilt werden dürfen, obwohl er mit einer unzuläſſig 
hohen Geſchwindigkeit gefahren iſt, und ſelbſt wenn er ſich auch ſonſt 
eines Verſtoßes gegen die KraftfVerkVO. ſchuldiggemacht haben ſollte. 

(OLG. Kiel, StrSen., Urt. v. 29. Mai 1929, 8 78/29.) 


Mitgeteilt von LGR. Schumacher, Altona. 
* 


die Einbeziehung von unvorhergeſehenen Ereigniſſen und von ver⸗ 
nunftswidrigem Benehmen anderer Straßenbenutzer in den Auf⸗ 
merkſamkeitskreis des Kraftfahrers bei den unteren Gerichten ſehr 
häufig ſchematiſch dazu, auch die ärgſten Verſtöße des Verletzten 
oder anderer Paſſanten gegen allgemein bindende Verkehrsregeln 
nur dem Kraftfahrer, nicht aber dem Verletzten zur Schuld anzu⸗ 
rechnen. Verkannt wird dabei immer der entſcheidende Geſichtspunkt: 
dieſer unvernünftige Straßenbenutzer muß erſt einmal in den Ge⸗ 
ſichtskreis des Kraftfahrer geraten ſein. Um es durch ein Bei⸗ 
ſpiel zu verdeutlichen: Daß plötzlich aus einer bis dahin leeren 
Haustür ein Kind auf den Fahrdamm ſtürmt, braucht man ebenſo⸗ 
wenig vorauszuahnen wie hier, daß ein wild gewordener Radler 
aus der Seitenſtraße hervorgeſchoſſen kommt. 

3. Vermiſſen kann man vielleicht das Verlangen nach näherer 
Prüfung, ob nach der Art der Bremſen des fraglichen Kraftwagens 
und der Straßenbeſchaffenheit das eingehaltene Tempo von 25 bis 
30 Stundenkilometern nicht noch im Rahmen des $ 18 Abſ. 2 
KraftfVerkVoO. gelegen hat. Es wird häufig außer acht gelaſſen, 
daß ein moderner Kraftwagen bei dieſem Tempo ſehr wohl auf 
„kürzeſte Entfernung“ wird halten können — im Einzelfall eine 
Tatfrage für den Sachverſtändigen. 

NA. Dr. Konrad Landsberg, Naumburg a. S. 


2840 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


19. 8 230 StGB. Unvorhergeſehene Unbeſonnenheiten 
Dritter ſind vom Kraftfahrer nicht in Rechnung zu ſtellen. 
Überſpannung der Sorgfaltspflicht. f) 

Der Angekl. durchfährt in Stundengeſchwindigkeit von 35 km 
mit feinem Kraftwagen, von K. kommend, die Landſtraße K.— 9. 
auf der rechten Seite. An jener Straßenſeite liegt ein einzelner 
Gaſthof. Aus ihm kommt, als das Auto 20—25 m entfernt iſt, 
ein mit zwei Perſonen beſetzes Motorrad, deſſen Führer ſich nach 
rückwärts umſieht und dann in ſpitzem Winkel auf die gegenüber⸗ 
liegende Straßenſeite fährt, um nach K. zu gelangen. Zwecks Ver⸗ 
hinderung des bei der nahen Entfernung drohenden Aufeinander⸗ 
prallens biegt der Angekl. ebenfalls nach der anderen Seite hin⸗ 


Zu 19. Die geſamte Rſpr. in Kraftfahrſachen pflegt von zwei 
ſich völlig widerſprechenden Standpunkten aus betrachtet zu werden: 
Von dem des Automobiliſten und dem des Nichtautomobiliſten. 
Dieſe Gegenſätze ſind nicht zu überbrücken, jedenfalls zur Zeit noch 
nicht. Die Kraftfahrer ſtehen auch heute noch unter dem Eindruck, 
daß die Gerichte die Bedeutung des Kraftfahrweſens, die Schwierig⸗ 
keiten, die der Führer eines Fahrzeuges in Stadt und Land zu 
bewältigen hat, und die Gefahren, die durch unbeſonnenes Ver⸗ 
halten anderer Wegebenutzer heraufbeſchworen werden, noch nicht im 
vollen Umfange erkannt haben. Deshalb wird ſich jeder Auto⸗ 
mobiliſt über das Kieler Urteil freuen und hoffen, daß ſich die 
Untergerichte wenigſtens in Schleswig⸗Holſtein ſeinem Gedanken⸗ 
gang anſchließen werden. Allerdings wird ſtets erneut der Kampf 
darüber entbrennen, was „nicht vorausſehbare Unbeſonnenheiten“ 
ſind, die der Kraftfahrzeugführer nicht in Rechnung zu ſtellen braucht. 

Was der Kraftfahrer als eine unverzeihliche, ja ſogar gefähr⸗ 
liche Dummheit anſieht, wird häufig von den Gerichten als eine 
der typiſchen Unarten der übrigen Wegebenutzer angeſehen werden, 
auf die der Kraftfahrer gefaßt ſein und die er bei ſeinen Überlegungen 
in Rechnung ſtellen ſoll. 

Das RG. hält in feiner Entſch. v. 18. Nov. 1927 (1 D 861/27) 
den Kraftfahrer nur dann für ſchuldlos, wenn das Verhalten des 
Verletzten „außerhalb aller Erfahrung“ liegt. Daß dieſer letzte Be⸗ 
griff ganz außerordentlich weit, jedenfalls viel weiter geht, als 
„nicht vorausſehbare Unbeſonnenheiten“, bedarf keiner weiteren Be⸗ 
gründung. Er führt dazu, daß, wie auf dem Salzburger Juriſten⸗ 
tag (35. Juriſtentag II, 233) ein hervorragender Verkehrsrechtler 
meinte, dem Kraftwagenführer alles geſtattet ſei, nur eines nicht, 
nämlich zu denken, ein Straßenbenutzer würde ſich normal oder 
vernünftig benehmen. „Außer aller Erfahrung“ liegt ſo gut wie 
nichts, ſelbſt nicht die Tatſache, daß ein Radfahrer oder Spazier⸗ 
gänger unmittelbar vor einem mit größerer Geſchwindigkeit auf 
ſonſt freier und überſichtlicher Landſtraße herannahenden Kraft⸗ 
fahrzeug die Straße kreuzt, z. B. weil er der durch das Fahrzeug 
verurſachten Staubwolke entgehen will. Eine ähnliche Torheit führte 
auch im Frühjahr 1929 zum Tode des Rennfahrers v. Wentzel⸗ 
Moſau, der auf einem behördlich genehmigten Rennen ſein Fahr⸗ 
zeug bei einer Geſchwindigkeit von 180 km vor einem unmittelbar 
hinter der Ziellinie die Straße kreuzenden Radfahrer abbremſen 
mußte, dadurch gegen einen Baum ſchlug und infolge einer dadurch 
hervorgerufenen Exploſion ſeines Brennſtoffbehälters elendig leben⸗ 
digen Leibes verbrannte. 

Daß es Menſchen gibt, die ſich in dieſer Weiſe benehmen, 
ſteht alſo feſt, liegt demnach nicht „außerhalb aller Erfahrung“. 
Feſt ſteht aber ebenſo ſicher, daß ſich dieſe Menſchen unvorausſehbar 
unbeſonnen benommen haben. 

In dem Gurt. v. 13. Febr. 1928 (1 D 1292/27) handelte es 
ſich darum, daß ein Mann, der einem herannahenden, von ihm be⸗ 
merkten Kraftfahrzeug ausweicht und ſich ſchon faſt auf der gegen⸗ 
überliegenden Straßenſeite befindet, dann aber plötzlich wieder kehrt 
macht, auf die Mitte der Straße zurückläuft und überfahren wird. 
Anſtatt dem naheliegenden Gedanken nachzugehen, ob der Ver⸗ 
unglückte nicht Selbſtmord begehen wollte, hebt das RG. den Frei⸗ 
ſpruch der Vorinſtanz auf mit der Begrundung, es müſſe nach⸗ 
geprüft werden, ob der Kraftfahrzeugführer nicht damit habe rechnen 
müſſen, daß der Verletzte ſeinen Weg nicht fortſetzen, ſondern un⸗ 
beſonnenerweiſe ſich wieder auf die Mitte der Straße begeben würde. 

Nach dem Urteil v. 31. Jan. 1929 (3 D 1157/28) muß der 
Führer ſogar damit rechnen, daß ein Paſſant ſchwerhörig iſt. Er 
darf ſich alſo nicht darauf verlaſſen, daß eine äußerlich nicht er⸗ 
kennbar gebrechliche Perſon ſeine Fahrbahn kreuzt, ohne ſich vorher 
zu vergewiſſern, ob ihr auch nicht infolge ihres Leidens eine Ge⸗ 
fahr durch den Verkehr droht. Daß eine ſolche Perſon im höchſten 
Maße unbeſonnen handelt, ihr Verhalten aber nicht „außer aller 
Erfahrung“ liegt, iſt wiederum klar, ebenſo unklar aber, wodurch 
gerade der Kraftfahrer einen Schwerhörigen von einem Normal- 
hörigen ſchon auf größere Entfernung ſollte erkennen können. 

Das Urt. v. 25. April 1929 (3 D 223/29) handelt davon, 
daß ein Fahrzeug mit 30—35 km Stundengeſchwindigkeit ſich einem 
Ehepaar nähert, das, nachdem es des Fahrzeugs anſichtig geworden 
iſt, ſich anſchickt, die Straße zu überqueren, anſtatt auf der bisher 
von ihm benutzten richtigen Straßenſeite zu bleiben; auf der Mitte 
der Straße macht die Ehefrau dann plötzlich wieder kehrt, läuft 


über, ſtößt dort mit den Motorfahrern zuſammen und verletzt ſie. 
OLG. hebt das den Angekl. aus § 230 StGB. verurteilende Er⸗ 
kenntnis auf mit folgender Begründung: 

Das LG. ſieht eine Fahrläſſigkeit darin, daß der Angekl. feine 
Geſchwindigkeit nicht gemindert hat, als er ſich dem ihm bekannten 
Gaſthof näherte, aus dem möglicherweiſe Publikum kommen Konnte. 
Der Angekl. durfte jedoch darauf vertrauen, daß Wegebenutzer, die 
vom Gaſthof in die lebhafte Chauſſee einbiegen wollten, ſich vorher 
vergewiſſerten, ob ſie das ungefährdet tun könnten. Freilich muß 
der Kraftwagenführer auch mit Unbeſonnenheiten des Publikums 
rechnen, nicht vorausſehbare Unbeſonnenheiten braucht er aber nicht 
in Rechnung zu ſtellen. Um eine ſolche handelte es ſich hier, wenn 


vor den Wagen und wird getötet. Auch mit dem unſinnigen Ver⸗ 
halten dieſer Perſon hätte nach dem RG. der Kraftwagenführer 
rechnen müſſen. 

In dem Fall v. 6. Mai 1929 (3 D 148/29) verletzt ein 35 km 
fahrendes Kraftfahrzeug ein auf kurze Entfernung plötzlich hinter 
einem Wagen hervorſpringendes Kind. Auch dies iſt nach Anſicht 
des RG. ein Umſtand, mit dem jederzeit zu rechnen ſei, wobei 
allerdings wieder dahingeſtellt bleiben kann, ob durch langſameres 
Fahren der Unfall hätte verhindert werden können. 

In den vorſtehend erwähnten Fällen hatten die Vorinſtanzen 
freigeſprochen, alle mit der gleichen Begründung, daß es ſich um 
Zufälle handelt, die auch bei größter Vorſicht nicht vorausſehbar 
waren. Das zeigt, wie verſchieden ſchon bei den gleichen Ereigniſſen 
das Verhalten des Kraftfahrers beurteilt wird; zweifellos iſt die 
grundſätzliche Auffaſſung des NG. ſehr viel ſtrenger, als die an⸗ 
derer Gerichte; ob ſie die richtigere iſt, iſt eine andere Frage. 
Zweifelhaft wird jedenfalls noch für lange Zeit bleiben, welcher An⸗ 
ſicht die Untergerichte, woran die Praxis ein überwiegendes Inter⸗ 
eſſe hat, im Einzelfalle zuneigen werden. Der Maßſtab, mit dem 
gemeſſen werden ſoll, iſt zu unbeſtimmt, als daß man ſelbſt nach 
Schluß der Hauptverhandlung ſagen könnte, wie das Urteil lauten 
wird. Deswegen iſt auch mit dem Hinweis auf die Lage des Einzel⸗ 
fulles nichts gewonnen. Von Bedeutung iſt meiner Erfahrung nach 
lediglich die Stellung, die das erk. Gericht überhaupt zum Kraft- 
fahrzeugverkehr einnimmt. Davon ganz allein hängt es ab, ob man 
ein Ereignis als „außerhalb aller Erfahrung“ liegend oder als Un⸗ 
beſonnenheit anſieht, mit der ein vorſichtiger Fahrer rechnen muß. 

Wenn nun, wie das in dem Kieler Urteil der Fall iſt, ein 
Obergericht ſich zu einer den heutigen Verkehrsverhältniſſen ent⸗ 
ſprechenden Anſicht bekennt, ſo bedeutet das einen erheblichen Schritt 
vorwärts, und zwar auch deshalb, weil nach feiner Entſch. die Aus» 
wahl eines vielleicht objektiv ungeeigneten Mittels, eine drohende 
Gefahr Un beſeitigen, dem Fahrer nicht als Verſchulden angerech⸗ 
net wird. 

Allerdings wagt man noch nicht, zu hoffen, daß ſolche Urteile 
eine nachhaltige Wirkung auf die übrige Rſpr., insbeſ. die des 
RG., haben werden. 

Alle Anwälte, insbeſ. Verteidiger von Kraftfahrern, werden 
beſtätigen, in welch geradezu verzweifelte Stimmung man nur zu 
häufig durch die in RGurt. zum Ausdruck gebrachten Anſichten ver⸗ 
ſetzt wird. In den Fachblätkern erſcheinen deshalb auch regelmäßig 
herbe Kritiken an dieſer Rſpr. Gelegentlich wird von einzelnen 
Mitgliedern des RG., ſo z. B. von RGR. Hüfner, verſucht, dieſe 
Rſpr. zu verteidigen. Ich bin aber ſicherlich mit meiner Anſicht 
nicht allein, wenn ich dieſe Verſuche als nicht überzeugend bezeichne. 
Man vermißt gerade beim RG. die Kenntniſſe praktifchen Geſchehens 
und ſtößt immer wieder auf den Mangel, ſich in die Lage des Kraft⸗ 
fahrers hineinzuverſetzen, um von ſeinem Platz aus ſeine 
Maßnahmen zu beurteilen. Es iſt ein nicht zufälliges Zuſammen⸗ 
treffen, daß nicht etwa nur der Kraftfahrer ſich durch dieſen Zu⸗ 
ſtand beſchwert fühlt, ſondern das gleiche ſagt der Seemann von der 
Seehfpr. und der Eiſenbahnmann von der Rſpr. in Eiſenbahn⸗ 
unfällen (vgl. meinen Artikel in Hanſch Z. 1928 Teil A S. 251). 
Es wird alſo ſicherlich ſchon etwas Wahres an dem Unmut ſein, 
der in Kraftfahrerkreiſen über die Rſpr. des RG. herrſcht. 

Einer der früheren Präſ. des RC. hat zwar nach Hachenburg, 
„Lebenserinnerungen eines RA.“, S. 226 an den kritiſchen Anmerkungen 
der JW. zu den RGürt. Anſtoß genommen; m. E. ganz mit Unrecht, 
denn es ſollte auch dem höchſten Gericht nur angenehm ſein, wenn es 
darauf aufmerkſam gemacht wird, wenn ſeine Rſpr. von einem er⸗ 
heblichen Teil des Volkes nicht verſtanden wird. Deshalb ſcheint 
es mir von großem Werte zu ſein, wenn nicht nur in den den 
Kraftfahrkreiſen zugänglichen Fachzeitſchriften wie z. B. im „Recht 
des Kraftfahrers“, ſondern gerade auch in der JW. auf das Miß⸗ 
behagen hingewieſen wird, das durch die vom RG. für richtig ge⸗ 
haltene Auslegung der in Betracht kommenden geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften vielfach hervorgerufen wird. Man wirft dem RG. vor 
allen Dingen vor, daß es vom Fahrzeugführer geradezu Unmög⸗ 
liches verlangt und davon ausgeht, daß der Führer ein Ideal⸗ 
menſch ſein müßte, andernfalls der Halter zivilrechtlich und der 
Fahrer ſelbſt ſtrafrechtlich hafte. So heißt es z. B. in der Entſch. 
v. 29. April 1929, VI 636/28: „Wer eine Straße mit lebhaftem 
Fußgängerverkehr durchfährt, muß immer mit dem Auftauchen von 
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die Radfahrer, noch dazu in ſpitzem Winkel, in die Chauſſee ein⸗ 
bogen, ohne Vergewiſſerung darüber, ob aus der Richtung K. ſich 
ein Fahrzeug näherte. 

Wenn vorinſtanzlich dem Angekl. als Schuld angerechnet 
wird, daß er, als er das Motorrad auf eine Entfernung von 20 
bis 25 m in der Fahrbahn vor ſich erblickte, nicht auf der rechten 
Straßenſeite geblieben iſt, ſo bedeutet das eine Überſpannung der 
an einen Kraftwagenführer zu ſtellenden Anforderungen. Die Zeit, 
die dem Angekl. zur Verfügung blieb, um Maßnahmen zur Ver⸗ 
hütung des Zuſammenſtoßes zu treffen, war äußerſt gering. Ent⸗ 
ſchloß der Angekl. ſich in dieſer, durch das unüberlegte und völlig 
unſachgemäße Verhalten der Motorfahrer geſchaffenen gefährlichen 
Lage dazu, nach links zu biegen, um durch die ſo herbeigeführte 
Verlängerung des Bremsweges einen Zuſammenſtoß noch möglichſt 
zu vermeiden, jo iſt das keine ſchuldhafte Verletzung der ihm 
obliegenden Sorgfalt. 

(OSG. Kiel, StrSen., Urt. v. 12. Juni 1929, 8 79/29.) 
Mitgeteilt von LER. Schumacher, Altona. 


* 
Königsberg. 
20. 8 18 Abf. 3 KraftfVerk VO. Irrtum über den Be⸗ 
griff des geſchloſſenen Ortsteils iſt zu beachten. 


Zu Unrecht hat der AR. einen etwaigen Irrtum des Augelkl., 
er habe ſich bereits außerhalb des geſchloſſenen Ortsteils befunden, 
für ſtrafrechtlich unbeachtlich erklärk. Zwar iſt die Anſicht ver⸗ 
treten, daß ein Irrtum über das Beſtehen der Beſtimmungen der 
KraftfVerkVO., insbeſ. über den Begriff des geſchloſſenen Orts⸗ 
teils i. S. § 18 Abſ. 3, nicht zu berückſichtigen iſt (OLG. Dresden: 
HöchſtRRſpr. 1927, 385). Das NO. iſt, ſoweit erſichtlich, mit der 
Frage der Anwendbarkeit des § 59 Steh B. auf dieſe Vo. noch 
nicht befaßt geweſen. Die Anſicht des DLG. Dresden ſteht aber 
in Widerſpruch mit der von dem RG. dauernd vertretenen, aller» 
dings lebhaft bekämpften Auffaſſung, daß die zur Ausfüllung von 
BlankettG. erlaſſenen VO. als außerhalb des Strafgeſetzes liegend 
anzuſehen find und der Täter deshalb nach 8 59 StB. ſtrafrecht⸗ 
lich nur verantwortlich ift, wenn er Daſein und Bedeutung der VO. 


Fußgängern vor ſeinem Wagen rechnen, muß in ſtändiger Bereitſchaft 
und Geiſtesgegenwart jederzeit zum zweckmäßigen Handeln bereit ſein. 
Daß Kinder in ſeine Fahrbahn geraten, iſt kein Grund, der un⸗ 
ewöhnlich oder erſchreckend wirkt. Dem Bekl. kann deshalb die 
m Schreckſekunde nicht zugebilligt werden. Entweder hat er die 
Fahrbahn nicht genügend beobachtet oder er hat nicht geiſtesgegen⸗ 
wärtig genug gehandelt. Beides iſt fahrläſſig und rechtfertigt den 
Anſpruch des Kl.“ 

Der Richter, der das ausſpricht, hat beſtimmt noch niemals 
ein Kraftfahrzeug durch den Großſtadtverkehr geführt, denn ſonſt 
würde er aus eigener Erfahrung willen, daß ſelbſt der vollkommenſte 
Kraftwagenführer durch die Plötzlichkeit, mit der ſelbſt ein nicht 
außergewöhnliches Hindernis vor ihm auftaucht, aufs heftigſte er⸗ 
ſchreckt wird, und daß ein ſolcher Schrecken darartig lähmend auf 
alle Geiſtes⸗ und Körperkräfte wirken kann, daß der Fahrer, wenn 
auch nur für Bruchteile von Sekunden, unfähig iſt, irgendeinen Ent⸗ 
ſchluß zu faſſen. Jeder Kraftwagenführer wird außerdem nicht nur 
einmal am Tage „erſchreckt“, er hat faſt jede Sekunde irgendeine 
Maßnahme zu treffen, deren Auswahl blitzartig von ihm verlangt 
wird. Es gibt keinen Menſchen auf der ganzen Welt, der nicht durch 
dieſe ſtändige Inanſpruchnahme aller ſeiner Fähigkeiten allmählich 
ermüdet, ohne daß er es körperlich merkt. Je nach der Ver⸗ 
ſchiedenheit der Menſchen tritt dieſe Ermüdung früher oder ſpäter 
ein. Man kann doch nun unmöglich einem Kraftwagenführer aus 
ſeiner körperlichen und geiſtigen Verfaſſung, die ihm von Natur 
angeboren iſt, einen Vorwurf machen und feſtſtellen, er habe ſchuld⸗ 
haft gehandelt, wenn er nach feinen geiſtigen und körperlichen 
Fähigkeiten unmittelbar vor dem Augenblick, wo es zu einem Un⸗ 
glück kommt, nicht diejenige Entſch. trifft, die er ſpäter bei ruhiger 
Überlegung ſelbſt als die richtige und insbeſ. als diejenige be⸗ 
zeichnet, durch die der Unglücksfall verhindert worden wäre. Der 
Richter pflegt erſt Wochen oder Monate nach dem Unglücksfall ſich zu 
‚überlegen, ob dieſe oder jene Handlungsweiſe eines Kraftwagen⸗ 
führers richtig war oder nicht. Hat er ſich ſelbſt noch niemals in 
einer ſolchen Lage befunden, wie der vor ihm ſtehende Angekl., jo 
halte ich ihn für unfähig, ein richtiges Urteil fällen zu können. 
Aus dieſer Unfähigkeit heraus werden dann ſolche Ausſprüche ge⸗ 
boren, wie die in dem obenerwähnten reichsgerichtlichen Urteil 
zitierten Sätze. 

Mangelnde Geiſtesgegenwart kann niemals dem Täter als 
Verſchulden angerechnet werden. Dazu müßte erſt ſeine Perſönlich⸗ 
keit unterſucht und feſtgeſtellt werden, ob er überhaupt ſo voll⸗ 
kommene Geiſtes⸗ und Körperkräfte beſitzt, um diejenige Geiſtes⸗ 
gegenwart betätigen zu können, die ſpäter zur Zeit der Haupt⸗ 
verhandlung von dem Richter als notwendig zur Abwendung des 
Unglücksfalles angeſehen wird. Ich wünſchte den Gerichten, ſie 
wären nur ein einziges Mal Zeuge der Verzweiflungsausbrüche, die 
ihren Grund in ſachlich ungerechtfertigten Strafurteilen gegen Kraft⸗ 
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gekannt oder aus Fahrläſſigkeit nicht gekannt hat (RGSt. 54, 4; 
56, 147) Der Senat ſchließt ſich dieſem Standpunkt in dauernder 
Rſpr. an und ſieht im 8 18 KraftfVerkVO. eine Verwaltungsvor⸗ 
ſchrift, die die Blankettbeſt. des § 21 KraftfG. ausfullt (ebenſo 
Stenglein, Strafrechtl. Nebengeſetze 1928 S. 561 Anm. 110). 
(OLG. Königsberg, StrSen., Urt. v. 10. April 1929, 8 105/29.) 


Mitgeteilt von OLGR. Sieloff, Königsberg. 


Dresden. II. Verfahren. 

21. 88 264, 266 Abſ. 1 StPO. Tragweite und Bebeu- 
tung des 8 264. f) 

I. Die Rüge einer Verletzung des § 21 Abſ. 2 KraftfVerk VO. 
durch Nichtanwendung und eines Verſtoßes gegen 8 267 Abſ. 5 StPO. 
gehen fehl. In der Ausführung des AR., es ſei einwandfrei nicht 
feſtzuſtellen, daß der Angekl. den Bogen aus der einen Straße in 
die andere ſchuldhaft zu weit ausgeholt habe, kommt klar zum Aus⸗ 
druck, daß der AR. den Angell. einer Übertretung der Gebotsvorſchrift, 
beim Einbiegen in einen anderen Weg nach rechts in kurzer Wendung 
zu fahren, für nicht überführt erachtet hat. 

Daß der AR. nicht geprüft hat, ob der Angekl. eine Über⸗ 
tretung nach § 18 Abſ. 1 u. 2 oder nach 817 Abſ. 1 KraftfVerk VO. 
dadurch begangen habe, daß er nicht mit der nötigen Langſamkeit von 
der einen in die andere — aſphaltierte und friſch beſprengte — Straße 
einfuhr, kann zur Aufhebung des angefochtenen Urteils ebenfalls nicht 
führen. Zu einer Prüfung des Verhaltens des Angekl. in dieſen 
Richtungen hätte, da es ſich um eine ganz andere Tat handelte, wie 
diejenige, die nach 8 264 StPO. als die angekl. zu gelten hatte, 
der AR. nur dann die Verpflichtung gehabt, wenn er mit dieſer 
Tat gem. 8 266 Abſ. 1 StPD. beſonders befaßt worden wäre. 


(OLG. Dresden, 1. StrSen., Urt. v. 5. Juni 1929, 1 OSta 49/29.) 


II. Gegenſtand der Urteilsfindung iſt nach der polizeilichen 
Strafverfügung, die vorliegend die Anklage vertritt, nur geweſen, 
daß der Angekl. beim Durchfahren der Straßenkreuzung ſeine Fahr⸗ 
geſchwindigkeit nicht fo eingerichtet gehabt haben ſollte, daß er in der 


fahrer haben, die nach wiederholter Überlegung ſich immer wieder 
lagen müffen, daß fie nicht anders hätten handeln können oder 
dürfen, als ſie tatſächlich gehandelt haben. 

Das Kieler Urteil trifft daher auch inſofern das Richtige, als 
es im zweiten Teil feiner Begründung es als eine Überſpannung 
der an einen Kraftwagenführer zu ſtellenden Anforderungen be⸗ 
zeichnet, wenn er angeſichts der vor allem auch ihm ſelbſt drohen⸗ 
den Gefahr einen Entſchluß faßt, der zwar nicht zur Beſeitigung 
dieſer Gefahr führt, von ihm aber für das alleinige Mittel dazu 
gehalten wurde; glaubt das Gericht ſpäter auch objektiv einen Irr⸗ 
tum des Angek!. feſtſtellen zu muſſen, jo fehlt es in ſolchen Fallen 
dennoch an feiner Schuld, denn die größte Mehrzahl dieſer Ungekl., 
von nicht zu ſcharf zu verurteilenden Einzelfällen abgeſehen, ſind 
rechtſchaffene, zuverläſſige und vorſichtige Leute, die alles andere 
beabſichtigen, als ihren Mitmenſchen Schaden zuzufügen, und die 
deshalb auch wohl Anſpruch darauf haben, nicht mit gemeinen 
Verbrechern auf die gleiche Stufe geſtellt zu werden. In der über⸗ 
großen Mehrzahl aller Strafrechtsfälle ſieht aber der Richter leider 
trotzdem in einem ſolchen Augekl. ein unnüßtzliches oder ſchädliches 
Mitglied der menſchlichen Geſellſchaft, gegen den die ganze Schwere 
des Geſetzes angewandt werden muß. Der Kraftfahrer fühlt ſich 
daher auch heute noch ſchutzlos, während im Publikum der Gedanke 
großgezogen iſt und durch die jetzige Rſpr. immer mehr verſtärkt 
wird, daß der Fahrer auch für ſolche Unfälle verantwortlich zu 
machen iſt, die durch noch ſo große Unbeſonnenheit des Verletzten 
verurſacht worden find. Würde ſich die Rſpr., insbeſ. diejenige 
des RG. in dieſem Punkte ändern, ſo würde das zu einer ganz ge⸗ 
waltigen Herabminderung der Unfälle führen. Das iſt meine ganz 
feſte Überzeugung, weil das Publikum dadurch allmählich zu 
größerer Vorſicht erzogen wird und nicht mehr, wie es heute noch 
jeden Tag vorkommt, durch unverantwortliches, leichtſinniges, ja 
geradezu boshaftes Benehmen nicht nur ſich ſelbſt, ſondern auch die 
Fahrer und die Inſaſſen des Wagens gefährdet. Auch aus dieſem 
Grunde begrüße ich das Kieler Urteil ganz beſonders freudig, ſpricht 
doch ein Obergericht entgegen beiden Vorinſtanzen endlich einmal 
— man möge mir dieſe Ausdrucksweiſe nicht verübeln — einen 
Kraftfahrer frei. NA. Dr. Bruno Louis, Hamburg. 


Zu 21. Daß das OL. Dresden in den Fällen J und II die 
ſtaatsanwaltſchaftliche Rev. zu Unrecht verworfen hat, kann keinem 
Zweifel unterliegen. Es ſteht in der Rechtſprechung wie im Schrift⸗ 
tum feſt, daß die von 8264 Abſ. 1 SPD. ins Auge gefaßte Einheit 
zwiſchen dem Gegenſtand der Urteilsfindung und der Anklagetat dann 
gewahrt iſt, wenn beide dasſelbe geſchichtliche Vorkommnis betreffen 
Dabei iſt, wie das RG. wiederholt, ſo in RGSt. 56, 324 dargelegt hat, 
unter dem geſchichtlichen Vorkommnis „nicht nur die einzelne, im 
Eröffnungsbeſchluß hervorgehobene Betätigung, ſondern das ganze 
Tun des Angekl. zu verſtehen, ſoweit es ſich mit jenen verknüpft 
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Lage blieb, ſeinen Verpflichtungen Genüge zu leiſten, alſo eine 
1928 gegen § 18 Abſ. 1 KraftfVerkVO. v. 16. März 
1928. 


Der AR. hat nicht für erwieſen erachtet, daß der Angekl. die er⸗ 
wähnte Straßenkreuzung mit unzuläſſiger Geſchwindigkeit durchfahren 
hat. Dagegen hat er als erwieſen angeſehen, daß der Angehl. ſich 
eine Zuwiderhandlung gegen die Beſtimmungen über das Vorfahrts⸗ 
recht in 824 KraftfVerkVoO. hat zuſchulden kommen laſſen. Der 
AR. hat aber dieſe Zuwiderhandlung nicht zum Gegenſtande der 
Urteilsfindung gemacht, weil er fie i. S. § 264 StPO. nicht als die 
angekl., ſondern als eine andere Tat betrachtet hat, die er nur nach 
Maßgabe des 8 266 SPD. in demſelben Verfahren hätte aburteilen 
dürfen. 

Dieſer Rechtsanſicht iſt allenthalben beizutreten. Was die Rev. 
dagegen vorbringt, iſt nicht beachtlich. Insbeſ. iſt es nicht richtig, daß 
die polizeiliche Strafverfügung den vom AR. feſtgeſtellten Tatbeſtand 
mitenthalte, inſofern fie dem Angekl. zugleich Außerachtlaſſung der 
ihm durch 8 17 Abſ. 1 VO. gebotenen Pflicht zu gehöriger Vorſicht 
in Leitung und Bedienung ſeines Kraftfahrzeuges vorwerfe. Zu⸗ 
nächſt iſt dieſer Vorwurf lediglich im Hinblick auf das Fahren mit 
unzuläſſiger Geſchwindigkeit erhoben und von einer Verletzung des 
Vorfahrtsrechts dabei gar keine Rede. Sodann aber deckt der 8 17 
Abſ. 1 nicht zugleich auch alle Sondertatbeſtände, die in dem Abſchnitte 
der VO. über die beſonderen Pflichten des Führers einzeln auf⸗ 
geführt ſind. Überall da, wo ein ſolcher Sondertatbeſtand gegeben iſt, 
wie z. B. der des 8 24, ſcheidet der § 17 Abſ. 1 aus. Er iſt 
lediglich ſubſidiärer Natur und trifft nur Fälle der Verletzung von 
Führerpflichten, die nicht unter einen der Sondertatbeſtände des 
Abſchnitts zu bringen ſind. 


(OLG. Dresden, Urt. v. 12. Juni 1929, 1 OSta 52/29.) 


III. In der polizeilichen Strafverfügung iſt dem Angehl. bei⸗ 
gemeſſen worden, am 24. Juni 1928 auf der Z.-Straße in L. als 
Führer eines Kraftwagens einen anderen Kraftwagen unter Über⸗ 
ſchreitung der zuläſſigen Fahrgeſchwindigkeit auf der rechten Seite 
überholt und hiernach — durch eine i. S. § 73 StGB. einheitliche 
Handlung — den 88 18 Abſ. 3, 23 Abſ. 1 KraftfVerk Vo. und 8 21 
KraftfGG. zuwidergehandelt zu haben. Dieſer Tatbeſtand hat ſomit 
vorliegend zur Anklage geſtanden. Denſelben Tatbeſtand, nur mit 
der Einichränkung, daß ein Fahren mit unzuläſſiger Geſchwindigkeit 
nicht feſtſtellbar geweſen iſt, hat aber auch der AR. auf Grund der 
Ergebniſſe der Hauptverhandlung für erwieſen erachtet. Es hätte 
daher nach 8 264 Abſ. 1 StPO. den Gegenſtand der Urteilsfindung 
dieſer Tatbeſtand ſelbſt dann zu bilden gehabt, wenn auf ihn nicht 
die Beſtimmung des 8 23 Abſ. 1 KraftfVerkVO. Anwendung zu 
leiden gehabt hätte, ſondern der § 4 VerkO. für L. Nicht aber hatte 
die Freiſprechung des Angekl. deshalb verfügt werden dürfen, weil 
die zur Aburteilung ſtehende Tat eine andere ſei, wie die angekl.; 
denn es handelt ſich eben um den gleichen geſchichtlichen Vorgang. 


(OLG. Dresden, Urt. v. 30. Jan. 1929, 1 OSta 141/28.) 
* 


Hamburg. 

22. § 127 StPO. Ein vorſchriftswidrig fahrender 
Kraftwagen kann auf Grund des $ 127 StPO. (vorläuſige 
Feſtnahme) von jedermann angehalten werden. 

Am 28. Mai 1928 gegen 10 Uhr abends bei völliger Dunkel⸗ 
heit fuhr der Angekl. mit ſeinem Kraftwagen von Niendorf nach 
dem Timmendorfer Strand. Ihm kam der Zeuge Dr. K. mit einem 
Kraftfahrzeug entgegen. Letzteres war ein amerikaniſcher Wagen, 
bei dem Stadt⸗ und Scheinwerferbeleuchtung durch dieſelben Lampen 
(mit möglicher Höherſtellung und Veränderung der Reflektoren) er⸗ 
folgt. Dr. K. fuhr mit Stadtbeleuchtung. Dieſe iſt aber ſo hell, 
daß ſie in ganz dunklen Nächten wie ein Scheinwerfer wirkt. 
Dr. K. ift um deswillen ſchon mehrfach von Polizeibeamten ange⸗ 
halten. Der Angekl. und feine Mitfahrer wurden geblendet, ſie 
waren der Anſicht und konnten dies auch ſein, daß das entgegen⸗ 
kommende Auto mit Scheinwerfern fuhr. Der Angekl. verſuchte in 
üblicher Weiſe durch Auf- und Abblitzen ſeines Scheinwerfers den ihm 


und einen einheitlichen Vorgang darſtellt, fo daß unter Umſtänden 
ſogar mehrere ſelbſtändige Straftaten, deren tatſächliche Merkmale ſich 
zeitlich aneinanderreihen, wegen des nach natürlicher Auffaſſung be⸗ 
ſtehenden inneren Zuſammenhangs als dem geſchichtlichen Vorgang an⸗ 
gehörig betrachtet werden kann“. Im Falle ebenſo wie II ſollte ein 
Kraftfahrer durch ſein Fahren gleichzeitig mehrere Strafgeſetze 
verletzt haben: einmal durch Ausführen eines zu weiten Bogens und 
gleichzeitiges zu ſchnelles Fahren, das andere Mal durch zu ſchnelles 
Fahren und gleichzeitige Verletzung des Vorfahrtsrechts. Wie in dieſen 
Fällen das OLG. an der Einheitlichkeit des geſchichtlichen Vorgangs 
i. S. von 8 264 SPD. zweifeln konnte, ift nicht verſtändlich. 
Gegen das OLG iſt aber nicht nur einzuwenden, daß die 
Urteile J und II unhaltbar find und der herrſchenden Meinung 
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entgegenkommenden Fahrer darauf aufmerkſam zu machen. Dr. K. 
bemerkte zwar dieſe Lichtſignale, reagierte aber nicht darauf, da 
er keinen Scheinwerfer eingeſchaltet hatte. Der Angekl. ſtellte nun 
ſeinerſeits ſeinen Scheinwerfer auf den herankommenden Wagen 
ein und fuhr auf die linke Seite der Fahrbahn hinüber in die Fahr⸗ 
bahn des entgegenkommenden Autos. Als Dr. K. dies ſah, bremſte 
er ſtark. Beide Wagen kamen nebeneinander zum Stehen, da der 
Angel, zuletzt etwas weiter nach rechts ausgewichen war. 

Der Angekl. hat danach entgegen den beſtehenden Vorſchriften 
(88 21, 22 KraftfVerkVoO.) ſich nicht rechts gehalten und iſt auch 
dem entgegenkommenden Wagen nicht nach rechts ausgewichen. Er 
ſtützt ſeine Verteidigung darauf, daß er nach § 127 Abſ. 1 StPO. 
berechtigt geweſen ſei, zwecks Feſtſtellung der Perſönlichkeit des 
ihm entgegenkommenden Autoführers deſſen Wagen zum vorüber⸗ 
gehenden Halten zu zwingen. 

Die vorläufige Feſtnahme iſt nicht auf Verbrechen und Ver⸗ 
gehen beſchränkt, ſondern auch bei Übertretungen ſtatthaft (Löwe, 
StPO. 8127 Ziff. 1). Die Vorſchrift gibt jedermann die Befugnis, 
gegen den Täter auf friſcher Tat gewiſſe Maßregeln zu treffen, 
falls deſſen Perſönlichkeit nicht ſofort feſtgeſtellt werden kann. 
Dieſe Maßregeln werden durch das Wort „feſtzunehmen“ bezeichnet. 
Das bedeutet jedenfalls die Beeinträchtigung der Handlungsfreiheit 
des Täters in beſtimmter Weiſe, mag es ſich um ein körperliches 
Feſthalten oder einen anderweiten entſprechenden Druck handeln. 
Solches Feſtnehmen kann ſehr wohl darin liegen, daß einem heran⸗ 
kommenden Wagen ein Hindernis, auch in Geſtalt eines anderen 
Wagens entgegengeſtellt wird, das zum Halten zwingt. In biefem 
Sinne handelte der Angekl,, wenn er durch Einbiegen nach links 
dem Dr. K. die Straße ſperrte und ihn zum Bremſen und Halten 
veranlaßte. Er erreichte auch dieſen Zweck, ſelbſt wenn er nicht 
links blieb, ſondern im letzten Augenblick nach rechts wieder ab⸗ 
bog und praktiſch die Straße wieder freigab. Es entſteht nun die 
Frage, wieweit der Feſtnehmende auf den Täter einwirken, insbeſ. 
ob und wieweit er zu dieſem Zwecke Handlungen vornehmen darf, 
die ſonſt verboten und ſtrafbar ſind. Im vorliegenden Falle ſuchte 
der Angekl. durch eine im allgemeinen Intereſſe verbotene und 
ſtrafbare Handlung (das Hinüberfahren nach links) auf den Willen 
des Zeugen einzuwirken. Bei einer Feſtnahme werden an ſich 
ſtrafbare Handlungen, wie Freiheitsberaubung, Nötigung, Körper⸗ 
verletzung (88 239, 223 StGB.) ſich kaum vermeiden laſſen, fie 
werden in gewiſſen Grenzen durch den verfolgten zuläſſigen 
Zweck ſtraffrei (RGSt. 34, 446). Es wird im Einzelfalle daher 
zu prüfen fein, ob der Eingriff in die rechtlich geſchützten Inter⸗ 
eſſen des Feſtzunehmenden in einem richtigen Verhältnis zu dem 
Intereſſe an der Feſtſtellung des Täters ſteht. 

In vorliegendem Falle könnte der Geſichtspunkt erheblicher 
Gefährdung von Bedeutung ſein. Es ließe ſich denken, daß in der 
nicht genügenden Überfichtlihkeit der dunklen Nacht ein Zuſam⸗ 
menſtoß der beiden Autos mit ſchweren Folgen eintreten konnte. 
Die Vorinſtanz hat dieſen Geſichtspunkt erwogen. Sie hat feſt⸗ 
geſtellt, daß auf der in Frage kommenden Chauſſee eine Höchſt⸗ 
geſchwindigkeit von 25 km vorgeſchrieben war und daß Dr. K. auch 
nur in mäßiger Geſchwindigkeit gefahren iſt, ſo daß ſein Wagen 
auf einige Meter abgebremſt werden konnte. Damit iſt aus tat⸗ 
ſächlichen Erwägungen die Frage verneint, ob das Verhalten des 
Angekl. ein Vorgehen darſtellt, welches über das Maß des nach 
§ 127 StPO. Zuläſſigen hinausging. 

Nun hat Dr. K. in der Benutzung ſeines Lichtes tatſächlich 
allerdings nicht gegen die Vorſchriften der KraftfVerkVoO. ver⸗ 
ſtoßen. Wie aber eingangs erwähnt und im Urt. tatfächlich feſt⸗ 
geſtellt, glaubte der Angekl. und konnte glauben, es liege ein ſolcher 
Verſtoß vor. Er handelte alſo in einem entſchuldbaren tatſäch⸗ 
lichen Irrtum, wenn er die Beleuchtung des entgegenkommenden 
Wagens als unzuläſſige Scheinwerferbeleuchtung anſah. Solcher Irr⸗ 
tum ſchließt die Straffreiheit nicht aus (ROSE. 34, 446). 

(OLG. Hamburg, StrSen., Urt. v. 25. März 1929, R III 38/29.) 
Mitgeteilt von SenPräſ. Dr. Griſebach, Hamburg. 


widerſprechen, ohne daß auch nur der Verſuch gemacht worden wäre, 
ſich mit dieſer auseinanderzuſetzen und den gegenteiligen Standpunkt 
zu begründen. Vielmehr iſt ſich das OLG. offenbar auch nicht bewußt 
geweſen, daß es ſich durch die Urteile I und II in Widerſpruch mit 
ſeiner eigenen Rechtſprechung ſetze. Wie das Urteil III zeigt, 
hatte wenige Monate vor den beiden anderen Entſch. das OLG. die 
Einheitlichkeit in einem Falle bejaht, wo, durchaus ähnlich wie in den 
Fällen I, II, ein Autolenker durch falſches überholen eines anderen 
Fahrzeuges wie auch durch Überfchreiten der zuläſſigen Geſchwindigkeit 
gegen das Geſetz verſtoßen haben ſollte. Solcher widerſpruchsvollen 
Rechtſprechung können die Untergerichte keine Richtſchnur entnehmen. 


OStA. Dr. Al fr. Weber, Dresden. 
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Zandgerichte. 


Altona. Zivilſachen. 


1. 5 811 3PO. Pfändbarkeit eines Kraftomnibus. 

Kraftlinienunternehmer gerät in Vermögensverfall. Konkurs⸗ 
verwalter pfändet darauf für Rechnung der Konkursmaſſe den 
Kraftomnibus. Die auf § 811 38 O. geſtützte Erinnerung beim 
AG. iſt ohne Erfolg. Die ſofortige Beſchwerde iſt vom LG. zurück⸗ 
gewieſen aus folgenden Gründen. 

Nach ſtändiger Rſpr. kann Schuldner ſich auf § 811 Ziff. 5 
3PO. dann nicht berufen, wenn der Kapitalwert des gepfändeten 
Gegenſtandes ſo beträchtlich iſt, daß die perſönliche Tätigkeit des 
Schuldners hinter der ſachlichen Ausnutzung des in dem Gegen⸗ 
ſtand angelegten Kapitals zurückbleibt, wenn ſie alſo im Ver⸗ 
hältnis zur Kapitalausnutzung eine nebenſächliche iſt. Muß es 
ſchon bei einer von dem Eigenkümer ſelbſt gefahrenen Kraftdroſchke 
zweifelhaft erſcheinen, ob nicht die Kapitalausnutzung gegenüber 
der persönlichen Tätigkeit überwiegt, jo iſt der Betrieb eines 
18ſitzigen Perſonenautos ohne Zweifel vorwiegend Kapitalausnutzung. 


(LG. Altona, Beſchl. v. 16. Aug. 1929, T 192/29.) 
Mitgeteilt von LGR. Schumacher, Altona. 


B. Arbeitsgerichte. 
Reichs arbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Abel, Eſſen, Rechtsanwalt und 
Dozent Dr. Georg Baum, Berlin und Rechtsanwalt 
Dr. W. Oppermann, Dresden. 


I. 8 10 Lohn Tar Vertr. f. d. Arbeiter der Reichsbahn. 
Anderung der Leiſtungsfähigkeit als vertragliche Voraus- 
ſetzung für anderweite Lohnfeſtſetzung muß in der Perſon 
des Arbeiters gegeben ſein; Steigerung der dienſtlichen 
Anforderungen ergibt keine Minderung der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit in dieſem Sinne. 

Der Kl. iſt Kriegsbeſchädigter und ſteht als Schrankenwärter im 
Dienſt der Bekl. Er hat in dieſer Stellung den tarifmäßigen Lohn 
eines voll leiſtungsfähigen Schrankenwärters zunächſt in Höhe von 
60%, dann in Höhe von 80% und ſeit dem 16. Dez. 1922 in Höhe 
von 100% bezogen. Im Jahre 1924 hat die Bekl. ſog. Arbeitszeit⸗ 
ſtudien vorgenommen, die zur Folge hatten, daß die Anforderungen 
an den Schrankenwärterdienſt allgemein geſteigert und die Löhne der 
Minderleiſtungsfähigen durch die Dienſtvorſteher neu feſtgeſetzt wurden. 
Gemäß einer derartigen Neufeſtſetzung erhält der Kl. ſeit dem 
1. April 1925 nur noch 75% des Lohnes eines voll leiſtungsfähigen 
Schrankenwärters. Er hat dem widerſprochen und begehrt Feſtſtellung, 
daß ſeine Leiſtungsfähigkeit zu 100% beſtehe und Verurteilung der 
Bekl. zur Zahlung des vollen Schichtlohns ab 1. April 1925. 

Das ArbG. hat feſtgeſtellt, daß die Leiſtungsfähigkeit des Kl. 
in Höhe von 80% beſtehe, und die Bekl. verurteilt, dem Kl. den 
Unterſchied zwiſchen dem ihm gewährten und dem unter Zugrunde⸗ 
legung einer 80% igen Leiſtungsfähigkeit ſich ergebenden Lohn zu, 
zahlen, den weitergehenden Anſpruch aber abgewieſen. Auf die Be⸗ 
rufung beider Parteien iſt dieſes Urteil von dem LArbG. dahin 
abgeändert worden, daß die Bekl. verurteilt wird, an den Kl. für 
die Zeit vom 1. April 1925 bis 29. Juni 1928 1007 N. zu zahlen, 
und ferner die Feſtſtellung getroffen, daß dem Kl. im Schranken⸗ 
wärterdienſt der Lohn eines voll leiſtungsfähigen Arbeiters zuſtehe. 
Die Rev. war erfolglos. 

Das BG. geht davon aus, daß das Arbeitsverhältnis des Kl. 
bei der Bekl. ſich nach dem Lohn TarVertr. für die Arbeiter der 
Reichsbahn regle und für die Entlohnung des Kl. insbeſ. $ 10 dieſes 
Vertrages in Betracht komme. Der einem Minderleiſtungsfahigen zu 
gewährende Lohn werde danach — und zwar auch für die ArbG. bin⸗ 
dend — durch den Dienſtvorſteher feſtgeſetzt. 8 10 a. a. O. beſtimme 
weiter, daß bei Anderungen der Leiſtungsfähigkeit der Lohn neu feſt⸗ 
zuſetzen ſei. Die Neufeſtſetzung des Lohnes auch durch den Dienſt⸗ 
vorſteher ſei mithin nur bei Anderung der Leiſtungsfähigkeit eines 
Minderleiſtungsfähigen i. S. des § 10 geſtattet. Bei dem Kl. handle 
es ſich um einen ſolchen Minderleiſtungsfähigen. Wenn die Behl. eine 
Anderung ſeiner Leiſtungsfähigkeit daraus herleite, daß die Anforde⸗ 
rungen an den Schrankenwärterdienſt geſteigert worden ſeien, ſo ent⸗ 
behre dies der Berechtigung, da der Kl. noch jetzt als Schrankenwärter 
mindeſtens dasſelbe leiſten könne wie vorher. Allerdings erfolge die 
urſprüngliche Feſtſetzung des Lohnes eines Minderleiſtungsfähigen nach 
der Leiſtungsfähigkeit eines Vollarbeiters ſeines Arbeitsfachs. Sei 
aber einmal feſtgeſtellt, daß feine Leiſtungsfähigkeit die eines Voll⸗ 
arbeiters erreiche, und ihm demgemäß der volle tarifliche Lohn eines 
Vollarbeiters zugebilligt, fo könne der fo feſtgeſetzte Lohn, ſelbſt wenn 
die Feſtſtellung vielleicht falſch fei, nicht durch Steigerung der An⸗ 
forderungen in dem betreffenden Arbeitsfach geändert werden. Denn 
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durch eine ſolche Steigerung würden die Leiſtungen eines Arbeiters 
in feinem Arheitsfach an ſich nicht geringer. Hierauf allein aber 
komme es an, nicht darauf, ob die gleichgebliebenen Leiſtungen den 
erhöhten Anforderungen nicht mehr genügten. Nur wenn der Arbeiter 
nicht mehr dasſelbe zu leiſten vermöge wie vorher, könne von einer 
Herabſetzung der Leiſtungsfähigkeit die Rede ſein, die auch eine Herab⸗ 
ſetzung des nach dem Tar Vertr. feſtgeſetzten Lohnes erlaube. 

Die Rev. rügt Verletzung des § 10 Lohn Tar Vertr., ihr muß 
jedoch ein Erfolg verſagt bleiben. 

§ 10 a. a. O. trägt die Überſchrift „Lohn der Minderleiſtungs⸗ 
fähigen“ und lautet in ſeinem hier fraglichen Abſ. 1: „Für Arbeiter, 
die durch Dienſtbeſchädigung, Unfallverletzung oder Invalidität nach 
dem Gutachten des zuſtändigen Arztes um mehr als 20 v. H. in 
ihrer Erwerbsfähigkeit beſchränkt find, wird der Lohn ... nach der 
Leiſtungsfähigkeit in dem ihnen zugewieſenen Arbeitsfach bemeſſen. Iſt 
die Leiſtungsfähigkeit geringer als die eines Vollarbeiters, ſo iſt 
ſie in Hundertteilen der Leiſtungsfähigkeit eines Vollarbeiters aus⸗ 
zudrücken. Der Bruchteil der Erwerbsfähigkeit, der der Renten⸗ 
feſtſetzung zugrunde liegt, darf hierbei nicht als Maßſtab dienen. Die 
Renten dürfen auf den Lohn nicht angerechnet werden. Der Lohn 
wird durch den Dienſtvorſteher feſtgeſetzt. Bei Anderungen der 
Leiſtungsfähigkeit iſt der Lohn neu feſtzuſetzen.“ Der Rev. iſt zu⸗ 
zugeben, daß — was auch das BG. nicht verkennt — nach dieſer 
Vorſchrift der Lohn grundſätzlich von dem Dienſtvorſteher feſtgeſetzt 
wird. Sie geht jedoch fehl, wenn ſie weiter meint, daß dieſer Grund⸗ 
ſatz Inhalt und Tragweite des 810 ausſchlaggebend beherrſche und 
daß die einzigen Schranken, welche dem Dienſtvorſteher gezogen 
ſeien, in der Notwendigkeit des Vorhandenſeins einer durch Gutachten 
des zuſtändigen Arztes beſcheinigten, mehr als 20% igen Erwerbs⸗ 
beſchränkung beſtänden. Ohne Rechtsirrtum ſtellt demgegenüber das 
angefochtene Urteil die Anwendung des Grundſatzes darauf ab, daß 
ſich in der Perſon des Minderleiſtungsfähigen ſelbſt Vorausſetzungen 
ergeben oder gegebene Vorausſetzungen, welche die perſönliche 
Leiſtungsfähigkeit des betreffenden Arbeitnehmers zu beeinfluſſen ge⸗ 
eignet ſind, wegfallen. Dieſe Auslegung der Vorſchrift ergibt ſich 
ſowohl aus der Überſchrift wie aus dem Wortlaut des 810. Es han⸗ 
delt ſich danach um eine ſoziale Schutzbeſtimmung für „Minder⸗ 
leiſtungsfähige“, d. h. für „Arbeiter, die durch Dienſtbeſchädigung, 
Unfallverletzung oder Invalidität“, alſo ausſchließlich aus Gründen, 
die in ihrer Perſon liegen, „in ihrer Erwerbsfähigkeit“ beſchränkt 
ſind. Eine ſolche Auslegung der Tarifvertragsbeſtimmung entſpricht 
auch der geſetzlichen Auslegungsregel des 8 157 BGB. Die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des Kl. iſt die gleiche geblieben, nur die Anforderungen der 
Bekl. an den Schrankenwärterdienſt als ſolchen haben ſich geändert, 
ſie ſind erhöht worden. Würde man, wie die Rev. es will, die Be⸗ 
ſtimmung ganz allgemein, insbeſ. auch aus dienſtlichen Gründen, Platz 
greifen laſſen, ſo wäre, da der Dienſtvorſteher ſelbſtändig und ein⸗ 
ſeitig den Lohn feſtzuſetzen hat, ihre mißbräuchliche Anwendung möglich. 
Daß das die Abſicht der Tarifvertragsparteien bei Abſchluß des Lohn⸗ 
Tar Vertr. geweſen fein ſoll, geht aus der das Rev. bindenden Feſt⸗ 
ſtellung des angefochtenen Urteils nicht hervor und iſt überdies nach 
Lage der Sache nicht anzunehmen. 


(RürbG., Urt. v. 13. Febr. 1929, RAG 392/28. — Stettin.) [O.] 
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2. 88 2 Abſ. 2, 6 Wahl. f. d. Betriebspertretungen 
bei der Reichsbahn v. 15. Dez. 1924; § 188 Abſ. 1 BGB. En de 
einer nach Tagen berechneten Friſt für Einreichung von 
Wahlvorſchlägen. 

Am 12. April 1929 hat der Wahlvorſtand für die Wahl des 
Betriebsrats für das Wagenwerk St. Hauptgüterbahnhof das Wahl⸗ 
ausſchreiben für dieſe Wahl erlaſſen und darin die Wahlberechtigten 
aufgefordert, bis zum 19. April Vorſchlagsliſten „bei dem unter⸗ 
zeichneten Vorſitzenden des Wahlvorſtands, Otto Sch. (Name) Bww. 
Stn. Hgb. (Ort) — (Straße)“ einzureichen. „Vorſchlagsliſten, die 
jpäter eingehen ... find ungültig.“ — Das entſprach der Vorſchr. 
des 8 6 Abſ. 2 der „WahlO. für die Betriebsvertretungen bei der 
Deutſchen Reichsbahngeſellſchaft“ v. 15. Dez. 1924. 

Der Antragſteller war von den auf der Dienſtſtelle beſchäftigten 
Mitgliedern des Einheitsverbands der Eiſenbahner Deutſchlands 
zum Vertreter der von ihnen aufgeſtellten Liſte beſtellt und mit der 
Einreichung der Liſte beauftragt worden. Er will während der 
Dauer des Aushangs der Liſte abweſend geweſen und erſt am 
19. April erfahren haben, daß die Einreichungsfriſt noch an dem⸗ 
ſelben Tage ablaufe. Wie er unwiderſprochen vorträgt, begab er 
ſich am 19. April gegen 20 Uhr zu Sch., der ſchon 16 Uhr 
die Dienſtſtelle verlaſſen hatte und ſich vor ſeinem Hauſe in St. 
befand. Er wollte dem Sch. die Liſte übergeben; Sch. verweigerte 
die Annahme, da die Einreichungsfriſt verſtrichen ſei und die Liſte 
vielmehr bis 16 Uhr auf der Dienſtſtelle hätte bei ihm abgegeben 
werden müſſen. Infolge der Nichtannahme der Liſte war nur eine 
Vorſchlagsliſte vorhanden; dieſe iſt gem. 8 9 Abſ. 2 WahlO. als 
gewählt erklärt worden. Den alsbald erhobenen Einſpruch hat der 
Wahlvorſtand zurückgewieſen. 

Gem. 8 22 Wahl. iſt die Wahl angefochten und beim ArbG. 
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beantragt worden, die Wahl für ungültig zu erklären. Mit Beſchl. 
v. 6. Juni 1929 hat des ArbG. dieſem Antrag entſprochen. 

Die Rechtsbeſchwerde iſt nicht begründet. Im Streit iſt einzig, 
ob Sch. befugt war, die ihm unter den oben geſchilderten Um⸗ 
ſtänden angebotene Vorſchlagsliſte zurückzuweiſen. Sch. meint — 
und darin iſt ihm erſt der Wahlvorſtand, und jetzt der aus der 
Wahl hervorgegangene Betriebsrat beigetreten —, er ſei nach Be⸗ 
endigung der Dienſtſtunden nicht mehr gehalten geweſen, außer⸗ 
halb der Dienſtſtelle die Liſten entgegenzunehmen. Der An⸗ 
tragſteller dagegen beruft ſich darauf, daß die Friſt bis zum 
19. April einſchließlich gelaufen, alſo erſt mit dem Ende dieſes 
Tages, mit Mitternacht, abgelaufen ſei. 

Nach § 2 Abſ. 2 WahlO. (8 188 Abſ. 1 BGB.) endigte die 
nach Tagen bemeſſene Friſt mit Ablauf des letzten Tages der Friſt. 
Binnen dieſes Zeitraums mußte die Vorſchlagsliſte „bei dem Vor⸗ 
ſitzenden des Wahlvorſtands eingereicht“ werden ($ 6 Abſ. 6 daſ.). 
So lange war hiernach der Vorſitzende verpflichtet, die ihm an⸗ 
gebotene Liſte entgegenzunehmen. Eine weitere Zeitſchranke be⸗ 
ſteht nicht. Nur kann die Zeitbeſtimmung eine gewiſſe Einſchrän⸗ 
kung erleiden, bie ſich aus dem Ort der Einreichung oder aus den 
Anforderungen der Verkehrsſitte ergeben kann. Eine ausdrückliche 
örtliche Einſchränkung iſt in dem Wahlausſchreiben nicht gemacht. 
In dem Wahlausſchreiben iſt nur geſagt: „bei dem Vorſitzenden 
Otto S., Bww. Stn. Hgb. (Ort)“. Die letztere Angabe beſagt nur, 
wo Sch zu treffen iſt; ſie enthält keine, jedenfalls keine zwingende 
Beſtimmung dahin, daß die Einreichung ausſchließlich an der Dienſt⸗ 
ſtelle („Bww. Stn. Hgb.“) zu geſchehen habe. Hiernach muß in Er⸗ 
mangelung einer unzweideutigen Beſtimmung des Wahlausſchreibens 
über den Ort der Einreichung der Vorſitzende des Wahlvorſtands 
grundſätzlich für verpflichtet gehalten werden, die ihm angebotene 
Liſte bis 24 Uhr auch außerhalb der Dienſtſtelle entgegenzunehmen 
— es ſei denn, daß ſie ihm zu einer mit der Verkehrsſitte unver⸗ 
einbaren Stunde und an einem ebenſolchen Orte angeboten wird. 
Gewiß braucht ſich der Vorſitzende nicht kurz vor 24 Uhr aus dem 
Bette oder auch von einer Familienfeier, aus einem Konzert oder 
Theater oder Vortrag abrufen zu laſſen. Das erhellt aus § 242 
BGB. Aber wenn ihm die Lifte zu einer nach Verkehrsſitte noch 
annehmbaren Stunde und unter Umſtänden, die eine unbillige Be⸗ 
helligung des Vorſitzenden ausſchließen, angeboten wird, ſo muß 
er fie annehmen; das folgt aus § 6 Abſ. 6, welche Vorſchrift nicht 
bloß eine Beſchränkung der Wahlberechtigten in der Einreichung der 
Liſte, ſondern nicht minder eine Verpflichtung des Vorſitzenden zur 
Annahme der Lifte enthält. Dies gilt um fo mehr, als für den 
Vorſitzenden des Wahlvorſtandes Dienſtſtunden überhaupt nicht vor⸗ 
geſehen ſind. 

Die Einreichung der Liſte an der Dienſtſtelle wird freilich die 
Regel bilden; zwingend iſt ſie weder im allgemeinen vorgeſchrieben 
noch in dem vorliegenden Wahlausſchreiben beſtimmt. Daß der 
Aushang des Wahlausſchreibens nicht in der Privatwohnung des 
Vorſitzenden, ſondern an der Dienſtſtelle zu erfolgen hat, beweiſt 
hierher nichts; jenes Ausſchreiben iſt für die Öffentlichkeit der 
Wähler beſtimmt. 

(RArbG., Beſchl. v. 9. Aug. 1929, RAG RB 18 29 — Stettin.) 
0. 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reichsſinanzhof. 


Berichtet von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Reichsfinanzrat Arlt 
und Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 


[O Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 

1. § 2 Nr. 5 UmſStG. 1926. Der Fährbetrieb mit 
Ausnahme des Eiſenbahnfährbetriebs iſt umſatzſteuer⸗ 
pflichtig. 

Die beſchwerdeführende Geſellſchaft betreibt auf dem Rhein 
eine elektriſche Fähre. Sie begehrt Steuerbefreiung nach $ 2 Nr. 5 
UmſcStG. Die Vorbehörden haben die Steuerbefreiung mit Recht 
verſagt. Nach 8 2 Nr. 5 UmiSt®. find von der Beſteuerung aus⸗ 
genommen Beförderungen i. S. des Geſ. über die Beſteuerung des 
Perſonen⸗ und Güterverkehrs v. 8. April 1917 (RGBl. 329) mit 
Ausnahme der im 83 Nr. 4 und 5 daſelbſt genannten. § 1 Beförd⸗ 
StG. i. d. Faſſ. v. 29. Juni 1926 lautet: 

1. Die Beförderung von Perſonen und Gütern auf Schienen⸗ 
bahnen ſowie auf Waſſerſtrecken unterliegt einer Steuer nach 
dieſem Geſetze (Beförderungsſteuer). 

2. Der Brief⸗ und Paketverkehr der Poſt und der Fährbetrieb 
Gef 5 des Eiſenbahnfährbetriebs fallen nicht unter dieſes 

eſetz. 

Der Senat hat in ſtändiger Rſpr. angenommen, daß die Be⸗ 
freiungsvorſchrift des §S 2 Nr. 5 Platz greift, wenn nur die Be⸗ 
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förderung eine ſolche i. S. des BefördStcg. iſt, ohne Rückſicht 
darauf, daß ſie nach dieſem Geſetze von der Beförderungsſteuer 
befreit iſt. Es iſt alſo umſatzſteuerrechtlich zu unterſcheiden zwiſchen 
Beförderungen, die überhaupt nicht unter das Beförd StG. fallen 
und ſolchen, die durch die beſonderen Vorſchriften dieſes Geſetzes 
von der Beſteuerung ausgenommen, d. h. von der Steuer befreit 
ſind. Die erſteren ſind umſatzſteuerpflichtig, die letzteren nicht. Die 
RBeſchw. rechnet die Fährbetriebe zu den befreiten Beförderungen. 
Sie vertritt die Anſicht, daß der § 1 Abſ. 1 BefördStch. die all 
gemeinen Merkmale der Beſteuerung enthalte. Allgemein ſei dort 
die Steuerpflicht ausgeſprochen für Beförderungen von Perſonen 
und Gütern auf Schienenbahnen ſowie auf Waſſerſtraßen. Der 
Fährbetrieb falle unter die allgemeine Begriffsbeſtimmung der Be⸗ 
förderung auf Waſſerſtraßen. Wenn nun auch im § 1 Abſ. 2 gejagt 
ſei, der Fährbetrieb falle nicht unter dieſes Geſetz, ſo ſei damit 
doch nicht die allgemeine Begriffsbeſtimmung des Abſ. 1 beſeitigt, 
ſondern es werde für eine beſtimmte Beförderungsart eine Aus⸗ 
nahme von der allgemeinen Regel gemacht. Dieſe Ausnahme⸗ 
vorſchrift ſei dem Weſen der Sache nach eine Befreiungsvorſchrift. 
Durch ſie werde nichts daran geändert, daß der Fährbetrieb nach 
925 Abſ. 1 Beförd6tG. eine Beförderungsſteuer i. S. dieſes Geſ. 
ei. Deshalb ſei der Fährbetrieb nach 8 2 Nr. 5 UmſStG. um⸗ 
ſatzſteuer frei. Die Rechtslage ſei dieſelbe wie bei dem in 8 2 
to BefördSt®. bezeichneten Steuerverkehr. Auch dort fei ge⸗ 
ſagt, daß dieſer Seeverkehr innerhalb gewiſſer Grenzen nicht dieſem 
Geſetz unterliege. In dem Rundſchreiben des RF M. v. 14. April 
1919: AmtlMitt. 1919, 105 ſei aber ausgeführt: „Da nach 8 2 
Abſ. 2 VerkStch. der Seeverkehr auch in Anſehung der Beför⸗ 
derungsſtrecke vom inländiſchen Hafen bis zur Seegrenze verkehr⸗ 
euerer iſt, ſo gilt das gleiche auch für die Umſatzſteuer.“ 

Der Senat hat ſchon in der amtlich nicht veröffentlichten 
Entſch. v. 20. März 1928, VA 659/27 ausgeſprochen, daß der 
Fährbetrieb nicht unter die Befreiungsvorſchrift des § 2 Nr. 5 
UmfSt®. fällt. Die Ausführungen der RBeſchw. geben dem Senat 
keinen Anlaß, von dieſer Rechtsauffaſſung abzuweichen. Es kann 
dahingeſtellt bleiben, ob es hinſichtlich der Beförderungsſteuerpflicht 
ſachlich einen Unterſchied macht, daß die Fährbetriebe nicht unter 
die Befreiungsvorſchriften des § 3Beförd StG. geſtellt find, ſon⸗ 
dern im § 1 Abſ. 2 als nicht unter das Geſetz fallend bezeichnet 
werden. Denn es handelt ſich hier nur um die Auslegung des 
82 Nr. 5 UmſStG. Dieſe Vorſchrift nimmt mit den Worten: 
„Beförderungen i. S. des Geſ. über die Beſteuerung des Per⸗ 
ſonen⸗ und Güterverkehrs v. 8. April 1917“ in abgekürzter 
Form auf das BefördstG. Bezug. Wenn die Faſſung der Vor⸗ 
ſchrift vielleicht hinſichtlich der einzelnen Beförderungsunternehmen, 
die umſatzſteuerfrei bleiben ſollen, einen Zweifel aufkommen läßt, 
ſo wird dieſer Zweifel gehoben durch die Begründung zum Entw. 
des UmſStG. (Druckſ. 1918 Nr. 1461 S. 31). Denn dort iſt aus⸗ 
drücklich geſagt, daß nur diejenigen Beförderungen der Umſatzſteuer 
unterliegen ſollen, die nicht unter 8 1 VerkStG. fallen. Daraus 
eht hervor, daß § 2 Nr. 5 UmfSt®. ſich ohne Rückſicht auf den 
yſtematiſchen Aufbau des BefördSt®. bei der Beſtimmung der 
umſatzſteuerpflichtigen Beförderungsunternehmen bewußt der Aus⸗ 
drucksweiſe des § 1 BefördStG. bedient. Da aber die Fährbetriebe 
im 8 1 Abſ. 2 als nicht unter dieſes Geſetz fallend bezeichnet 
werden, kann auch § 2 Nr. 5 UmjStG. nur jo verſtanden werden, 
daß die Fährbetriebe nach dieſer Vorſchrift nicht zu den Beför⸗ 
derungen i. S. des BefördötG. gehören ſollen. Was die Vorſchrift 
des 8 2 Abſ. 2 BefördStG. über den Seeverkehr betrifft, jo kann 
es zweifelhaft fein, ob hier, wie in dem Rundſchreiben des RF M. 
v. 14. April 1919 angenommen wird, ungeachtet des dem 8 1 
Abſ. 2 ähnlichen Wortlauts eine reine Befreiungsvorſchrift vor⸗ 
liegt. Auf die Frage braucht nicht eingegangen zu werden, da hier 
nicht die Umſatzſteuerpflicht des im § 2 Abſ. 2 BefördStch. ber 
ü Seeverkehrs, ſondern die der Fährbetriebe zur Entſch. 
teht. 

(RFH., 5. Sen., Urt. v. 25. März 1929, VA 542/28 S,R5HE. 25,60.) 


Reichsverſicherungsamt. 


Berichtet von Präſident Dr. v. Olshauſen, Senatspräſident 
Dr. Zielke, Landgerichtsdirektor Kerſting, Berlin. 


1. 8555 RVO. Betriebsunfall und Selbſtmord. 

Ein Zuſammenhang zwiſchen Betriebsunfall und Selbſtmord iſt 
abzulehnen, wenn der Selbſtmord in der klaren Erkenntnis begangen 
worden iſt, daß eine Heilung der Folgen des Betriebsunfalls nicht 
mehr zu erwarten iſt. Vorausſetzung für die Annahme eines urſäch⸗ 
lichen Zuſammenhangs zwiſchen Tod durch Selbſtmord und dem Unfall 
iſt vielmehr, daß der Tod durch Selbſtmord in einem durch den Unfall 
herbeigeführten Zuſtand der Unzurechnungsfähigkeit geſchehen iſt. 

(RVerſA., Entſch. v. 12. März 1929, Ia 1755/28, EuM. 25, 7.) 


* 13. 


58. Jahrg. 1929 Heft 40 


Rechtſprechung 


2845 


2. 8 922 (544) RVO. Lokomotivführer als Arbeiter 
angeſehen. 

Ein Lokomotivführer, der während ſeines Urlaubs ſich bei feiner 
Mutter aufhielt und ſich in deren landwirtſchaftlichem Betrieb be⸗ 
tätigte, erlitt hierbei einen Unfall. Dieſer iſt als entſchädigungs⸗ 
pflichtig angeſehen worden. Die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des 
Lokomotivführers find nicht weſentlich von denen eines gewerblichen 
Lohnarbeiters verſchieden. Er iſt deshalb als Arbeiter im Betrieb ſeiner 
Mutter angeſehen worden. 

(RVerſA., Entſch. v. 5. Juni 1929, Ia 6701/28, EuM. 25, 25.) 


* [8] 

3. 8 545 ABO. Unfall während des Wartens auf 
den Zug. 

Wenn ein Arbeiter auf dem Heimwege von der Arbeitsſtätte 
auf einem Bahnhof auf ſeinen Zug wartet, inzwiſchen auf der anderen 
Seite des Bahnſteigs Gleisarbeiten zuſieht und hierbei von einem 
auf dieſer Seite einfahrenden Zuge erfaßt wird, ſo liegt ein ent⸗ 
ſchädigungspflichtiger Unfall vor. 

(R Verf A., Entſch. v. 27. Nov. 1928, Ia 5934/27, Eu M. 25, 2.) [Z.] 
* 


4. Verſicherungsfall i. S. des 81259 A bſ. 2 Nr. (RVO. 
iſt ſtets der Tod des Verſicherten, auch dann, wenn ihm 
vor ſeinem Tode eine Invalidenrente bewilligt wor— 
den war)). 

(NBerfl., 3. RevSen., Urt. v. 6. März 1929, IIa 4274/28 o) [K.] 


1) Wird in den MachrfgVerſ. abgedruckt. 


II. Länder. 


Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 
Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von OVGR. Geh. 1 on Kries u. RA. Dr. Görres, 
erlin. 


1. 8 4 RKraftf G. v. 3. Mai 1909/21. Juli 1923. Es iſt zu⸗ 
läſſig, die Wiedererteilung der Fahrerlaubnis von der 
nochmaligen Ablegung einer Prüfungabhängigzu machen. f) 

Durch polizeiliche Verfügung wurde dem Kraftwagenführer O. 
die Fahrerlaubnis zum Führen von Kraftfahrzeugen auf die Dauer 
eines halben Jahres mit dem Hinweis entzogen, daß die Wieder⸗ 
erteilung der Fahrerlaubnis von der nochmaligen Ablegung der Prü⸗ 
fung abhängig gemacht werde. Die Klage des O. wies das OVG. ab. 

Zu Unrecht beſtreitet Kl. die Rechtmäßigkeit der angegriffenen 
Verfügung, weil in ihr die Wiedererteilung der Fahrerlaubnis von 


Zu 1. Der Entſch. iſt beizupflichten. Die von der Rev. be⸗ 
mängelte Abſtufung verſchiedener Härtegrade bei der Entziehung des 
Führerſcheins iſt ohne weiteres mit dem Wortlaut des Geſetzes ver⸗ 
einbar und kommt den Bedürfniſſen der Praxis entgegen. Die Mög⸗ 
lichkeit einer Wiedererteilung auch nach Entziehung auf Dauer und 
das Setzen von Bedingungen hierbei, wofern dieſe nur dem Rahmen 
des § 2 Abf. 1 Kraftf®. entſprechen, wird, ſoweit erſichtlich, im 
Schrifttum allgemein anerkannt (vgl. z. B. Oberländer⸗Bezold 
S. 186; Heucke, 3. Aufl., 8 4 Anm. 3 [S. 18). Auch Müller, 
4. Aufl., S. 160, 161 iſt gleicher Anſicht;, man wird aber ſeiner 
anſchließend vorgetragenen Anſicht nicht beipflichten können, die 
„dauernde“ Entziehung beraube den Betroffenen lebenslänglich der 
Fähigkeit, jemals den Führerſchein wiederzuerlangen. Daß das OVG., 
nach feiner Entſch. in ſtändiger Rſpr. den gegenteiligen Standpunkt 
vertritt (leider ſind weitere Fundſtellen für ſolche Urt. nicht zu er⸗ 
mitteln) iſt begrüßenswert, weil unnötige Härten ſo vermieden wer⸗ 
den. Es leuchtet ohne weiteres ein, daß „Dauer“ als Gegenſatz zur 
zahlenmäßig „beſtimmten Zeit“ eben nicht der Lebensdauer des Be⸗ 
troffenen gleich zu ſein braucht, ſondern nur einen zunächſt unbe⸗ 
ſtimmten, länger andauernden Zeitraum bedeutet, den die Behörde 
durch ein neues Erteilungsverfahren auf Antrag beenden kann. Auch 
836 (damalige Faſſ. § 29) KraftfVerkVO. ſteht nicht entgegen. Wenn 
dort Bedingungen zur Wiedererlangung des Führerſcheins ausdrück⸗ 
lich nur für den Fall der Entziehung auf beſtimmte Zeit vorgeſehen 
ſind, ſo entſpricht das lediglich der Logik. Denn wenn „dauernd“ 
entzogen iſt, ſo ſteht nach der hier mit dem OVG. vertretenen An⸗ 
ſicht anfangs nicht feſt, ob der Betroffene den Schein ſpäter wieder 
beantragen wird. Die Verſehlung, die zur Entziehung geführt hat, 
kann ja auch fo ſchwer fein, daß die Behörde den Schein niemals 
wieder erteilt, die Dauer alſo der Lebensdauer gleichſteht. Es können 
alſo ſinngemäß Bedingungen überhaupt dann erſt wieder geſetzt wer⸗ 
den, wenn die Behörde einem nenen Erteilungsgeſuch nach einem 
gewiſſen Lauf der „Dauer“ ſtattgeben will. 
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der nochmaligen Ablegung einer Prüfung abhängig gemacht werde. 
Die Rechtsgültigkeit dieſes Zuſatzes und damit des — die Möglich⸗ 
keit eines ſolchen Zuſatzes vorſehenden — 8 29 Abſ. 1 Satz 3 Kraftf⸗ 
VerkVO. v. 3. Febr. 1910 in der damals geltenden Faſſ. v. 5. Dez. 
1925/28 Juli 1926 (RGBl. 1925 I, 439 und 1926 I, 425) ift aber 
nicht zweifelhaft. Denn wenn der § 4 KraftfGG. für die Polizei⸗ 
behörden neben der Maßnahme einer Entziehung auf beſtimmte Zeit 
eine ſolche für die Dauer vorſieht, ſo bedeutet das nicht, daß in allen 
Fallen, in denen durch die ſchlechthin erfolgende Entziehung auf be⸗ 
ſtimmte Zeit den öffentlichen Intereſſen nicht in ausreichendem Maße 
Genüge geſchieht, ohne weiteres die Entziehung auf die Dauer aus⸗ 
geſprochen werden muß. Die Entziehung auf die Dauer hat nach 
der ftändigen Rſpr. des OVG. nicht die lebenslangliche Unfähigkeit 
zur Wiedererlangung der Fahrerlaubnis zur Folge, bewirkt vielmehr 
im Gegenſatze zur Entziehung auf beſtimmte Zeit nur, daß der Be⸗ 
troffene die Fahrerlaubnis auf unbeſtimmte Zeit, d. h. bis zur Be⸗ 
willigung eines etwaigen, an ſich jederzeit möglichen Antrags auf 
Wiedererteilung verliert. Demgegenüber äußert ſich das Weſen der 
Entziehung auf beſtimmte Zeit darin, daß nach dem Ablaufe der 
Zeit die Fahrerlaubnis in vollem Umfange und ohne jede weitere 
nochmalige Prüfung der Geeignetheit des Betroffenen wieder auflebt. 
Wenn, wie im vorliegenden Falle, die Entziehung nur auf beſtimmte 
Zeit ausgeſprochen, aber zugleich auch die Erfüllung von Bedingungen 
gefordert iſt, ſo ſtellt dies ein ſchärferes Vorgehen gegenüber der 
einfachen Entziehung auf beſtimmte Zeit, jedoch ein milderes gegen⸗ 
über der auf die Dauer verfügten Maßregel dann dar, mein die De- 
dingungen auf dem Gebiete der für die Erteilung der Fahrerlaubnis 
nach 8 2 a. a. O. erforderlichen Vorausſetzungen liegen (vgl. Müller, 
Automobil&ef. S. 160 Anm. D zu 8 4). Es umfaßt daher das Necht 
zur Entziehung auf die Dauer, als die weitergehende Befugnis, zu⸗ 
gleich die eingeſchränktere Befugnis zur Entziehung auf beſtimmte 
Zeit unter gleichzeitiger Auferlegung von Bedingungen der unter 
§ 2 a. a. O. fallenden Art. Es bedarf keiner näheren Darlegung, daß 
das Verlangen der nochmaligen Prüfungsablegung ſich innerhalb des 
hiernach zuläſſigen Rahmens hält und demgemäß die im vorliegenden 
Falle unter Zufügung dieſer Bedingung erfolgte Entziehung auf be⸗ 
ſtimmte Zeit für rechtsgültig zu erachten iſt. 

Rechtlich ſtellt ſich eine derartige zwiſchen den beiden anderen 
liegende Maßregel als eine Abart der Entziehung auf beſtimmte 
Zeit dar. Allerdings genügt bei ihr nicht, wie bei der einfachen 
Entziehung auf beſtimmte Zeit, lediglich der Ablauf dieſer Zeit, und 
inſofern tritt eine gewiſſe Minderung der „Beſtimmtheit“ der Zeit 
ein. Jedoch wird damit die Entziehung nicht zu einer ſolchen auf un⸗ 
beſtimmte Zeit, nach welcher die Wiedererlangung der Erlaubnis nur 
durch den behördlichen Akt der Wiedererteilung auf Grund erneuter 
Prüfung aller auch für eine erſtmalige Erteilung in Frage kommen⸗ 
den Umſtände möglich iſt. Vielmehr verbleibt es bei dem automati⸗ 
ſchen Wiederaufleben der Erlaubnis lediglich mit der Maßgabe, daß 
neben dem Ablaufe der aufſchiebenden Befriſtung außerdem die Er⸗ 
füllung der aufſchiebenden Bedingung erforderlich iſt, alſo erſt das 
Zuſammentreffen beider Umſtände das Wiederaufleben auslöſt; es 
findet demgemäß auch hier irgendeine Prüfung ſonſtiger Umſtände 
oder ein behördlicher Akt, der als Wiedererteilung gedeutet werden 
Könnte, nicht ſtatt. Tritt in einem ſolchen Falle trotz Ablaufs der 
Zeit und Erfüllung der Bedingungen die Behörde der Ausübung der 
Fahrerlaubnis, etwa durch Vorenthaltung des abgelieferten Führer⸗ 
ſcheins, entgegen, ſo würde zwar keine Klage auf Wiedererteilung 
der (bereits wiedererlangten) Fahrerlaubnis oder auf die nach den 
Beſtimmungen nicht im Klagewege verfolgbare Aushändigung des 
Führerſcheins in Frage kommen; jedoch würde ein Klage⸗ (Ber 
ſchwerde⸗) Recht gegeben fein, weil in der Verweigerung des Führer⸗ 
ſcheins eine neue Entziehungsverfügung i. S. der 88 4, 5 des Geſ. 
liegt, welche mit den Rechtsmitteln der 88 127 ff. PrVerwG. an⸗ 
fechtbar iſt. 

(PrOVG., 4. Sen., Urt. v. 16. Mai 1929, IV A 3/28.) 
* 


2. RGeſ. über Verkehr mit Kraftfahrzeugen. Ent⸗ 
ziehung des Führerſcheins anläßlich Beſtrafung wegen 
Sittlichkeitsverbrechens. 

Der Polizeipräſ. zu H. entzog dem Kraftdroſchkenbeſitzer D. 
daſelbſt gem. § 4 Kraftſch. v. 3. Mai 1909 (RGBl. S. 437) die 
Erlaubnis zum Führen von Kraftfahrzeugen, weil er wegen Sitt⸗ 
lichkeitsverbrechens (Notzucht) mit einem Jahre Gefängnis beſtraft 
worden war. Das OVG. wies die Kl. des D. ab. 

Wenn der Polizeipräſident wegen der ſchweren Zuwiderhand⸗ 
lung gegen die Gebote der Sittlichkeit dem Kl. die Erlaubnis zum 
Führen von Kraftfahrzeugen entzogen hat, ſo kann dem nicht ent⸗ 
gegengetreten werden. Das Verhalten des Kl. bedeutet eine Tat⸗ 
ſache, die ihn als zum Führen von Kraftfahrzeugen ungeeignet 
erſcheinen läßt (8 4 KraftfGG. v. 3. Mai 1909/21. Juli 1923, RGBl. 
1909, 437 u. 1923 J, 743). Denn es beſteht die Gefahr, daß der 
Kl. eine etwa ſich bietende gleichartige Gelegenheit als Kraftfahr⸗ 
zeugführer wieder in ſtrafbarer Weiſe ausnützen würde. 

(PrOVG., 4. Sen., Urt. v. 27. Juni 1929, IV A 109/28.) 
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Baden. 


Badiſcher Verwaltungsgerichtshof. 
Berichtet von Oberregierungsrat Dr. Klotz, Karlsruhe. 


3. 59 BadStraßG. Beitragspflicht von Eiſenbahn⸗ 
unternehmungen für den Neubau, die Hauptverbeſſerung 
und Unterhaltung von Gemeindewegen. Eiſenbahnunter⸗ 
nehmungen find Gewerbebetriebe. f) 


(Bad G., Entſch. v. 22. Nov. 1927 Nr. 2947, Stadtgemeinde W. 
w. Bad. Lokaleiſenbahnen AktG. in K. [BadVerwg. 1923, 55.) 


Abgedr. ZW. 1929, 2083. 


Thüringiſches Oberverwaltungsgericht. 
Berichtet von OVGR. Dr. Knauth, Jena. 
4. Konzeſſionspflicht von Bahnhofswirtſchaften. 5) 


Dem BeſchwF. iſt darin beizutreten, daß feine Wirtſchaft nicht 
unter den § 33 GewO. fällt. 

Die Entſch. dieſer Frage hängt allein davon ab, ob die Wirt⸗ 
ſchaft als „Bahnhofswirtſchaft“ zum Betriebe des Eifen- 
bahnunternehmens (der Reichsbahn) gehört. Denn wenn das 
der Fall iſt, finden auf fie nach 8 16 Abſ. 5 RBahn®. v. 30. Aug. 
1924 (RGBl. II, 272) die Vorſchriften der GewO., und beſonders 
alſo auch deren § 33, keine Anwendung. 

Die Wirtſchaft gehört aber zum Betriebe des Eiſenbahnunter⸗ 
nehmens, wenn ſie, wie das Kr. feſtgeſtellt hat, vorwiegend den 
Bedürfniſſen des Reiſeverkehrs zu dienen beſtimmt iſt und tatſäch⸗ 
lich dient. Denn wenn das der Fall iſt, hängt ſie, da ſie auf bahn⸗ 
eigenem Gelände, in den Räumen des Perſonenbahnhofs, betrieben 
wird, derart mit dem Betriebe des Eiſenbahnunternehmens zuſam⸗ 
men, daß ſie wirtſchaftlich eine Einheit mit ihm bildet, ein Beſtand⸗ 
teil des Eiſenbahnbetriebes ſelbſt iſt (ogl. Landmann⸗Rohmer, 
Gew., 8. Aufl., Anm. 10 zu $ 6 S. 122). 

Daß der BeſchwF. ſie als Pächter betreibt, ändert daran 
nichts. Denn als ſolcher iſt er zwar ſelbſtändiger Gewerbetreibender — 
Unternehmer (PrOVG. 80, 365). Aber er betreibt nicht eine Schank⸗ 
wirtſchaft gewöhnlicher Art, ſondern ein Unternehmen, das ſich wirt⸗ 
ſchaftlich als ein Beſtandteil eines Eiſenbahnbetriebes darſtellt, und 
iſt daher ebenſo Unternehmer eines Eiſenbahnbetriebes, 
wie dies der Pächter einer ganzen Eiſenbahnunternehmung iſt (nur 
mit dem Unterſchied, daß ſich fein Gewerbe auf einen Teil [Zweig] 
des Geſamtunternehmens beſchränkt). Denn wenn ſich ein 
Betrieb nach feiner objektiven Beſchaffenheit und Zweckbeſtim⸗ 
mung als Beſtandteil eines Eiſenbahnbetriebes darſtellt, ſo iſt und 


Zu 3. In dem Erk. wird die Frage geprüft, ob eine 
Nebenbahn zur Zahlung der im 89 BadStraßGG. von 1884 auf- 
geführten Beiträge verpflichtet ſei. Unter den gewerblichen Unter⸗ 
nehmungen, denen dieſe Verpflichtungen obliegen, werden die Eiſen⸗ 
bahnen nicht aufgeführt. Es fragt ſich, ob die Eiſenbahnen zu den 
in 89 aufgeführten „ſonſtigen Unternehmungen“ gehören, d. h. 
ob die Eiſenbahnen, einerlei ob ſie von Privaten, von AktG. oder 
von öffentlichen Körperſchaften (Staat, Gemeinde) betrieben werden, 
als gewerbliche Unternehmungen gelten. Dieſe Frage wird in ſehr 
ausführlicher zutreffender Begründung, gegen die nichts einzuwenden 
iſt, beſprochen (vgl. außer den in der Begründung aufgeführten 
Belegen auch Gleim, Das Recht der Eiſenbahn I, 58 ff.). Auf⸗ 
fallend iſt allerdings, daß die Eiſenbahnen nicht ausdrücklich ge⸗ 
nannt werden. Wenn auch in einer Vorſchrift vom Jahre 1831, 
aus der der 8 9 entnommen iſt, dieſe Nichterwähnung nicht auf⸗ 
fallen kann, weil es damals wenigſtens in Baden keine Eiſenbahnen 
gab, fo trifft dieſer Grund für die i. J. 1884 erlaſſene VO. doch 
nicht zu. Ob hier eine Flüchtigkeit des Geſetzgebers vorliegt, wird 
vielleicht zu prüfen ſein. 

Wenn alſo an ſich die Eiſenbahn zur Zahlung der Beiträge 
verpflichtet iſt, ſo ſteht dieſer Verpflichtung, wie im zweiten Teil der 
Begründung aufgeführt iſt, der $ 113 (3) Badcßem O. entgegen, weil 
die Vorteile, die der Gemeinde und ihren Einwohnern durch die 
Eiſenbahn zufließen, erheblich größer ſind, als die nach 89 Bad⸗ 
Straß. feſtzuſtellenden Beiträge. Auch gegen die Begründung dieſes 
Teils der Erk. iſt nichts einzuwenden. 


Wirkl. Geh. Rat Prof. Dr. v. der Leyen, Berlin. 


bleibt er das auch, wenn der ihn ausübende Gewerbetreibende nicht 
Eigentümer des Unternehmens, ſondern Pächter iſt. Das ſchließt 
nicht aus, daß ſich in dem einen oder anderen Falle die wirtſchaft⸗ 
liche Verbundenheit eines Hilfs⸗ oder Nebenbetriebes mit dem Haupt⸗ 
unternehmen nur aus der Identität der Unternehmer der beiden 
Betriebe herleiten läßt (vgl. RG. 1, 265: Käſerei als Nebenbetrieb 
der Landwirtſchaft). Und andererſeits reicht auch die bloße Tatſache, 
daß ein Gewerbebetrieb „den Intereſſen des Transportgewerbes einer 
Eiſenbahnunternehmung dient“, allerdings nicht aus, um ihn als Be⸗ 
ſtandteil des Eiſenbahnunternehmens erſcheinen zu laſſen (Schmöl⸗ 
ders: RVerwBl. u. PrVerwBl. 49, 498). Denn die Schankwirt⸗ 
ſchaft, die ein ſelbſtändiger Unternehmer auf eigenem Grund 
und Boden in unmittelbarer Nähe eines Bahnhofs betreibt, iſt 
gewiß ſelbſt dann nicht Teil des Eiſenbahnbetriebes, wenn ſie aus⸗ 
ſchließlich den Bedürfniſſen des Reiſeverkehrs dient, da ihr jeder 
wirtſchaftliche Zuſammenhang mit dem Eiſenbahnunternehmen fehlt. 
Und dasſelbe muß auch für ſolche Bahnhofsverkaufsſtellen gelten, 
die zwar vorwiegend oder ausſchließlich von Reiſenden benutzt wer⸗ 
den, aber nicht oder nicht hauptſächlich zur Befriedigung von Be⸗ 
dürfniſſen dienen, die während der Reiſe entſtehen oder hervortreten 
(vgl. BayOVG. bei Reger: 44, 162: Kleinhandel mit Branntwein 
in verſiegelten Flaſchen). Ein ſachlicher Zuſammenhang eines ſog. 
„Hilfsbetriebes“ mit dem Eiſenbahnunternehmen beſteht nur, wenn 
der Betrieb der Befriedigung des Reiſeverkehrs (nicht nur der 
Reiſenden!) dient, und dem Hauptunternehmen dadurch ein⸗ oder 
angegliedert iſt, daß er unter Benutzung von Einrichtungen oder 
Räumen des Hauptunternehmens ausgeübt wird. Aber wenn dies, 
wie bei der Wirtſchaft des BeſchwF., der Fall iſt, fo iſt der in Frage 
kommende Betrieb eben objektiv ein Beſtandteil des „Betriebes“ 
oder „Gewerbebetriebes der Eiſenbahnunternehmung“ und deshalb 
derjenige, der ihn für eigene Rechnung ausübt, Unternehmer eines 
Eiſenbahnlteil)betriebes .. 


(Thür., Urt. v. 17. Juli 1929, 0 107/28.) 


Die Seilerſchen Umwertungszahlen. 


nike Geldwertzahlen e e 
Juni 1,534 Bill. 80,5% 1,23 Bill. 
Juli 1,544 „ 81,0 % 12 
Auguft 1,540 „ 81,5 % 1,26 „ 
September 1,536 „ 82,0% N 


Zu 4. Durch § 16 Abſ. 5 RBahncg. vom 30. Aug. 1924 
(RGBl. II, 272) iſt die Anwendbarkeit der Vorſchriften der Gemd. 
auf den Betrieb der Deutſchen Reichsbahn ausgeſchloſſen. 
Die Frage, ob Nebenbetriebe der Reichsbahn (Bahnhofswirtſchaften, 
ebuchhandlungen, ⸗werkſtätten) i. S. dieſer Vorſchrift zum Betriebe 
der Reichsbahn gehören, iſt in den einzelnen Ländern verſchieden be⸗ 
antwortet worden. Schon 8 6 Gewd. ſchließt die Anwendung dieſes 
Geſetzes auf Eiſenbahnunternehmungen aus, ſo daß ſchon vor dem 
RBahnd. v. 30. Aug. 1924 eine Konzeſſionspflicht der Bahnhofs⸗ 
wirtſchaften, wie fie 8 33 Gewd. regelt, verneint wurde. Auch das 
RO. hat Bahnhofswirtſchaften und andere Verkaufsſtellen, die den 
Zweck erfüllen, dem Bedarfe der Reiſenden, insbeſ. ihrer Verſorgung 
mit Nahrungs⸗ und Genußmitteln während der Zeit ihrer Reiſe zu 
dienen, als Hilfsbetriebe des Eiſenbahnunternehmens angeſehen, ſo⸗ 
weit ſie auf Anordnung der Eiſenbahnverwaltung innerhalb ihrer 
Betriebsräume eingerichtet werden. Dabei wird vom NG. ausgeführt, 
daß es nicht darauf ankomme, ob etwa der betreffende Betrieb ſich 
innerhalb oder außerhalb der Bahnſperre abſpiele und ob die Mög⸗ 
lichkeit beſtehe, daß auch Nichtreiſende ſich der Einrichtung be⸗ 
dienen; entſcheidend ſei, ob die Eiſenbahnverwaltung bezweckt, durch 
ihre Einrichtungen den Bedürfniſſen der Reiſenden Rechnung zu 
tragen (Urt. v. 3. April 1924: RGSSt. 58, 137ff.). Ob die Eiſen⸗ 
bahnverwaltung die Bahnhofswirtſchaft in eigener Regie betreibt oder 
ſie verpachtet hat, macht u. E. keinen Unterſchied. Dem vorliegenden 
Urt. iſt daher beizupflichten. Auch andere Gerichte haben in dieſem 
Sinne entſchieden; u. a. hat das O8. Dresden (Beſchl. v. 18. März 
1925: SächſArchRfl. 2, 283) auf Verkaufsſtände innerhalb der Be⸗ 
triebsräume der Eiſenbahnverwaltung die Beſtimmungen der GewO. 
und damit der Ladenſchlußbeſtimmungen für unanwendbar erklärt. 


Syndikus Dr. Taeſchner, Leipzig. 


Rechtſprechung 


2847 


Aberſicht der Rechtſprechung. 


(Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen des Heftes.) 


A. 
Privatrecht. 
1. Materielles Recht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 


88 278, 831 BGB.; 9 8 KraftfGG. Der Halter einer Autodroſchke 
haftet aus dem Beförderungsvertrag, falls der von ihm zwecks Vor⸗ 
nahme einer Reparatur hinzugezogene Autoſchloſſer eine Probefahrt 
unternimmt und in Anſchluß daran einen Fahrgaſt gegen Entgelt auf⸗ 
nimmt und dieſer dann während der Fahrt einen Unfall erleidet. 
/// / u 2831! 

8 823 BGB. Haftung des Gaſtwirts für Gefahren, die durch das 
Beſtehenlaſſen veralteter Kellerzugänge gegeben ſind. Konkurrierendes 
Verſchulden des Geſchädigten. OLG. Jena. n 28323 

8 823 BGB. Von der Schiffsleitung ift zu fordern, daß von vorn⸗ 
herein für den Fall einer Störung der Lichtkabelleitung vorſchrifts⸗ 
mäßig brennende Reſerveöllampen bereitſtehen und im Fall einer Stö⸗ 
rung auch vorſchriftsmäßig gezeigt werden. RG. 28181 


— 22 


Reichshaftpflichtgeſetz. 
81 Rcaftpfl. Haftung der Eiſenbahn für Unfälle von Kindern 
auf Schulfahrten. Außergewöhnliche Sicherheitsmaßnahmen ſind er⸗ 
Free b u Mean 28152 


Eiſenbahnverkehrsordnung. 


88 73, 76, 98, 99, 100 EVD. v. 23. Dez. 1908; Art. 102ff. RV.; 
88 456, 469, 471 HGB.; Art. XV Mainzer Vereinbarungen. Haftungs⸗ 
verhältniſſe der Reichsbahn und der Regie bei Güterbeförderung auf 
gemiſchten Strecken. OLG. KG lll 28335 
Internat. übereinkommen zur einheitl. Feſtſtellung von Regeln 

über den Zuſammenſtoß von Schiffen v. 23. Sept. 1910. 


Von der Schiffsleitung iſt zu fordern, daß von vornherein für den 
Fall einer Störung der Lichtkabelleitung vorſchriftsmäßig brennende 
Reſerveöllampen bereitſtehen und im Fall einer Störung auch vor⸗ 
ſchriftsmäßig gezeigt werden. R. 28184 


2. verfahren. 
Zivilprozeßordnung. 


§ 811 Nr. 5 ZRD. Ein Kraftwagen, mit dem der Schuldner 
Lohnfuhren ausführt, iſt unpfändbar. K. 28357 


SEILZKD. Pfändbarkeit eines Kraftomnibus. LG. Altona 2843! 


B. 
Strafrecht. 
1. Materielles Recht. 


Strafgeſetzbuch. 


8 63 StGB. ſetzt voraus, daß es ſich um die Beteiligung an ein 
und derſelben Handlung handelt. OLG. Frankfurt 283815 

88 185, 193 StB. Sagt jemand zu einem Verkehrspoſten, er könne 
den Verkehr nicht regeln, er müſſe dies erſt lernen und zeigt hierbei an 
feine Stirn, fo verſagt hinſichtlich der Geſte der Schutz des $ 193 StGB. 
nicht ohne weiteres. OLG. Dresden 283558 

§ 193 StGB. Das Intereſſe an pünktlicher Beförderung durch die 
Eiſenbahn iſt für den Reiſenden ein berechtigtes i. S. 5 193 StGB. 
Der Reiſende hat ein Recht zur Kritik. Die Beſtrafung des Beleidigers 
hängt nicht davon ab, ob der Beleidigte das Gefühl hatte, beleidigt 
zu ſein. OLG. Dresden 28365 

88 222, 230 StGB. Die Fahrläſſigkeit eines Kraftwagenführers, 
der in harmloſer Lage infolge Schrecklähmung einen Unfall verurſacht, 
kann darin gefunden werden, daß er ſich mit dem Kraftfahren befaßt, 
obwohl er weiß oder bei gehöriger Aufmerkſamkeit wiſſen kann, daß er 
den Anforderungen an Geiſtesgegenwart, die an einen Kraftwagen⸗ 
führer geſtellt werden müffen, nicht gewachſen iſt. RB. . . . 28227 


8 222 StGB. Fahrläſſigkeit eines Kraftwagenführers kann nicht 
darin erblickt werden, daß er einem nachfolgenden Wagen ein Überholen 
e it,, 28225 

8 230 StGB.; 824 KraftfVerkV O. Umfang der Sorgfaltspflicht 
des Kraftfahrers. Bedeutung des Vorfahrtsrechts. BayObsGG. 28272 

8230 StGB. Ein Kraftwagenführer braucht nicht mit jeder 
Kopfloſigkeit anderer Wegebenutzer zu rechnen. Vorherſehbarkeit iſt 
Erfordernis des Fahrläſſigkeitsbegriffs. OLG. Kiel. 283918 

§ 230 Steh B. Unvorhergeſehene Unbeſonnenheiten Dritter find 
vom Kraftfahrer nicht in Rechnung zu ſtellen. Überſpannung der Sorg⸗ 
f ee en ee 284019 

88 316, 59 StGB. Fahrläſſige Gefährdung eines Eiſenbahntrans⸗ 
ports. Gefährdung durch weſentliche Steigerung einer beſtehenden, 
nicht vom Täter herbeigeführten geringeren Gefahr. Vorausſehbarkeit 
des allgemeinen Verlaufs. RRõ . 28236 


Kraftfahrzenggeſetz. 
84 Kraftfcö. Entziehung des Führerſcheins anläßlich Beſtrafung 
wegen Sittlichkeitsverbrechens. Pro VG ite 28452 


84 RKraftſch. Es iſt zuläſſig, die Wiedererteilung der Fahr⸗ 
erlaubnis von der nochmaligen Ablegung einer Prüfung abhängig zu 
e 00a ago oo 28451 

86 Kraftfch. Über den Begriff: Straßenkreuzung mit Verkehrs⸗ 
regelung. Bay Obs. 28241 

8 6 KraftfG.; 5 30 KraftfVerkV O. Befugnis der Polizeibehörden 
zum Erlaß von Pol VO. auf dem Gebiet des Kraftfahrzeugweſens. 
r ee ne 28242 

8 7 Kraftfc. Überläßt eine Fabrik ein Kraftfahrzeug einem ande⸗ 
ren, um deſſen Erfindungen auszuprobieren, dann ſind beide als Hal⸗ 
ter des Fahrzeugs anzuſehen. OLG. Stuttgart 28348 

8 8 KraftfG.; $ 278, 631 BOB. Der Halter einer Autodroſchke 
haftet aus dem Beförderungsvertrag, falls der von ihm zwecks Vornahme 
einer Reparatur hinzugezogene Autoſchloſſer eine Probefahrt unter⸗ 
nimmt und in Anſchluß daran einen Fahrgaſt gegen Entgelt aufnimmt 
und dieſer dann während der Fahrt einen Unfall erleidet. KG. 2831“ 

89 Kraftſcc. Mitwirkendes Verſchulden des Verletzten. Ein 
Radfahrer, der nur einen Arm zum Lenken ſeines Rades frei hat, iſt 
verpflichtet, beſonders vorſichtig und langſam zu fahren. OLG. 350 

283 

$ 19 Krajtjb. Bei der Fahrt mit einem Kraftwagen durch das 
lärmende Gedränge eines Jahrmarktes dürfen laute, das Lärmen 
übertönende und ſo von den Jahrmarktsbeſuchern deutlich vernehm⸗ 
bare Hupenzeichen auf keinen Fall unterbleiben. Sie können nicht durch 
Erhohung des Motorgeräuſches des Wagens erſetzt werden. Baß 

282 

§ 21 Kraftſcz.; 524 KraftfVerkVO. Die Vorausſetzungen des 
Vorfahrtsfalles ſind rein objektiv zu beurteilen; es fragt ſich nur, 
ob an einer Straßenkreuzung oder -einmündung zwei Kraftfahrzeuge 
in der Weiſe zuſammenkommen, daß Gefahr beſteht, ſie könnten zu⸗ 
ſammenſtoßen, wenn ſie ihre Fahrtrichtung und Fahrgeſchwindigkeit 
nicht ändern. Der aus dem Seitenwege kommende Fahrzeugführer, 
der ein für allemal verpflichtet iſt, einem auf dem Hauptverkehrswege 
derart in der Nähe befindlichen Kraftfahrzeuge die Vorfahrt zu laſſen, 
iſt naturnotwendig auch gehalten, ſich im einzelnen Falle zu vergewiſſern, 
ob für ihn ein tatſächlicher Anlaß beſteht, einen anderen vorfahren zu 
F SE eaasnacnwas 2828⁴ 


Verordnung über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 


88 4 Abſ. 1 Nr. 5, 11 Abſ. 1 Kraftf Berk. Die Vorſchriften der 
VO. über die Beleuchtung gelten auch für Kraftfahrzeuge, die auf der 
Straße (wenn auch auf einem Parkplatz) halten. Die Beleuchtung des 
Kraftfahrzeugs durch ſeine eigenen Laternen iſt unnötig, wenn es ſchon 
auf andere Weife, z. B. durch eine Straßenlaterne, vollſtändig wie durch 
feine eigenen Lichter beleuchtet wird. OLG. Jena 283917 

88 4 Ziff, 5, 11 KraftfVer Bo. In Verkehr befindliche Kraft⸗ 
wagen müſſen auch dann die vorgeſchriebene Beleuchtung zeigen, 
wenn ſie durch eine fremde Lichtquelle erhellt werden. OLG Dresden. 

283610 

84 Ziff. 5 KraftfVerkVd. Stehende Kraftfahrzeuge find auch bei 

Vorhandenſein anderer Lichtquellen zu beleuchten. OLG. Dresden. 
283 7¹ 

84 Abſ. 1 Nr. 5 KraftfVerkVo. Zur Beleuchtungspflicht von 

ſtehenden Kraftfahrzeugen, insbeſondere an Parkplätzen. Bay ObLch. 


28295 


2848 


§ 16 SrafifBert®d. Nach $16 KraftfVeriBdD. trifft den Führer 
des Kraftfahrzeugs die Verantwortung für den vorſchriftsmäßigen 
Zuſtand der Ladung auch dann, wenn er das Aufladegeſchäft nicht 
ſelbſt beſorgt, dieſes vielmehr von anderen, ſeiner Leitung und Beauf⸗ 
ſichtigung nichtunterſtellten Perſonen vorgenommen wird. 2 

88 16, 32, 40, 50 KraftfBerf®D. Die durch Art. II unter 5 Abſ. 2 
Kraftf VerkVO. v. 16. März 1928 beſtimmte Schonfriſt kommt für 
ſolche Wagen nicht in Betracht, deren Bereifung ſchon den vorher 
geltenden Vorſchriften nicht entſprach. OLG. Dresden. . . . 283712 

817 Abſ. 1 KraftfVerkVo. beruht auf der Erwägung, daß nach 
dem heutigen Stande der Technik jede beläſtigende Rauchentwicklung 
eins Kraftfahrzeugs vermieden werden kann, und iſt zwingender 
Natur Bases ss ee 283058 

9 17 Abſ. 1 KraftfBerkVd. Rückwärtsſtoßen beim Anfahren kann 
eine Fahrläſſigkeit des Führes darſtellen. OLG. Dresden . 283713 

$ 18 Abſ. 3 KraftfVerkVd. Irrtum über den Begriff des ge⸗ 
ſchloſſenen Ortsteils iſt zu beachten. OLG. Königsberg. . . 284120 

§ 21 b Abſ. 4 (jetzt: 23) KraftfVerksd. Der Begriff der unüber⸗ 
ſichtlichen Wegſtelle deckt ſich nicht vollſtändig mit dem der Behinderung 
des Überblickes über die Fahrbahn i. S. des $ 18 Abſ. 2 Kraftf VerkVO.; 
er hat nur die durch die objektive Beſchaffenheit der Wegſtelle ver⸗ 
urſachte Behinderung des Überblicks im Auge, nicht auch wie in $18 
Abſ. 2 die Unüberſichtlichkeit infolge einer augenblicklichen Verkehrs⸗ 
lage Bahdbsgs, RE ER 28285 

$ 21 0 KraftfVerkBd. Stellungnahme des RG. zur Frage, unter 
welchen Vorausſetzungen das Vorfahrtsrecht im Kraftfahrzeugverkehr 
in Anſpruch genommen werden darf. R .... 2816 

5 24 KraftfBerk8d. Die Vorausſetzungen des Vorfahrtsfalles 
ſind rein objektiv zu beurteilen. Der aus dem Seitenwege kommende 
Fahrzeugführer, der ein für allemal verpflichtet ift, einem auf dem 
Hauptverkehrswege in der Nähe befindlichen Kraftfahrzeuge die Vor⸗ 
fahrt zu laſſen, iſt naturnotwendig gehalten, ſich im einzelnen Fall zu 
vergewiſſern, ob für ihn ein tatſächlicher Anlaß beſteht, einen anderen 
vorfahren zu laſſen, und die Einfahrt zu unterlaſſen, ſolange er ſich 
nicht dieſe Gewißheit verſchafft hat. Bay obs... 28302 

9 24 KraftfVertVd. bezieht ſich nicht auf Fahrzeuge, die in einer 
Straße aufeinander zufahren und von denen eines die Fahrbahn 
des anderen ſchneidet, er gilt nur für Fahrzeuge, die ſich in einander 
kreuzenden Straßen begegnen. OLG. Jena. 28322 

8 24 SraftfVert®n.; 521 KraftfG. Die Vorausſetzungen des Vor⸗ 
fahrtsfalles find rein objektiv zu beurteilen; es fragt fich nur, ob an einer 
Straßenkreuzung oder einmündung zwei Kraftfahrzeuge in der Weiſe 
zuſammenkommen, daß Gefahr beſteht, ſie könnten zuſammenſtoßen, 
wenn ſie ihre Fahrtrichtung und Fahrgeſchwindigkeit nicht ändern. 
Der aus dem Seitenwege kommende Fahrzeugführer, der ein für alle⸗ 
mal verpflichtet iſt, einem auf dem Hauptverkehrswege derart in der 
Nähe befindlichen Kraftfahrzeuge die Vorfahrt zu laſſen, iſt natur⸗ 
notwendig auch gehalten, ſich im einzelnen Falle zu vergewiſſern, ob 
für ihn ein tatſächlicher Anlaß beſteht, einen anderen vorfahren zu 
laſſen, Bay sbs. A RE 2828⁴ 

$ 24 KraftfVerksd.; $ 230 ELGB. Umfang der Sorgfaltspflicht 
des Kraftfahrers. Bedeutung des Vorfahrtsrechts. Bay Obe G.. . 28273 

8 27 KraftfVerksd. Der Beſtand und die Verbindlichkeit eines 
durch Hochhalten oder ſeitliches Ausſtrecken eines oder beider Arme 
gegebenen Haltezeichens dauert nicht etwa nur ſo lange, als der Polizei⸗ 
beamte den Arm oder beide Arme in dieſer Lage hält und erlöſchen 
nicht etwa, ſobald der Zeichengebende den Arm oder die beiden Arme 
ſinkenstaßt Baysb ess 283010 

$ 28 Abſ. 1 Satz 2 KraftVerkVd. verbietet die Aufſtellung zum 
Stillſtand gelangender Kraftwagen an ſcharfen Wegkrümmungen. 
Bah sbs , ee DE enge or RE 283011 

3 30 KraftfVerkBd. v. 16. März 1928. Gegenüber den reichs⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen, welche die Faſſung des $ 23 Bund RVO. 
v. 3. Febr. 1910 geändert haben, haben frühere gemeindepolizeiliche 
Vorſchriften, die einen Weg „um die Sicherheit des Verkehrs willen“ 
ſperrten, für den Kraftwagenverkehr keine Gültigkeit mehr. OLG. 
Dresden 0 RE 283814 

8 30 Kraftf Verk.; 56 KraftfG. Befugnis der Polizeibehörden 
zum Erlaß von Pol VDO. auf dem Gebiet des Kraftfahrzeugweſens. 
Bay b.. 28242 
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2. Verfahren. 


Strafprozeßordnung. 


$ 127 StPO. Ein vorſchriftswidrig fahrender Kraftwagen kann 
auf Grund des 127 StPO. (vorläufige Feſtnahme) von jedermann 
angehalten werden. OG. Hamburg. 284222 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


88 264, 266 Abf. 1 EIFD. Tragweite und Bedeutung des 3 264. 
O Dresden;; N N 284221 


Steuerrecht. 
Umſatzſteuergeſetz. 


82 Nr. 5 UmſstG. 1926. Der Fährbetrieb mit Ausnahme des 
Eiſenbahnfährbetriebs iſt umſatzſteuerpflichtig. RR. 28441 
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Sonſtiges öffentliches Recht. 
1. Reich. 
Reichs verfaſſung. 


Art. 131 RVerf.; 9 4 PrStaatshaftGG. vom 1. Aug. 1909; Rceſ. 
v. 29. Juli 1921 betr. Übergang der Waſſerſtraßen von den Ländern 
auf das Reich. 1. Art. 131 RVerf., der dem Art. 4 PrStaatshaftG. v. 
1. Aug. 1909 nachgebildet ift, läßt, wie dieſe Vorſchrift, die Haftung 
grundſätzlich abhängen von dem Anſtellungsakt; es entſcheidet die 
Ernennung des Beamten darüber, in weſſen Dienſt er ſteht, und 
wer deshalb für ſeine Amtsvergehen haftet. Es iſt rechtlich nicht von 
Bedeutung, weſſen Hoheitsrechte der Beamte im Einzelfall ausgeübt 
hat. 2. Die Hafenpolizeiverwaltung in Königsberg iſt eine mit der 
Erfüllung von Reichsaufgaben betraute preuß. Landesbehörde. Die 
ihr angehörigen Beamten werden von Preußen ernannt. Für ihre 
Amtsvergehen haftet daher Preußen. 3. Ob die Länder wegen ihrer 
Aufwendungen für Verſchulden ihrer Beamten bei Verwaltung der 
Reichswaſſerſtraßen einen Rückgriffsanſpruch gegen das Reich haben, 
bleibt üer 28205 


Gewerbeordnung. 


833 Gewd. Konzeſſionspflicht von Bahnhofswirtſchaften. Thür⸗ 
VGS 8 248 


Wahlordnung für die Betriebsvertretung bei der 
Reichsbahn. 


88 2 Abſ. 2, 6 Wahld. f. d. Betriebs vertretungen bei der Reichs⸗ 
bahn v. 15. Dez. 1924; § 188 Abſ. 1 BGB. Ende einer nach Tagen 
berechneten Friſt für Einreichung von Wahlvorſchlägen. RArbch. 28432 


Lohntarifvertrag für die Arbeiter der Reichsbahn. 


$ 10 LohnTarVertr. f. d. Arbeiter der Reichsbahn. Anderung 
der Leiſtungsfähigkeit als vertragliche Vorausſetzung für anderweite 
Lohnfeſtſetzung muß in der Perſon des Arbeiters gegeben ſein; Steige⸗ 
rung der Dienttichen Anforderungen ergibt keine Minderung der Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit in dieſem Sinne. RArbG 28431 
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Reichs verſicherungsordnung. 
(. S. 2844.) 


Mainzer Abkommen. 


Art. XV Mainzer Vereinbarungen; Art. 102 ff. RV.; 88 456, 469, 
471 HGB.; 85 73, 76, 98, 99, 100 EVO. v. 23. Dez. 1908. Haftungs⸗ 
verhältniſſe der Reichsbahn und der Regie bei Güterbeförderung auf 
gemiſchten Strecken. OLG. Köln 28335 


2. Länder. 
Preußiſches Enteignungsgeſetz. 
Preuß. Geſetz über die Eiſenbahnunternehmungen. 


$ 1 EnteigG. v. 11. Juni 1874; 8 42 PrGeſ. über die Eiſenbahn⸗ 
unternehmungen v. 3. Nov. 1838. Recht des Staates auf Erwerb 
der Eiſenbahn vom Konzeſſionsinhaber. Natur dieſes Rechts. Nach 
preuß. Recht iſt bei zwangsweiſer Eigentumsentziehung durch den 
Staat der Rechtsweg nur für die Bemeſſung der Höhe der Entſchädi⸗ 
gung, dagegen nicht für die Verwirklichung der Enteignung zuläſſig. 
Zur Ausübung des ſtaatlichen Erwerbsrechts iſt außer der im Geſetz 
vorgeſehenen Ankündigung eine beſondere Übernahmeerflärung er⸗ 
forderlich RPG . ee N 2812 


Bad. Straßengeſetz. 


89 Badstraßc̃. Beitragspflicht von Eiſenbahnunternehmungen 
für den Neubau, die Hauptverbeſſerung und Unterhaltung von Gemein⸗ 
dewegen. Eiſenbahnunternehmungen ſind Gewerbebetriebe. 72 
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